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Bundeskabinett: Regierungsentwurf eines Gesetzes zur steuerlichen Freistellung des Existenz-

minimums 2024  

Das Bundeskabinett hat am 24.07.2024 den Regierungsentwurf eines Gesetzes zur steuerlichen 

Freistellung des Existenzminimums 2024 beschlossen. Damit soll rückwirkend zum 01.01.2024 der 

in den Einkommensteuertarif integrierte Grundfreibetrag um € 180 auf € 11.784 und der Kinder-

freibetrag um € 228 auf € 6.612 erhöht werden. Die sozialrechtlichen Regelbedarfe seien stäker 

gestiegen als prognostiziert. Dies wirke sich auf die Höhe des steuerfrei zu stellenden Existenzmi-

nimums aus. 

Um einen Korrekturaufwand für Millionen Entgeltabrechnungen zu vermeiden, sieht der Gesetz-

entwurf die Umsetzung im Rahmen der sog. Dezemberlösung vor. Das heißt: 

› In § 52 Abs. 32a Satz 1 EStG wird festgelegt, dass der geänderte Einkommensteuertarif beim

Steuerabzug vom Arbeitslohn erstmals auf den laufenden Arbeitslohn anzuwenden ist, der für

einen nach dem 30.11.2024 endenden Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird. Entsprechendes

gilt für sonstige Bezüge, die nach dem 30.11.2024 zufließen.

› Die Lohnsteuerberechnungen für die Lohnabrechnungszeiträume Januar 2024 bis November

2024 bleiben damit unverändert. Die Regelung des § 41c Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 zweiter Teilsatz

und Satz 2 EStG, nach der der Arbeitgeber bei rückwirkender Gesetzesänderung grundsätzlich

zur Änderung des Lohnsteuerabzugs verpflichtet ist, greift daher nicht.

› Die lohnsteuerliche Berücksichtigung der steuerlichen Entlastung für 2024 erfolgt bei der

Lohn-, Gehalts- bzw. Bezügeabrechnung für Dezember 2024 (Nachholung, § 52 Abs. 32a Satz 2

EStG).

› Es werden von der Finanzverwaltung gesonderte Programmablaufpläne aufgestellt, die dies

berücksichtigen (§ 52 Abs. 32a Satz 3 EStG).

Das Gesetzgebungsverfahren muss schnell abgeschlossen werden. Die Stellungnahme des Bun-

desrats zum Regierungsentwurf ist voraussichtlich am 27.09.2024 zu erwarten.  

Bundeskabinett: Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Fortentwicklung des Steuerrechts und 

zur Anpassung des Einkommensteuertarifs (Steuerfortentwicklungsgesetz – SteFeG) 

Das Bundeskabinett hat am 24.07.2024 auch den Regierungsentwurf eines Steuerfortentwick-

lungsgesetzes (SteFeG) beschlossen. Grundlage dazu war der Referentenentwurf eines zweiten 

Jahressteuergesetzes 2024 (JStG 2024 II), vgl. TAX WEEKLY # 25/2024. Die Namensänderung er-

folgte nun im Zuge des Regierungsentwurfs. 

Inhaltlich hervorzuheben sind folgende steuerliche Regelungen bzw. Regelungsbereiche: 

› Anpassungen des Einkommensteuertarifs

- Anhebung des in den Einkommensteuertarif integrierten Grundfreibetrags um € 300 auf

€ 12.084 im Jahr 2025 und ab 2026 Anhebung um € 252 auf € 12.336 zur Freistellung des

Existenzminimums.

- Anhebung des steuerlichen Kinderfreibetrags für den Veranlagungszeitraum 2025 um € 60

auf € 6.672 und ab dem Veranlagungszeitraum 2026 Anhebung um € 156 auf € 6.828 eben-

falls zur Freistellung des Existenzminimums.



T A X  W E E K L Y  

# 2 7  |  2 6 . 0 7 . 2 0 2 4  

Seite 3 von 7 

 

- Anpassung der übrigen Eckwerte des Einkommensteuertarifs für die Veranlagungszeiträume 

2025 und ab 2026 (mit Ausnahme des Eckwerts der sog. „Reichensteuer“) zum Ausgleich der 

sog. kalten Progression. 

- Anhebung der Freigrenzen beim Solidaritätszuschlag für die Veranlagungszeiträume 2025 

und ab 2026. 

› Aufträge aus dem Koalitionsvertrag 

- Überführung der Steuerklassen III und V in das Faktorverfahren ab 2029. 

- Einführung einer Mitteilungspflicht über innerstaatliche Steuergestaltungen. 

- Anpassungen bei den Regelungen zur Gemeinnützigkeit: Dabei soll verlässlich und transpa-

rent klargestellt werden, dass steuerbegünstigte Körperschaften auch zu tagespolitischen 

Themen Stellung beziehen dürfen, ohne dass sie ihre Gemeinnützigkeit gefährden. Außerdem 

wird eine Regelung zu Photovoltaikanlagen für gemeinnützige Organisationen aufgenom-

men. 

› Weitere Maßnahmen 

- Anhebung des Kindergelds ab Januar 2025 von € 250 auf € 255 monatlich. Außerdem soll ge-

regelt werden, dass das Kindergeld ab 2026 regelmäßig entsprechend der prozentualen Ent-

wicklung der Freibeträge für Kinder angepasst wird. Dementsprechend soll das Kindergeld 

mit Wirkung zum 01.01.2026 um weitere € 4 von € 255 auf € 259 im Monat für jedes Kind an-

gehoben werden. 

- Erhöhung des Sofortzuschlags im SGB II, SGB XII, SGB XIV, AsylbLG und BKGG um € 5 auf 

€ 25 mit Wirkung zum 01.01.2025. 

- Steuerbefreiung der neu gegründeten Stiftung Generationenkapital, aus deren Überschüssen 

ein Finanzierungsbeitrag zur allgemeinen Rentenversicherung geleistet werden soll.  

- Digitalisierung der Sterbefallanzeigen: Mit der elektronischen Übermittlung der Sterbefallan-

zeigen an die Erbschaftsteuer-Finanzämter soll nicht nur der Versand von Papier reduziert, 

sondern auch eine möglichst medienbruchfreie Verarbeitung der übermittelten Informatio-

nen erreicht werden. 

- Anpassungen aufgrund der Rechtsprechung des EuGH zur Gewährung von Kindergeld und 

von Freibeträgen für Kinder an Unionsbürger. 

› Umsetzung von ersten Maßnahmen der Wachstumsinitiative 

In den Regierungsentwurf wurden nun auch erste Maßnahmen der Wachstumsinitiative (vgl. 

TAX WEEKLY # 25/2024) aufgenommen: 

- Die Reform der Sammelabschreibungen soll durch den Einstieg in die Gruppen- bzw. Pool-

Abschreibung umgesetzt werden. Mit dieser Maßnahme soll ein einfaches, bürokratiearmes 

und digitalisierungstaugliches Abschreibungsinstrument zur Verfügung gestellt werden. 

- Die degressive Abschreibung soll für im Zeitraum 2025 bis 2028 angeschaffte oder herge-

stellte bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens fortgeführt und wieder auf das 

Zweieinhalbfache der linearen Abschreibung, höchstens 25 %, angehoben werden. 
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- Enthalten ist nun auch eine Regelung zur Forschungszulage, nach der der Bemessungsgrund-

lagenhöchstbetrag für nach dem 31.12.2024 entstandene förderfähige Aufwendungen auf

€ 12 Mio. angehoben werden soll.

Die Stellungnahme des Bundesrats zum Regierungsentwurf ist voraussichtlich am 27.09.2024 zu 

erwarten. Die Zustimmung im Bundesrat erscheint im Hinblick auf den erneuten Versuch, eine Mit-

teilungspflicht über innerstaatliche Steuergestaltungen einzuführen, zumindest fraglich.  

BFH: Rückstellung für Altersfreizeit 

Der BFH hatte mit Urteil vom 05.06.2024 (IV R 22/22) zu entscheiden, ob eine Rückstellung für un-

gewisse Verbindlichkeiten bei der Gewährung von Altersfreizeit zu bilden ist. 

Im Streitfall stand den Arbeitnehmern der Klägerin, einer Personengesellschaft in der Rechtsform 

der OHG, zusätzliche bezahlte Freizeit von zwei Arbeitstagen je vollem Jahr ihrer Betriebszugehö-

rigkeit zu, soweit sie dem Betrieb mindestens zehn Jahre ununterbrochen zugehörig waren und 

das 60. Lebensjahr vollendet hatten. Vor diesem Hintergrund passivierte die Klägerin in der Steu-

erbilanz zum 31.12.2016 eine Rückstellung für Altersfreizeit in Höhe von € 337.900.  

Hingegen vertrat das Finanzamt im Rahmen einer steuerlichen Außenprüfung für die Jahre 2013 

bis 2016 die Auffassung, dass die Voraussetzungen für die Bildung einer Rückstellung für unge-

wisse Verbindlichkeiten nicht erfüllt seien. Insbesondere liege kein Erfüllungsrückstand seitens 

der Klägerin gegenüber ihren Arbeitnehmern vor, da diese keine Mehrleistungen erbracht hätten, 

wie beispielsweise in der Ansparphase im Rahmen einer Altersteilzeitvereinbarung. Demgegen-

über ließ das Finanzgericht die Bildung einer Verbindlichkeitsrückstellung zu, da ein entsprechen-

der Erfüllungsrückstand aufgebaut worden sei.  

Nunmehr hat der BFH die Auffassung des Finanzgerichts bestätigt, wonach für die Verpflichtung 

der Klägerin zur Gewährung von Altersfreizeit in der Steuerbilanz auf den 31.12.2016 eine – der 

Höhe nach unstreitige – Rückstellung für ungewisse Verbindlichkeiten zu passivieren sei. Voraus-

setzung für deren Bildung sei das Bestehen einer nur ihrer Höhe nach ungewissen Verbindlichkeit 

oder die hinreichende Wahrscheinlichkeit des künftigen Entstehens einer Verbindlichkeit dem 

Grunde nach – deren Höhe zudem ungewiss sein könne – sowie ihre wirtschaftliche Verursachung 

in der Zeit vor dem Bilanzstichtag. Zudem müsse der Schuldner ernsthaft mit seiner Inanspruch-

nahme rechnen.  

Der gesetzlich nicht definierte Begriff des hier für eine Rückstellung für ungewisse Verbindlichkei-

ten erforderlichen Erfüllungsrückstands bilde Verpflichtungen zur Erbringung von seitens des Ver-

tragspartners durch dessen erbrachte Vorleistung erdienten und am Bilanzstichtag rückständigen 

Gegenleistungen im synallagmatischen und zeitlichen Rahmen eines Dauerschuldverhältnisses ab. 

Dabei sei die Frage nach dem Vorliegen eines Erfüllungsrückstands nicht ausschließlich nach bür-

gerlichem Recht zu beurteilen. Vielmehr müsse auch eine an den wirtschaftlichen Gegebenheiten 

orientierte Betrachtung zugrunde gelegt werden. Danach setze das Vorliegen eines Erfüllungs-

rückstands voraus, dass mit der nach dem Vertrag geschuldeten zukünftigen Leistung nicht nur 

an Vergangenes angeknüpft, sondern Vergangenes abgegolten werde. 

Im Streitfall liege die wirtschaftliche Verursachung der zurückgestellten (ungewissen) Verbindlich-

keit in der Zeit vor dem Bilanzstichtag (31.12.2016) wegen des vorliegenden Erfüllungsrückstands 

vor. Durch die Anknüpfung an die Dauer der Betriebszugehörigkeit handele es sich bei der Alters-

freizeit um ein Entgelt für während dieser Zeit erbrachte Arbeitsleistungen. Die Arbeitnehmer hät-

ten dadurch eine Vorleistung erbracht, während demgegenüber die Klägerin ihre Gegenleistung 
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in Gestalt der Gewährung von Altersfreizeit noch erbringen müsse. Mithin habe sie am Bilanzstich-

tag weniger geleistet, als sie nach dem Arbeitsvertrag zu leisten verpflichtet sei. Insofern befinde 

sich die Klägerin in einem Erfüllungsrückstand.  

Der auf diese Weise entstandene Erfüllungsrückstand werde sukzessive mit jedem abgelaufenen 

Jahr der Betriebszugehörigkeit der Arbeitnehmer aufgebaut, was zu einer kontinuierlich zu bilden-

den Rückstellung führen müsse. Dementsprechend stehe es der Rückstellungsbildung auch nicht 

entgegen, wenn die Mindestbetriebszugehörigkeit und/oder die Altersgrenze im Hinblick auf ein-

zelne Arbeitnehmer noch nicht erreicht sei. 

Vor diesem Hintergrund führe auch der Einwand des Finanzamts, ein Arbeitnehmer, der seit 30 

Jahren im Betrieb der Klägerin arbeite, profitiere vor Vollendung des 60. Lebensjahres nicht von 

der Altersfreizeit, wenn der Betrieb eingestellt und das Arbeitsverhältnis beendet werde, nicht zu 

einer anderen Beurteilung. Denn die Auffassung des Finanzamts verkenne in diesem Zusammen-

hang die Geltung des Grundsatzes der Unternehmensfortführung (§ 252 Abs. 1 Nr. 2 HGB). We-

gen des Maßgeblichkeitsprinzips (§ 5 Abs. 1 Satz 1 EStG) sei dieser auch für die steuerliche Ge-

winnermittlung anzuwenden und zwar sowohl für die Bewertung als auch für die Bilanzierung 

dem Grunde nach.  

Die Rückstellung wegen ungewisser Verbindlichkeiten in Gestalt eines Erfüllungsrückstands we-

gen Altersfreizeit sei auch in der Höhe zutreffend ermittelt worden. Insbesondere habe die Kläge-

rin die gebotene Abzinsung der Rückstellung (§ 6 Abs. 1 Nr. 3a Buchst. e EStG) und den nach der 

Rechtsprechung erforderlichen Fluktuationsabschlag berücksichtigt. 
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Alle am 25.07.2024 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (V)  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

IV R 22/22 05.06.2024 Rückstellung für Altersfreizeit 

IX R 12/23 20.02.2024 

Zur Berücksichtigung von Verlusten nach § 17 Abs. 4 EStG 

und § 20 Abs. 2 EStG - Kein Wahlrecht bezüglich der BFH-

Vertrauensschutzregelung 

V R 50/20 18.04.2024 
Betrieb gewerblicher Art (BgA) gemäß § 4 Abs. 1 des Körper-

schaftsteuergesetzes (KStG) - Einnahmeerzielungsabsicht 

V R 2/24 14.03.2024 

Zuordnung von erstmalig zuzurechnendem Einkommen einer 

Organgesellschaft im Rahmen der Spartenrechnung des Or-

ganträgers 

VII R 16/21 20.02.2024 
Haftung eines vorläufigen Sachwalters als Verfügungsberech-

tigter gemäß § 35 AO 

VIII R 9/21 08.05.2024 

Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 26a EStG für eine nebenberufli-

che ehrenamtliche Tätigkeit als Aufsichtsrat einer kommuna-

len GmbH 

XI R 16/20 08.05.2024 
Zur umsatzsteuerrechtlichen Behandlung von Zusatzvergütun-

gen für in der Vergangenheit überlassene Urheberrechte 

 

Alle am 25.07.2024 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (NV)  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

IV R 19/21 24.04.2024 Isolierte Aufhebung eines Wirkhinweises 

XI B 29/24 04.07.2024 

Verfahrensrecht: Keine Beschwerde gegen einen PKH-Ableh-

nungsbeschluss, gegen einen Verweisungsbeschluss und ge-

gen die Ablehnung einer Protokollberichtigung 

 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410130/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410128/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410124/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410125/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410126/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410127/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410129/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450107/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450109/
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Gesetzentwurf 


der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zur steuerlichen Freistellung des Existenzmini-
mums 2024 


A. Problem und Ziel 


Aufgrund eines Beschlusses des Deutschen Bundestags vom 2. Juni 1995 (siehe BT-
Drs. 13/1558 vom 31. Mai 1995 und Plenarprotokoll 13/42 vom 2. Juni 1995) legt die Bun-
desregierung alle zwei Jahre einen Bericht über die Höhe des von der Einkommensteuer 
freizustellenden Existenzminimums von Erwachsenen und Kindern (Existenzminimumbe-
richt) vor. Auf Grundlage der Ergebnisse des 14. Existenzminimumberichts vom 2. Novem-
ber 2022 sowie des 5. Steuerprogressionsberichts vom 2. November 2022 wurden der 
Grundfreibetrag und der Kinderfreibetrag für das Jahr 2024 bereits durch das Inflationsaus-
gleichsgesetz vom 8. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2230) angepasst. 


Zum 1. Januar 2024 sind die sozialrechtlichen Regelbedarfe jedoch stärker als noch im 
14. Existenzminimumbericht prognostiziert gestiegen (vgl. Regelbedarfsstufen-Fortschrei-
bungsverordnung 2024, RBSFV 2024, BR-Drs. 454/23). Dies wirkt sich auf die Höhe des 
steuerfrei zu stellenden sächlichen Existenzminimums für das Jahr 2024 aus. Nach Aktua-
lisierung der Datenbasis infolge der höheren Fortschreibung der sozialrechtlichen Regelbe-
darfe ergibt sich ein Anpassungsbedarf bei den steuerlichen Freibeträgen zur Freistellung 
des sächlichen Existenzminimums von Erwachsenen bzw. Kindern. 


B. Lösung 


Mit der weiteren Anhebung des in den Einkommensteuertarif integrierten Grundfreibetrags 
um 180 Euro auf 11 784 Euro wird die steuerliche Freistellung des Existenzminimums der 
einkommensteuerpflichtigen Bürgerinnen und Bürger für das Jahr 2024 sichergestellt.  


Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts darf bei der Besteuerung von 
Familien ein Einkommensbetrag in Höhe des sächlichen Existenzminimums eines Kindes 
zuzüglich der Bedarfe für Betreuung und Erziehung oder Ausbildung nicht besteuert wer-
den. Der steuerliche Kinderfreibetrag wird für das Jahr 2024 entsprechend um 228 Euro auf 
6 612 Euro angehoben. 


C. Alternativen 


Keine. 


D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 


(Steuermehr- / -mindereinnahmen (–) in Mio. Euro) 


Gebietskörper-
schaft 


Volle Jahres-
wirkung 1) 


Kassenjahr 


2024 2025 2026 2027 2028 







 - 2 -   


 


Insgesamt - 1 950   - 3 325 - 2 030 - 2 070 - 2 115 


Bund - 843   - 1 446 - 881 - 898 - 919 


Länder - 818   - 1 388 - 849 - 865 - 883 


Gemeinden - 289   - 491 - 300 - 307 - 313 


1) Wirkung für einen vollen (Veranlagungs-)Zeitraum von 12 Monaten 


E. Erfüllungsaufwand 


E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 


Das Gesetz hat keine Auswirkungen auf den Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bür-
ger. 


E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 


Die lohnsteuerliche Berücksichtigung der weiteren steuerlichen Entlastung für 2024 bei der 
Lohn-, Gehalts- bzw. Bezügeabrechnung für Dezember 2024 (Nachholung) führt zu nicht 
bezifferbarem einmaligem Erfüllungsaufwand. 


E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 


Durch die fortlaufende Pflege und Aktualisierung der IT-Verfahren der Finanzverwaltung 
entsteht einmaliger geringer automationstechnischer Umstellungsaufwand. Die Höhe des 
Aufwands ist nicht quantifizierbar; der personelle Erfüllungsaufwand der Finanzämter ver-
ändert sich nicht. 


F. Weitere Kosten 


Der Wirtschaft, einschließlich mittelständischer Unternehmen, entstehen keine direkten 
sonstigen Kosten. 


Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher-
preisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Gesetzentwurf der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zur steuerlichen Freistellung des Existenzmi-
nimums 2024 


Vom ... 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos-
sen: 


Artikel 1 


Änderung des Einkommensteuergesetzes [TnV] 


Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Oktober 
2009 (BGBl. I S. 3366, 3862), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27. März 2024 
(BGBl. 2024 I Nr. 108) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. In § 32 Absatz 6 Satz 1 wird die Angabe „3 192 Euro“ durch die Angabe „3 306 Euro“ 
ersetzt. 


2. § 32a Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 


„(1) Die tarifliche Einkommensteuer bemisst sich nach dem auf volle Euro abge-
rundeten zu versteuernden Einkommen. Sie beträgt ab dem Veranlagungszeit-
raum 2024 vorbehaltlich der §§ 32b, 32d, 34, 34a, 34b und 34c jeweils in Euro für zu 
versteuernde Einkommen 


1. bis 11 784 Euro (Grundfreibetrag): 


0; 


2. von 11 785 Euro bis 17 005 Euro: 


(954,80 • y + 1 400) • y; 


3. von 17 006 Euro bis 66 760 Euro: 


(181,19 • z + 2 397) • z + 991,21; 


4. von 66 761 Euro bis 277 825 Euro: 


0,42 • x – 10 636,31; 


5. von 277 826 Euro an: 


0,45 • x – 18 971,06. 


Die Größe „y“ ist ein Zehntausendstel des den Grundfreibetrag übersteigenden Teils 
des auf einen vollen Euro-Betrag abgerundeten zu versteuernden Einkommens. Die 
Größe „z“ ist ein Zehntausendstel des 17 005 Euro übersteigenden Teils des auf einen 
vollen Euro-Betrag abgerundeten zu versteuernden Einkommens. Die Größe „x“ ist das 
auf einen vollen Euro-Betrag abgerundete zu versteuernde Einkommen. Der sich er-
gebende Steuerbetrag ist auf den nächsten vollen Euro-Betrag abzurunden.“ 
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3. In § 39b Absatz 2 Satz 7 zweiter Halbsatz wird die Angabe „13 279 Euro“ durch die 
Angabe „13 432 Euro“ ersetzt. 


4. § 52 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 32a wird wie folgt gefasst: 


„(32a) § 32a Absatz 1, § 39b Absatz 2 Satz 7 zweiter Halbsatz und § 51a 
Absatz 2a Satz 1 in Verbindung mit § 32 Absatz 6 Satz 1 in der am … [einsetzen: 
Tag nach der Verkündung des vorliegenden Änderungsgesetzes] geltenden Fas-
sung sind beim Steuerabzug vom Arbeitslohn erstmals anzuwenden auf laufenden 
Arbeitslohn, der für einen nach dem 30. November 2024 endenden Lohnzahlungs-
zeitraum gezahlt wird, und auf sonstige Bezüge, die nach dem 30. November 2024 
zufließen. Bei der Lohnsteuerberechnung auf laufenden Arbeitslohn, der für einen 
nach dem 30. November 2024 aber vor dem 1. Januar 2025 endenden täglichen, 
wöchentlichen und monatlichen Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, ist zu berück-
sichtigen, dass § 32a Absatz 1, § 39b Absatz 2 Satz 7 zweiter Halbsatz und § 51a 
Absatz 2a Satz 1 in Verbindung mit § 32 Absatz 6 Satz 1 in der am … [einsetzen: 
Tag nach der Verkündung des vorliegenden Änderungsgesetzes] geltenden Fas-
sung bis zum 30. November 2024 nicht angewandt wurden (Nachholung). Das 
Bundesministerium der Finanzen hat im Einvernehmen mit den obersten Finanz-
behörden der Länder entsprechende Programmablaufpläne aufzustellen und be-
kannt zu machen (§ 39b Absatz 6 und § 51 Absatz 4 Nummer 1a).“ 


b) Absatz 37b wird aufgehoben. 


Artikel 2 


Änderung des Solidaritätszuschlaggesetzes 1995 


Dem § 6 des Solidaritätszuschlaggesetzes 1995 in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4130), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
8. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2230) geändert worden ist, wird folgender Absatz angefügt: 


„(25a) § 3 Absatz 2a Satz 1 in Verbindung mit § 32 Absatz 6 Satz 1 des Einkom-
mensteuergesetzes in der am … [einsetzen: Tag nach der Verkündung des vorliegenden 
Änderungsgesetzes] geltenden Fassung ist erstmals anzuwenden auf laufenden Arbeits-
lohn, der für einen nach dem 30. November 2024 endenden Lohnzahlungszeitraum gezahlt 
wird, und auf sonstige Bezüge, die nach dem 30. November 2024 zufließen. Bei der Lohn-
steuerberechnung auf laufenden Arbeitslohn, der für einen nach dem 30. November 2024 
aber vor dem 1. Januar 2025 endenden täglichen, wöchentlichen und monatlichen Lohn-
zahlungszeitraum gezahlt wird, ist zu berücksichtigen, dass § 3 Absatz 2a Satz 1 in Verbin-
dung mit § 32 Absatz 6 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes in der am … [einsetzen: Tag 
nach der Verkündung des vorliegenden Änderungsgesetzes] geltenden Fassung bis zum 
30. November 2024 nicht angewandt wurde (Nachholung). Das Bundesministerium der Fi-
nanzen hat dies im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder bei der 
Aufstellung und Bekanntmachung der entsprechenden Programmablaufpläne zu berück-
sichtigen (§ 52 Absatz 32a Satz 3 des Einkommensteuergesetzes).“ 
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Artikel 3 


Inkrafttreten 


Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2024 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 


I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 


Aufgrund eines Beschlusses des Deutschen Bundestags vom 2. Juni 1995 (siehe BT-
Drs. 13/1558 vom 31. Mai 1995 und Plenarprotokoll 13/42 vom 2. Juni 1995) legt die Bun-
desregierung alle zwei Jahre einen Bericht über die Höhe des von der Einkommensteuer 
freizustellenden Existenzminimums von Erwachsenen und Kindern (Existenzminimumbe-
richt) vor. Auf Grundlage der Ergebnisse des 14. Existenzminimumberichts vom 2. Novem-
ber 2022 sowie des 5. Steuerprogressionsberichts vom 2. November 2022 wurden der 
Grundfreibetrag und der Kinderfreibetrag für das Jahr 2024 bereits durch das Inflationsaus-
gleichsgesetz vom 8. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2230) angepasst. 


Zum 1. Januar 2024 sind die sozialrechtlichen Regelbedarfe jedoch stärker als noch im 
14. Existenzminimumbericht prognostiziert gestiegen (vgl. Regelbedarfsstufen-Fortschrei-
bungsverordnung 2024, RBSFV 2024, BR-Drs. 454/23). Dies wirkt sich auf die Höhe des 
steuerfrei zu stellenden sächlichen Existenzminimums für das Jahr 2024 aus. Nach Aktua-
lisierung der Datenbasis infolge der höheren Fortschreibung der sozialrechtlichen Regelbe-
darfe ergibt sich ein Anpassungsbedarf bei den steuerlichen Freibeträgen zur Freistellung 
des sächlichen Existenzminimums von Erwachsenen bzw. Kindern. 


II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 


Für 2024 besteht über die Anpassung durch das Inflationsausgleichsgesetz vom 8. Dezem-
ber 2022 (BGBl. I S. 2230) hinaus aufgrund der deutlich gestiegenen regelbedarfsrelevan-
ten Preise und Löhne ein weiterer Erhöhungsbedarf beim Grundfreibetrag und Kinderfrei-
betrag. 


Mit der weiteren Anhebung des in den Einkommensteuertarif integrierten Grundfreibetrags 
um 180 Euro auf 11 784 Euro wird die steuerliche Freistellung des Existenzminimums der 
steuerpflichtigen Bürgerinnen und Bürger ab dem Jahr 2024 gewährleistet.  


Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts darf bei der Besteuerung von 
Familien ein Einkommensbetrag in Höhe des sächlichen Existenzminimums eines Kindes 
zuzüglich der Bedarfe für Betreuung und Erziehung oder Ausbildung nicht besteuert wer-
den. Der steuerliche Kinderfreibetrag wird für das Jahr 2024 entsprechend um 228 Euro auf 
6 612 Euro angehoben. 


III. Alternativen 


Keine. 


IV. Gesetzgebungskompetenz 


Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich für die Änderung des Einkommen-
steuergesetzes (Artikel 1) und des Solidaritätszuschlaggesetzes 1995 (Artikel 2) aus 
Artikel 105 Absatz 2 Satz 2 erste Alternative des Grundgesetzes (GG), da das Steuerauf-
kommen diesbezüglich dem Bund ganz oder teilweise zusteht. 
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V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 


Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union und mit den völkerrechtlichen 
Verträgen der Bundesrepublik Deutschland vereinbar. 


VI. Gesetzesfolgen 


1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 


Eine Rechts- und Verwaltungsvereinfachung ist mit den Maßnahmen nicht verbunden. 


2. Nachhaltigkeitsaspekte 


Das Vorhaben steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhalti-
gen Entwicklung im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, die der Umsetzung der 
Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen dient. Indem das Vorha-
ben die Freistellung des Existenzminimums von Erwachsenen und Kindern bei der Einkom-
mensbesteuerung regelt, leistet es einen Beitrag zu Ziel 10 „Ungleichheit in und zwischen 
Ländern verringern“ der Agenda 2030. Denn dieses Nachhaltigkeitsziel verlangt in Zielbe-
stimmung 10.4 „Politische Maßnahmen beschließen, insbesondere fiskalische, lohnpoliti-
sche und den Sozialschutz betreffende Maßnahmen, und schrittweise größere Gleichheit 
erzielen". Das Vorgehen fördert die Erreichung dieser Ziele. Eine Nachhaltigkeitsrelevanz 
bezüglich anderer Indikatoren ist nicht gegeben. 


3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 


(Steuermehr- / -mindereinnahmen (–) in Mio. Euro) 


lfd. 
Nr. 


Maßnahme 


Steuer-
art / Ge-
bietskör-


per-
schaft 


Volle 
Jah-
res-
wir-


kung¹ 


Kassenjahr 


2024 2025 2026 2027 2028 


1 § 32 EStG (2024) Insg. - 390   - 330 - 415 - 440 - 465 


 Anhebung der Kinderfreibeträge ab 
1.1.2024 um 228€ von 9.312€ auf 
9.540€ 


ESt - 375   - 300 - 400 - 425 - 450 


 
SolZ - 15   - 30 - 15 - 15 - 15 


 Bund - 174   - 158 - 185 - 196 - 206 


 ESt - 159   - 128 - 170 - 181 - 191 


 SolZ - 15   - 30 - 15 - 15 - 15 


 
Länder - 160   - 127 - 170 - 180 - 191 


 ESt - 160   - 127 - 170 - 180 - 191 


 Gem. - 56   - 45 - 60 - 64 - 68 


 ESt - 56   - 45 - 60 - 64 - 68 


2 § 32a EStG (2024) Insg. - 1 560   - 2 995 - 1 615 - 1 630 - 1 650 


 Erhöhung des Grundfreibetrags ab 
1.1.2024 um 180€ von 11.604€ auf 
11.784€ 


ESt - 320   - 620 - 340 - 350 - 360 


 LSt - 1 230   - 2 350 - 1 260 - 1 265 - 1 270 


 SolZ - 10   - 25 - 15 - 15 - 20 


 
Bund - 669   - 1 288 - 696 - 702 - 713 


 ESt - 136   - 264 - 145 - 149 - 153 


 LSt - 523   - 999 - 536 - 538 - 540 
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lfd. 
Nr. 


Maßnahme 


Steuer-
art / Ge-
bietskör-


per-
schaft 


Volle 
Jah-
res-
wir-


kung¹ 


Kassenjahr 


2024 2025 2026 2027 2028 


 SolZ - 10   - 25 - 15 - 15 - 20 


 Länder - 658   - 1 261 - 679 - 685 - 692 


 ESt - 136   - 263 - 144 - 148 - 153 


 
LSt - 522   - 998 - 535 - 537 - 539 


 Gem. - 233   - 446 - 240 - 243 - 245 


 ESt - 48   - 93 - 51 - 53 - 54 


 LSt - 185   - 353 - 189 - 190 - 191 


                  


3 Finanzielle Auswirkungen insgesamt  Insg. - 1 950   - 3 325 - 2 030 - 2 070 - 2 115 


 


 
ESt - 695   - 920 - 740 - 775 - 810 


 
LSt - 1 230   - 2 350 - 1 260 - 1 265 - 1 270 


 SolZ - 25   - 55 - 30 - 30 - 35 


 Bund - 843   - 1 446 - 881 - 898 - 919 


 ESt - 295   - 392 - 315 - 330 - 344 


 LSt - 523   - 999 - 536 - 538 - 540 


 
SolZ - 25   - 55 - 30 - 30 - 35 


 Länder - 818   - 1 388 - 849 - 865 - 883 


 ESt - 296   - 390 - 314 - 328 - 344 


 LSt - 522   - 998 - 535 - 537 - 539 


 
Gem. - 289   - 491 - 300 - 307 - 313 


 ESt - 104   - 138 - 111 - 117 - 122 


 LSt - 185   - 353 - 189 - 190 - 191 


Anmerkungen: 


1) Wirkung für einen vollen (Veranlagungs-)Zeitraum von 12 Monaten 


4. Erfüllungsaufwand 


4.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 


Es entsteht kein Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger. 


4.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 


Die lohnsteuerliche Berücksichtigung der weiteren steuerlichen Entlastung für 2024 bei der 
Lohn-, Gehalts- bzw. Bezügeabrechnung für Dezember 2024 (Nachholung) führt zu nicht 
bezifferbarem einmaligem Erfüllungsaufwand. 


4.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 


Durch die fortlaufende Pflege und Aktualisierung der IT-Verfahren der Finanzverwaltung 
entsteht einmaliger geringer automationstechnischer Umstellungsaufwand. Die Höhe des 
Aufwands ist nicht quantifizierbar; der personelle Erfüllungsaufwand der Finanzämter ver-
ändert sich nicht. 
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5. Weitere Kosten 


Der Wirtschaft, einschließlich mittelständischer Unternehmen, entstehen keine direkten 
sonstigen Kosten. 


Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher-
preisniveau, sind nicht zu erwarten. 


6. Weitere Gesetzesfolgen 


Das Vorhaben hat keine unmittelbaren Auswirkungen auf die Demografie, trägt ihr aller-
dings Rechnung. 


Unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Lebenssituation von Frauen und Männern 
sind keine Auswirkungen erkennbar, die gleichstellungspolitischen Zielen gemäß § 2 der 
Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien zuwiderlaufen. 


VII. Befristung; Evaluierung 


Eine Befristung oder eine Evaluierung sind nicht vorgesehen. 


B. Besonderer Teil 


Zu Artikel 1 (Änderung des Einkommensteuergesetzes [TnV]) 


Zu Nummer 1 (§ 32 Absatz 6 Satz 1) 


Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts muss einem Einkommensteu-
erpflichtigen nach Erfüllung seiner Einkommensteuerschuld von seinem Erworbenen so viel 
verbleiben, als er zur Bestreitung seines notwendigen Lebensunterhalts und desjenigen 
seiner Familie bedarf. Bei der Bemessung des einkommensteuerlichen Existenzminimums 
bildet der im Sozialhilferecht anerkannte Mindestbedarf die Maßgröße, die nicht unterschrit-
ten werden darf (vgl. BVerfGE 87, 153 [170 f.]). 


Aufgrund eines Beschlusses des Deutschen Bundestags vom 2. Juni 1995 (siehe BT-
Drs. 13/1558 vom 31. Mai 1995 und Plenarprotokoll 13/42 vom 2. Juni 1995) legt die Bun-
desregierung alle zwei Jahre einen Bericht über die Höhe des von der Einkommensteuer 
freizustellenden Existenzminimums von Erwachsenen und Kindern (Existenzminimumbe-
richt) vor. Der Bericht zeigt den voraussichtlichen Handlungsbedarf für die zwei Berichts-
jahre auf. Auf Grundlage der Ergebnisse des 14. Existenzminimumberichts vom 2. Novem-
ber 2022 sowie des 5. Steuerprogressionsberichts vom 2. November 2022 wurden der 
Grundfreibetrag und der Kinderfreibetrag ab dem Veranlagungszeitraum 2024 bereits 
durch das Inflationsausgleichsgesetz vom 8. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2230) angepasst.  


Zum 1. Januar 2024 sind die sozialrechtlichen Regelbedarfe jedoch stärker als noch im 
14. Existenzminimumbericht prognostiziert gestiegen (vgl. Regelbedarfsstufen-Fortschrei-
bungsverordnung 2024, RBSFV 2024, BR-Drs. 454/23). Dies wirkt sich auf die Höhe des 
steuerfrei zu stellenden sächlichen Existenzminimums für das Jahr 2024 aus. Nach Aktua-
lisierung der Datenbasis infolge der höheren Fortschreibung der sozialrechtlichen Regelbe-
darfe ergibt sich ein Anpassungsbedarf bei den steuerlichen Freibeträgen zur Freistellung 
des sächlichen Existenzminimums von Erwachsenen bzw. Kindern.  


Für das Jahr 2024 wurde im 14. Existenzminimumbericht das steuerlich freizustellende 
sächliche Existenzminimum für ein Kind noch mit einem Betrag von 6 384 Euro prognosti-
ziert. Im Ergebnis der erforderlich gewordenen Aktualisierung der Datenbasis beträgt das 
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sächliche Existenzminimum für ein Kind jedoch 6 612 Euro. Die mit Artikel 3 Nummer 1 des 
Inflationsausgleichsgesetzes vom 8. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2230) vorgesehene An-
passung des Kinderfreibetrags für das Jahr 2024 ist daher nicht mehr ausreichend, um die 
Verfassungskonformität der Einkommensbesteuerung zu gewährleisten. Für das Jahr 2024 
wird deshalb der Kinderfreibetrag für jeden Elternteil von derzeit 3 192 Euro je Elternteil auf 
nunmehr 3 306 Euro erhöht. Das heißt, der Kinderfreibetrag beträgt ab dem Jahr 2024 ins-
gesamt 6 612 Euro für jedes Kind.  


Zur Nachholregelung im Lohnsteuerabzugsverfahren in 2024 siehe § 52 Absatz 32a EStG 
und § 6 Absatz 25 – neu – SolzG 1995 sowie die entsprechenden Begründungen. 


Zu Nummer 2 (§ 32a Absatz 1) 


Im 14. Existenzminimumbericht wurde für das Jahr 2024 das steuerfrei zu stellende sächli-
che Existenzminium für einen Erwachsenen mit einem Betrag von 11 472 Euro prognosti-
ziert. Im Ergebnis der erforderlich gewordenen Aktualisierung der Datenbasis zur Freistel-
lung des Existenzminimums von Erwachsenen bzw. Kindern (siehe zuvor Einzelbegrün-
dung zu Nummer 1) beträgt das einkommensteuerliche Existenzminimum für einen Er-
wachsenen jedoch 11 784 Euro.  


Die mit Artikel 3 Nummer 2 des Inflationsausgleichsgesetzes vom 8. Dezember 2022 
(BGBl. I S. 2230) über die Ergebnisse des 14. Existenzminimumberichts hinausgehende 
Erhöhung des Grundfreibetrags auf 11 604 Euro ist daher nicht mehr ausreichend, um die 
Verfassungskonformität der Einkommensbesteuerung zu gewährleisten. Für das Jahr 2024 
wird deshalb der Grundfreibetrag von derzeit 11 604 Euro auf nunmehr 11 784 Euro erhöht. 


Die Anhebung des Grundfreibetrags in der Tarifformel des § 32a Absatz 1 EStG entlastet 
im Übrigen alle Einkommensbezieher und Einkommensbezieherinnen - unabhängig von ih-
rem individuellen Einkommensteuersatz - gleichermaßen. 


Zur Nachholregelung im Lohnsteuerabzugsverfahren in 2024 siehe § 52 Absatz 32a EStG 
und die entsprechende Begründung. 


Zu Nummer 3 (§ 39b Absatz 2 Satz 7 zweiter Halbsatz) 


Durch die Regelung in § 39b Absatz 2 Satz 7 zweiter Halbsatz EStG wird verhindert, dass 
beim Lohnsteuerabzug nach den Steuerklassen V und VI in einzelnen Teilbereichen eine 
zu niedrige Durchschnittssteuerbelastung bzw. eine zu hohe Grenzsteuerbelastung eintritt. 


Die Zahlenwerte hängen mit den Tarifeckwerten in § 32a EStG unmittelbar zusammen und 
werden für den Lohnsteuerabzug in 2024 angepasst (Folgeänderung zur Tarifänderung). 


Zur Nachholregelung im Lohnsteuerabzugsverfahren in 2024 siehe § 52 Absatz 32a EStG 
und die entsprechende Begründung. 


Zu Nummer 4 (§ 52) 


Zu Buchstabe a (§ 52 Absatz 32a) 


§ 52 Absatz 32a EStG in der aktuellen Gesetzesfassung hat heute keine Bedeutung mehr 
und kann mit diesem Änderungsgesetz überschrieben werden. 


§ 52 Absatz 32a EStG in der Fassung dieses Änderungsgesetzes regelt, dass die weitere 
Anhebung des Grundfreibetrags für 2024 lohnsteuerlich bei der Lohn-, Gehalts- bzw. Be-
zügeabrechnung für Dezember 2024 umgesetzt wird. Bürokratiekosten, die durch die Än-
derung einzelner Abrechnungen entstehen würden, werden vermieden. Dieses Verfahren 
zur Berücksichtigung rückwirkender Begünstigungen im Lohnsteuerabzugsverfahren hat 
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sich bereits in der Vergangenheit bewährt (vgl. § 52 Absatz 32a EStG in der aktuellen Ge-
setzesfassung und seine Wirkweise im Jahr 2015).  


In § 52 Absatz 32a Satz 1 EStG wird diesbezüglich festgelegt, dass der geänderte Einkom-
mensteuertarif beim Steuerabzug vom Arbeitslohn erstmals auf den laufenden Arbeitslohn 
anzuwenden ist, der für einen nach dem 30. November 2024 endenden Lohnzahlungszeit-
raum gezahlt wird; Entsprechendes gilt für sonstige Bezüge, die nach dem 30. November 
2024 zufließen. Die Lohnsteuerberechnungen für die Lohnabrechnungszeiträume Januar 
2024 bis November 2024 bleiben damit unverändert. Die Regelung des § 41c Absatz 1 
Satz 1 Nummer 2 zweiter Teilsatz und Satz 2 EStG, nach der der Arbeitgeber bei rückwir-
kender Gesetzesänderung grundsätzlich zur Änderung des Lohnsteuerabzugs verpflichtet 
ist, greift daher nicht. 


Die lohnsteuerliche Berücksichtigung der weiteren steuerlichen Entlastung für 2024 erfolgt 
bei der Lohn-, Gehalts- bzw. Bezügeabrechnung für Dezember 2024 (Nachholung); dies 
regelt § 52 Absatz 32a Satz 2 EStG. Es werden von der Finanzverwaltung gesonderte Pro-
grammablaufpläne aufgestellt, die dies berücksichtigen (§ 52 Absatz 32a Satz 3 EStG). 


Die lohnsteuerliche Berücksichtigung der der weiteren steuerlichen Entlastung für 2024 mit 
der Lohn-, Gehalts- bzw. Bezügeabrechnung für Dezember 2024 schlägt auch auf die An-
nexsteuern durch (Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer; § 3 SolzG 1995 und § 51a 
EStG). 


Bei sonstigen Bezügen, die im Dezember 2024 zufließen, beim permanenten Lohnsteuer-
Jahresausgleich (§ 39b Absatz 2 Satz 12 EStG) für den Monat Dezember 2024 und beim 
Lohnsteuer-Jahresausgleich durch den Arbeitgeber (§ 42b EStG) für das Ausgleichsjahr 
2024 ist der Einkommensteuertarif 2024 nach den Änderungen durch dieses Änderungs-
gesetz maßgeblich. Dies wird bei der Aufstellung der entsprechenden Programmablauf-
pläne berücksichtigt. Eine gesonderte gesetzliche Regelung ist hierfür nicht erforderlich. 


In § 52 Absatz 32a EStG wird mit dem Verweis auf § 51a Absatz 2a Satz 1 EStG zudem 
geregelt, dass eine entsprechende Nachholregelung auch hinsichtlich des erhöhten Kinder-
freibetrags gilt, der bei der zur Lohnsteuer zu erhebenden Kirchensteuer durchschlägt.  


Zur entsprechenden Nachholregelung beim Solidaritätszuschlag siehe § 6 Absatz 25 -neu- 
SolzG 1995. 


Zu Buchstabe b (§ 52 Absatz 37b – aufgehoben –) 


§ 52 Absatz 37b EStG in der aktuellen Gesetzesfassung steht im Zusammenhang mit einer 
lohnsteuerlichen Sonderregelung für den Dezember 2015. Die Regelungen haben heute 
keine Bedeutung mehr; § 52 Absatz 37b EStG wird zur Rechtsbereinigung aufgehoben. 


Zu Artikel 2 (Änderung des Solidaritätszuschlaggesetzes 1995) 


§ 6 Absatz 25 – neu – 


Mit § 52 Absatz 32a EStG wird geregelt, dass die weitere steuerliche Entlastung für 2024 
bei der Lohn-, Gehalts- bzw. Bezügeabrechnung einheitlich für Dezember 2024 erfolgt. Bü-
rokratiekosten, die durch die Änderung einzelner Lohnabrechnungen entstehen würden, 
werden vermieden. Zu den Einzelheiten siehe Einzelbegründung zu § 52 Absatz 32a EStG. 


Dies gilt nach § 6 Absatz 25 – neu – SolzG 1995 beim zur Lohnsteuer zu erhebenden So-
lidaritätszuschlag entsprechend hinsichtlich des erhöhten Kinderfreibetrags. 
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Zu Artikel 3 (Inkrafttreten) 


Die Artikel 1 und 2 treten am 1. Januar 2024 in Kraft.  


Aufgrund des lex posterior-Grundsatzes werden § 32 Absatz 6 Satz 1 EStG, § 32a Absatz 1 
EStG und § 39b Absatz 2 Satz 7 zweiter Halbsatz EStG in der Fassung des Inflationsaus-
gleichsgesetzes vom 8. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2230) durch die Änderungen des vor-
liegenden Gesetzes überschrieben. 
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Gesetzentwurf 


der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zur Fortentwicklung des Steuerrechts und zur 
Anpassung des Einkommensteuertarifs 


(Steuerfortentwicklungsgesetz – SteFeG) 


A. Problem und Ziel 


Deutschland braucht ein Steuerrecht, das Bürgerinnen und Bürger nicht über Gebühr be-
lastet und ihnen den finanziellen Raum für eigenständige Entscheidungen lässt. Dabei gilt 
es sicherzustellen, dass die Steuerlast nicht allein durch die Inflation ansteigt und damit zu 
Belastungen führt, ohne dass sich die Leistungsfähigkeit erhöht hat. Deshalb müssen nicht 
nur die Sozialausgaben, sondern auch deren staatliche Finanzierung angemessen an die 
Preisentwicklung angepasst werden. 


Aufgrund der verfassungsrechtlichen Vorgaben muss das Existenzminimum jederzeit steu-
erfrei gestellt werden. Dazu müssen der Grundfreibetrag und der Kinderfreibetrag entspre-
chend angepasst werden. Dies unterstützt auch die Steuerzahler mit niedrigen Einkommen. 
Der Ausgleich der kalten Progression ist zwingend geboten, damit die Inflation insbeson-
dere auch den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern nicht die Lohnzuwächse auffrisst und 
ihnen netto ein angemessener Teil des Lohns verbleibt. 


Es müssen der Grundfreibetrag und der Kinderfreibetrag für den Veranlagungszeitraum 
2025 und ab 2026 zur Freistellung des Existenzminimums angehoben werden. Die kalte 
Progression wird über die Anpassung des Steuertarifs für 2025 und 2026 ausgeglichen. 
Der Anpassungsbedarf ergibt sich aus den zu erwartenden Werten der Herbstprojektion, 
die Grundlage für den im Herbst zu erstellenden 15. Existenzminimumbericht und den 
ebenfalls im Herbst zu erstellenden 6. Steuerprogressionsbericht ist. 


Das Kindergeld wird mit Wirkung zum 1. Januar 2025 um 5 Euro auf 255 Euro pro Kind im 
Monat sowie mit Wirkung zum 1. Januar 2026 um weitere 4 Euro auf 259 Euro pro Kind 
und Monat angehoben. Ab 2026 wird im Einkommensteuergesetz verankert, dass Kinder-
geld und Kinderfreibetrag weiter zeitgleich steigen. 


Mit Wirkung zum 1. Januar 2025 wird zudem der Sofortzuschlag im SGB II, SGB XII, 
SGB XIV, AsylbLG und BKGG um 5 Euro auf 25 Euro erhöht, um für Kinder und Jugendli-
che die Chancen zur gesellschaftlichen Teilhabe, zur Teilnahme an Bildung und am Aus-
bildungs- und Arbeitsmarkt zu verbessern. 


Darüber hinaus sind die Herausforderungen an die gegenwärtige Finanz- und Wirtschafts-
politik groß. Hier besteht über die Weichenstellungen des Wachstumschancengesetzes 
hinaus Handlungsbedarf. 


Auch die Aufträge aus dem Koalitionsvertrag zur Überführung der Steuerklassen III und V 
in das Faktorverfahren und zu Klarstellungen bezüglich verschiedener Bereiche der Ge-
meinnützigkeit sind umzusetzen. Mit dem Faktorverfahren wird die Lohnsteuerbelastung 
gerechter unter Eheleuten bzw. Lebenspartnerinnen und Lebenspartnern verteilt. Die Lohn-
steuer kann dabei unter Berücksichtigung des Splitting-Verfahrens anhand des jeweiligen 
erwirtschafteten Arbeitslohns (egal in welchem Verhältnis) ermittelt werden. 
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B. Lösung 


Neben notwendigen Entlastungen bei der Einkommensteuer werden mit dem Steuerfort-
entwicklungsgesetz eine Vielzahl an Einzelmaßnahmen aufgegriffen, die thematisch nicht 
oder nur partiell miteinander verbunden sind. 


Inhaltlich hervorzuheben sind folgende steuerliche Regelungen bzw. Regelungsbereiche:  


– Anpassungen des Einkommensteuertarifs: 


– Anhebung des in den Einkommensteuertarif integrierten Grundfreibetrags um 
300 Euro auf 12 084 Euro im Jahr 2025 und ab 2026 um 252 Euro auf 12 336 Euro 


– Anhebung des steuerlichen Kinderfreibetrags für den Veranlagungszeitraum 2025 
um 60 Euro auf 6 672 Euro und ab dem Veranlagungszeitraum 2026 um 156 Euro 
auf 6 828 Euro 


– Anpassung der übrigen Eckwerte des Einkommensteuertarifs für die Veranla-
gungszeiträume 2025 und ab 2026 (mit Ausnahme des Eckwerts der sog. „Rei-
chensteuer“) 


– Anhebung der Freigrenzen beim Solidaritätszuschlag für die Veranlagungszeit-
räume 2025 und ab 2026 


– Aufträge aus dem Koalitionsvertrag: 


– Überführung der Steuerklassen III und V in das Faktorverfahren 


– Anpassungen bei den Regelungen zur Gemeinnützigkeit  


– Mitteilungspflicht über innerstaatliche Steuergestaltungen 


– Maßnahmen des Wachstumspakets: 


– Reform der Sammelabschreibungen durch Einstieg in die Gruppen- bzw. Pool-Ab-
schreibung (Anhebung auf 5 000 Euro) 


– Fortführung der degressiven Abschreibung für im Zeitraum 2025 bis 2028 ange-
schaffte oder hergestellte bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens (§ 7 
Absatz 2 EStG) und Wiederanhebung auf das Zweieinhalbfache des bei der line-
aren Abschreibung in Betracht kommenden Prozentsatzes, höchstens 25 Prozent 


– Ausweitung der steuerlichen Forschungsförderung 


– Weitere Maßnahmen: 


– Anhebung des Kindergeldes ab Januar 2025 von 250 Euro auf 255 Euro monatlich 
sowie Anhebung des Kindergeldes ab Januar 2026 auf 259 Euro monatlich 


– Erhöhung des Sofortzuschlages im SGB II, SGB XII, SGB XIV, AsylbLG und BKGG 
ab Januar 2025 von 20 Euro auf 25 Euro monatlich 


– Steuerbefreiung der Stiftung Generationenkapital 


– Digitalisierung der Sterbefallanzeigen 
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– Anpassungen aufgrund der Rechtsprechung des EuGH zur Gewährung von Kin-
dergeld und von Freibeträgen für Kinder an Unionsbürger 


C. Alternativen 


Keine. 


D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 


(Steuermehr- und -mindereinnahmen (–) in Mio. Euro) 


Gebietskörper-
schaft 


Volle Jahres-
wirkung 1) 


Kassenjahr 


2024 2025 2026 2027 2028 


Insgesamt - 20 920 . - 7 365 - 17 265 - 23 595 - 27 325 


Bund - 8 516 . - 3 433 - 7 428 - 9 557 - 10 823 


Länder - 7 581 . - 2 834 - 6 446 - 8 361 - 9 452 


Gemeinden - 4 823 . - 1 098 - 3 391 - 5 677 - 7 050 


1) Wirkung für einen vollen (Veranlagungs-)Zeitraum von 12 Monaten 


Die Regelungen führen beim Einzelplan 08 für die Haushaltsjahre 2025 bis 2029 insgesamt 
zu einem Mehrbedarf von 86 677 T€ sowie von insgesamt 80 Planstellen/Stellen. 


Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll finanziell und stellenmäßig im Einzel-
plan 08 ausgeglichen werden. 


Soweit der unter E.3 dargestellte Erfüllungsaufwand des Bundes haushaltswirksam wird, 
soll er im jeweils betroffenen Einzelplan finanziell und stellenmäßig gegenfinanziert werden. 


Die Anpassung des Einkommensteuertarifs und der Freibeträge führt durch Erhöhungen 
der Entgeltersatzleistungen zu Mehrausgaben in geringfügiger, nicht quantifizierbarer Höhe 
im Haushalt der Bundesagentur für Arbeit. Der unter E.3 dargestellte einmalige Erfüllungs-
aufwand der Bundesagentur für Arbeit führt zu entsprechenden Mehrausgaben im Haushalt 
der Bundesagentur für Arbeit. 


Im Einzelnen fallen beim BZSt und ITZBund sowie beim Kapitel 0811 folgende Mehrausga-
ben an: 


Kapitel 
Haushaltsjahr 2025 2026 2027 2028 2029 


Maßnahme in T€ 


0811 
Überführung der Steuerklassen III 
und V in die Steuerklasse IV mit Fak-
tor  


131 261 767 1 272 


 Innerstaatliche Mitteilungspflichten 144 339 363 363 363 


Summe  144 470 624 1 130 1 635 


0815 Überführung der Steuerklassen III 
und V in die Steuerklasse IV mit Fak-
tor 


4 808 7 791 3 186 9 727 12 691 


 Innerstaatliche Mitteilungspflichten 11 576 2 720 2 435 2 435 2 435 
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Kapitel 
Haushaltsjahr 2025 2026 2027 2028 2029 


Maßnahme in T€ 


Summe  16 384 10 511 5 621 12 162 15 126 


0816 Überführung der Steuerklassen III 
und V in die Steuerklasse IV mit Fak-
tor 


3 786 7 102 3 617 3 617 3 617 


 Innerstaatliche Mitteilungspflichten 100 144 269 269 349 


Summe  3 886 7 246 3 886 3 886 3 966 


Summe Epl. 08 / HH-Jahr 20 414 18 227 10 131 17 178 20 727 


Die titelgenaue Aufschlüsselung der vorstehend dargestellten Mehrausgaben beim BZSt 
und ITZBund ist aus dem Allgemeinen Teil der Begründung ersichtlich. 


Durch die Anhebung des Kindergeldes nach dem BKGG ab 1. Januar 2025 um 5 Euro je 
Kind und Monat entstehen gegenüber der geltenden Rechtslage im Jahr 2025 Mehrausga-
ben von rund 4,2 Mio. Euro. Durch die Anhebung des Kindergeldes nach dem BKGG ge-
mäß ab 1. Januar 2026 um weitere 4 Euro je Kind und Monat entstehen gegenüber der 
geltenden Rechtslage im Jahr 2026 Mehrausgaben von rund 7,5 Mio. Euro. Aufgrund einer 
Fortschreibung ist in den Jahren 2027 und 2028 von Mehrausgaben von jeweils rund 
7,5 Mio. Euro auszugehen. 


Durch die Erhöhung des Sofortzuschlages im BKGG ab 1. Januar 2025 um 5 Euro je Kind 
und Monat entstehen gegenüber der geltenden Rechtslage ab dem Jahr 2025 Mehrausga-
ben von jährlich zunächst rund 86 Mio. Euro, die bei steigender Inanspruchnahme in den 
nächsten Jahren auf jährlich rund 100 Mio. Euro anwachsen können. 


E. Erfüllungsaufwand 


E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 


Veränderung des jährlichen Zeitaufwands (in Stunden): 84 000,0 


Veränderung des jährlichen Sachaufwands (in Tsd. Euro): 157,5 


Einmaliger Zeitaufwand (in Stunden): 0,0 


Einmaliger Sachaufwand (in Tsd. Euro): 0,0 


E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 


Veränderung des jährlichen Erfüllungsaufwands (in Tsd. Euro): -90 140,0 


davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten (in Tsd. Euro): -90 140,0 


Einmaliger Erfüllungsaufwand (in Tsd. Euro): -94 765,0 


davon durch Einführung oder Anpassung digitaler Prozessabläufe (in Tsd. Euro): 0,0 


davon Sonstiges (in Tsd. Euro): 0,0 


Durch die Anpassung des Einkommensteuertarifs und des steuerlichen Kinderfreibetrags 
ab dem Jahr 2025 entsteht kein laufender Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft. Ab dem 
Jahr 2025 entsteht für die Wirtschaft geringfügiger, nicht bezifferbarer einmaliger Erfül-
lungsaufwand infolge der Anpassung von Lohnsteuerberechnungs- und Lohnabrechnungs-
programmen. Korrespondierend entsteht ein entsprechender Erfüllungsaufwand ab dem 
Jahr 2025 für die Anhebung der Freigrenzen beim Solidaritätszuschlag. Auf Grund der 
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Einführung einer Mitteilungspflicht über innerstaatliche Steuergestaltungen ergibt sich für 
die Wirtschaft eine Erhöhung des jährlichen Erfüllungsaufwands in Höhe von rund 
4,6 Mio. Euro. Der gesamte jährliche Erfüllungsaufwand entfällt auf Bürokratiekosten aus 
Informationspflichten. Einmaliger Erfüllungsaufwand entsteht nicht. 


Der laufende Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft unterliegt der „One in, one out“-Regelung 
(Kabinettbeschluss vom 25. März 2015). Da es sich dabei im Saldo um ein „Out“ in Höhe 
von rund 90,1 Mio. Euro handelt, steht die Summe als Kompensationsvolumen für Rege-
lungsvorhaben des Bundesministeriums der Finanzen zur Verfügung. 


E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 


Veränderung des jährlichen Erfüllungsaufwands (in Tsd. Euro): -3 933,9 


davon auf Bundesebene (in Tsd. Euro): 3 325,1 


davon auf Landesebene (in Tsd. Euro): -4 658,4 


davon auf kommunaler Ebene (in Tsd. Euro) -2 600,6 


Einmaliger Erfüllungsaufwand (in Tsd. Euro): 15 980,0 


davon auf Bundesebene (in Tsd. Euro): 15 449,0 


davon auf Landesebene (in Tsd. Euro): 531,0 


davon auf kommunaler Ebene (in Tsd. Euro) 0,0 


Der Bundesagentur für Arbeit entsteht zudem durch die Anhebung der Freigrenzen beim 
Solidaritätszuschlag und der Änderung der Steuerklassen und dem Überführen von Ehe-
gatten in die neue Steuerklasse IV mit Faktor wegen der Anpassung von IT-Verfahren im 
Bereich des Arbeitslosengeldes ein einmaliger Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 
3,5 Mio. Euro. 


Durch die Anpassung des Einkommensteuertarifs und des steuerlichen Kinderfreibetrags 
ab dem Jahr 2025 entsteht durch die fortlaufende Pflege und Aktualisierung der IT-Verfah-
ren der Finanzverwaltung durch eigenes IT-Fachpersonal einmaliger geringer automations-
technischer Umstellungsaufwand. Die Höhe des Aufwands ist nicht quantifizierbar. Der per-
sonelle Erfüllungsaufwand der Finanzämter verändert sich nicht. 


Hinsichtlich der weiteren Auswirkungen auf den Erfüllungsaufwand der Verwaltung wird auf 
den Allgemeinen Teil der Begründung verwiesen. 


Durch die gesetzlichen Änderungen entsteht in den Ländern bzw. bei den Sozialleistungs-
trägern ein einmaliger automationstechnischer Umstellungsaufwand. Die Höhe des Auf-
wands ist nicht quantifizierbar. 


F. Weitere Kosten 


Der Wirtschaft, einschließlich mittelständischer Unternehmen, entstehen keine direkten 
sonstigen Kosten. 


Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher-
preisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Gesetzentwurf der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zur Fortentwicklung des Steuerrechts und zur 
Anpassung des Einkommensteuertarifs 


(Steuerfortentwicklungsgesetz – SteFeG) 


Vom ... 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos-
sen: 


Inhaltsübersicht 


Artikel 1 Änderung des Einkommensteuergesetzes 


Artikel 2 Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes 


Artikel 3 Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes 


Artikel 4 Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes 


Artikel 5 Änderung des Solidaritätszuschlaggesetzes 1995 


Artikel 6 Weitere Änderung des Solidaritätszuschlaggesetzes 1995 


Artikel 7 Änderung des Forschungszulagengesetzes 


Artikel 8 Änderung der Abgabenordnung 


Artikel 9 Weitere Änderung der Abgabenordnung 


Artikel 10 Änderung des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung 


Artikel 11 Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 


Artikel 12 Änderung des Generationenkapitalgesetzes 


Artikel 13 Änderung des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes 


Artikel 14 Änderung der Erbschaftsteuer- Durchführungsverordnung 


Artikel 15 Weitere Änderung der Erbschaftsteuer- Durchführungsverordnung 


Artikel 16 Änderung der Zweiten Bundesmeldedatenübermittlungsverordnung 


Artikel 17 Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 


Artikel 18 Weitere Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 


Artikel 19 Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch 


Artikel 20 Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 


Artikel 21 Folgeänderungen 
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Artikel 22 Inkrafttreten 


Artikel 1 


Änderung des Einkommensteuergesetzes 


Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Oktober 
2009 (BGBl. I S. 3366, 3862), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27. März 2024 
(BGBl. 2024 I Nr. 108) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. § 6 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 2 Satz 4 und 5 wird aufgehoben. 


b) Absatz 2a wird wie folgt gefasst: 


„(2a) Für abnutzbare bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, die 
einer selbstständigen Nutzung fähig sind, kann im Wirtschaftsjahr der Anschaf-
fung, Herstellung oder Einlage des Wirtschaftsguts oder der Eröffnung des Be-
triebs ein Sammelposten gebildet werden, wenn die Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten, vermindert um einen darin enthaltenen Vorsteuerbetrag (§ 9 Ab-
satz 1), oder der nach Absatz 1 Nummer 5 bis 6 an deren Stelle tretende Wert für 
das einzelne Wirtschaftsgut 800 Euro, aber nicht 5 000 Euro übersteigen. Der 
Sammelposten ist im Wirtschaftsjahr der Bildung und den folgenden zwei Wirt-
schaftsjahren mit jeweils einem Drittel gewinnmindernd aufzulösen. Scheidet ein 
Wirtschaftsgut im Sinne des Satzes 1 aus dem Betriebsvermögen aus, wird der 
Sammelposten nicht vermindert. Die Sätze 1 bis 3 sind für alle in einem Wirt-
schaftsjahr angeschafften, hergestellten oder eingelegten Wirtschaftsgüter einheit-
lich anzuwenden.“ 


2. § 32 Absatz 6 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 


„Für ein nicht nach § 1 Absatz 1 oder 2 unbeschränkt einkommensteuerpflichtiges Kind 
ohne Wohnsitz in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Staat, auf 
den das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum Anwendung findet, kön-
nen die Beträge nach den Sätzen 1 bis 3 nur abgezogen werden, soweit sie nach den 
Verhältnissen seines Wohnsitzstaates notwendig und angemessen sind.“ 


3. § 33a Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:  


„Für ein nicht unbeschränkt einkommensteuerpflichtiges Kind ohne Wohnsitz in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Staat, auf den das Abkommen 
über den Europäischen Wirtschaftsraum Anwendung findet, mindert sich der vorste-
hende Betrag nach Maßgabe des Absatzes 1 Satz 6.“ 


4. Dem § 39e Absatz 10 wird folgender Satz angefügt: 


„Die beim Bundeszentralamt für Steuern nach Absatz 2 Satz 1 erster Halbsatz und 
zweiter Halbsatz Nummer 2 und 3 gespeicherten Daten können auch zur Ergänzung 
der Daten nach § 4 Absatz 4 der Erbschaftsteuer-Durchführungsverordnung und ihrer 
Übermittlung an die zuständigen Landesfinanzbehörden verarbeitet werden“ 


5. § 52 wird wie folgt geändert: 
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a) Nach Absatz 12 Satz 10 werden folgende Sätze eingefügt:  


„§ 6 Absatz 2 Satz 4 in der Fassung des Artikels 4 des Gesetzes vom 30. Juni 
2017 (BGBl. I S. 2143) und § 6 Absatz 2 Satz 5 in der Fassung des Artikels 1 des 
Gesetzes vom 22. Dezember 2009 (BGBl. I S. 3950) sind letztmalig für Wirt-
schaftsjahre anzuwenden, die vor dem 1. Januar 2025 enden. § 6 Absatz 2a in der 
Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom … (BGBl. … I Nr. …) [einsetzen: Aus-
fertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] ist erst-
mals bei Wirtschaftsgütern anzuwenden, die in nach dem 31. Dezember 2024 be-
ginnenden Wirtschaftsjahren angeschafft, hergestellt oder in das Betriebsvermö-
gen eingelegt werden.“ 


b) Dem Absatz 32 wird folgender Satz angefügt:  


„§ 32 Absatz 6 Satz 4 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom … 
(BGBl. … I Nr. …) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegen-
den Änderungsgesetzes] ist in allen offenen Fällen anzuwenden.“ 


c) Absatz 33c wird wie folgt gefasst:  


„(33c) § 33a Absatz 2 Satz 2 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes 
vom … (BGBl. … I Nr. …) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vor-
liegenden Änderungsgesetzes] ist in allen offenen Fällen anzuwenden.“ 


d) Nach Absatz 49a Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 


„§ 62 Absatz 1a in der am ... [einsetzen: Datum des Tages nach der Verkündung 
des vorliegenden Änderungsgesetzes] geltenden Fassung ist für alle nicht be-
standskräftigen Kindergeldfestsetzungen anzuwenden.“ 


6. § 62 Absatz 1a wird wie folgt gefasst: 


„(1a) Ein Staatsangehöriger eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen 
Union, eines Staates, auf den das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum 
Anwendung findet, oder der Schweizerischen Eidgenossenschaft erhält Kindergeld 
nur, wenn er freizügigkeitsberechtigt ist. Hat die Familienkasse begründete Zweifel an 
der Freizügigkeitsberechtigung, prüft sie in eigener Zuständigkeit, ob die Vorausset-
zungen gegeben sind. Lehnt die Familienkasse eine Kindergeldfestsetzung in diesem 
Fall ab, hat sie ihre Entscheidung der zuständigen Ausländerbehörde mitzuteilen. 
Wurde das Vorliegen der Anspruchsvoraussetzungen durch die Verwendung gefälsch-
ter oder verfälschter Dokumente oder durch Vorspiegelung falscher Tatsachen vorge-
täuscht, hat die Familienkasse die zuständige Ausländerbehörde unverzüglich zu un-
terrichten.“ 


Artikel 2 


Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes 


Das Einkommensteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 1 dieses Gesetzes geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. In § 7 Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „1. Januar 2025“ durch die Angabe „1. Ja-
nuar 2029“ ersetzt. 
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2. In § 32 Absatz 6 Satz 1 wird die Angabe „3 306 Euro“ durch die Angabe „3 336 Euro“ 
ersetzt.  


3. § 32a Absatz 1 wird wie folgt gefasst:  


„(1) Die tarifliche Einkommensteuer bemisst sich nach dem auf volle Euro abge-
rundeten zu versteuernden Einkommen. Sie beträgt ab dem Veranlagungszeit-
raum 2025 vorbehaltlich der §§ 32b, 32d, 34, 34a, 34b und 34c jeweils in Euro für zu 
versteuernde Einkommen 


1. bis 12 084 Euro (Grundfreibetrag): 


0; 


2. von 12 085 Euro bis 17 430 Euro: 


(932,47 • y + 1 400) • y; 


3. von 17 431 Euro bis 68 429 Euro: 


(176,77 • z + 2 397) • z + 1014,94; 


4. von 68 430 Euro bis 277 825 Euro: 


0,42 • x – 10 903,22; 


5. von 277 826 Euro an: 


0,45 • x – 19 237,97. 


Die Größe „y“ ist ein Zehntausendstel des den Grundfreibetrag übersteigenden Teils 
des auf einen vollen Eurobetrag abgerundeten zu versteuernden Einkommens. Die 
Größe „z“ ist ein Zehntausendstel des 17 430 Euro übersteigenden Teils des auf einen 
vollen Eurobetrag abgerundeten zu versteuernden Einkommens. Die Größe „x“ ist das 
auf einen vollen Eurobetrag abgerundete zu versteuernde Einkommen. Der sich erge-
bende Steuerbetrag ist auf den nächsten vollen Eurobetrag abzurunden.“ 


4. In § 39b Absatz 2 Satz 7 zweiter Halbsatz wird die Angabe „13 432 Euro“ durch die 
Angabe „13 772 Euro“ und die Angabe „33 380 Euro“ durch die Angabe „34 214 Euro“ 
ersetzt. 


5. § 52 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 


a) In Satz 1 wird die Angabe „Veranlagungszeitraum 2024“ durch die Angabe „Ver-
anlagungszeitraum 2025“ ersetzt. 


b) In den Sätzen 2 und 3 wird jeweils die Angabe „31. Dezember 2023“ durch die 
Angabe „31. Dezember 2024“ ersetzt. 


6. In § 66 Absatz 1 wird die Angabe „250 Euro“ durch die Angabe „255 Euro“ ersetzt. 
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Artikel 3 


Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes 


Das Einkommensteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 2 dieses Gesetzes geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. In § 32 Absatz 6 Satz 1 wird die Angabe „3 336 Euro“ durch die Angabe „3 414 Euro“ 
ersetzt.  


2. § 32a Absatz 1 wird wie folgt gefasst:  


„(1) Die tarifliche Einkommensteuer bemisst sich nach dem auf volle Euro abge-
rundeten zu versteuernden Einkommen. Sie beträgt ab dem Veranlagungszeitraum 
2026 vorbehaltlich der §§ 32b, 32d, 34, 34a, 34b und 34c jeweils in Euro für zu ver-
steuernde Einkommen 


1. bis 12 336 Euro (Grundfreibetrag): 


0; 


2. von 12 337 Euro bis 17 779 Euro: 


(915,86 • y + 1 400) • y; 


3. von 17 780 Euro bis 69 798 Euro: 


(173,30 • z + 2 397) • z + 1033,35; 


4. von 69 799 Euro bis 277 825 Euro: 


0,42 • x – 11 123,34; 


5. von 277 826 Euro an: 


0,45 • x – 19 458,09. 


Die Größe „y“ ist ein Zehntausendstel des den Grundfreibetrag übersteigenden Teils 
des auf einen vollen Eurobetrag abgerundeten zu versteuernden Einkommens. Die 
Größe „z“ ist ein Zehntausendstel des 17 779 Euro übersteigenden Teils des auf einen 
vollen Eurobetrag abgerundeten zu versteuernden Einkommens. Die Größe „x“ ist das 
auf einen vollen Eurobetrag abgerundete zu versteuernde Einkommen. Der sich erge-
bende Steuerbetrag ist auf den nächsten vollen Eurobetrag abzurunden.“ 


3. In § 39b Absatz 2 Satz 7 zweiter Halbsatz wird die Angabe „13 772 Euro“ durch die 
Angabe „14 057 Euro“ und die Angabe „34 214 Euro“ durch die Angabe „34 899 Euro“ 
ersetzt. 


4. § 52 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 


a) In Satz 1 wird die Angabe „Veranlagungszeitraum 2025“ durch die Angabe „Ver-
anlagungszeitraum 2026“ ersetzt. 


b) In den Sätzen 2 und 3 wird jeweils die Angabe „31. Dezember 2024“ durch die 
Angabe „31. Dezember 2025“ ersetzt. 







 - 11 -   


 


5. § 66 wird wie folgt geändert: 


a) In Absatz 1 wird die Angabe „255 Euro“ durch die Angabe „259 Euro“ ersetzt. 


b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 


„(3) Werden die Freibeträge für Kinder nach § 31 Satz 1 in Verbindung mit 
§ 32 Absatz 6 Satz 1 angehoben, wird das Kindergeld entsprechend erhöht. Das 
Kindergeld ist dabei auf volle Euro kaufmännisch zu runden.“ 


Artikel 4 


Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes 


Das Einkommensteuergesetz, das zuletzt durch Artikel 3 dieses Gesetzes geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 


a) Die Angabe zu § 39f wird wie folgt gefasst: 


„§ 39f Steuerklasse IV mit Faktor“. 


b) Nach der Angabe zu § 39f wird folgende Angabe eingefügt: 


„§ 39g Verfahren zur Überführung in die Besteuerung mit der Steuerklasse IV mit Faktor“. 


2. § 38b wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 


aa) Satz 2 wird wie folgt geändert: 


aaa) In Nummer 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb werden die Wörter 
„Steuerklasse III oder IV“ ersetzt durch die Wörter „Steuerklasse IV o-
der IV mit Faktor“. 


bbb) Die Nummern 3 bis 5 werden wie folgt gefasst: 


3. „ (weggefallen) 


4. in die Steuerklasse IV gehören Arbeitnehmer, die verheiratet 
sind, wenn beide Ehegatten unbeschränkt einkommensteuer-
pflichtig sind und nicht dauernd getrennt leben; dies gilt auch, 
wenn einer der Ehegatten keinen Arbeitslohn bezieht; 


5. in die Steuerklasse IV mit Faktor gehören Arbeitnehmer, 


a) die unter Nummer 4 bezeichnet sind und bei denen ein Fak-
tor nach § 39e Absatz 1a oder § 39f Absatz 1 zu bilden ist 
oder 


b) die verwitwet sind, wenn beide Ehegatten im Zeitpunkt des 
Todes unbeschränkt einkommensteuerpflichtig waren und in 
diesem Zeitpunkt nicht dauernd getrennt gelebt haben, ab 
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dem 1. des auf den Todestag folgenden Monats und für das 
darauffolgende Kalenderjahr, oder 


c) deren Ehe aufgelöst worden ist, für das Kalenderjahr, in dem 
die Ehe aufgelöst worden ist, wenn 


aa) im Kalenderjahr der Auflösung der Ehe beide Ehegatten 
unbeschränkt einkommensteuerpflichtig waren und nicht 
dauernd getrennt gelebt haben und 


bb) der andere Ehegatte wieder geheiratet hat, von seinem 
neuen Ehegatten nicht dauernd getrennt lebt und er und 
sein neuer Ehegatte unbeschränkt einkommensteuer-
pflichtig sind;“. 


bb) In Satz 3 werden die Wörter „Nummern 3 und 4“ durch die Wörter „Nummern 4 
und 5“ ersetzt. 


b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 


aa) In Satz 1 werden die Wörter „Steuerklassen I bis IV“ durch die Wörter „Steu-
erklassen I, II, IV und IV mit Faktor“ ersetzt. 


bb) In Satz 4 werden die Wörter „Steuerklassen III und IV“ durch die Wörter „Steu-
erklassen IV und IV mit Faktor“ ersetzt. 


cc) Nach Satz 4 werden die folgenden Sätze eingefügt: 


„Wenn in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 5 Buchstabe a Arbeits-
lohn nur von einem Ehegatten bezogen wird, ist der Zähler nach Satz 1 für 
diesen Ehegatten zu verdoppeln und für den anderen Ehegatten mit 0 anzu-
setzen; ebenso ist in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 5 Buch-
stabe b zu verfahren. Für die Berücksichtigung der Zahl der Kinderfreibeträge 
nach Satz 5 ist bei der Faktorbildung nach § 39e Absatz 1a oder § 39f Ab-
satz 1a Satz 1 das Bundeszentralamt für Steuern und bei der Faktorbildung 
nach § 39f Absatz 1, Absatz 1a Satz 2 das Finanzamt zuständig.“ 


c) In Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter „von der Steuerklasse III oder V“ durch die 
Wörter „von Steuerklasse IV mit Faktor“ ersetzt. 


3. § 39 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 


a) In Nummer 1 werden die Wörter „und Faktor (§ 39f)“ gestrichen. 


b) In Nummer 2 wird die Angabe „I bis IV“ durch die Wörter „I, II, IV oder IV mit Faktor“ 
ersetzt. 


4. § 39a Absatz 1 wird wie folgt geändert: 


a) Satz 1 wird wie folgt geändert: 


aa) In Nummer 4 werden die Wörter „und Hinterbliebene“ durch die Wörter „, Hin-
terbliebene und Pflegepersonen“ ersetzt. 


bb) In Nummer 7 Satzteil vor Satz 2 wird das Semikolon nach den Wörtern „maß-
geblich ist“ durch einen Punkt ersetzt und werden die diesem Semikolon fol-
genden Wörter gestrichen. 
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b) In Satz 3 werden vor dem abschließenden Punkt die Wörter „; abweichend richtet 
sich der Zeitraum bei Berücksichtigung eines Frei- oder Hinzurechnungsbetrages 
bei einer Faktorermittlung nach § 39f Absatz 1, 2 und 3“ eingefügt. 


5. § 39b Absatz 2 wird wie folgt geändert: 


a) Satz 5 wird wie folgt geändert: 


aa) In Nummer 1, 2 und 3 Buchstabe d und e wird jeweils die Angabe „I bis V“ 
durch die Wörter „I, II, IV oder IV mit Faktor“ ersetzt. 


bb) In Nummer 3 Buchstabe a, b und c wird jeweils die Angabe „I bis VI“ durch die 
Wörter „nach § 38b Absatz 1“ ersetzt. 


b) In Satz 6 werden die Wörter „in den Steuerklassen I, II und IV“ durch die Wörter 
„in den Steuerklassen I, II, IV und IV mit Faktor“ ersetzt und werden die Wörter 
„sowie in der Steuerklasse III nach § 32a Absatz 5“ gestrichen. 


c) In Satz 7 werden die Wörter „den Steuerklassen V und VI“ durch die Wörter „der 
Steuerklasse VI“ ersetzt. 


6. § 39e wird wie folgt geändert: 


a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „I bis IV“ durch die Wörter „I, II, IV oder IV mit 
Faktor“ ersetzt. 


b) Nach Absatz 1 werden die folgenden Absätze 1a und 1b eingefügt: 


„(1a) Das Bundeszentralamt für Steuern bildet automatisiert nach Ablauf der 
Gültigkeit eines Faktors nach § 39f Absatz 1 oder § 39g zum 1. April eines jeden 
Kalenderjahres einen neuen Faktor anhand der Daten, die sich aus den für das 
vorangegangene Kalenderjahr übermittelten Lohnsteuerbescheinigungen nach 
§ 41b Absatz 1 für die Steuerklassen I, II, IV oder IV mit Faktor ergeben (automa-
tisiertes Faktorverfahren). Liegt für nur einen Ehegatten zu diesem Zeitpunkt keine 
Lohnsteuerbescheinigung nach Satz 1 vor, werden für diesen Ehegatten der Ar-
beitslohn und die weiteren zur Ermittlung des Faktors maßgeblichen Werte mit 0 
Euro angesetzt. Wenn dieser Ehegatte im laufenden Kalenderjahr Arbeitslohn be-
zieht und sofern noch kein neuer Faktor nach § 39f Absatz 1 Satz 1 gebildet wurde, 
ist die bislang für die Ehegatten gebildete Steuerklasse IV mit Faktor automatisiert 
durch das Bundeszentralamt für Steuern jeweils in die Steuerklasse IV mit Wirkung 
ab dem 1. des Folgemonats der Arbeitsaufnahme zu ändern. Dieser Steuerklas-
senwechsel ist vorzunehmen, sobald für diesen Ehegatten ein erstes Dienstver-
hältnis im Verfahren ELStAM angemeldet wird. Liegen für keinen der Ehegatten 
Lohnsteuerbescheinigungen nach Satz 1 vor, reiht das Bundeszentralamt für Steu-
ern die Ehegatten zum 1. April automatisiert in die Steuerklasse IV ein. Bei Men-
schen mit Behinderungen, Hinterbliebene und Pflegepersonen sind die Pauschbe-
träge nach § 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 bei der Bildung des Faktors mit zu 
berücksichtigen. Ausgenommen von der automatisierten Bildung eines Faktors 
sind Fälle, in denen mindestens ein Ehegatte eine Änderung nach § 38b Absatz 3 
Satz 2 beantragt hat, in denen die Voraussetzungen nach § 38b Absatz 1 Satz 2 
Nummer 4 bei den Ehegatten nach dem 31. Dezember des vorhergehenden Ka-
lenderjahres nicht mehr vorliegen, oder Fälle des § 1a. Die Landesfinanzbehörden 
haben die Lohnsteuerbescheinigungen nach § 41b Absatz 1 für die in Satz 1 ge-
nannten Zwecke dem Bundeszentralamt für Steuern zur Verfügung zu stellen. 


(1b) Der automatisiert gebildete Faktor nach Absatz 1a wird nach § 39f Ab-
satz 2 Satz 1 bis 4 und 7 ermittelt. Maßgeblich sind die Daten und Werte nach 
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Absatz 1a Satz 1 und 2 des vorangegangenen Kalenderjahres, für das der Faktor 
erstmals gelten soll. In der Bemessungsgrundlage für Y im Sinne des § 39f Ab-
satz 2 werden jeweils neben der Summe der Jahresarbeitslöhne der ersten Dienst-
verhältnisse zusätzlich bei Menschen mit Behinderungen, Hinterbliebenen und 
Pflegepersonen die Pauschbeträge nach § 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 be-
rücksichtigt.“ 


c) Dem Absatz 10 werden die folgenden Sätze angefügt: 


„Die beim Bundeszentralamt für Steuern nach Absatz 1a Satz 1 gespeicherten Da-
ten werden ausschließlich für die automatisierte Bildung des Faktors verarbeitet. 
Die Daten sind nach Ablauf von zwölf Monaten nach Bildung des Faktors zu lö-
schen. Für Änderungen eines nach Absatz 1a oder 1b automatisiert gebildeten 
Faktors ist das Finanzamt zuständig.“ 


7. § 39f wird wie folgt geändert: 


a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 


„§ 39f 


Steuerklasse IV mit Faktor“. 


b) Die Absätze 1 bis 3 werden durch die folgenden Absätze 1 bis 3 ersetzt: 


„(1) Bei Arbeitnehmern, die in die Steuerklasse IV gehören (§ 38b Absatz 1 
Satz 2 Nummer 4), hat das Finanzamt auf Antrag beider Ehegatten für beide einen 
Faktor nach Absatz 2 als Lohnsteuerabzugsmerkmal zur Ermittlung der Lohn-
steuer zu bilden, wenn der Faktor kleiner als 1 ist. Der Faktor gilt jeweils bis zum 
31. März des zweiten Kalenderjahres, das auf das Kalenderjahr folgt, in dem dieser 
gebildet worden ist. Dies gilt auch, wenn der Faktor vom Finanzamt unter Berück-
sichtigung eines Frei- oder Hinzurechnungsbetrages nach § 39a Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 bis 9 gebildet wird. Wird kein neuer Antrag nach Satz 1 gestellt, findet 
nach Ablauf der Gültigkeit des Faktors § 39e Absatz 1a entsprechend Anwendung. 
Bezieht einer der Ehegatten keinen Arbeitslohn, werden für die Ermittlung des Fak-
tors der Arbeitslohn und die weiteren maßgeblichen Werte für diesen Ehegatten 
mit 0 Euro angesetzt. Sobald dieser Ehegatte im laufenden Kalenderjahr Arbeits-
lohn bezieht und kein neuer Faktor nach Satz 1 gebildet wurde, ist die bislang für 
die Ehegatten gebildete Steuerklasse IV mit Faktor automatisiert durch das Bun-
deszentralamt für Steuern jeweils in die Steuerklasse IV mit Wirkung ab dem 1. 
des Folgemonats der Aufnahme eines ersten Dienstverhältnisses zu ändern. Die-
ser Steuerklassenwechsel ist vorzunehmen, sobald ein Arbeitgeber für diesen 
Ehegatten ein erstes Dienstverhältnis im Verfahren ELStAM anmeldet. 


(1a) Bei Arbeitnehmern im Sinne des § 38b Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 Buch-
stabe b hat das Bundeszentralamt für Steuern automatisiert die Steuerklasse IV 
mit Faktor als Lohnsteuerabzugsmerkmal mit Wirkung ab dem 1. des auf den To-
destag folgenden Monats sowie für das darauf folgende Kalenderjahr zu bilden; für 
den verstorbenen Ehegatten werden für die Ermittlung des Faktors der Arbeitslohn 
und die weiteren maßgeblichen Werte mit 0 Euro angesetzt und die Gültigkeit des 
Faktors ist zu befristen. Bei Arbeitnehmern im Sinne des § 38b Absatz 1 Satz 2 
Nummer 5 Buchstabe c hat das Finanzamt auf Antrag des nicht wiederverheirate-
ten Arbeitnehmers den Faktor für das Kalenderjahr zu bilden, in dem die Ehe auf-
gelöst worden ist; der Arbeitslohn für den früheren Ehegatten und die weiteren zur 
Ermittlung des Faktors maßgeblichen Werte werden mit 0 Euro angesetzt. 
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(2) Der Faktor ist Y : X und mit drei Nachkommastellen ohne Rundung zu 
berechnen. „Y“ ist die voraussichtliche Einkommensteuer für beide Ehegatten nach 
dem Splitting-Verfahren (§ 32a Absatz 5) unter Berücksichtigung der in § 39b Ab-
satz 2 genannten Abzugsbeträge. Maßgeblich sind die Steuerbeträge des Kalen-
derjahres, für das der Faktor erstmals gelten soll. „X“ ist die Summe der voraus-
sichtlichen Lohnsteuer bei Anwendung der Steuerklasse IV für jeden Ehegatten. 
In die Bemessungsgrundlage für Y werden jeweils neben den Jahresarbeitslöhnen 
der ersten Dienstverhältnisse zusätzlich nur Beträge einbezogen, die nach § 39a 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 6, 8 und 9 als Freibetrag ermittelt und als Lohnsteu-
erabzugsmerkmal gebildet werden könnten; Freibeträge werden neben dem Fak-
tor nicht als Lohnsteuerabzugsmerkmal gebildet. In den Fällen des § 39a Absatz 1 
Satz 1 Nummer 7 sind bei der Ermittlung von Y und X die Hinzurechnungsbeträge 
zu berücksichtigen; die Hinzurechnungsbeträge sind zusätzlich als Lohnsteuerab-
zugsmerkmal für das erste Dienstverhältnis zu bilden. Arbeitslöhne, die dem Lohn-
steuerabzug der Steuerklasse VI unterlagen, sind im Faktorverfahren nicht zu be-
rücksichtigen. 


(3) Besteht eine Anzeigepflicht nach § 39a Absatz 1 Satz 5 oder wird eine 
Änderung des Freibetrags nach § 39a Absatz 1 Satz 4 beantragt, gilt die Anzeige 
oder der Antrag auf Änderung des Freibetrags zugleich als Antrag auf Anpassung 
des Faktors. § 39 Absatz 6 Satz 3, 5 und 6 sind entsprechend anzuwenden.“ 


8. Nach § 39f wird folgender § 39g eingefügt: 


„§ 39g 


Verfahren zur Überführung in die Besteuerung mit der Steuerklasse IV mit Faktor 


(1) Zur Überführung in die Besteuerung mit der Steuerklasse IV mit Faktor bildet 
das Bundeszentralamt für Steuern zum 1. Oktober 2029 für Ehegatten, die zum 
30. September 2029 in die Steuerklassen III und V eingereiht sind, einen Faktor als 
Lohnsteuerabzugsmerkmal nach den Regelungen in § 39e Absatz 1b anhand der Da-
ten, die sich aus den für das Kalenderjahr 2028 übermittelten Lohnsteuerbescheinigun-
gen nach § 41b Absatz 1 für die Steuerklassen I, II, III, IV, IV mit Faktor oder V ergeben. 
Das Bundeszentralamt für Steuern oder die Finanzbehörden der Länder teilen den 
Ehegatten den als Lohnsteuerabzugsmerkmal gebildeten Faktor elektronisch mit. Der 
Faktor wird zum 1. Januar 2030 zum Abruf für den Arbeitgeber als elektronisches Lohn-
steuerabzugsmerkmal bereitgestellt. Die Steuerklassen III und V sind ab dem 1. Januar 
2030 nicht mehr für den Lohnsteuerabzug anzuwenden. Die Landesfinanzbehörden 
haben die Lohnsteuerbescheinigungen nach § 41b Absatz 1 für die in Satz 1 genann-
ten Zwecke dem Bundeszentralamt für Steuern zur Verfügung zu stellen.  


(2) Freibeträge im Sinne des § 39a, mit Ausnahme des Freibetrags nach § 39a 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 sind für die Steuerklassen III und V längstens bis zum 
31. Dezember 2029 als elektronisches Lohnsteuerabzugsmerkmal zu bilden. Die in 
§ 39a Absatz 1 Satz 2 und Satz 3 bestimmten Zeiträume gelten bei der Überführung 
nach Absatz 1 insoweit nicht. 


(3) Die Zahl der Kinderfreibeträge im Sinne des § 39 Absatz 4 Nummer 2 ist für 
die Steuerklasse III längstens bis zum 31. Dezember 2029 als Lohnsteuerabzugsmerk-
mal zu bilden. Das Bundeszentralamt für Steuern bildet automatisiert im Fall des Ab-
satzes 1 Satz 5 auch die Zahl der Kinderfreibeträge im Sinne des § 39 Absatz 4 Num-
mer 2. 
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(4) Für Arbeitnehmer im Sinne des § 38b Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 Buchstabe 
b, die zum Stichtag nach Absatz 1 Satz 1 in die Steuerklasse III eingereiht sind und für 
die nach § 32a Absatz 6 auch im Folgejahr das Splitting-Verfahren anzuwenden ist, 
wird ebenfalls automatisiert ein Faktor gebildet. Für den verstorbenen Ehegatten wer-
den für die Ermittlung des Faktors der Arbeitslohn und die weiteren maßgeblichen 
Werte mit 0 Euro angesetzt. Der Faktor gilt entsprechend § 32a Absatz 6 Satz 1 Num-
mer 1 zeitlich befristet. 


(5) Die beim Bundeszentralamt für Steuern nach Absatz 1 Satz 1 gespeicherten 
Daten werden ausschließlich für die automatisierte Bildung des Faktors verarbeitet. Die 
Daten sind nach Ablauf von zwölf Monaten nach Bildung des Faktors zu löschen. Für 
Änderungen eines nach Absatz 1 automatisiert gebildeten Faktors ist das Finanzamt 
zuständig.“ 


9. In § 41a Absatz 4 Satz 6 wird die Angabe „V oder“ gestrichen. 


10. § 42b Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt geändert: 


a) In Nummer 2 werden die Wörter „nach den Steuerklassen V oder VI“ durch die 
Wörter „nach der Steuerklasse VI“ ersetzt. 


b) In Nummer 3 werden die Wörter „nach den Steuerklassen II, III oder IV“ durch die 
Wörter „nach den Steuerklassen II, IV oder IV mit Faktor“ ersetzt. 


c) In Nummer 3b werden die Wörter „das Faktorverfahren“ durch die Wörter „Steuer-
klasse IV mit Faktor“ ersetzt. 


11. § 46 Absatz 2 Nummer 3a wird wie folgt gefasst: 


„3a. wenn von Ehegatten, die nach den §§ 26, 26b zusammen zur Einkommensteuer 
zu veranlagen sind, beide Arbeitslohn bezogen haben und der Arbeitslohn für den 
gesamten Veranlagungszeitraum oder einen Teil davon nach der Steuerklasse IV 
mit Faktor oder Steuerklasse VI besteuert worden ist;“. 


12. § 51a Absatz 2a wird wie folgt geändert: 


a) In Satz 1 wird die Angabe „I, II und III“ durch die Angabe „I und II“ ersetzt. 


b) In Satz 3 werden die Wörter „nach § 39f Absatz 1“ durch die Wörter „nach § 39f 
Absatz 1 oder § 39e Absatz 1a“ ersetzt. 


13. § 52 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 


„(1) Diese Fassung des Gesetzes ist, soweit in den folgenden Absätzen nichts 
anderes bestimmt ist, erstmals für den Veranlagungszeitraum 2029 anzuwenden. 
Beim Steuerabzug vom Arbeitslohn gilt Satz 1 mit der Maßgabe, dass diese Fas-
sung erstmals auf den laufenden Arbeitslohn anzuwenden ist, der für einen nach 
dem 31. Dezember 2028 endenden Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, und auf 
sonstige Bezüge, die nach dem 31. Dezember 2028 zufließen. Beim Steuerabzug 
vom Kapitalertrag gilt Satz 1 mit der Maßgabe, dass diese Fassung des Gesetzes 
erstmals auf Kapitalerträge anzuwenden ist, die dem Gläubiger nach dem 31. De-
zember 2028 zufließen.“ 


b) Nach Absatz 35d wird folgender Absatz 35e eingefügt: 
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„(35e) Die §§ 38b, 39, 39a, 39b, 39e, 39f, 41, 42b, 46 und 51a in der Fas-
sung des Artikels 4 des Gesetzes vom … (BGBl. … I Nr. …) [einsetzen: Ausferti-
gungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] sind für den 
Steuerabzug vom Arbeitslohn erstmals auf den laufenden Arbeitslohn anzuwen-
den, der für einen nach dem 31. Dezember 2029 endenden Lohnzahlungszeitraum 
gezahlt wird, und auf sonstige Bezüge, die nach dem 31. Dezember 2029 zuflie-
ßen.“ 


Artikel 5 


Änderung des Solidaritätszuschlaggesetzes 1995 


Das Solidaritätszuschlaggesetz 1995 in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. 
Oktober 2002 (BGBl. I S. 4130), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 8. Dezember 
2022 (BGBl. I S. 2230) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. § 3 wird wie folgt geändert: 


a) In Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 wird die Angabe „36 260 Euro“ durch die Angabe 
„39 900 Euro“ und in Nummer 2 wird die Angabe „18 130 Euro“ durch die Angabe 
„19 950 Euro“ ersetzt. 


b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 


„(4) Beim Abzug vom laufenden Arbeitslohn ist der Solidaritätszuschlag nur 
zu erheben, wenn die Bemessungsgrundlage im jeweiligen Lohnzahlungszeitraum  


1. bei monatlicher Lohnzahlung 


a) in der Steuerklasse III mehr als 1/12 des in Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 
angegebenen Betrages und 


b) in den Steuerklassen I, II, IV bis VI mehr als 1/12 des in Absatz 3 Satz 1 
Nummer 2 angegebenen Betrages, 


2. bei wöchentlicher Lohnzahlung 


a) in der Steuerklasse III mehr als 7/360 des in Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 
angegebenen Betrages und 


b) in den Steuerklassen I, II, IV bis VI mehr als 7/360 des in Absatz 3 Satz 1 
Nummer 2 angegebenen Betrages, 


3. bei täglicher Lohnzahlung 


a) in der Steuerklasse III mehr als 1/360 des in Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 
angegebenen Betrages und 


b) in den Steuerklassen I, II, IV bis VI mehr als 1/360 des in Absatz 3 Satz 1 
Nummer 2 angegebenen Betrages beträgt.“ 


c) Absatz 4a Satz 1 wird wie folgt geändert: 


aa) In Nummer 1 wird die Angabe „18 130 Euro“ durch die Wörter „den Betrag 
nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 2“ ersetzt. 


bb) In Nummer 2 wird die Angabe „36 260 Euro“ durch die Wörter „den Betrag 
nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1“ ersetzt. 
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d) In Absatz 5 wird die Angabe „36 260 Euro“ durch die Wörter „den Betrag nach 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 1“ und die Angabe „18 130 Euro“ durch die Wörter „den 
Betrag nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 2“ ersetzt. 


2. Dem § 6 wird folgender Absatz 26 angefügt: 


„(26) § 3 Absatz 3 in der Fassung des Artikels 5 des Gesetzes vom … (BGBl. … I 
Nr. …) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Änderungs-
gesetzes] ist erstmals im Veranlagungszeitraum 2025 anzuwenden. § 3 Absatz 4 und 
4a in der Fassung des Artikels 5 des Gesetzes vom … (BGBl. … I Nr. …) [einsetzen: 
Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] ist erstmals 
auf den laufenden Arbeitslohn anzuwenden, der für einen nach dem 31. Dezember 
2024 endenden Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, und auf sonstige Bezüge, die 
nach dem 31. Dezember 2024 zufließen. § 3 Absatz 5 in der Fassung des Artikels 5 
des Gesetzes vom … (BGBl. … I Nr. …) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fund-
stelle des vorliegenden Änderungsgesetzes] ist beim Lohnsteuer-Jahresausgleich 
durch den Arbeitgeber (§ 42b des Einkommensteuergesetzes) erstmals für das Aus-
gleichsjahr 2025 anzuwenden.“ 


Artikel 6 


Weitere Änderung des Solidaritätszuschlaggesetzes 1995 


Das Solidaritätszuschlaggesetz 1995, das zuletzt durch Artikel 5 dieses Gesetzes ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. In § 3 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 wird die Angabe „39 900 Euro“ durch die Angabe 
„40 700 Euro“ und in Nummer 2 wird die Angabe „19 950 Euro“ durch die Angabe 
„20 350 Euro“ ersetzt. 


2. Dem § 6 wird folgender Absatz 27 angefügt: 


„(27) § 3 Absatz 3 in der Fassung des Artikels 6 des Gesetzes vom … (BGBl. … I 
Nr. …) [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des vorliegenden Änderungs-
gesetzes] ist erstmals im Veranlagungszeitraum 2026 anzuwenden.“ 


Artikel 7 


Änderung des Forschungszulagengesetzes 


§ 3 Absatz 5 des Forschungszulagengesetzes vom 14. Dezember 2019 (BGBl. I 
S. 2763), das zuletzt durch Artikel 27 des Gesetzes vom 27. März 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 108) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 


„(5) Bemessungsgrundlage sind die im Wirtschaftsjahr entstandenen förderfähigen 
Aufwendungen des Anspruchsberechtigten im Sinne der Absätze 1 bis 4. Die Bemessungs-
grundlage beträgt höchstens für 


1. nach dem 1. Januar 2020 und vor dem 1. Juli 2020 entstandene förderfähige Aufwen-
dungen 2 000 000 Euro, 
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2. nach dem 30. Juni 2020 und vor dem 28. März 2024 entstandene förderfähige Aufwen-
dungen 4 000 000 Euro, 


3. nach dem 27. März 2024 und vor dem 1. Januar 2025 entstandene förderfähige Auf-
wendungen 10 000 000 Euro und 


4. nach dem 31. Dezember 2024 entstandene förderfähige Aufwendungen 
12 000 000 Euro.“ 


Artikel 8 


Änderung der Abgabenordnung 


Die Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 2002 
(BGBl. I S. 3866; 2003 I S. 61), die zuletzt durch Artikel 18 des Gesetzes vom 15. Juli 2024 
(BGBl. 2024 I Nr. 237) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. In der Inhaltsübersicht werden die Angaben zu den §§ 138j und 138k durch die folgen-
den Angaben ersetzt: 


„§ 138j Auswertung der Mitteilungen über Steuergestaltungen 


§ 138k Angabe der Steuergestaltung in der Steuererklärung 


§ 138l Mitteilungspflicht über innerstaatliche Steuergestaltungen 


§ 138m Zur Mitteilung innerstaatlicher Steuergestaltungen verpflichtete Personen 


§ 138n Verfahren zur Mitteilung innerstaatlicher Steuergestaltungen“. 


2. § 58 wird wie folgt geändert: 


a) In Nummer 10 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt. 


b) Folgende Nummer 11 wird angefügt: 


„11. eine Körperschaft außerhalb ihrer Satzungszwecke gelegentlich zu tagespo-
litischen Themen Stellung nimmt.“ 


3. In § 102 Absatz 4 Satz 3 werden nach den Wörtern „§ 138f Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 
und 4 bis 9“ die Wörter „und § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 4 bis 8“ eingefügt. 


4. § 138i wird wie folgt geändert: 


a) Der Wortlaut wird Absatz 1. 


b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 


„(2) Soweit von nach § 138n mitgeteilten innerstaatlichen Steuergestaltungen 
im Sinne des § 138l Absatz 2 Steuern betroffen sind, die von Landesfinanzbehör-
den oder Gemeinden verwaltet werden, teilt das Bundeszentralamt für Steuern den 
für die Nutzer zuständigen Finanzbehörden der Länder im automatisierten Verfah-
ren unter Angabe der DE-Registriernummer und der DE-Offenlegungsnummer mit, 
dass ihm Angaben über mitgeteilte innerstaatliche Steuergestaltungen vorliegen.“ 


5. § 138j wird wie folgt geändert: 
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a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 


„§ 138j 


Auswertung der Mitteilungen über Steuergestaltungen“. 


b) In Absatz 1 Satz 1 wird nach der Angabe „§§ 138f bis 138h“ die Angabe „sowie 
138m und 138n“ eingefügt. 


c) In Absatz 2 werden nach der Angabe „§§ 138f bis 138h“ die Wörter „sowie 138m 
und 138n“ eingefügt und wird das Wort „grenzüberschreitenden“ gestrichen. 


d) In Absatz 3 wird die Angabe „§ 138i“ durch die Angabe „§ 138i Absatz 1“ ersetzt 
und folgender Satz wird angefügt: 


„Zu den nach den §§ 138m und 138n mitgeteilten innerstaatlichen Steuergestal-
tungen stellt das Bundeszentralamt für Steuern den für die Nutzer zu-ständigen 
Finanzbehörden der Länder ergänzend zu den Angaben nach § 138i Absatz 2 
auch die Angaben nach § 138n Absatz 2 sowie eigene Ermittlungser-gebnisse und 
die Ergebnisse der Auswertung zum Abruf bereit.“ 


e) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „grenzüberschreitenden“ gestrichen und wird 
nach der Angabe „§§ 138f bis 138h“ die Angabe „und § 138n“ eingefügt. 


f) In Absatz 5 wird das Wort „grenzüberschreitenden“ gestrichen. 


6. § 138k wird wie folgt geändert: 


a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 


„§ 138k 


Angabe der Steuergestaltung in der Steuererklärung“. 


b) Der Wortlaut wird Absatz 1. 


c) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 


„(2) Hat ein Nutzer eine innerstaatliche Steuergestaltung im Sinne des § 138l 
Absatz 2 verwirklicht, gilt Absatz 1 entsprechend mit der Maßgabe, dass die vom 
Bundeszentralamt für Steuern zugeteilte DE-Registriernummer und DE-Offenle-
gungsnummer anzugeben sind.“ 


7. Nach § 138k werden die folgenden §§ 138l bis 138n eingefügt: 


„§ 138l 


Mitteilungspflicht über innerstaatliche Steuergestaltungen 


(1) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 5 sind innerstaatliche Steuergestal-
tungen im Sinne des Absatzes 2 dem Bundeszentralamt für Steuern nach Maßgabe 
der §§ 138m und 138n mitzuteilen. 
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(2) Eine innerstaatliche Steuergestaltung ist jede Gestaltung, 


1. die keine grenzüberschreitende Steuergestaltung im Sinne des § 138d Absatz 2 in 
Verbindung mit § 138e ist, 


2. die eine Steuer vom Einkommen oder Vermögen, die Gewerbesteuer, die Erb-
schaft- oder Schenkungsteuer oder die Grunderwerbsteuer zum Gegenstand hat, 


3. die mindestens ein Kennzeichen im Sinne des Absatzes 3 aufweist und 


4. von der ein verständiger Dritter unter Berücksichtigung aller wesentlichen Fakten 
und Umstände vernünftigerweise erwarten kann, dass der Hauptvorteil oder einer 
der Hauptvorteile die Erlangung eines steuerlichen Vorteils im Sinne des § 138d 
Absatz 3 Satz 1 ist, der im Geltungsbereich dieses Gesetzes entsteht. 


Besteht eine innerstaatliche Steuergestaltung aus einer Reihe von Gestaltungen, hat 
die Mitteilung nach Absatz 1 die gesamte innerstaatliche Steuergestaltung zu umfas-
sen. Das Bundesministerium der Finanzen kann im Einvernehmen mit den obersten 
Finanzbehörden der Länder in einem im Bundessteuerblatt zu veröffentlichenden 
Schreiben für bestimmte Fallgruppen bestimmen, dass kein steuerlicher Vorteil im 
Sinne des Satzes 1 Nummer 4 anzunehmen ist, weil der steuerliche Vorteil unter Be-
rücksichtigung aller Umstände der Steuergestaltung gesetzlich vorgesehen ist. 


(3) Kennzeichen im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 3 sind: 


1. die Vereinbarung  


a) einer Vertraulichkeitsklausel, die dem Nutzer einer innerstaatlichen Steuerge-
staltung im Sinne des Absatzes 4 oder einem anderen an der Steuergestal-
tung Beteiligten eine Offenlegung, auf welche Weise aufgrund der Gestaltung 
ein steuerlicher Vorteil erlangt wird, gegenüber anderen Intermediären einer 
innerstaatlichen Steuergestaltung im Sinne des § 138n Absatz 1 oder den Fi-
nanzbehörden verbietet, oder 


b) einer Vergütung, die in Bezug auf den steuerlichen Vorteil der Steuergestal-
tung festgesetzt wird; dies gilt, wenn die Vergütung von der Höhe des steuer-
lichen Vorteils abhängt oder wenn die Vereinbarung die Abrede enthält, die 
Vergütung ganz oder teilweise zurückzuerstatten, falls der mit der Gestaltung 
zu erwartende steuerliche Vorteil ganz oder teilweise nicht erzielt wird; 


2. eine standardisierte Dokumentation oder Struktur der Gestaltung, die für mehr als 
einen Nutzer der innerstaatlichen Steuergestaltung verfügbar ist, ohne dass sie für 
die Nutzung wesentlich individuell angepasst werden muss; 


3. Gestaltungen, die zum Gegenstand haben, dass  


a) ein an der Gestaltung Beteiligter unangemessene rechtliche Schritte unter-
nimmt, um ein verlustbringendes Unternehmen unmittelbar oder mittelbar zu 
erwerben, die Haupttätigkeit dieses Unternehmens zu beenden und dessen 
Verluste dafür zu nutzen, seine Steuerbelastung zu verringern, einschließlich 
der zeitlich näheren Nutzung dieser Verluste, 


b) Einkünfte in Vermögen, Schenkungen oder andere nicht oder niedriger be-
steuerte Einnahmen oder nicht steuerbare Einkünfte umgewandelt werden, 


c) Transaktionen durch die Einbeziehung zwischengeschalteter Unternehmen, 
die keine wesentliche wirtschaftliche Tätigkeit ausüben, oder Transaktionen, 
die sich gegenseitig aufheben oder ausgleichen, für zirkuläre Vermögensver-
schiebungen genutzt werden, 


d) derselbe steuererhebliche Sachverhalt mehreren Nutzern einer innerstaatli-
chen Steuergestaltung oder mehreren anderen Steuerpflichtigen oder einem 
Nutzer der innerstaatlichen Steuergestaltung oder einem Steuerpflichtigen 
mehrfach zugeordnet wird, 







 - 22 -   


 


e) durch aufeinander abgestimmte Rechtsgeschäfte zweckgerichtet steuerwirk-
same Verluste und ganz oder teilweise steuerfreie Einkünfte erzeugt werden 
oder  


f) ein an der Gestaltung Beteiligter unangemessene rechtliche Schritte unter-
nimmt, um für sich oder einen Dritten einen steuerlichen Vorteil im Bereich des 
Steuerabzugs vom Kapitalertrag zu erzeugen. 


Satz 1 Nummer 3 Buchstabe b gilt für einen steuerpflichtigen Gewerbeertrag entspre-
chend. 


(4) Nutzer einer innerstaatlichen Steuergestaltung im Sinne des Absatzes 2 ist 
jede natürliche oder juristische Person, Personenvereinigung oder Vermögensmasse,  


1. der die innerstaatliche Steuergestaltung zur Umsetzung bereitgestellt wird, 


2. die bereit ist, die innerstaatliche Steuergestaltung umzusetzen, oder 


3. die den ersten Schritt zur Umsetzung der innerstaatlichen Steuergestaltung ge-
macht hat. 


(5) Eine Verpflichtung zur Mitteilung der innerstaatlichen Steuergestaltung im 
Sinne des Absatzes 2 besteht nur, wenn  


1. ein Nutzer der innerstaatlichen Steuergestaltung in einem der in § 138n Absatz 1 
Satz 2 genannten Zeitpunkte 


a) in mindestens zwei der drei Kalender- oder Wirtschaftsjahre, die dem Kalen-
derjahr vorausgehen, in dem das Ereignis nach § 138n Absatz 1 Satz 2 ein-
getreten ist, umsatzsteuerbare Umsätze im Sinne des § 1 Absatz 1 des Um-
satzsteuergesetzes in Höhe von mehr als 50 000 000 Euro pro Wirtschaftsjahr 
oder Kalenderjahr erzielt hat (Umsatzschwelle), 


b) in mindestens zwei der drei letzten Veranlagungszeiträume, für die vor dem 
Ereignis nach § 138n Absatz 1 Satz 2 Einkommen- oder Körperschaftsteuer 
festgesetzt worden ist,  


aa) eine Summe der positiven Einkünfte nach § 2 Absatz 1 des Einkommen-
steuergesetzes einschließlich der nach § 32d des Einkommensteuerge-
setzes dem gesonderten Steuertarif unterliegenden Einkünfte aus Kapi-
talvermögen von mehr als 2 000 000 Euro im Kalenderjahr (Einkünfte-
schwelle) erzielt hat, wobei im Falle der Zusammenveranlagung nach 
§ 26b des Einkommensteuergesetzes für die Feststellung des Über-
schreitens der Einkünfteschwelle auf jeden Ehegatten oder Lebens-
partner abzustellen ist, oder 


bb) ein Einkommen nach § 8 Absatz 1 des Körperschaftsteuergesetzes er-
zielt hat und dieses erhöht um die nach § 8b des Körperschaftsteuerge-
setzes außer Ansatz bleibenden Bezüge und Gewinne und vermindert um 
die nach § 8b Absatz 3 und 5 des Körperschaftsteuergesetzes nicht ab-
ziehbaren Betriebsausgaben mehr als 2 000 000 Euro im Wirtschaftsjahr 
(Einkommensschwelle) beträgt,  


c) zu einem Konzern im Sinne des § 18 des Aktiengesetzes gehört, bei dem die 
Summe der Umsätze, Einkünfte oder Einkommen der Konzerngesellschaften 
einen der in den Buchstaben a oder b genannten Schwellenwerte überschrei-
tet, wobei nur positive Beträge der einzelnen Konzerngesellschaften berück-
sichtigt werden, 


d) zusammen mit anderen inländischen Unternehmen von einer ausländischen 
natürlichen oder juristischen Person, einer Mehrheit von Personen, einer Stif-
tung oder einem anderen Zweckvermögen beherrscht oder einheitlich geleitet 
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wird oder mit einem ausländischen Unternehmen verbunden ist im Sinne des 
§ 138e Absatz 3, 


e) ein Investmentfonds oder ein Spezial-Investmentfonds im Sinne des Invest-
mentsteuergesetzes ist, oder  


f) Anleger 


aa) eines Investmentfonds im Sinne des Investmentsteuergesetzes ist, sofern 
nicht mehr als 100 Anleger an dem Investmentfonds beteiligt sind und die 
Anschaffungskosten der Investmentanteile des Anlegers mindestens 
100 000 Euro betragen haben, oder 


bb) eines Spezial-Investmentfonds im Sinne des Investmentsteuergesetzes 
ist, oder 


2. die Gestaltung zum Gegenstand hat, dass  


a) durch Erwerb von Todes wegen oder durch Schenkung Vermögen übertragen 
wird, dessen Wert nach § 12 des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuerge-
setzes nach Abzug von Nachlassverbindlichkeiten im Sinne des § 10 Absatz 5 
Nummer 1 des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes oder nach 
Abzug der mit einer Schenkung in wirtschaftlichem Zusammenhang stehen-
den Schulden und Lasten voraussichtlich mindestens 4 000 000 Euro betra-
gen wird, oder  


b) unmittelbar oder mittelbar Anteile an einer Gesellschaft erworben werden oder 
übergehen und der durch die Anteile vermittelte Grundbesitzwert nach § 8 Ab-
satz 2 des Grunderwerbsteuergesetzes mindestens 5 000 000 Euro beträgt. 


Ist die Steuerpflicht des Nutzers erst in den letzten drei Kalenderjahren oder Wirt-
schaftsjahren entstanden oder ist sie in dem Kalenderjahr oder Wirtschaftsjahr entstan-
den, in dem das Ereignis nach § 138n Absatz 1 Satz 2 eingetreten ist, besteht eine 
Verpflichtung zur Mitteilung 


1. nach Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a auch dann, wenn die Umsatzschwelle in dem 
Kalenderjahr, in dem das Ereignis nach § 138n Absatz 1 Satz 2 eintritt, voraus-
sichtlich überschritten wird, oder 


2. nach Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b auch dann, wenn die Einkünfteschwelle oder 
die Einkommensschwelle in nur einem Veranlagungszeitraum, für den eine Ein-
kommen- oder Körperschaftsteuer oder mindestens eine Vorauszahlung auf eine 
solche Steuer festgesetzt worden ist, überschritten wurde. 


Bei der Prüfung des Überschreitens der Schwellenwerte nach Satz 2 sind Rumpfwirt-
schaftsjahre auf volle Wirtschaftsjahre hochzurechnen. Wird ein Nutzer der innerstaat-
lichen Steuergestaltung nicht zur Einkommensteuer veranlagt, sind bei Anwendung 
von Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa die Einkünfte in mindestens 
zwei der drei letzten Kalenderjahre maßgebend, die dem Kalenderjahr vorausgehen, 
in dem das Ereignis nach § 138n Absatz 1 Satz 2 eingetreten ist. Die Verpflichtung zur 
Mitteilung nach Satz 1 Nummer 1 Buchstabe f besteht nur, sofern die Steuergestaltung 
im Zusammenhang mit der Beteiligung an dem Investmentfonds oder dem Spezial-
Investmentfonds steht. Bei Anwendung von Satz 1 Nummer 2 sind die Verhältnisse in 
einem der in § 138n Absatz 1 Satz 2 genannten Zeitpunkte maßgebend. Werden die 
Grenzen nach Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a oder b nicht überschritten, besteht eine 
Verpflichtung zur Mitteilung einer innerstaatlichen Steuergestaltung, die ausschließlich 
die in Satz 1 Nummer 2 genannten Steuern zum Gegenstand hat, auch dann nicht, 
wenn auch ein Kriterium nach Satz 1 Nummer 1 erfüllt ist. Der Nutzer der innerstaatli-
chen Steuergestaltung hat dem Intermediär die für die Anwendung von Satz 1 erfor-
derlichen Daten mitzuteilen. 
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(6) Übt der Intermediär einer innerstaatlichen Steuergestaltung im Zusammen-
hang mit der innerstaatlichen Steuergestaltung ausschließlich die in § 138m Absatz 1 
Satz 1 aufgeführten Tätigkeiten aus, so gilt er nicht als an der Gestaltung Beteiligter. 


§ 138m 


Zur Mitteilung innerstaatlicher Steuergestaltungen verpflichtete Personen 


(1) Intermediär einer innerstaatlichen Steuergestaltung ist, wer eine der in § 138d 
Absatz 1 genannten Tätigkeiten im Hinblick auf eine innerstaatliche Steuergestaltung 
ausübt. Ein Intermediär ist zur Mitteilung einer innerstaatlichen Steuergestaltung im 
Sinne des § 138l Absatz 2 verpflichtet, wenn er im Geltungsbereich dieses Gesetzes 


1. seinen Wohnsitz, seinen gewöhnlichen Aufenthalt, seine Geschäftsleitung oder 
seinen Sitz hat, 


2. eine Betriebstätte hat, durch die Dienstleistungen im Zusammenhang mit der in-
nerstaatlichen Steuergestaltung erbracht werden, 


3. in das Handelsregister oder in ein öffentliches berufsrechtliches Register eingetra-
gen ist oder 


4. bei einem Berufsverband für juristische, steuerliche oder beratende Dienstleistun-
gen registriert ist. 


(2) Erfüllt kein Intermediär einer innerstaatlichen Steuergestaltung die Vorausset-
zungen des Absatzes 1 Satz 2 oder hat ein Nutzer im Sinne des § 138l Absatz 4 eine 
innerstaatliche Steuergestaltung im Sinne des § 138l Absatz 2 für sich selbst konzi-
piert, obliegt die Pflicht zur Mitteilung der innerstaatlichen Steuergestaltung dem Nut-
zer. In den Fällen des § 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 sind Nutzer, die die Voraus-
setzungen des § 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 


1. erfüllen, nach Satz 1 zur Mitteilung der innerstaatlichen Steuergestaltung verpflich-
tet;  


2. nicht erfüllen, als andere an der Gestaltung Beteiligte nicht zur Mitteilung dieser 
innerstaatlichen Steuergestaltung verpflichtet. 


(3) Unterliegt ein Intermediär im Sinne des Absatzes 1 einer gesetzlichen Pflicht 
zur Verschwiegenheit und hat der Nutzer der innerstaatlichen Steuergestaltung ihn von 
dieser Pflicht nicht entbunden, so geht die Pflicht zur Übermittlung der Angaben nach 
§ 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3 und 9 auf den Nutzer über, sobald der Intermediär 


1. den Nutzer über die Mitteilungspflicht, die Möglichkeit der Entbindung von der Ver-
schwiegenheitspflicht und den anderenfalls erfolgenden Übergang der Mitteilungs-
pflicht informiert hat und 


2. dem Nutzer die nach § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3 und 9 erforderlichen 
Angaben, soweit sie dem Nutzer nicht bereits bekannt sind, sowie die DE-Regist-
riernummer und die DE-Offenlegungsnummer zur Verfügung gestellt hat. 


Ist die Mitteilungspflicht hinsichtlich der in § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3 und 9 
bezeichneten Angaben auf den Nutzer der innerstaatlichen Steuergestaltung überge-
gangen, so hat dieser in seiner Mitteilung die DE-Registriernummer und die DE-Offen-
legungsnummer anzugeben; § 138n Absatz 1 gilt in diesem Fall entsprechend. Die In-
formation des Nutzers nach Satz 1 Nummer 2 ist vom Intermediär der innerstaatlichen 
Steuergestaltung nach Zugang der DE-Offenlegungsnummer unverzüglich zu veran-
lassen und auf Verlangen dem Bundeszentralamt für Steuern nachzuweisen. Erlangt 
der Nutzer der innerstaatlichen Steuergestaltung die in Satz 1 Nummer 2 bezeichneten 
Informationen erst nach dem Eintritt des nach § 138n Absatz 1 Satz 2 maßgebenden 
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Ereignisses, so beginnt die Frist zur Übermittlung der in § 138n Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 2, 3 und 9 bezeichneten Angaben abweichend von § 138n Absatz 1 Satz 2 erst 
mit Ablauf des Tages, an dem der Nutzer die Informationen erlangt hat. Hat der Nutzer 
einer innerstaatlichen Steuergestaltung einen Intermediär, der einer gesetzlichen 
Pflicht zur Verschwiegenheit unterliegt, nicht von seiner Verschwiegenheitspflicht ent-
bunden, kann die Pflicht des Intermediärs zur Mitteilung der Angaben nach § 138n Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 1 und 4 bis 8 dadurch erfüllt werden, dass der Nutzer diese An-
gaben im Auftrag des Intermediärs übermittelt. 


(4) Mehrere Intermediäre oder Nutzer derselben innerstaatlichen Steuergestal-
tung sind nebeneinander zur Mitteilung verpflichtet. Ein Intermediär oder Nutzer ist in 
diesem Fall von der Mitteilungspflicht nach Absatz 1 oder 2 befreit, soweit er nachwei-
sen kann, dass die in § 138n Absatz 2 bezeichneten Informationen zu derselben inner-
staatlichen Steuergestaltung bereits durch einen anderen Intermediär oder einen an-
deren Nutzer dem Bundeszentralamt für Steuern mitgeteilt wurden. 


§ 138n 


Verfahren zur Mitteilung innerstaatlicher Steuergestaltungen 


(1) Die innerstaatliche Steuergestaltung im Sinne des § 138l Absatz 2 ist dem 
Bundeszentralamt für Steuern nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz über die amt-
lich bestimmte Schnittstelle elektronisch mitzuteilen. Die Übermittlung der Angaben 
nach Absatz 2 hat innerhalb von zwei Monaten nach Ablauf des Tages zu erfolgen, an 
dem das erste der nachfolgenden Ereignisse eintritt: 


1. die innerstaatliche Steuergestaltung wird zur Umsetzung bereitgestellt, 


2. der Nutzer der innerstaatlichen Steuergestaltung ist zu deren Umsetzung bereit 
oder 


3. mindestens ein Nutzer der innerstaatlichen Steuergestaltung hat den ersten Schritt 
der Umsetzung dieser Steuergestaltung gemacht. 


(2) Der Datensatz muss folgende Angaben enthalten: 


1. zum Intermediär der innerstaatlichen Steuergestaltung: 


a) den Familiennamen und den Vornamen sowie den Tag und Ort der Geburt, 
wenn der Intermediär eine natürliche Person ist, 


b) die Firma oder den Namen, wenn der Intermediär keine natürliche Person ist, 
und 


c) die Anschrift, 


2. zum Nutzer der innerstaatlichen Steuergestaltung: 


a) den Familiennamen und den Vornamen sowie den Tag und Ort der Geburt, 
wenn der Nutzer eine natürliche Person ist, 


b) die Firma oder den Namen, wenn der Nutzer keine natürliche Person ist, 


c) die Anschrift, 


d) den Staat, in dem der Nutzer ansässig ist, und 


e) das Steueridentifikationsmerkmal nach den §§ 139b und 139c oder die Steu-
ernummer, sofern dem Nutzer zugeteilt, 


3. wenn an der innerstaatlichen Steuergestaltung Personen beteiligt sind, die im 
Sinne des § 138e Absatz 3 als verbundene Unternehmen des Nutzers der inner-
staatlichen Steuergestaltung gelten, zu dem verbundenen Unternehmen: 
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a) die Firma oder den Namen, 


b) die Anschrift, 


c) den Staat, in dem das Unternehmen ansässig ist, und 


d) das Steueridentifikationsmerkmal nach den §§ 139b und 139c oder die Steu-
ernummer, sofern der mitteilungspflichtigen Person nach § 138m Absatz 1 o-
der 2 bekannt, 


4. Einzelheiten zu den nach § 138l Absatz 3 zur Mitteilung verpflichtenden Kennzei-
chen, 


5. eine Zusammenfassung des Inhalts der innerstaatlichen Steuergestaltung ein-
schließlich 


a) soweit vorhanden, der Bezeichnung, unter der die Steuergestaltung allgemein 
bekannt ist, und 


b) einer abstrakt gehaltenen Beschreibung der relevanten Geschäftstätigkeit o-
der Gestaltung des Nutzers der innerstaatlichen Steuergestaltung, soweit dies 
nicht zur Offenlegung eines Handels-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnisses o-
der eines Geschäftsverfahrens oder von solchen Informationen führt, deren 
Offenlegung die öffentliche Ordnung verletzen würde, 


6. das Datum des Tages, an dem der erste Schritt der Umsetzung der innerstaatli-
chen Steuergestaltung gemacht wurde oder voraussichtlich gemacht werden wird, 


7. Einzelheiten zu den einschlägigen Rechtsvorschriften, die unmittelbar die Grund-
lage der innerstaatlichen Steuergestaltung bilden, 


8. den tatsächlichen oder voraussichtlichen wirtschaftlichen Wert der innerstaatlichen 
Steuergestaltung und 


9. Angaben zu allen im Geltungsbereich dieses Gesetzes ansässigen Personen, die 
von der innerstaatlichen Steuergestaltung wahrscheinlich unmittelbar betroffen 
sind, sowie zu Personen nach § 138m Absatz 2 Satz 2 Nummer 2, soweit sie der 
mitteilungspflichtigen Person nach § 138m Absatz 1 oder 2 bekannt sind. 


Soweit dem Intermediär einer innerstaatlichen Steuergestaltung bekannt ist, dass ne-
ben ihm mindestens ein weiterer Intermediär zur Mitteilung derselben innerstaatlichen 
Steuergestaltung verpflichtet ist, so kann er im Datensatz nach Satz 1 mit deren Ein-
willigung die Angaben nach Satz 1 Nummer 1 auch hinsichtlich der anderen ihm be-
kannten Intermediäre machen. Satz 2 gilt entsprechend, wenn dem Nutzer einer inner-
staatlichen Steuergestaltung bekannt ist, dass neben ihm mindestens ein weiterer Nut-
zer zur Mitteilung derselben innerstaatlichen Steuergestaltung verpflichtet ist. 


(3) Der mitteilende Intermediär hat den Nutzer der innerstaatlichen Steuergestal-
tung darüber zu informieren, welche den Nutzer betreffende Angaben er nach Absatz 2 
an das Bundeszentralamt für Steuern übermitteln wird. Im Fall des Absatzes 2 Satz 2 
hat der mitteilende Intermediär die anderen ihm bekannten Intermediäre unverzüglich 
darüber zu informieren, dass die Angaben nach Absatz 2 an das Bundeszentralamt für 
Steuern übermittelt wurden. 


(4) Das Bundeszentralamt für Steuern weist dem eingegangenen Datensatz im 
Sinne des Absatzes 2 


1. eine DE-Registriernummer für die mitgeteilte innerstaatliche Steuergestaltung und 


2. eine DE-Offenlegungsnummer für die eingegangene Mitteilung 


zu und teilt diese der mitteilenden Person im Sinne des § 138m Absatz 1 oder 2 mit. 
Hat das Bundeszentralamt für Steuern aufgrund der Mitteilung eines anderen Interme-
diärs oder Nutzers der innerstaatlichen Steuergestaltung bereits eine DE-Registrier-
nummer zugewiesen und ist diese der mitteilenden Person bekannt, so hat sie diese 
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dem Bundeszentralamt für Steuern im Datensatz nach Absatz 2 Satz 1 mitzuteilen. 
Satz 1 Nummer 1 ist nicht anzuwenden, wenn die mitteilende Person nach Satz 2 im 
Datensatz eine DE-Registriernummer für die innerstaatliche Steuergestaltung angege-
ben hat. Der mitteilende Intermediär hat die DE-Registriernummer nach Satz 1 Num-
mer 1 und die DE-Offenlegungsnummer nach Satz 1 Nummer 2 unverzüglich dem Nut-
zer der innerstaatlichen Steuergestaltung mitzuteilen. Hat der Intermediär nach Ab-
satz 2 Satz 2 auch andere Intermediäre derselben innerstaatlichen Steuergestaltung 
benannt, so hat er diesen die DE-Registriernummer nach Satz 1 Nummer 1 mitzuteilen. 


(5) § 138h Absatz 1 gilt für innerstaatliche Steuergestaltungen sinngemäß. Bei 
marktfähigen innerstaatlichen Steuergestaltungen sind Änderungen hinsichtlich der in 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 3, 6 und 9 bezeichneten Angaben, die nach Übermitt-
lung des Datensatzes nach Absatz 2 eingetreten sind, innerhalb von 30 Tagen nach 
Ablauf des Kalendervierteljahres mitzuteilen, in dem die jeweils mitteilungspflichtigen 
Umstände eingetreten sind. Dabei sind die DE-Registriernummer und die DE-Offenle-
gungsnummer anzugeben. Die Angaben sind dem Bundeszentralamt für Steuern nach 
Maßgabe des Absatzes 1 Satz 1 zu übermitteln.“ 


8. § 379 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 


aa) In Nummer 1g wird die Angabe „§138k Satz 1“ durch die Angabe „§ 138k Ab-
satz 1 Satz 1“ ersetzt. 


bb) In Nummer 1i wird am Ende das Wort „oder“ durch ein Komma ersetzt. 


cc) Nach Nummer 1i werden die folgende Nummern 1j und 1k eingefügt: 


„1j. entgegen § 138l Absatz 1 in Verbindung mit § 138n Absatz 1, 2 Satz 1 
Nummer 1 bis 7 und 9 oder Absatz 5 Satz 2 und 3, jeweils auch in Ver-
bindung mit § 138m Absatz 1, 2 oder 3 Satz 1 und 2, eine Mitteilung über 
eine innerstaatliche Steuergestaltung nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig macht, 


1k. entgegen § 138k Absatz 2 in Verbindung mit Absatz 1 in der Steuerer-
klärung die Angabe der von ihm verwirklichten innerstaatlichen Steuer-
gestaltung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
macht oder“. 


b) In Absatz 5 wird die Angabe „Absatz 2 Nummer 1c“ durch die Wörter „Absatz 2 
Nummer 1c, 1j und 1k“ ersetzt. 


Artikel 9 


Weitere Änderung der Abgabenordnung 


Die Abgabenordnung, die zuletzt durch Artikel 8 dieses Gesetzes geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 


1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 62 wie folgt gefasst: 


„§ 62 (weggefallen)“. 


2. § 55 Absatz 1 Nummer 5 wird aufgehoben. 
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3. § 58 wird wie folgt geändert: 


a) Nummer 3 wird aufgehoben. 


b) Nummer 10 Satz 2 wird aufgehoben. 


4. § 62 wird aufgehoben. 


5. § 63 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 4 wird aufgehoben. 


b) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4. 


6. § 68 Nummer 2 wird wie folgt geändert: 


a) In Buchstabe b werden nach dem Wort „Schlossereien“ die Wörter „und Photovol-
taikanlagen“ eingefügt. 


b) In dem Teilsatz nach Buchstabe b werden nach dem Wort „übersteigen“ die Wörter 
„; Photovoltaikanlagen gelten unabhängig vom Umfang der Lieferungen an Außen-
stehende als Selbstversorgungseinrichtungen, wenn die Einnahmen hieraus nach 
§ 3 Nummer 72 des Einkommensteuergesetzes steuerfrei sind“ eingefügt. 


Artikel 10 


Änderung des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung 


Dem Artikel 97 § 33 des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung vom 14. Dezem-
ber 1976 (BGBl. I S. 3341; 1977 I S. 667), das zuletzt durch Artikel 21 des Gesetzes vom 
15. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 236) geändert worden ist, wird folgender Absatz 7 angefügt: 


„(7) § 102 Absatz 4 Satz 3 und die §§ 138i bis 138n der Abgabenordnung in der am … 
[einsetzen: Datum des Inkrafttretens nach Artikel 22 Absatz 1 dieses Gesetzes] geltenden 
Fassung sind in allen Fällen anzuwenden, in denen das maßgebende Ereignis nach § 138n 
Absatz 1 Satz 2 der Abgabenordnung in der am … [einsetzen: Datum des Inkrafttretens 
nach Artikel 22 Absatz 1 dieses Gesetzes] geltenden Fassung nach einem vom Bundesmi-
nisterium der Finanzen mit Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverordnung zu be-
stimmenden Stichtag eingetreten ist. Der mit der Rechtsverordnung zu bestimmende Stich-
tag soll mindestens ein Jahr nach der Veröffentlichung der Rechtsverordnung im Bundes-
gesetzblatt liegen. Unabhängig von der Bekanntgabe nach den Sätzen 1 und 2 ist der spä-
teste Stichtag der 31. Dezember … [einsetzen: Jahreszahl des vierten auf die Verkündung 
folgenden Kalenderjahres].“ 


Artikel 11 


Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 


Das Finanzverwaltungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. April 2006 
(BGBl. I S. 846, 1202), das zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 27. März 2024 (BGBl. 
2024 I Nr. 108) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
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1. § 5 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 


a) In Nummer 44 wird die Angabe „§ 138i“ durch die Angabe „§138i Absatz 1“ ersetzt. 


b) In Nummer 44a werden die Wörter „§ 379 Absatz 2 Nummer 1e und 1f“ durch die 
Wörter „§ 379 Absatz 2 Nummer 1e, 1f und 1j der Abgabenordnung“ ersetzt.  


c) Nach Nummer 44a wird die folgende Nummer 44b eingefügt: 


„44b. die Sammlung, Sortierung, Zuordnung und Auswertung der ihm nach den 
§§ 138l bis 138n der Abgabenordnung zugegangenen Mitteilungen über in-
nerstaatliche Steuergestaltungen, die Information der Landesfinanzbehörden 
nach § 138i Absatz 2 und § 138j Absatz 3a der Abgabenordnung sowie die 
Unterrichtung des Bundesministeriums der Finanzen über die Ergebnisse der 
Auswertung nach § 138j Absatz 1 Satz 1 der Abgabenordnung;“. 


2. In § 21a Absatz 5 wird das Wort „grenzüberschreitende“ gestrichen. 


Artikel 12 


Änderung des Generationenkapitalgesetzes 


Dem § 6 des Gesetzes zur Errichtung einer Stiftung „Generationenkapital“ (Generatio-
nenkapitalgesetz – GenKapG) vom … (BGBl. 2024 I Nr. ___), [einsetzen: Datum und Fund-
stelle des Gesetzes] wird folgender Absatz 4 angefügt: 


„(4) Die Stiftung unterliegt nicht der Körperschaftsteuer oder der Gewerbesteuer. Die 
Errichtung der Stiftung sowie Zuwendungen an die Stiftung unterliegen nicht der Erbschaft- 
und Schenkungsteuer. Zahlungen und Leistungen der Stiftung unterliegen keinem Kapital-
ertragsteuerabzug. Für Zwecke der Doppelbesteuerungsabkommen gilt die Stiftung als in 
Deutschland ansässige Person, die der deutschen Besteuerung unterliegt.“ 


Artikel 13 


Änderung des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes 


§ 34 des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 27. Februar 1997 (BGBl. I S. 378), das zuletzt durch Artikel 28 des Gesetzes 
vom 27. März 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 108) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. In Absatz 2 Nummer 2 werden die Wörter „Nachlaßpflegschaften und Nachlaßverwal-
tungen“ durch die Wörter „Nachlasspflegschaften und Nachlassverwaltungen“ ersetzt.  


2. Folgender Absatz wird angefügt: 


„(3) Die Standesämter haben die von ihnen beurkundeten Sterbefälle abweichend 
von Absatz 1 den zuständigen Landesfinanzbehörden elektronisch nach Maßgabe des 
§ 4 Absatz 1 der Erbschaftsteuer-Durchführungsverordnung anzuzeigen. Die Anzeigen 
enthalten die in § 4 Absatz 2 und 3 der Erbschaftsteuer-Durchführungsverordnung be-
stimmten Daten. Die für die Verwaltung der Erbschaftsteuer zuständigen Landesfinanz-
behörden bedienen sich des Bundeszentralamts für Steuern zur Ergänzung der nach 
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§ 4 Absatz 4 Satz 1 der Erbschaftsteuer-Durchführungsverordnung bestimmten Daten 
und zur Übermittlung dieser Daten.“ 


Artikel 14 


Änderung der Erbschaftsteuer- Durchführungsverordnung 


Muster 3 Spalte 6 (§ 4 ErbStDV) der Erbschaftsteuer-Durchführungsverordnung vom 
8. September 1998 (BGBl. I S. 2658), die zuletzt durch Artikel 6 der Verordnung vom 
19. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2432) geändert worden ist, wird aufgehoben. 


Artikel 15 


Weitere Änderung der Erbschaftsteuer- Durchführungsverord-
nung 


§ 4 der Erbschaftsteuer-Durchführungsverordnung, die zuletzt durch Artikel 14 dieses 
Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 


„§ 4 


Anzeigepflicht der Standesämter 


(1) Die Standesämter haben die Sterbefälle unmittelbar nach der Beurkundung den 
zuständigen Landesfinanzbehörden durch einen elektronischen Datensatz nach Maßgabe 
der Absätze 2 und 3 anzuzeigen. Die Übermittlung der Daten erfolgt jeweils zusammen mit 
den Datenübermittlungen nach § 60 der Personenstandsverordnung und § 9 der Zweiten 
Bundesmeldedatenübermittlungsverordnung. Die zuständigen Landesfinanzbehörden be-
dienen sich des Bundeszentralamts für Steuern zur Ergänzung der Angaben nach Absatz 4 
Satz 1 und zur Übermittlung der Daten nach Absatz 4 Satz 2. 


(2) Der Datensatz nach Absatz 1 muss Namen, Vornamen oder Bezeichnung des 
Auskunftgebers sowie dessen Anschrift enthalten. 


(3) Die in Absatz 1 genannten Anzeigen sind vom Standesamt um nachfolgende An-
gaben zu ergänzen, soweit diese dem Standesamt bekannt sind oder von den nach den 
§§ 29 und 30 des Personenstandsgesetzes zur Anzeige Verpflichteten mitgeteilt wurden: 


1. Familienname, Vornamen und Anschrift von Kindern des Erblassers, 


2. Familienname, Vornamen und Anschrift von Abkömmlingen von Kindern, der Eltern, 
der Geschwister und von sonstigen Verwandten des Erblassers sowie das persönliche 
Verhältnis zum Erblasser. 


(4) Die zuständigen Landesfinanzbehörden bedienen sich des Bundeszentralamts für 
Steuern zur Ergänzung des vom Standesamt zum Sterbefall übermittelten Datensatzes um 
folgende Angaben: 


1. Identifikationsnummer des Erblassers, 
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2. Familienname und Vorname des Erblassers, 


3. Tag und Ort der Geburt des Erblassers, 


4. Geschlecht des Erblassers, 


5. letzte bekannte melderechtliche Anschrift des Erblassers, 


6. Familienstand des Erblassers, 


7. Steuernummer des Erblassers, 


8. Name des Standesamtes, 


9. Nummer des Sterbefalls im Sterberegister, 


10. Sterbetag des Erblassers, 


11. Identifikationsnummer des Ehegatten oder Lebenspartners, 


12. Identifikationsnummer von minderjährigen Kindern. 


Die zuständigen Landesfinanzbehörden bedienen sich des Bundeszentralamts für Steuern 
zur Übermittlung der Daten zum Sterbefall und der ergänzenden Daten nach Satz 1 Num-
mer 1 bis 12 in einem elektronischen Datensatz. 


(5) Zur Ergänzung des Datensatzes nach Absatz 4 kann das Bundeszentralamt für 
Steuern die nach § 9 der Zweiten Bundesmeldedatenübermittlungsverordnung übermittel-
ten Daten verwenden.  


(6) In Fällen, in denen mangels inländischen Wohnsitzes des Erblassers keine Daten-
übermittlung nach § 9 der Zweiten Bundesmeldedatenübermittlungsverordnung erfolgt, er-
stattet das Standesamt gemäß § 60 der Personenstandsverordnung die Anzeige schriftlich 
nach dem Muster 3 an das für die Verwaltung der Erbschaftsteuer zuständige Finanzamt, 
in dessen Bezirk sich der Sitz des Standesamtes befindet.“ 


Artikel 16 


Änderung der Zweiten Bundesmeldedatenübermittlungsverord-
nung 


In § 9 Absatz 1 Nummer 10 der Zweite Bundesmeldedatenübermittlungsverordnung 
vom 1. Dezember 2014 (BGBl. I S. 1950), die zuletzt durch Artikel 3 Absatz 5 des Gesetzes 
vom 22. März 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 104) geändert worden ist, wird nach der Angabe 
„1901“ die Angabe „bis 1903“ eingefügt. 
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Artikel 17 


Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 


Das Bundeskindergeldgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Januar 
2009 (BGBl. I S. 142, 3177), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 16. Dezember 
2022 (BGBl. I S. 2328) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. In § 6 Absatz 1 wird die Angabe „250 Euro“ durch die Angabe „255 Euro“ ersetzt. 


2. In § 6a Absatz 2 Satz 4 werden die Wörter „ab 1. Juli 2022“ gestrichen und wird die 
Angabe „20 Euro“ durch die Angabe „25 Euro“ ersetzt. 


Artikel 18 


Weitere Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 


§ 6 des Bundeskindergeldgesetzes, das zuletzt durch Artikel 17 dieses Gesetzes ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. In Absatz 1 wird die Angabe „255 Euro“ durch die Angabe „259 Euro“ ersetzt. 


2. Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 


„(2) Werden die Freibeträge für Kinder nach § 31 Satz 1 in Verbindung mit § 32 
Absatz 6 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes angehoben, wird das Kindergeld ent-
sprechend erhöht. Das Kindergeld ist dabei auf volle Euro kaufmännisch zu runden.“ 


Artikel 19 


Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch 


In § 72 Absatz 1 Satz 1 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch – Bürgergeld, Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende – in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Mai 2011 
(BGBl. I S. 850, 2094), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 8. Mai 2024 (BGBl. 
2024 I Nr. 152) geändert worden ist, wird die Angabe „20 Euro“ durch die Angabe „25 Euro“ 
ersetzt. 


Artikel 20 


Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 


Das Dritte Buch Sozialgesetzbuch – Arbeitsförderung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 
24. März 1997, BGBl. I S. 594, 595), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 6. Mai 
2024 (BGBl. 2024 I Nr. 148) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. Der Inhaltsübersicht wird folgende Angabe angefügt: 
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„§ 461 Steuerfortentwicklungsgesetz“. 


2. Folgender § 461 wird angefügt: 


„§ 461 


Steuerfortentwicklungsgesetz 


Ab 1. Januar 2030 ist abweichend von § 153 Absatz 2 und 3 für Ansprüche auf 
Arbeitslosengeld bei Arbeitslosigkeit und bei beruflicher Weiterbildung, die vor dem 1. 
Januar 2030 entstanden sind, für die Ermittlung des Leistungsentgelts 


1. der bis 31. Dezember 2029 geltende Abzugsbetrag für Lohnsteuer weiterhin zu 
berücksichtigen, wenn sich der Abzug für die Lohnsteuer nach § 153 Absatz 1 
Satz 2 Nummer 2 am 31. Dezember 2029 nach der Lohnsteuerklasse III gerichtet 
hat oder 


2. die ab 1. Januar 2030 automatisiert als Lohnsteuerabzugsmerkmal gebildete Steu-
erklasse IV mit Faktor zu berücksichtigen, wenn sich der Abzug für die Lohnsteuer 
nach § 153 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 am 31. Dezember 2029 nach der Lohn-
steuerklasse V gerichtet hat. 


Satz 1 findet keine Anwendung, wenn für die Arbeitslose oder den Arbeitslosen nach 
dem 31. Dezember 2029 die Lohnsteuerklasse I, II oder IV als Lohnsteuerabzugsmerk-
mal gebildet wird. In Fällen des Satzes 1 Nummer 2 sind Änderungen der Steuerklasse 
IV mit Faktor nach dem 31. Dezember 2029 zu berücksichtigen.“ 


Artikel 21 


Folgeänderungen 


(1) In § 145 Absatz 1 Satz 1 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch – Sozialhilfe – 
(Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Dezember 2003, BGBl. I S. 3022, 3023), das zuletzt durch 
Artikel 7 des Gesetzes vom 8. Mai 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 152) geändert worden ist, wird 
die Angabe „20 Euro“ durch die Angabe „25 Euro“ ersetzt. 


(2) In § 93 Absatz 1 Satz 3 des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch vom 12. De-
zember 2019 (BGBl. I S. 2652), das zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 17. Juni 
2024 (BGBl. 2024 I Nr. 195) geändert worden ist, werden nach den Wörtern „und Vierten 
Kapitels“ die Wörter „sowie § 145 Absatz 1 und 2“ eingefügt. 


(3) In § 16 Satz 1 des Asylbewerberleistungsgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 5. August 1997 (BGBl. I S. 2022), das zuletzt durch Artikel 15 des Gesetzes 
vom 8. Mai 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 152) geändert worden ist, wird die Angabe „20 Euro“ 
durch die Angabe „25 Euro“ ersetzt. 
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Artikel 22 


Inkrafttreten 


(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 bis 5 am Tag nach der Verkündung 
in Kraft. 


(2) Die Artikel 2, 5, 7, 9, 17, 19 und 21 treten am 1. Januar 2025 in Kraft. 


(3) Die Artikel 3, 6 und 18 treten am 1. Januar 2026 in Kraft. 


(4) Artikel 4 tritt am 1. Januar 2029 in Kraft. 


(5) Die Artikel 13, 15 und 16 treten an dem Tag in Kraft, an dem die technischen Vo-
raussetzungen für die elektronische Anzeige von Sterbefällen nach dem Erbschaftsteuer- 
und Schenkungsteuergesetz und nach der Erbschaftsteuer-Durchführungsverordnung ge-
geben sind. Das Bundesministerium der Finanzen gibt den Tag im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium des Innern und für Heimat sowie den obersten Finanzbehörden der 
Länder im Bundesgesetzblatt bekannt. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 


I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 


Deutschland braucht ein Steuerrecht, das Bürgerinnen und Bürger nicht über Gebühr be-
lastet und ihnen den finanziellen Raum für eigenständige Entscheidungen lässt. Dabei gilt 
es sicherzustellen, dass die Steuerlast nicht allein durch die Inflation ansteigt und damit zu 
Belastungen führt, ohne dass sich die Leistungsfähigkeit erhöht hat. Deshalb müssen nicht 
nur die Sozialausgaben, sondern auch deren staatliche Finanzierung angemessen an die 
Preisentwicklung angepasst werden.  


Dabei muss aufgrund der verfassungsrechtlichen Vorgaben das Existenzminimum jederzeit 
steuerfrei gestellt werden. Dazu müssen der Grundfreibetrag und der Kinderfreibetrag ent-
sprechend angepasst werden. Dies unterstützt auch die Steuerzahler mit niedrigen Einkom-
men. Der Ausgleich der kalten Progression ist zwingend geboten, damit insbesondere auch 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern die Inflation nicht die Lohnzuwächse auffrisst und 
ihnen netto ein angemessener Teil des Lohns verbleibt. 


Es müssen der Grundfreibetrag und der Kinderfreibetrag für den Veranlagungszeitraum 
2025 und ab 2026 zur Freistellung des Existenzminimums angehoben werden. Die kalte 
Progression wird über die Anpassung des Steuertarifs für 2025 und 2026 ausgeglichen. 
Der Anpassungsbedarf ergibt sich aus den zu erwartenden Werten der Herbstprojektion, 
die Grundlage für den im Herbst zu erstellenden 15. Existenzminimumbericht und den 
ebenfalls im Herbst zu erstellenden 6. Steuerprogressionsbericht ist. 


Das Kindergeld wird mit Wirkung zum 1. Januar 2025 um 5 Euro auf 255 Euro pro Kind im 
Monat sowie mit Wirkung zum 1. Januar 2026 um weitere 4 Euro auf 259 Euro pro Kind 
und Monat angehoben. Ab 2026 wird im Einkommensteuergesetz verankert, dass Kinder-
geld und Kinderfreibetrag weiter zeitgleich steigen. 


Mit Wirkung zum 1. Januar 2025 wird zudem der Sofortzuschlag im SGB II, SGB XII, 
SGB XIV, AsylbLG und BKGG um 5 Euro auf 25 Euro erhöht, um für Kinder und Jugendli-
che die Chancen zur gesellschaftlichen Teilhabe, zur Teilnahme an Bildung und am Aus-
bildungs- und Arbeitsmarkt zu verbessern. 


Darüber hinaus sind die Herausforderungen an die gegenwärtige Finanz- und Wirtschafts-
politik groß. Hier besteht über die Weichenstellungen des Wachstumschancengesetzes 
hinaus Handlungsbedarf. 


Auch die Aufträge aus dem Koalitionsvertrag zur Überführung der Steuerklassen III und V 
in das Faktorverfahren und Klarstellungen zur Gemeinnützigkeit sind umzusetzen. Durch 
das Faktorverfahren wird zwischen den Ehegatten klarer herausgestellt, wer wieviel netto 
zum Einkommen beiträgt. 


II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 


Neben notwendigen Entlastungen bei der Einkommensteuer werden mit dem Steuerfort-
entwicklungsgesetz eine Vielzahl an Einzelmaßnahmen aufgegriffen, die thematisch nicht 
oder nur partiell miteinander verbunden sind. 


Inhaltlich hervorzuheben sind folgende steuerliche Regelungen bzw. Regelungsbereiche:  
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– Anpassungen des Einkommensteuertarifs 


– Anhebung des in den Einkommensteuertarifs integrierten Grundfreibetrags um 
300 Euro auf 12 084 Euro im Jahr 2025 und ab 2026 Anhebung um 252 Euro auf 
12 336 Euro und  


– Anhebung des steuerlichen Kinderfreibetrags für den Veranlagungszeitraum 2025 
um 60 Euro auf 6 672 Euro und ab dem Veranlagungszeitraum 2026 Anhebung 
um 156 Euro auf 6 828 Euro 


– Anpassung der übrigen Eckwerte des Einkommensteuertarifs für die Veranla-
gungszeiträume 2025 und ab 2026 (mit Ausnahme des Eckwerts der sog. „Rei-
chensteuer“) 


– Anhebung der Freigrenzen beim Solidaritätszuschlag für die Veranlagungszeit-
räume 2025 und ab 2026 


– Aufträge aus dem Koalitionsvertrag 


– Überführung der Steuerklassen III und V in das Faktorverfahren 


– Anpassungen bei den Regelungen zur Gemeinnützigkeit  


– Mitteilungspflicht über innerstaatliche Steuergestaltungen 


– Maßnahmen des Wachstumspakets 


– Reform der Sammelabschreibungen durch Einstieg in die Gruppen- bzw. Pool-Ab-
schreibung (Anhebung auf 5 000 Euro) 


– Fortführung der degressiven Abschreibung für im Zeitraum 2025 bis 2028 ange-
schaffte oder hergestellte bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens (§ 7 
Absatz 2 EStG) und Wiederanhebung auf das Zweieinhalbfache des bei der line-
aren Abschreibung in Betracht kommenden Prozentsatzes, höchstens 25 Prozent 


– Ausweitung der steuerlichen Forschungsförderung 


– Weitere Maßnahmen 


– Anhebung des Kindergeldes ab Januar 2025 von 250 Euro auf 255 Euro monatlich 
sowie Anhebung des Kindergeldes ab Januar 2026 auf 259 Euro monatlich 


– Erhöhung des Sofortzuschlages im SGB II, SGB XII, SGB XIV, AsylbLG und 
BKGG ab Januar 2025 von 20 Euro auf 25 Euro monatlich 


– Steuerbefreiung der Stiftung Generationenkapital 


– Digitalisierung der Sterbefallanzeigen 


– Anpassungen aufgrund der Rechtsprechung des EuGH zur Gewährung von Kin-
dergeld und von Freibeträgen für Kinder an Unionsbürger 


III. Alternativen 


Keine. 
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IV. Gesetzgebungskompetenz 


Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich für die Änderung des Einkommen-
steuergesetzes (Artikel 1 bis 4) und des Solidaritätszuschlaggesetzes 1995 (Arti-
kel 5 und 6), des Forschungszulagengesetzes (Artikel 7) sowie des Generationenkapital-
gesetzes (Artikel 12) aus Artikel 105 Absatz 2 Satz 2 erste Alternative des Grundgesetzes 
(GG), da das Steueraufkommen diesbezüglich dem Bund ganz oder teilweise zusteht. 


Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich für die Änderung der Abgabenord-
nung (Artikel 8 und 9) und des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung (Artikel 10) aus 
Artikel 108 Absatz 5 GG. 


Für die Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes (Artikel 11) folgt die Gesetzgebungs-
kompetenz des Bundes aus Artikel 108 Absatz 4 Satz 1 GG. Es wird der Vollzug der Steu-
ergesetze erheblich verbessert bzw. erleichtert. 


Der Bund ist im Bereich der Erbschaft- und Schenkungsteuer (Artikel 13) gemäß Artikel 105 
Absatz 2 Satz 2 zweite Alternative in Verbindung mit Artikel 72 Absatz 2 GG gesetzge-
bungsbefugt. Eine bundeseinheitliche Regelung ist zur Wahrung der Rechts- und Wirt-
schaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse erforderlich. Die Einheitlichkeit der rechtli-
chen Rahmenbedingungen ist bei der Erbschaft- und Schenkungsteuer notwendig, um ei-
ner Rechtszersplitterung mit problematischen Folgen entgegenzuwirken. Insbesondere 
wenn Erblasser, Schenker, Erbe oder Beschenkter, in verschiedenen Ländern ansässig 
sind, könnte es bei einer föderalen Ausrichtung der Erbschaft- und Schenkungsteuer zu 
mehreren konkurrierenden Steueransprüchen kommen. Zur Vermeidung von Doppelbelas-
tungen bedürfte es Vereinbarungen zwischen den Ländern, deren Koordinierung und Ad-
ministration erheblichen Mehraufwand verursachen würde. Unterschiedliche Regelungen 
in den einzelnen Ländern würden ferner zu erheblichen Abgrenzungsschwierigkeiten füh-
ren. Die Komplexität des Erbschaft- und Schenkungsteuerrechts würde massiv zunehmen. 
Eine einheitliche Erbschaft- und Schenkungsteuer wahrt darüber hinaus die Funktionsfä-
higkeit des Wirtschaftsraums der Bundesrepublik Deutschland, da unterschiedliche Erb-
schaft- und Schenkungsteuerbelastungen mittelbar zu Wettbewerbsnachteilen führen kön-
nen (vgl. zu allem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 17. Dezember 2014 – 1 BvL 
21/12 –, Rz. 107 ff.). 


Für die Änderung des Bundeskindergeldgesetzes (Artikel 17 und 18) ergibt sich die Ge-
setzgebungskompetenz des Bundes aus Artikel 72 Absatz 2 GG und Artikel 74 Absatz 1 
Nummer 7 GG. Für die öffentliche Fürsorge steht dem Bund das Gesetzgebungsrecht zu, 
wenn und soweit die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet oder 
die Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse eine bun-
desgesetzliche Regelung erforderlich machen. Die Regelungen dienen sowohl der Herstel-
lung gleichwertiger Lebensverhältnisse als auch der Wahrung der Rechtseinheit. 


Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die Änderung des Dritten Buches Sozialge-
setzbuch (Artikel 20) ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 12 des Grundgesetzes 
(Arbeitsvermittlung und Sozialversicherung einschließlich der Arbeitslosenversicherung). 


Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt für die Änderungen des SGB II (Arti-
kel 19), im SGB XII, im AsylbLG sowie für die Änderungen im Sozialen Entschädigungs-
recht (SGB XIV) (jeweils Artikel 21) aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 7 des Grundgesetzes 
(öffentliche Fürsorge) in Verbindung mit Artikel 72 Absatz 2 des Grundgesetzes. Der Bund 
hat die Gesetzgebungskompetenz in diesen Bereichen, weil hier die Herstellung gleichwer-
tiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet und die Wahrung der Rechts- oder Wirtschafts-
einheit im gesamtstaatlichen Interesse mit einer bundesgesetzlichen Regelung erforderlich 
ist (Artikel 72 Absatz 2 des Grundgesetzes). Nur durch die Gesetzgebung des Bundes las-
sen sich einheitliche Lebensverhältnisse gewährleisten. In der Bundesrepublik Deutschland 
bestehen hinsichtlich des Beschäftigungsstandes und Einkommensniveaus erhebliche 
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regionale Unterschiede. Durch eine einheitliche Bundesgesetzgebung im Bereich der öf-
fentlichen Fürsorge wird verhindert, dass sich innerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
das Sozialgefüge auseinanderentwickelt. In Bezug auf das AsylbLG wird ferner einer Bin-
nenwanderung bestimmter Ausländergruppen und damit einer Verlagerung von Sozialhil-
felasten entgegengewirkt. 


V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 


Unvereinbarkeiten mit höherrangigem Recht sind nicht zu erkennen. 


VI. Gesetzesfolgen 


1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 


Auf die entsprechenden Ausführungen zum Erfüllungsaufwand wird verwiesen. 


2. Nachhaltigkeitsaspekte 


Das Vorhaben steht im Einklang mit dem Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhal-
tigen Entwicklung im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, indem es fachlich not-
wendigen Gesetzgebungsbedarf in verschiedenen Bereichen des deutschen Steuerrechts 
umsetzt und damit auch das Steueraufkommen des Gesamtstaates sichert. Es betrifft damit 
die Indikatorenbereiche 8.2. Staatsverschuldung (Staatsfinanzen konsolidieren – Generati-
onengerechtigkeit schaffen), 8.3. (Wirtschaftliche Zukunftsvorsorge – Gute Investitionsbe-
dingungen schaffen, Wohlstand dauerhaft erhalten) sowie 8.4. (Wirtschaftliche Leistungs-
fähigkeit – Wirtschaftsleistung umwelt- und sozialverträglich steigern). 


Eine Nachhaltigkeitsrelevanz bezüglich anderer Indikatoren ist nicht gegeben. 
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3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 


(Steuermehr- / -mindereinnahmen (–) in Mio. Euro) 


lfd
. 


Nr. 
Maßnahme 


Steu-
erart / 


Ge-
biets-
kör-
per-


schaf
t 


Volle 
Jahres-


wir-
kung¹ 


Kassenjahr 


2024 2025 2026 2027 2028 


         
1 § 32 Abs. 6 Satz 4 EStG Insg. - 20 . - 20 - 20 - 20 - 20 


 Ungekürzte Gewährung der 
Freibeträge für Kinder und 
des sog. „Ausbildungsfrei-
betrags“ für Kinder mit 
Wohnsitz in EU/EWR 


ESt - 20 . - 20 - 20 - 20 - 20 


 
SolZ . . . . . . 


        


 Bund - 9 . - 9 - 9 - 9 - 9 


 ESt - 9 . - 9 - 9 - 9 - 9 


 
SolZ . . . . . . 


        


 Länder - 8 . - 8 - 8 - 8 - 8 


 ESt - 8 . - 8 - 8 - 8 - 8 


        


 Gem. - 3 . - 3 - 3 - 3 - 3 


 ESt - 3 . - 3 - 3 - 3 - 3 


         


         
2 § 32 EStG (2025) Insg. - 115 - - 5 - 95 - 120 - 130 


 Anhebung der Kinderfreibe-
träge ab 1.1.2025 um 60 € 
von 9.540 € auf 9.600 € 


ESt - 110 - . - 90 - 115 - 125 


 SolZ - 5 - - 5 - 5 - 5 - 5 


 
       


 
Bund - 52 - - 5 - 43 - 54 - 58 


 ESt - 47 - . - 38 - 49 - 53 


 SolZ - 5 - - 5 - 5 - 5 - 5 


 
       


 
Länder - 46 - . - 38 - 49 - 53 


 ESt - 46 - . - 38 - 49 - 53 


 
       


 Gem. - 17 - . - 14 - 17 - 19 


 
ESt - 17 - . - 14 - 17 - 19 


         


  
       


3 § 66 EStG (2025) Insg. - 790 - - 1.090 - 850 - 785 - 770 


 
Anhebung des Kindergel-
des ab 1.1.2025 um 5 € je 
Kind und Monat (von 
3.000 € auf 3.060 € jährlich) 


ESt + 300 - . + 240 + 310 + 325 


 LSt - 1.090 - - 1.090 - 1.090 - 1.095 - 1.095 


         
Bund - 335 - - 463 - 361 - 333 - 327 


 
ESt + 128 - . + 102 + 132 + 138 


 LSt - 463 - - 463 - 463 - 465 - 465 
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lfd
. 


Nr. 
Maßnahme 


Steu-
erart / 


Ge-
biets-
kör-
per-


schaf
t 


Volle 
Jahres-


wir-
kung¹ 


Kassenjahr 


2024 2025 2026 2027 2028 


 
       


 Länder - 336 - - 463 - 361 - 335 - 328 


 ESt + 127 - . + 102 + 131 + 138 


 
LSt - 463 - - 463 - 463 - 466 - 466 


 
       


 Gem. - 119 - - 164 - 128 - 117 - 115 


 ESt + 45 - . + 36 + 47 + 49 


 
LSt - 164 - - 164 - 164 - 164 - 164 


         


  
       


4 § 32a EStG GFB (2025) Insg. - 2.645 - - 2.385 - 2.685 - 2.710 - 2.740 


 
Erhöhung des Grundfreibe-
trags ab 1.1.2025 um 300 € 
von 11.784 € auf 12.084 € 


ESt - 545 - - 490 - 565 - 575 - 595 


 LSt - 2.075 - - 1.870 - 2.095 - 2.110 - 2.115 


 SolZ - 25 - - 25 - 25 - 25 - 30 


 
       


 
Bund - 1.139 - - 1.028 - 1.155 - 1.166 - 1.182 


 ESt - 232 - - 208 - 240 - 244 - 253 


 LSt - 882 - - 795 - 890 - 897 - 899 


 SolZ - 25 - - 25 - 25 - 25 - 30  
       


 Länder - 1.113 - - 1.002 - 1.131 - 1.141 - 1.152 


 ESt - 231 - - 208 - 240 - 245 - 253 


 LSt - 882 - - 794 - 891 - 896 - 899 


 
       


 
Gem. - 393 - - 355 - 399 - 403 - 406 


 ESt - 82 - - 74 - 85 - 86 - 89 


 LSt - 311 - - 281 - 314 - 317 - 317 


  
       


  
       


5 § 32a EStG (2025) Insg. - 3.400 - - 3.060 - 3.535 - 3.680 - 3.835 


 Verschiebung der übrigen 
Tarifeckwerte (außer Be-
ginn des Reichensteuersat-
zes) des Tarifs 2024 ab 
1.1.2025 um 2,50 % 


ESt - 465 - - 420 - 480 - 505 - 535 


 LSt - 2.850 - - 2.565 - 2.965 - 3.080 - 3.195 


 
SolZ - 85 - - 75 - 90 - 95 - 105 


         
Bund - 1.494 - - 1.344 - 1.554 - 1.619 - 1.690 


 ESt - 198 - - 179 - 204 - 215 - 227 


 
LSt - 1.211 - - 1.090 - 1.260 - 1.309 - 1.358 


 SolZ - 85 - - 75 - 90 - 95 - 105 


 
       


 Länder - 1.408 - - 1.268 - 1.464 - 1.523 - 1.586 
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lfd
. 


Nr. 
Maßnahme 


Steu-
erart / 


Ge-
biets-
kör-
per-


schaf
t 


Volle 
Jahres-


wir-
kung¹ 


Kassenjahr 


2024 2025 2026 2027 2028 


 ESt - 197 - - 178 - 204 - 214 - 228 


 LSt - 1.211 - - 1.090 - 1.260 - 1.309 - 1.358 


        


 
Gem. - 498 - - 448 - 517 - 538 - 559 


 ESt - 70 - - 63 - 72 - 76 - 80 


 LSt - 428 - - 385 - 445 - 462 - 479 


           
       


6 § 32 EStG (2026) Insg. - 295 - - - 10 - 240 - 310 


 Anhebung der Kinderfreibe-
träge ab 1.1.2026 um 156 € 
von 9.600 € auf 9.756 € 


ESt - 285 - - . - 230 - 300 


 SolZ - 10 - - - 10 - 10 - 10 


 
       


 Bund - 131 - - - 10 - 108 - 138 


 ESt - 121 - - . - 98 - 128 


 SolZ - 10 - - - 10 - 10 - 10 


        


 Länder - 121 - - . - 97 - 127 


 ESt - 121 - - . - 97 - 127 


        


 
Gem. - 43 - - . - 35 - 45 


 
ESt - 43 - - . - 35 - 45 


 


 
       


         
7 § 66 EStG (2026) Insg. - 635 - - - 875 - 685 - 630 


 
Anhebung des Kindergel-
des ab 1.1.2026 um weitere 
4 € je Kind und Monat (von 
3.060 € auf 3.108 € jährlich) 


ESt + 240 - - . + 190 + 250 


 LSt - 875 - - - 875 - 875 - 880 


 
       


 Bund - 270 - - - 372 - 291 - 268 


 
ESt + 102 - - . + 81 + 106 


 LSt - 372 - - - 372 - 372 - 374 


 
       


 Länder - 270 - - - 372 - 292 - 268 


 
ESt + 102 - - . + 80 + 106 


 
LSt - 372 - - - 372 - 372 - 374 


 
       


 Gem. - 95 - - - 131 - 102 - 94 


 
ESt + 36 - - . + 29 + 38 


 LSt - 131 - - - 131 - 131 - 132 


  
       


  
       


8 § 32a EStG GFB (2026) Insg. - 2.240 - - - 2.020 - 2.265 - 2.290 
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lfd
. 


Nr. 
Maßnahme 


Steu-
erart / 


Ge-
biets-
kör-
per-


schaf
t 


Volle 
Jahres-


wir-
kung¹ 


Kassenjahr 


2024 2025 2026 2027 2028 


 Erhöhung des Grundfreibe-
trags ab 1.1.2026 um 252 € 
von 12.084 € auf 12.336 € 


ESt - 460 - - - 415 - 470 - 490 


 LSt - 1.760 - - - 1.585 - 1.770 - 1.775 


 SolZ - 20 - - - 20 - 25 - 25 


 
       


 Bund - 964 - - - 870 - 977 - 987 


 ESt - 196 - - - 176 - 200 - 208 


 LSt - 748 - - - 674 - 752 - 754 


 
SolZ - 20 - - - 20 - 25 - 25 


        


 Länder - 943 - - - 850 - 951 - 963  
ESt - 195 - - - 177 - 199 - 208 


 
LSt - 748 - - - 673 - 752 - 755 


        


 Gem. - 333 - - - 300 - 337 - 340 


 ESt - 69 - - - 62 - 71 - 74 


 
LSt - 264 - - - 238 - 266 - 266 


  
       


  
       


9 § 32a EStG (2026) Insg. - 2.825 - - - 2.550 - 2.935 - 3.065 


 Verschiebung der übrigen 
Tarifeckwerte (außer Be-
ginn des Reichensteuersat-
zes) des Tarifs 2025 ab 
1.1.2026 um 2,00 % 


ESt - 375 - - - 340 - 405 - 435 


 
LSt - 2.375 - - - 2.140 - 2.455 - 2.545 


 SolZ - 75 - - - 70 - 75 - 85  
       


 Bund - 1.243 - - - 1.125 - 1.290 - 1.352 


 
ESt - 159 - - - 145 - 172 - 185 


 LSt - 1.009 - - - 910 - 1.043 - 1.082 


 SolZ - 75 - - - 70 - 75 - 85 


 
       


 
Länder - 1.170 - - - 1.053 - 1.216 - 1.266 


 ESt - 160 - - - 144 - 172 - 185 


 LSt - 1.010 - - - 909 - 1.044 - 1.081 


        


 
Gem. - 412 - - - 372 - 429 - 447 


 
ESt - 56 - - - 51 - 61 - 65 


 LSt - 356 - - - 321 - 368 - 382 


         


  
       


10 § 3 SolzG 1995 Insg. - 525 - - 475 - 655 - 720 - 780 


 Anhebung der Freigrenze 
für den SolZ auf 19.950 € 


SolZ - 525 - - 475 - 655 - 720 - 780 
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Nr. 
Maßnahme 


Steu-
erart / 


Ge-
biets-
kör-
per-


schaf
t 


Volle 
Jahres-


wir-
kung¹ 


Kassenjahr 


2024 2025 2026 2027 2028 


 
im Jahr 2025 bzw. 20.350 € 
ab dem Jahr 2026. 


Bund - 525 - - 475 - 655 - 720 - 780 


 SolZ - 525 - - 475 - 655 - 720 - 780 


        


 
Länder - - - - - - 


        
 


Gem. - - - - - - 


  
       


  
       


11 § 6 Abs. 2a EStG Insg. - 370 - - 55 - 415 - 610 - 575 


 Reform der Sammelab-
schreibungen durch Ein-
stieg in die Pool-Abschrei-
bung (Anhebung auf 
5.000 €) bei ab 1.1.2025 
beginnenden Wirtschafts-
jahren 


GewSt - 110 - - 15 - 120 - 180 - 165 


 ESt - 170 - - 25 - 190 - 280 - 270 


 
KSt - 80 - - 10 - 90 - 130 - 125 


 SolZ - 10 - - 5 - 15 - 20 - 15 


 
       


 Bund - 126 - - 22 - 145 - 210 - 199 


 
GewSt - 4 - - 1 - 4 - 6 - 6 


 ESt - 72 - - 11 - 81 - 119 - 115 


 KSt - 40 - - 5 - 45 - 65 - 63 


 SolZ - 10 - - 5 - 15 - 20 - 15 


 
       


 Länder - 118 - - 15 - 131 - 194 - 184 


 GewSt - 6 - . - 6 - 10 - 8 


 ESt - 72 - - 10 - 80 - 119 - 114 


 KSt - 40 - - 5 - 45 - 65 - 62 


 
       


 Gem. - 126 - - 18 - 139 - 206 - 192 


 GewSt - 100 - - 14 - 110 - 164 - 151 


 ESt - 26 - - 4 - 29 - 42 - 41 


  
       


  
       


12 § 7 Abs. 2 EStG Insg. - 6.930 - - 275 - 3.445 - 8.680 - 12.030 


 Verlängerung der befriste-
ten degressiven Abschrei-
bung in Höhe von bis zu 
25 % höchstens dem 2,5-
fachen der linearen Ab-
schreibung für bewegliche 
Wirtschaftsgüter des Anla-
gevermögens, die bis 
31.12.2028 angeschafft o-
der hergestellt worden sind 


GewSt - 2.680 - - 105 - 1.335 - 3.360 - 4.650 


 
ESt - 2.235 - - 90 - 1.110 - 2.800 - 3.880 


 KSt - 1.795 - - 70 - 890 - 2.245 - 3.115 


 SolZ - 220 - - 10 - 110 - 275 - 385 


 
       


 
Bund - 2.164 - - 87 - 1.075 - 2.709 - 3.759 


 GewSt - 96 - - 4 - 48 - 121 - 167 


 ESt - 950 - - 38 - 472 - 1.190 - 1.649  
KSt - 898 - - 35 - 445 - 1.123 - 1.558 
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. 


Nr. 
Maßnahme 


Steu-
erart / 


Ge-
biets-
kör-
per-


schaf
t 


Volle 
Jahres-


wir-
kung¹ 


Kassenjahr 


2024 2025 2026 2027 2028 


 SolZ - 220 - - 10 - 110 - 275 - 385 


        


 Länder - 1.984 - - 78 - 984 - 2.483 - 3.443 


 
GewSt - 137 - - 5 - 68 - 171 - 237 


 ESt - 950 - - 38 - 471 - 1.190 - 1.649 


 KSt - 897 - - 35 - 445 - 1.122 - 1.557 


        


 
Gem. - 2.782 - - 110 - 1.386 - 3.488 - 4.828 


 GewSt - 2.447 - - 96 - 1.219 - 3.068 - 4.246 


 ESt - 335 - - 14 - 167 - 420 - 582 


         


         
13 §§ 3 und 4 FZulG Insg. - 130 - . - 110 - 145 - 150 


 Erhöhung der maximal för-
derfähigen Bemessungs-
grundlage von bisher 10 
Mio. € auf 12 Mio. € ab 
1.1.2025 


ESt - 15 - . - 10 - 15 - 15 


 KSt - 115 - . - 100 - 130 - 135 


        


 Bund - 64 - . - 54 - 71 - 74 


 ESt - 6 - . - 4 - 6 - 6 


 KSt - 58 - . - 50 - 65 - 68 


        


 Länder - 64 - . - 54 - 72 - 74 


 ESt - 7 - . - 4 - 7 - 7 


 KSt - 57 - . - 50 - 65 - 67 


        


 
Gem. - 2 - . - 2 - 2 - 2 


 ESt - 2 - . - 2 - 2 - 2 


         


         
                  


14 Finanzielle Auswirkungen 
insgesamt  


Insg. - 20.920 . - 7.365 - 17.265 - 23.595 - 27.325 


 


 
GewSt - 2.790 - - 120 - 1.455 - 3.540 - 4.815 


 ESt - 4.140 . - 1.045 - 2.980 - 4.915 - 6.090 


 LSt - 11.025 - - 5.525 - 10.750 - 11.385 - 11.605 


 KSt - 1.990 - - 80 - 1.080 - 2.505 - 3.375 


 
SolZ - 975 . - 595 - 1.000 - 1.250 - 1.440 


        


 Bund - 8.516 . - 3.433 - 7.428 - 9.557 - 10.823 


 GewSt - 100 - - 5 - 52 - 127 - 173 


 
ESt - 1.760 . - 445 - 1.267 - 2.089 - 2.589 


 LSt - 4.685 - - 2.348 - 4.569 - 4.838 - 4.932 
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. 


Nr. 
Maßnahme 


Steu-
erart / 


Ge-
biets-
kör-
per-


schaf
t 


Volle 
Jahres-


wir-
kung¹ 


Kassenjahr 


2024 2025 2026 2027 2028 


 KSt - 996 - - 40 - 540 - 1.253 - 1.689 


 SolZ - 975 . - 595 - 1.000 - 1.250 - 1.440 


        


 
Länder - 7.581 . - 2.834 - 6.446 - 8.361 - 9.452 


 GewSt - 143 - - 5 - 74 - 181 - 245 


 ESt - 1.758 . - 442 - 1.264 - 2.089 - 2.588 


 LSt - 4.686 - - 2.347 - 4.568 - 4.839 - 4.933 


 
KSt - 994 - - 40 - 540 - 1.252 - 1.686 


        


 Gem. - 4.823 . - 1.098 - 3.391 - 5.677 - 7.050 


 GewSt - 2.547 - - 110 - 1.329 - 3.232 - 4.397 


 
ESt - 622 . - 158 - 449 - 737 - 913 


 LSt - 1.654 - - 830 - 1.613 - 1.708 - 1.740 


Anmerkungen: 


1) Wirkung für einen vollen (Veranlagungs-)Zeitraum von 12 Monaten 


Bei der Einführung des Faktorverfahrens ab 2029 werden sich – außerhalb des aktuellen 
Finanzplanungszeitraums – in Abhängigkeit vom dann geltenden Tarif und der konkreten 
Umsetzung zur Bemessung des Faktors voraussichtlich Kassenverschiebungen ergeben, 
indem zunächst Steuermehreinnahmen bei der Lohnsteuer im Erstjahr der Einführung ent-
stehen, die in den nachfolgenden Veranlagungen nahezu wieder ausgeglichen werden dürf-
ten. 


Durch die Anhebung des Kindergeldes nach dem BKGG ab 1. Januar 2025 um 5 Euro je 
Kind und Monat entstehen gegenüber der geltenden Rechtslage im Jahr 2025 Mehrausga-
ben von rund 4,2 Mio. Euro. Durch die Anhebung des Kindergeldes nach dem BKGG ge-
mäß ab 1. Januar 2026 um weitere 4 Euro je Kind und Monat entstehen gegenüber der 
geltenden Rechtslage im Jahr 2026 Mehrausgaben von rund 7,5 Mio. Euro. Aufgrund einer 
Fortschreibung ist in den Jahren 2027 und 2028 von Mehrausgaben von jeweils rund 
7,5 Mio. Euro auszugehen. 


Durch die Erhöhung des Sofortzuschlages im BKGG ab 1. Januar 2025 um 5 Euro je Kind 
und Monat entstehen gegenüber der geltenden Rechtslage ab dem Jahr 2025 Mehrausga-
ben von jährlich zunächst rund 86 Mio. Euro, die bei steigender Inanspruchnahme in den 
nächsten Jahren auf jährlich rund 100 Mio. Euro anwachsen können. 


Aufgrund der Anhebung des Kindergeldes zum 1. Januar 2025 kommt es zu Einsparungen 
bei den Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem Zweiten Buch Sozial-
gesetzbuch (SGB II) in Höhe von rund 120 Mio. Euro pro Jahr; davon entfallen rund 
118 Mio. Euro auf den Bund und rund 2 Mio. Euro auf die Kommunen. Durch die Anhebung 
des Kindersofortzuschlages entstehen Mehrausgaben in gleicher Höhe, so dass sich im 
Ergebnis bei den Ausgaben im SGB II keine Änderungen ergeben. 


Durch die weitere Anhebung des Kindergeldes zum 1. Januar 2026 kommt es zu Einspa-
rungen bei den Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem Zweiten Buch 
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Sozialgesetzbuch (SGB II) in Höhe von rund 96 Mio. Euro pro Jahr; davon entfallen rund 
94,5 Mio. Euro auf den Bund und rund 1,5 Mio. Euro auf die Kommunen. 


Aufgrund der Anhebung des Kindergeldes zum 1. Januar 2025 kommt es zu Einsparungen 
bei der Hilfe zum Lebensunterhalt (Drittes Kapitel - Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch; 
SGB XII) in Höhe von rund 1,5 Mio. Euro pro Jahr; diese entfallen vollständig auf die Kom-
munen. Durch die Anhebung des Kindersofortzuschlages zum 1. Januar 2025 entstehen 
bei der Hilfe zum Lebensunterhalt (Drittes Kapitel - Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch; 
SGB XII) Mehrausgaben in gleicher Höhe, so dass sich im Ergebnis bei den Ausgaben für 
die Hilfe zum Lebensunterhalt (Drittes Kapitel - Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch; SGB XII) 
keine Änderungen ergeben. Dazu kommen Einsparungen bei der Grundsicherung im Alter 
und bei Erwerbsminderung (Viertes Kapitel - Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch; SGB XII) 
zum 1. Januar 2025 in Höhe von rund 3 Mio. Euro pro Jahr; diese entfallen vollständig auf 
den Bund. 


Durch die weitere Anhebung des Kindergeldes zum 1. Januar 2026 kommt es zu Einspa-
rungen bei der Hilfe zum Lebensunterhalt (Drittes Kapitel - Sozialgesetzbuch Zwölftes 
Buch; SGB XII) in Höhe von rund 1,2 Mio. Euro pro Jahr; diese entfallen vollständig auf die 
Kommunen. Dazu kommen Einsparungen bei der Grundsicherung im Alter und bei Er-
werbsminderung (Viertes Kapitel - Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch; SGB XII) zum 1. Ja-
nuar 2026 in Höhe von rund 2,4 Mio. Euro pro Jahr; diese entfallen vollständig auf den 
Bund. 


Aufgrund der Anhebung des Kindergeldes kommt es zu Einsparungen bei den Leistungen 
zum Lebensunterhalt (Kapitel 11 des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch - SGB XIV), 
die wegen der geringen Anzahl der Leistungsbeziehenden nicht bezifferbar sind und auf 
Bund und Länder entfallen. Durch die Einführung des Kindersofortzuschlages bei den Leis-
tungen zum Lebensunterhalt (Kapitel 11 des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch - 
SGB XIV) entstehen Mehrausgaben für Bund und Länder in gleicher, nicht bezifferbarer 
Höhe, so dass sich im Ergebnis bei den Ausgaben für die Hilfe zum Lebensunterhalt keine 
Änderungen ergeben. 


Im Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) entstehen durch die Anhebung des Kindergelds 
keine Einsparungen, da Asylbewerberinnen und Asylbewerber grundsätzlich während des 
laufenden Asylverfahrens keinen Anspruch auf Kindergeld haben. Die Erhöhung des Kin-
dersofortzuschlags führt im AsylbLG zu Mehrausgaben der Länder und Kommunen in Höhe 
von rund 10 Mio. Euro. 


Die Regelungen führen beim Epl. 08 für die Haushaltsjahre 2025 bis 2029 insgesamt zu 
einem Mehrbedarf von 86 677 T€ sowie von insgesamt 80 Planstellen/Stellen. 


Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll finanziell und stellenmäßig im Einzel-
plan 08 ausgeglichen werden. 


Soweit der unter 4.3 dargestellte Erfüllungsaufwand des Bundes haushaltswirksam wird, 
soll er im jeweils betroffenen Einzelplan finanziell und stellenmäßig gegenfinanziert werden. 


Die Anpassung des Einkommensteuertarifs und der Freibeträge führt durch Erhöhungen 
der Entgeltersatzleistungen zu Mehrausgaben in geringfügiger, nicht quantifizierbarer Höhe 
im Haushalt der Bundesagentur für Arbeit. Der unter 4.3 dargestellte einmalige Erfüllungs-
aufwand der Bundesagentur für Arbeit für die Anhebung der Freigrenzen beim Solidaritäts-
zuschlag und die Änderung der Steuerklassen, führt zu entsprechenden Mehrausgaben im 
Haushalt der Bundesagentur für Arbeit. 


Im Einzelnen fallen beim BZSt und ITZBund folgenden Mehrausgaben an: 


– Überführung der Steuerklassen III und V in die Steuerklasse IV mit Faktor 
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– Kapitel 
HH-Jahr 2025 2026 2027 2028 2029 


Titel in T€ 


0815 422 01   90 180 2 061 3 943 


 427 09       1 840 1 840 


 511 01   25 51 1 380 2 101 


 812 01   13 25 690 1 051 


 532 01 4 808 7 663 2 930 3 756 3 756 


Summe   4 808 7 791 3 186 9 727 12 691 


0816 422 01   364 727 727 727 


 511 01 Non -IT   101 203 203 203 


 812 01   51 101 101 101 


 511 01 400 1 200 1 200 1 200 1 200 


 532 01 1 386 1 386 1 386 1 386 1 386 


 812 02 2 000 4 000       


Summe   3 786 7 102 3 617 3 617 3 617 


0811 634 03   131 261 767 1 272 


 BZSt   25 50 556 1 061 


 ITZBund   106 211 211 211 


Summe Epl. 08 / HH-Jahr   8 594 15 024 7 064 14 111 17 580 


anteiliger Umstellungsaufwand   8 594 14 249 2 554     


anteiliger laufender Aufwand     775 4 510 14 111 17 580 


Gesamtsumme Epl. 08 62 373 


Planstellen und Stellen 


HH-Jahr 
2025 2026 2027 2028 2029 


Kapitel Laufbahngruppe 


0815 


höherer Dienst       
1 x A 15 
1 x A 14 


1 x A 15 
1 x A 14 


gehobener Dienst   2 x A 12 2 x A 12 
2 x A 12 
3 x A 11 


2 x A 12 
3 x A 11 


mittlerer Dienst       
6 x A 9m 
46 x A 8 


6 x A 9m 
46 x A 8 


einfacher Dienst           


0816 


höherer Dienst   1 x A 14 1 x A 14 1 x A 14 1 x A 14 


gehobener Dienst   


1 x A 
13g+Z 
3 x A 12 
3 x A 11 


1 x A 
13g+Z 
3 x A 12 
3 x A 11 


1 x A 
13g+Z 
3 x A 12 
3 x A 11 


1 x A 
13g+Z 
3 x A 12 
3 x A 11 


mittlerer Dienst           


einfacher Dienst           


– Mitteilungspflicht über innerstaatliche Steuergestaltungen 


Kapitel 
HH-Jahr 2025 2026 2027 2028 2029 


Titel in T€ 


0815 Tit. 422 01 484 1 067 1 067 1 067 1 067 
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Tit. 511 01 127 279 279 279 279 


Tit. 812 01 63 139 139 139 139 


  Tit. 532 01 10 902 1 235 950 950 950 


Summe   11 576 2 720 2 435 2 435 2 435 


0816 


Tit. 422 01   86 173 173 173 


Tit. 511 01 
Non-IT 


  25 51 51 51 


Tit. 812 01   13 25 25 25 


Tit. 511 01 20 20 20 20 20 


Tit. 532 01           


Tit. 812 02 80       80 


Summe   100 144 269 269 349 


0811 Tit. 634 03 144 339 363 363 363 


Summe Epl. 08 / HH-Jahr   11 820 3 203 3 067 3 067 3 147 


anteiliger Umstellungsaufwand   11 002 1 235       


anteiliger laufender Aufwand   818 1 968 3 067 3 067 3 147 


Gesamtsumme Epl. 08 24 304 


Planstellen und Stellen 


HH-Jahr 
2025 2026 2027 2028 2029 


Kapitel Laufbahngruppe 


0815 


höherer Dienst 1 x A 14 2 x A 14 2 x A 14 2 x A 14 2 x A 14 


gehobener Dienst 
2 x A 
13g 


3 x A 12 


5 x A 
13g 


4 x A 12 


5 x A 
13g 


4 x A 12 


5 x A 
13g 


4 x A 12 


5 x A 
13g 


4 x A 12 


mittlerer Dienst      


einfacher Dienst      


0816 


höherer Dienst      


gehobener Dienst  1 x A 12  
1 x A 11 


1 x A 12  
1 x A 11 


1 x A 12  
1 x A 11 


1 x A 12  
1 x A 11 


mittlerer Dienst         
 


einfacher Dienst         
 


Für die Umsetzung der Einführung einer Pflicht zur Mitteilung innerstaatlicher Steuergestal-
tungen sind im Haushalt 2025 zur Zeit noch keine Mittel vorgesehen. 
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4. Erfüllungsaufwand 


4.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 


Jährlicher Aufwand 


lfd. Nr. Paragraph 
Bezeichnung der 


Vorgabe 
Wahlrecht Fallzahl 


Zeitaufwand 
pro Fall (in Mi-


nuten) 


Sachkosten 
pro Fall (in 


Euro) 


Jährlicher Zeit-
aufwand (in 


Stunden) 


Jährlicher Sach-
aufwand (in Tsd. 


Euro) 


1 §§ 38b EStG, 
39f EStG 


Antrag zur Wahl der 
Steuerklasse ver-
heirateter oder ver-
partnerter Steuer-
pflichtiger 


ja 315 000 16 0,5 84 000,0 157,5 


Gesamt       
   


84 000,0 157,5 


4.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 


Jährlicher Aufwand 


lfd. 
Nr. 


Para-
graph 


Bezeich-
nung der 
Vorgabe 


Wirt-
schafts-


zweig 
Fallzahl 


Perso-
nen-


tage/ -
mo-
nate 


Qualifi-
kations-
niveau 


Lohnsatz 
pro 


Stunde 
(in Euro) 


Zeitauf-
wand pro 
Fall in Mi-


nuten 


Sach-
kosten 
pro Fall 


(in 
Euro) 


Jährli-
cher Per-


sonal-
aufwand 
(in Tsd. 
Euro) 


Jährli-
che 


Sach-
kosten 
(in Tsd. 
Euro) 


Jährli-
cher Er-
füllungs-
aufwand 
(in Tsd. 
Euro) 


IP 


1 § 55 Ab-
satz 1 
Num-
mer 5 


Abschaffung 
Pflicht zur 
zeitnahen 
Mittelverwen-
dung 


Q Gesund-
heits- und 
Sozialwe-
sen 


600 000 0 ./. 50,9 -185 -1 -94 165,0 -600,0 -94 765,0 IP 


2 §138l Ab-
satz 2 
Satz 1 
Num-
mer 3 und 
4 i.V.m. 
§138l Ab-
satz 3 AO 


Anwendung 
eines Rele-
vanztests 
zum Vorlie-
gen einer 
mitteilungs-
pflichtigen in-
ner-


Gesamt-
wirtschaft 
(A-S ohne 
O) 


20 000 
 


./. 53,2 43 159 762,5 3 180,0 3 942,5 IP 
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lfd. 
Nr. 


Para-
graph 


Bezeich-
nung der 
Vorgabe 


Wirt-
schafts-


zweig 
Fallzahl 


Perso-
nen-


tage/ -
mo-
nate 


Qualifi-
kations-
niveau 


Lohnsatz 
pro 


Stunde 
(in Euro) 


Zeitauf-
wand pro 
Fall in Mi-


nuten 


Sach-
kosten 
pro Fall 


(in 
Euro) 


Jährli-
cher Per-


sonal-
aufwand 
(in Tsd. 
Euro) 


Jährli-
che 


Sach-
kosten 
(in Tsd. 
Euro) 


Jährli-
cher Er-
füllungs-
aufwand 
(in Tsd. 
Euro) 


IP 


staatlichen 
Steuergestal-
tung 


3 § 138m 
Absatz 1 
i.V.m. 
§ 138n 
Absatz 1 
bis 3 


Mitteilungs-
pflicht einer 
innerstaatli-
chen Steuer-
gestaltung 
inkl. Informa-
tion des Nut-
zers 


Gesamt-
wirtschaft 
(A-S ohne 
O) 


5 000 
 


durch-
schnittlich 


36,3 105 71 317,6 355,0 672,6 IP 


4 § 138n 
Absatz 4 
Satz 5 AO 


Mitteilungs-
pflicht der 
Registernum-
mer an an-
dere Interme-
diäre 


Gesamt-
wirtschaft 
(A-S ohne 
O) 


1 000 
 


durch-
schnittlich 


36,3 4 0,33 2,4 0,3 2,7 IP 


5 § 138k 
Absatz 2 
AO 


Angabe der 
innerstaatli-
chen Steuer-
gestaltung in 
der Steuerer-
klärung 


L Grund-
stücks- und 
Wohnungs-
wesen 


5 000 
 


niedrig 28,8 3 0 7,2 0,0 7,2 IP 


Gesamt -93 075,3 2 935,3 -90 140,0   


davon aus Informationspflichten -93 075,3 2 935,3 -90 140,0 
 


Einmaliger Aufwand 
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lfd. Nr. Paragraph 
Bezeichnung 
der Vorgabe 


Fallgruppe 
Wirt-


schafts-
zweig 


Fallzahl 


Perso-
nen-


tage/ -
mo-
nate 


Qualifi-
kations-
niveau 


Lohn-
satz 
pro 


Stunde 
(in 


Euro) 


Zeitauf-
wand 
pro 


Fall in 
Minu-


ten 


Sachkos-
ten pro 
Fall (in 
Euro) 


Einmali-
ger Per-
sonal-


aufwand 
(in Tsd. 
Euro) 


Einmalige 
Sachkos-


ten (in 
Tsd. 


Euro) 


Einmali-
ger Erfül-


lungs-
aufwand 
(in Tsd. 
Euro) 


IP 


1 § 32 Ab-
satz 6, 
§ 32a Ab-
satz 1 
EStG 


Anpassung 
von Lohnsteu-
erberech-
nungs-/Lohn-
abrechnungs-
programmen 
mit Wirkung 
ab 1. Januar 
2025  


Anpassung 
von Produk-
ten, Ferti-
gungspro-
zessen und 
Beschaf-
fungswesen 


Gesamt-
wirt-
schaft 
(A-S 
ohne O)   ./.    0,0 0,0 0,0   


2 § 55 Ab-
satz 1 
Nummer 5 


Abschaffung 
Pflicht zur 
zeitnahen Mit-
telverwen-
dung 


Einmalige 
Informati-
onspflicht 


Q Ge-
sund-
heits- 
und So-
zialwe-
sen 


600 000 0 ./. 50,90 -185 -1 -94 165,0 -600,0 -94 765,0 IP 


Gesamt  -94 165,0 -600,0 -94 765,0   


davon aus Informationspflichten  -94 165,0 -600,0 -94 765,0   


davon Einführung oder Anpassung digitaler Prozessabläufe  0 0 0   


davon Sonstiges 0 0 0   


Durch die Anpassung des Einkommensteuertarifs und des steuerlichen Kinderfreibetrags ab dem Jahr 2025 entsteht kein laufender Erfüllungs-
aufwand für die Wirtschaft. Ab dem Jahr 2025 entsteht für die Wirtschaft geringfügiger, nicht bezifferbarer einmaliger Erfüllungsaufwand infolge 
der Anpassung von Lohnsteuerberechnungs-/ Lohnabrechnungsprogrammen. Korrespondierend entsteht ein entsprechender Erfüllungsauf-
wand ab dem Jahr 2025 für die Anhebung der Freigrenzen beim Solidaritätszuschlag. 


4.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 


Jährlicher Aufwand 
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lfd. 
Nr. 


Para-
graph 


Bezeichnung der Vorgabe 
Verwal-
tungs-
ebene 


Fallzahl 
Personen-
tage/ -mo-


nate 


Vollzugs-
ebene 


Lohn-
satz 
pro 


Stunde 
(in 


Euro) 


Zeit-
auf-


wand 
pro 


Fall in 
Minu-


ten 


Sach-
kos-
ten 
pro 
Fall 
(in 


Euro) 


Jährli-
cher 


Perso-
nal-auf-
wand 


(in Tsd. 
Euro) 


Jährli-
che 


Sach-
kosten 


(in 
Tsd. 


Euro) 


Jährli-
cher 
Erfül-
lungs-


auf-
wand 


(in Tsd. 
Euro) 


1 § 39f 
EStG, 
§ 39a 
EStG 


Anpassungsanträge auf-
grund von Änderungen der 
Steuerklassen 


Länder 250 000   


Durch-
schnitt 


(90% mD, 
10% gD) 


43,74 7,5   1 366,9   1 366,9 


2 § 39f 
EStG, 
§ 39a 
EStG 


antragsgebundene (erstma-
lige Bildung des Faktors, 
ggf. mit Freibetrag 


Länder 57 000   


Durch-
schnitt 


(90% mD, 
10% gD) 


43,74 3,75   155,8   155,8 


3 § 46 Ab-
satz 2 
Nummer 3 
EStG 


Pflichtveranlagung (wie bis-
her bei III/V und Faktorver-
fahren) 


Länder 12 000 000   ./.             


4 § 55 Ab-
satz 1 
Nummer 5 
AO 


Keine Prüfung der zeitna-
hen Mittelverwendung 


Länder 600 000   mD 37,78 -4   -1 511,2   -1 511,2 


5 § 138i Ab-
satz 2, 
§ 138j Ab-
satz 3a, 
§ 138k 
AO 


veranlagungsunterstüt-
zende Auswertung der mit-
geteilten innerstaatlichen 
Steuergestaltung durch die 
Finanzämter 


Länder 5 000   
gehobener 


Dienst 
43,90 44   161,0   161,0 


6 § 138k 
AO 


Überprüfung, ob eine DE-
Registriernummer und DE-
Offenlegungsnummer ver-
geben wurden; ggf. Kontakt-
aufnahme mit dem BZSt 
(bei Gestaltungen, hinsicht-
lich derer in der Steuerer-
klärung noch keine DE-Re-
gistriernummer und DE-Of-
fenlegungsnummer angege-
ben werden kann) 


Länder 500   
gehobener 


Dienst 
 43,90 9   3,3   3,3 
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lfd. 
Nr. 


Para-
graph 


Bezeichnung der Vorgabe 
Verwal-
tungs-
ebene 


Fallzahl 
Personen-
tage/ -mo-


nate 


Vollzugs-
ebene 


Lohn-
satz 
pro 


Stunde 
(in 


Euro) 


Zeit-
auf-


wand 
pro 


Fall in 
Minu-


ten 


Sach-
kos-
ten 
pro 
Fall 
(in 


Euro) 


Jährli-
cher 


Perso-
nal-auf-
wand 


(in Tsd. 
Euro) 


Jährli-
che 


Sach-
kosten 


(in 
Tsd. 


Euro) 


Jährli-
cher 
Erfül-
lungs-


auf-
wand 


(in Tsd. 
Euro) 


7 §§ 138j 
Absatz 1 
Satz 1 
AO, § 21a 
Absatz 5 
FVG 


Mitwirkung von Vertretern 
der Finanzbehörden der 
Länder bei der rechtspoliti-
schen Auswertung inner-
staatlicher Steuergestaltun-
gen 


Länder  
1080 Perso-


nentage 
gehobener 


Dienst 
43,90     379,3   379,3 


8 §§ 138j 
Absatz 1 
Satz 1 
AO, § 21a 
Absatz 5 
FVG 


Mitwirkung von Vertretern 
der Finanzbehörden der 
Länder bei der rechtspoliti-
schen Auswertung inner-
staatlicher Steuergestaltun-
gen 


Länder 5 000 
144 Perso-


nentage 
höherer 
Dienst 


65,15     75,1   75,1 


9 §§ 138l 
bis 138n 
AO 


zusätzlicher Personalbedarf 
Bundesministerium der Fi-
nanzen 


Bund  200 Perso-
nentage 


gehobener 
Dienst 


 46,50     74,4   74,4 


10 §§ 138l 
bis 138n 
AO 


zusätzlicher Personalbedarf 
Bundesministerium der Fi-
nanzen 


Bund  200 Perso-
nentage 


höherer 
Dienst 


70,50     112,8   112,8 


12 § 138j Ab-
satz 1 AO; 
§ 5 Ab-
satz 1 
FVG 


Sammlung, Sortierung, Zu-
ordnung und Auswertung 
von Mitteilungen Bund 5 000   


gehobener 
Dienst 


46,50 200 -  775,0   775,0 


11 § 138j Ab-
satz 1 AO; 
§ 5 Ab-
satz 1 
FVG 


Sammlung, Sortierung, Zu-
ordnung und Auswertung 
von Mitteilungen Bund 5 000   


höherer 
Dienst 


70,50 70 - 411,3   411,3 


13 §§ 138i, 
138j Ab-
satz 3a, 
§ 138l 


Pflege und Wartung des IT-
Verfahrens (BZSt) Bund  400 Perso-


nentage 
gehobener 


Dienst 
46,50 -  -  148,8 970,0 1 118,8 
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lfd. 
Nr. 


Para-
graph 


Bezeichnung der Vorgabe 
Verwal-
tungs-
ebene 


Fallzahl 
Personen-
tage/ -mo-


nate 


Vollzugs-
ebene 


Lohn-
satz 
pro 


Stunde 
(in 


Euro) 


Zeit-
auf-


wand 
pro 


Fall in 
Minu-


ten 


Sach-
kos-
ten 
pro 
Fall 
(in 


Euro) 


Jährli-
cher 


Perso-
nal-auf-
wand 


(in Tsd. 
Euro) 


Jährli-
che 


Sach-
kosten 


(in 
Tsd. 


Euro) 


Jährli-
cher 
Erfül-
lungs-


auf-
wand 


(in Tsd. 
Euro) 


Absatz 1, 
§ 138n 
Absatz 1 
und 4 AO 


14 §§ 138i, 
138j Ab-
satz 3a, 
§ 138l Ab-
satz 1, 
§ 138n 
Absatz 1 
und 4 AO 


Pflege und Wartung des IT-
Verfahrens (ITZ-Bund) 


Bund  400 Perso-
nentage 


gehobener 
Dienst 


46,50 -  -  148,8   148,8 


15 § 34 
ErbStG, 
§ 4 
ErbStDV, 
§ 39e 
EStG 


Bearbeitung und Übermitt-
lung der Sterbefallanzeige 
durch die Standesämter 


Kommunen 772 000     39,00 -5   -2 509,0   -2 509,0 


16 § 34 
ErbStG, 
§ 4 
ErbStDV, 
§ 39e 
EStG 


Bearbeitung und Übermitt-
lung der Sterbefallanzeige 
durch die Standesämter 


Kommunen 45 800         -2 0,0 -91,6 -91,6 


17 § 34 
ErbStG, 
§ 4 
ErbStDV, 
§ 39e 
EStG 


Wegfall der personellen Er-
fassung der papiergebunde-
nen Sterbefallanzeigen und 
Aufruf der elektronisch 
übermittelten Daten 


Länder 772 000   


Durch-
schnitt 


(70% mD 
und 30% 


gD) 


36,76 -6   -2 837,9   -2 837,9 


18 § 34 
ErbStG, 
§ 4 


Wegfall der manuellen Id-
Nr. Recherche Länder 1 000 000   


Durch-
schnitt 


(70% mD 
36,76 -4   -2 450,7   -2 450,7 
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lfd. 
Nr. 


Para-
graph 


Bezeichnung der Vorgabe 
Verwal-
tungs-
ebene 


Fallzahl 
Personen-
tage/ -mo-


nate 


Vollzugs-
ebene 


Lohn-
satz 
pro 


Stunde 
(in 


Euro) 


Zeit-
auf-


wand 
pro 


Fall in 
Minu-


ten 


Sach-
kos-
ten 
pro 
Fall 
(in 


Euro) 


Jährli-
cher 


Perso-
nal-auf-
wand 


(in Tsd. 
Euro) 


Jährli-
che 


Sach-
kosten 


(in 
Tsd. 


Euro) 


Jährli-
cher 
Erfül-
lungs-


auf-
wand 


(in Tsd. 
Euro) 


ErbStDV, 
§ 39e 
EStG 


und 30% 
gD) 


19 § 34 
ErbStG, 
§ 4 
ErbStDV, 
§ 39e 
EStG 


Entgegennahme, maschi-
nelle Verarbeitung und Wei-
terleitung der Datensätze 


Bund 1   ./.         684,0 684,0 


Gesamt  -5 496,3 1 562,4 -3 933,9 


Bund  1 671,1 1 654,0 3 325,1 


Länder  -4 658,4 0,0 -4 658,4 


Kommunen -2 509,0 -91,6 -2 600,6 


Einmaliger Aufwand 


lfd. Nr. 
Para-
graph 


Bezeichnung 
der Vorgabe 


Verwal-
tungs-
ebene 


Fall-
zahl 


Personen-
tage/ -mo-


nate 


Vollzugs-
ebene 


Lohn-
satz 
pro 


Stunde 
(in 


Euro) 


Zeitauf-
wand pro 
Fall in Mi-


nuten 


Sachkos-
ten pro 
Fall (in 
Euro) 


Einmali-
ger Per-
sonal-


aufwand 
(in Tsd. 
Euro) 


Einma-
lige 


Sachkos-
ten (in 
Tsd. 
Euro) 


Einmali-
ger Er-


füllungs-
aufwand 
(in Tsd. 
Euro) 


1 
 


Verfahren Laven-
del 


 /  
 


3 930 BT 
erforderlich 
600 BT fa-


kultativ 


 /  
      


2 §§ 138i, 
138j, 
138l bis 
138m 
AO 


einmaliger IT-An-
passungsbedarf 
zur Ausweitung 
der bereits für 
grenzüberschrei-
tende 


Länder 
  


Durch-
schnitt (Voll-
zugsebene 
unbekannt) 


    
290,0 290,0 
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lfd. Nr. 
Para-
graph 


Bezeichnung 
der Vorgabe 


Verwal-
tungs-
ebene 


Fall-
zahl 


Personen-
tage/ -mo-


nate 


Vollzugs-
ebene 


Lohn-
satz 
pro 


Stunde 
(in 


Euro) 


Zeitauf-
wand pro 
Fall in Mi-


nuten 


Sachkos-
ten pro 
Fall (in 
Euro) 


Einmali-
ger Per-
sonal-


aufwand 
(in Tsd. 
Euro) 


Einma-
lige 


Sachkos-
ten (in 
Tsd. 
Euro) 


Einmali-
ger Er-


füllungs-
aufwand 
(in Tsd. 
Euro) 


Steuergestaltun-
gen implementier-
ten Verwaltungs-
strukturen auch 
für mitgeteilte in-
nerstaatliche 
Steuergestaltun-
gen  


3 §§ 138i, 
138j Ab-
satz 3a, 
§ 138l 
Absatz 1, 
§ 138n 
Absatz 1 
und 4 
AO 


Anpassung des 
bestehenden IT-
Verfahrens 


Bund 
  


Durch-
schnitt (Voll-
zugsebene 
unbekannt) 


    
11 827,0 11 827,0 


4 § 34 
ErbStG, 
§ 4 
ErbStDV, 
§ 39e 
EStG 


Schaffung der 
technischen Vo-
raussetzungen für 
die Datenüber-
mittlung 


Bund    /      3 622,0 3 622,0 


5 § 34 
ErbStG, 
§ 4 
ErbStDV, 
§ 39e 
EStG 


Schaffung der 
technischen Vo-
raussetzungen für 
die Datenüber-
mittlung 


Länder    /      241,0 241,0 


Gesamt  0,0 15 980,0 15 980,0 


Bund  0,0 15 449,0 15 449,0 


Länder 0,0 531,0 531,0 


Kommunen  0,0 0,0 0,0 
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Für die Erhöhung des Sofortzuschlages im BKGG beim Kinderzuschlag sowie die Anhebung des Kindergeldes nach dem BKGG entsteht bei 
der Familienkasse der Bundesagentur für Arbeit aufgrund der technischen Umstellung ein einmaliger, nicht bezifferbarer Erfüllungsaufwand. 


Der Bundesagentur für Arbeit entsteht zudem durch die Anhebung der Freigrenzen beim Solidaritätszuschlag und der Änderung der Steuer-
klassen und dem Überführen von Ehegatten in die neue Steuerklasse IV mit Faktor wegen der Anpassung von IT-Verfahren im Bereich des 
Arbeitslosengeldes ein einmaliger Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 3,5 Mio. Euro. 
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Erläuterungen zu den Einschätzungen zum Erfüllungsaufwand: 


– Anhebung Grundfreibetrag und Kinderfreibetrag: 


Durch die Anpassung des Einkommensteuertarifs und des steuerlichen Kinderfreibe-
trags ab dem Jahr 2025 entsteht durch die fortlaufende Pflege und Aktualisierung der 
IT-Verfahren der Finanzverwaltung durch eigenes IT-Fachpersonal einmaliger geringer 
automationstechnischer Umstellungsaufwand. Die Höhe des Aufwands ist nicht quan-
tifizierbar. Der personelle Erfüllungsaufwand der Finanzämter verändert sich nicht. 


– Anhebung der Freigrenzen beim Solidaritätszuschlag. 


Durch die Anhebung der Freigrenzen beim Solidaritätszuschlag ab dem Jahr 2025 ent-
steht durch die fortlaufende Pflege und Aktualisierung der IT-Verfahren der Finanzver-
waltung durch eigenes IT-Fachpersonal einmaliger geringer automationstechnischer 
Umstellungsaufwand. Die Höhe des Aufwands ist nicht quantifizierbar. Der personelle 
Erfüllungsaufwand der Finanzämter verändert sich nicht. 


– Mitteilungspflicht über innerstaatliche Steuergestaltungen 


Mit den neuen §§ 138l bis 138n AO wird eine Pflicht zur Mitteilung bestimmter inner-
staatlicher Steuergestaltungen eingeführt, die sich – soweit möglich – eng an den ge-
setzlichen Bestimmungen zur Mitteilungspflicht über grenzüberschreitende Steuerge-
staltungen nach den §§ 138d bis 138h AO orientiert. Folglich ist der zu schätzende 
Erfüllungsaufwand aufgrund der vorliegenden gesetzlichen Anpassung eng an jenen 
in Zusammenhang mit grenzüberschreitenden Steuergestaltungen angelehnt.  


Das Bundesministerium der Finanzen schätzt die Anzahl der jährlich eingehenden Mit-
teilungen über innerstaatliche Steuergestaltungen auf rund 5 000. Diese Zahl wurde 
u.a. anhand einer vom Statistischen Bundesamt bereitgestellten Schätzung zur Größe 
eines von der Mitteilungspflicht über innerstaatliche Steuergestaltungen betroffenen 
Personenkreises abgeleitet. 


– Bürgerinnen und Bürger: 


Wie bei grenzüberschreitenden Steuergestaltungen trifft die Mitteilungspflicht über 
innerstaatliche Steuergestaltungen in erster Linie den Intermediär der Steuerge-
staltung, also die Person, die eine innerstaatliche Steuergestaltung vermarktet, für 
Dritte konzipiert, organisiert, zur Nutzung bereitstellt oder ihre Umsetzung durch 
Dritte verwaltet.  


Nutzer der innerstaatlichen Steuergestaltung trifft die Mitteilungspflicht nur dann 
vollumfänglich, wenn kein Intermediär existiert, es sich also um eine „Inhouse-Ge-
staltung“ handelt, die der Nutzer für sich selbst konzipiert hat, oder wenn ein Inter-
mediär keinen Inlandsbezog im Sinne des § 138m Absatz 1 Satz 1 AO hat. Dane-
ben kommt eine partielle Mitteilungspflicht des Nutzers im Hinblick auf die Nutzer-
bezogenen Angaben zur innerstaatlichen Steuergestaltung in Betracht, wenn der 
Intermediär einer Verschwiegenheitspflicht unterliegt, von der der Nutzer den In-
termediär nicht entbunden hat (vgl. § 138m Absatz 2 AO). 


Ferner wird der Kreis der der Mitteilungspflicht unterfallenden Nutzer durch § 138l 
Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 AO weiter eingeschränkt. Besteht eine Mitteilungs-
pflicht über eine innerstaatliche Steuergestaltung, weil ein nutzerbezogenes Krite-
rium erfüllt ist, so ist nur der Nutzer zur Mitteilung verpflichtet, der das nutzerbezo-
gene Kriterium des § 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 AO erfüllt. Die übrigen 
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Nutzer dieser innerstaatlichen Steuergestaltung gelten als andere an der Gestal-
tung beteiligte Personen und unterliegen selbst nicht der Mitteilungspflicht. 


Aus vorstehenden Gründen und weil die Mitteilungspflicht durch die in § 138l Ab-
satz 5 AO geregelten Schwellenwerte und Einschränkungen bereits auf einen re-
lativ kleinen Personenkreis beschränkt wird, kann davon ausgegangen werden, 
dass Bürgerinnen und Bürger von dieser Mitteilungspflicht nur in sehr wenigen Fäl-
len betroffen sein werden. 


– Wirtschaft: 


Wie bei grenzüberschreitenden Steuergestaltungen obliegt die Mitteilungspflicht 
über innerstaatliche Steuergestaltungen in erster Linie dem Intermediär der Steu-
ergestaltung, also die Person, die eine innerstaatliche Steuergestaltung vermark-
tet, für Dritte konzipiert, organisiert, zur Nutzung bereitstellt oder ihre Umsetzung 
durch Dritte verwaltet. Daneben kommt ein partieller Übergang der Mitteilungs-
pflicht auf den Nutzer (nur im Hinblick auf die nutzerbezogenen Angaben zur in-
nerstaatlichen Steuergestaltung) in Betracht, wenn der Intermediär einer Ver-
schwiegenheitspflicht unterliegt, von der der Nutzer den Intermediär nicht entbun-
den hat (vgl. § 138m Absatz 2 AO); die Mitteilungspflicht über die gestaltungsbe-
zogenen Informationen verbleibt in diesem Fall hingegen beim Intermediär. Denk-
bar ist ferner, dass Unternehmen, die innerstaatliche Steuergestaltungen für sich 
selbst konzipieren (Inhouse-Gestaltung), selbst zur Mitteilung gegenüber dem 
Bundeszentralamt für Steuern verpflichtet sind. Daraus ergibt sich, dass die Mittei-
lungspflicht über innerstaatliche Steuergestaltungen hauptsächlich durch die Wirt-
schaft zu erfüllen sein wird. 


Der Kreis der der Mitteilungspflicht unterfallenden innerstaatlichen Steuergestal-
tungen wird durch die in § 138l Absatz 5 AO definierten nutzerbezogenen und ge-
staltungsbezogenen Kriterien stark eingeschränkt, weshalb der Schätzung des Er-
füllungsaufwands eine mittlere vierstellige Fallzahl zu Grunde gelegt wird.  


§ 138l Absatz 2 Satz 1 AO definiert die mitteilungspflichtige innerstaatliche Steu-
ergestaltung. Eine innerstaatliche Steuergestaltung im Sinne des § 138l Absatz 2 
Satz 1 AO ist danach jede Gestaltung, die die in den Nummern 1 bis 4 genannten 
Voraussetzungen kumulativ erfüllt. § 138l Absatz 3 AO enthält eine abschließende 
Aufzählung der Kennzeichen, die bei Vorliegen der übrigen Tatbestandsvoraus-
setzungen des § 138l Absatz 2 AO eine Mitteilungspflicht der innerstaatlichen 
Steuergestaltung auslösen können. Die einzelnen Tatbestandsvoraussetzungen 
und Kennzeichen orientieren sich dabei (soweit möglich) an den Merkmalen der 
grenzüberschreitenden Steuergestaltung nach § 138d Absatz 2 Satz 1 und § 138e 
AO. Soweit die in § 138e AO für grenzüberschreitende Steuergestaltungen ge-
nannten Kennzeichen keinen grenzüberschreitenden Bezug voraussetzen, wur-
den diese in den § 138l Absatz 2 AO übernommen und um weitere Kennzeichen, 
mit ausschließlich innerstaatlichem Bezug, ergänzt. Während bei der Mitteilungs-
pflicht über grenzüberschreitende Steuergestaltung nur bei bestimmten Kennzei-
chen zusätzlich der sog. Relevanztest erfüllt sein musste (bei Kennzeichen i.S.d. 
§ 138e Absatz 1 AO), muss der Intermediär diese Prüfung bei innerstaatlichen 
Steuergestaltungen immer durchführen. Erst wenn dieser Test positiv ausfällt, er-
folgt die weitere Bearbeitung der Informationspflicht. Es wird daher angenommen, 
dass Intermediäre in deutlich mehr Fällen einen Relevanztest durchführen werden, 
als sie tatsächlich einen Datensatz über eine innerstaatliche Steuergestaltung an 
das Bundeszentralamt für Steuern übermitteln werden. Da rein innerstaatliche 
Steuergestaltungen zu prüfen sind, wird angenommen, dass der Zeitaufwand für 
die Durchführung des Relevanztests hier gegenüber grenzüberschreitenden Steu-
ergestaltungen deutlich geringer ausfallen wird. Der insoweit anfallende 
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Erfüllungsaufwand aus Personal- und Sachkosten wird auf jährlich ca. 3,9 
Mio. Euro geschätzt. 


§ 138n AO regelt das Verfahren zur Mitteilung einer innerstaatlichen Steuergestal-
tung: hierdurch werden die Bestimmungen bei grenzüberschreitenden Steuerge-
staltungen (vgl. §§ 138f, 138h AO) weitgehend auf innerstaatliche Steuergestal-
tungen übertragen, weshalb davon ausgegangen wird, dass insoweit auf Seiten 
der Intermediäre kaum nennenswerter Umstellungsaufwand anfallen wird und die 
bereits für die Mitteilungspflicht implementierten Strukturen weitgehend auch für 
innerstaatliche Steuergestaltungen nutzbar gemacht werden können. 


Wie beim Verfahren zur Mitteilung grenzüberschreitender Steuergestaltungen ist 
auch bei innerstaatlichen Steuergestaltungen vorgesehen, dass sie ausschließlich 
elektronisch nach amtlich bestimmtem Datensatz über die amtlich bestimmte 
Schnittstelle gegenüber dem Bundeszentralamt für Steuern mitzuteilen sind. Den 
Inhalt dieses Datensatzes bestimmt § 138n Absatz 2 AO. Die Schätzung des Zeit-
aufwands für die Erstellung und Übermittlung des Datensatzes über eine mitzutei-
lende innerstaatliche Steuergestaltung werden Daten aus der ex-post-Schätzung 
des Erfüllungsaufwands der Wirtschaft bei grenzüberschreitenden Steuergestal-
tungen zu Grunde gelegt. Dabei wird angenommen, dass der Zeitaufwand zur Er-
stellung und Übermittlung einer Mitteilung über eine innerstaatliche Steuergestal-
tung etwa 50% des Zeitaufwands für eine vergleichbare Mitteilung einer grenz-
überschreitenden Steuergestaltung beträgt. Darüber hinaus hat der mitteilende In-
termediär nach § 138n Absatz 3 AO den Nutzer darüber zu informieren, welche 
ihn betreffenden Angaben der Intermediär an das Bundeszentralamt für Steuern 
übermitteln wird. Für die Mitteilung einschließlich der Information des Nutzers wer-
den voraussichtlich zusätzliche Personal- und Sachkosten in Höhe von 
673 000 Euro anfallen. 


Hat der Intermediär in dem von ihm an das Bundeszentralamt für Steuern übermit-
telten Datensatz (freiwillig) auch andere Intermediäre derselben innerstaatlichen 
Steuergestaltung benannt (vgl. § 138n Absatz 2 Satz 2 AO), so hat er diesen nach 
§ 138n Absatz 4 Satz 5 AO die DE-Registriernummer nach Satz 1 Nummer 1 mit-
zuteilen. Bei grenzüberschreitenden Steuergestaltungen sind laut Expertenschät-
zung lediglich in 20 Prozent der Verfahren mehrere Intermediäre zur Mitteilung 
derselben Steuergestaltung verpflichtet. Es ist anzunehmen, dass für innerstaatli-
che Steuergestaltungen die gleiche Quote anwendbar ist, weshalb hier von einer 
Fallzahl von 1 000 ausgegangen wird. 


Durch § 138k Absatz 2 AO wird die Verpflichtung zur Angabe einer Steuergestal-
tung in der Steuererklärung auch auf innerstaatliche Steuergestaltungen ausge-
weitet. Hat ein Nutzer eine innerstaatliche Steuergestaltung verwirklicht, muss er 
dies in der Steuererklärung für die Steuerart und den Besteuerungszeitraum oder 
Besteuerungszeitpunkt angeben, in der sich der steuerliche Vorteil der innerstaat-
lichen Steuergestaltung auswirken soll. Hierbei genügt es, in der Steuererklärung 
die vom BZSt zugeteilte DE-Registriernummer und DE-Offenlegungsnummer an-
zugeben.  


– Verwaltung: 


Die bereits bestehenden IT-Verfahren zur Aufbereitung, Weiterleitung und Aus-
wertung der beim Bundeszentralamt für Steuern eingehenden Mitteilungen über 
grenzüberschreitende Steuergestaltungen sollen auch für die der neuen Mittei-
lungspflicht unterfallenden innerstaatlichen Steuergestaltungen nutzbar gemacht 
werden. Durch die Neuentwicklung, die laufende Pflege und die Wartung sowie 
den Betrieb des IT-Verfahrens entsteht auf Seiten des Bundes und in geringerem 
Umfang auch auf Seiten der Länder einmaliger und laufender Erfüllungsaufwand. 
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Ferner ergeben sich auf Grund der rechtspolitischen und veranlagungsunterstüt-
zenden Auswertung der mitgeteilten innerstaatlichen Steuergestaltungen dauer-
hafte Sach- und Personalkosten beim Bundeszentralamt für Steuern, beim Infor-
mationstechnikzentrum Bund, beim Bundesministerium der Finanzen und bei den 
Landesfinanzbehörden. Da soweit möglich auf bestehende Strukturen zurückge-
griffen werden soll und die mitteilungspflichtigen Tatbestände (insbesondere die 
erfassten Steuerarten und die die Mitteilungspflicht auslösenden Kennzeichen) so-
wie der der Mitteilungspflicht unterfallende Personenkreis deutlich enger gefasst 
sind als bei grenzüberschreitenden Steuergestaltungen, wird davon ausgegangen, 
dass die Gesamtkosten deutlich hinter den Kosten bei der Einführung einer Pflicht 
zur Mitteilung grenzüberschreitender Steuergestaltungen zurückbleiben werden. 


Die zur technischen Umsetzung der neuen Mitteilungspflicht erforderliche Erweite-
rung des bereits bestehenden IT-Fachverfahrens, das zum Austausch und zu Aus-
wertung grenzüberschreitender Steuergestaltungen eingerichtet wurde, löst beim 
Bundeszentralamt für Steuern zusätzliche Kosten aus. Zwar orientieren sich die 
maßgeblichen Bestimmungen für innerstaatliche Steuergestaltungen soweit mög-
lich an den verfahrenstechnischen Regelungen bei grenzüberschreitenden Steu-
ergestaltungen. Anpassungen sind jedoch insbesondere erforderlich bei der Aus-
gestaltung des dem Bundeszentralamt für Steuern zu übermittelnden Datensatzes 
(§ 138n Absatz 2 AO). Ferner sind die dem Bundeszentralamt für Steuern mitge-
teilten Daten über innerstaatlichen Steuergestaltungen ausschließlich den Län-
dern zugänglich zu machen und nicht – wie Informationen über grenzüberschrei-
tende Steuergestaltungen für Zwecke des internationalen Informationsaustau-
sches – in englischer Sprache in ein sicheres Zentralverzeichnis der Europäischen 
Union einzustellen. Zu diesem Zweck erhalten Daten über innerstaatliche Steuer-
gestaltungen eigene Ordnungsmerkmale, die DE-Registriernummer und die DE-
Offenlegungsnummer (§ 138n Absatz 4 AO). Hierdurch wird ferner – wie bei grenz-
überschreitenden Steuergestaltungen – ein zielgerichteter Abruf der Daten über 
bestimmte innerstaatliche Steuergestaltungen durch die zuständigen Landesfi-
nanzbehörden (§ 138j Absatz 4 AO) sichergestellt. Die beim Bundeszentralamt für 
Steuern eingehenden Mitteilungen sind automationsgestützt aufzubereiten, zu ak-
tualisieren und zur Auswertung in eine durch das Bundeszentralamt für Steuern 
verwaltete Datenbank einzustellen. 


Durch die Konzeption und die Entwicklung des erweiterten IT-Verfahrens und den 
Aufbau einer eigenen Datenbank entsteht beim Bundeszentralamt für Steuern er-
höhter einmaliger IT-Umstellungsaufwand in Höhe von etwa 11,3 Mio. Euro. Der 
voraussichtlich anfallende laufende IT-Erfüllungsaufwand beläuft sich auf 
970 Tsd. Euro jährlich. 


Aus der Ausweitung der Mitteilungspflicht auf innerstaatliche Steuergestaltungen 
ergibt sich auch einmaliger IT-Anpassungsbedarf auf Seiten der Länder. Da die 
bereits für grenzüberschreitende Steuergestaltungen implementierten Verwal-
tungsstrukturen auch für mitgeteilte innerstaatliche Steuergestaltungen genutzt 
werden sollen, besteht lediglich geringfügiger Anpassungsbedarf, der auf voraus-
sichtlich rund 290 Tsd. Euro geschätzt wird. 


Neben den Mehrbedarfen auf Grund der Ausweitung des IT-Verfahrens entsteht 
sowohl auf Seiten des Bundes als auch auf Seiten der Länder erhöhter Personal-
mehrbedarf auf Grund der Auswertung der mitgeteilten innerstaatlichen Steuerge-
staltungen. Wie bei grenzüberschreitenden Steuergestaltungen erfolgt die Aus-
wertung der mitgeteilten innerstaatlichen Steuergestaltungen durch das Bundes-
zentralamt für Steuern, das die Ergebnisse dieser Auswertung dem Bundesminis-
terium der Finanzen mitteilt (vgl. § 138j Absatz 1 AO) und zusammen mit weiteren 
Angaben den Finanzbehörden der Länder zum Abruf bereitstellt (vgl. §§ 138i Ab-
satz 2 und 138j Absatz 2 und 3 AO). Soweit von den mitgeteilten innerstaatlichen 
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Steuergestaltungen Steuern betroffen sind, die von den Finanzbehörden der Län-
der oder von den Gemeinden verwaltet werden, wirken die Länder bei der Auswer-
tung mit (§ 21a Absatz 5 FVG).  


Da die Mitteilungspflicht über innerstaatliche Steuergestaltungen – anders als bei 
der Mitteilungspflicht über grenzüberschreitende Steuergestaltungen - eine sach-
liche Einschränkung auf solche Fälle vorsieht, in denen bestimmte nutzerbezo-
gene oder gestaltungsbezogene Kriterien erfüllt sind (vgl. § 138l Absatz 5 AO), ist 
eine verlässliche Schätzung, wie viele Mitteilungen auszuwerten sein werden, 
nicht möglich. Auf Grund der sachlichen Einschränkung der Mitteilungspflicht in 
§ 138l Absatz 5 AO und des hierdurch verkleinerten betroffenen Personenkreises 
wird eine Größenordnung an Mitteilungen im mittleren vierstelligen Bereich erwar-
tet. 


Erfahrungen im Zusammenhang mit der Mitteilungspflicht über grenzüberschrei-
tende Steuergestaltungen haben gezeigt, dass die Auswertung von Steuergestal-
tungskonzepten insbesondere personellen Aufwand auslöst. Die steuerfachliche 
Auswertung der Mitteilungen erfordert dabei sowohl auf Seiten des Bundes als 
auch auf Seiten der bei der Auswertung mitwirkenden Länder spezialisiertes Fach-
personal mit fundierten Kenntnissen im Bereich des Steuerrechts und der Unter-
nehmenspolitik. Über die steuerfachliche Auswertung hinaus sind zudem statis-
tisch-mathematische sowie volkswirtschaftliche Auswertungen vorzunehmen, wel-
che sich unter anderem auf die Ermittlung des Steuerausfallrisikos oder die unter-
nehmens- bzw. branchenspezifischen Effekte beziehen. Diese Kenntnisse sind zu-
dem Grundlage zum Prüfungsaufgriff und dienen der Priorisierung der zu prüfen-
den Steuergestaltungen. 


Aufgrund der Ausweitung der Mitteilungspflicht auf innerstaatliche Steuergestal-
tungen ergibt sich daher auf Seiten des Bundes zusätzlicher laufender Personal- 
und Sachaufwand, der nicht nur auf die Auswertung der eingehenden Meldungen, 
sondern auch auf die Wartung und Pflege des IT-Verfahrens, statistische Auswer-
tungen und die Qualitätssicherung sowie die Ahndung von Verstößen gegen die 
Mitteilungspflichten entfällt.  


Auch auf Seiten des Bundesministeriums der Finanzen wird mit zusätzlichem Per-
sonalbedarf gerechnet, da die im Rahmen der Einführung einer Pflicht zur Mittei-
lung grenzüberschreitender Steuergestaltungen geschaffenen Ressourcen die mit 
der Mitteilungspflicht über innerstaatliche Steuergestaltung entstehenden Aufga-
ben nicht vollständig mit übernehmen können. 


Insbesondere im Hinblick auf die Auswertung der eingegangenen Mitteilungen, die 
durch das Bundeszentralamt für Steuern in Zusammenarbeit mit den Ländern er-
folgt, ist auch für die Länder mit spürbaren, zusätzlichen Personalkosten zu rech-
nen. Da die Sicherung des Steueraufkommens ein gemeinsames Ziel von Bund, 
Ländern und Gemeinden ist, wird davon ausgegangen, dass sich die Finanzbe-
hörden der Länder – wie auch bei grenzüberschreitenden Steuergestaltungen – 
entsprechend der föderalen Grundordnung in vergleichbarem personellen Umfang 
in die Auswertung innerstaatlicher Steuergestaltungen einbringen werden. Insbe-
sondere durch die spezielle, in den Ländern vorliegende Fachexpertise wird ge-
währleistet, dass der Gesetzgeber zuverlässig über relevante Steuergestaltungs-
konzepte informiert wird.  


Ferner entsteht auf Seiten der Länder Personalmehraufwand aus der veranla-
gungsunterstützenden Auswertung von Informationen über innerstaatliche Steuer-
gestaltungen sowie aus der Ahndung von möglichen Verstößen gegen die Ver-
pflichtung zur Angabe der innerstaatlichen Steuergestaltung in der Steuererklä-
rung (vgl. § 138k Absatz 2 AO). Der hieraus resultierende jährlich wiederkehrende 
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personelle Mehraufwand auf Seiten der Finanzämter wird auf insgesamt ca. 164,3 
Tsd. Euro geschätzt. 


– Digitalisierung der Sterbefallanzeigen 


Der durch die Anpassung, die laufende Pflege und die Wartung des IT-Verfahrens auf 
Seiten des Bundes entstehende einmalige und laufende Erfüllungsaufwand wird von 
den Ländern aufgrund einer Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und Ländern 
getragen. 


– Erhöhung des Sofortzuschlages 


Für die Erhöhung des Sofortzuschlages entsteht bei den Sozialleistungsträgern auf-
grund der technischen Umstellung ein einmaliger, nicht bezifferbarer Erfüllungsauf-
wand. Für die Bürgerinnen und Bürger verändert sich der Erfüllungsaufwand nicht. 


5. Weitere Kosten 


Der Wirtschaft, einschließlich mittelständischer Unternehmen, entstehen keine direkten 
sonstigen Kosten. 


Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher-
preisniveau, sind nicht zu erwarten. 


6. Weitere Gesetzesfolgen 


Unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Lebenssituation von Frauen und Männern 
sind keine Auswirkungen erkennbar, die gleichstellungspolitischen Zielen gemäß § 2 der 
Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien zuwiderlaufen. 


VII. Befristung; Evaluierung 


Eine Befristung oder eine Evaluierung der Regelungen zur Anhebung des Grundfreibetrags 
und der Anhebung des steuerlichen Kinderfreibetrags sind nicht vorgesehen. 


Mit der Überführung der Steuerklassen III und V in das Faktorverfahren für Ehegatten, Le-
benspartnerinnen und Lebenspartnern soll der Lohnsteuerabzug zum 1. Januar 2030 ins-
gesamt vereinfacht werden. Mit dem Faktorverfahren kann die steuermindernde Wirkung 
des Splitting-Verfahrens bereits beim monatlichen Lohnsteuerabzug für den eigenen Ar-
beitslohn berücksichtigt werden und damit eine gerechtere Verteilung der Lohnsteuerbelas-
tung anhand der in der Ehe oder Lebenspartnerschaft gemeinsam bezogenen Arbeitslöhne 
erreicht werden.  


Das Bundesministerium der Finanzen wird das Verfahren bis zum 31. Dezember 2035 eva-
luieren und dabei folgende Gesichtspunkte berücksichtigen: 


– positive oder negative Nebenfolgen der Überführung der Steuerklassen III und V in das 
Faktorverfahren,  


– Akzeptanz bzw. Inanspruchnahme des reformierten Faktorverfahrens sowie  


– Praktikabilität der Regelung im Lohnsteuerabzugsverfahren unter Berücksichtigung der 
Aufgaben der Landesfinanzbehörden und des Bundeszentralamts für Steuern. 


Nach Ablauf von sechs Jahren nach dem erstmaligen Anwendungszeitpunkt der neuen Mit-
teilungspflicht über innerstaatliche Steuergestaltungen soll evaluiert werden, ob durch die 
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Mitteilungspflicht zu mehr Steuergerechtigkeit beigetragen werden konnte, d. h. ob uner-
wünschte Lücken in den Steuergesetzen durch die Mitteilungspflicht geschlossen werden 
konnten und ob die zusätzlichen Erkenntnisse auf Grund der Mitteilungen auch im Einzelfall 
(veranlagungsunterstützend) genutzt werden konnten. Dazu werden die Aufzeichnungen 
über durch die Mitteilungspflicht aufgedeckte und geschlossene Regelungslücken in den 
Steuergesetzen sowie Rückmeldungen aus den für die Steuerfestsetzung jeweils zuständi-
gen Finanzämtern über die Verwertung von Informationen aus Mitteilungen über innerstaat-
liche Steuergestaltungen benötigt. 


VIII. Exekutiver Fußabdruck 


Es haben keine Interessenvertreterinnen oder Interessenvertreter bzw. von der Bundesre-
gierung beauftragte Dritte wesentlichen Einfluss auf das Vorhaben gehabt. 


B. Besonderer Teil 


Zu Artikel 1 (Änderung des Einkommensteuergesetzes) 


Zu Nummer 1 


Zu Buchstabe a (§ 6 Absatz 2 Satz 4 und 5 – aufgehoben –) 


Nach der bestehenden Regelung sind Wirtschaftsgüter im Sinne des § 6 Absatz 2 Satz 1 
EStG, deren Wert 250 Euro übersteigt, unter Angabe des Tages der Anschaffung, Herstel-
lung oder Einlage des Wirtschaftsguts oder der Eröffnung des Betriebs und der Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten oder des nach § 6 Absatz 1 Nummer 5 bis 6 EStG an deren 
Stelle tretenden Werts in ein besonderes, laufend zu führendes Verzeichnis aufzunehmen. 


Die Streichung dieser Aufzeichnungs- und Dokumentationspflichten für geringwertige Wirt-
schaftsgüter führt zu Bürokratieabbau und einer Angleichung der Aufzeichnungspflichten 
für geringwertige Wirtschaftsgüter und Wirtschaftsgüter, für die ein Sammelposten gebildet 
wird. 


Zu Buchstabe b (§ 6 Absatz 2a) 


Nach der bestehenden Regelung kann für abnutzbare bewegliche Wirtschaftsgüter des An-
lagevermögens, die einer selbständigen Nutzung fähig sind, ein Sammelposten im Wirt-
schaftsjahr der Anschaffung, Herstellung oder Einlage des Wirtschaftsguts oder der Eröff-
nung des Betriebs gebildet werden, wenn die Anschaffungs- oder Herstellungskosten oder 
der nach § 6 Absatz 1 Nummer 5 bis 6 EStG an deren Stelle tretende Wert für das einzelne 
Wirtschaftsgut 250 Euro, aber nicht 1 000 Euro übersteigen. Der Sammelposten ist im Wirt-
schaftsjahr der Bildung und in den folgenden vier Wirtschaftsjahren gleichmäßig gewinn-
mindernd aufzulösen. 


Wird die Bildung des Sammelpostens in einem Wirtschaftsjahr gewählt, müssen gegenwär-
tig alle in einem Wirtschaftsjahr angeschafften, hergestellten oder eingelegten Wirtschafts-
güter, die unter diese Betragsgrenzen fallen, in einem Sammelposten zusammengefasst 
werden. Bisher können gemäß § 6 Absatz 2a Satz 4 EStG nur die Aufwendungen für Wirt-
schaftsgüter mit einem Wert von nicht mehr als 250 Euro neben der Bildung eines Sam-
melpostens sofort abgeschrieben werden. Eine darüberhinausgehende gleichzeitige An-
wendung der „GWG-Regelung“ für die Aufwendungen für Wirtschaftsgüter von über 
250 Euro bis zu 800 Euro ist nicht möglich (§ 6 Absatz 2a Satz 4 und Satz 5 EStG). 
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Die Anhebung der oberen Betragsgrenze von 1 000 Euro auf 5 000 Euro und die Verringe-
rung der Auflösungsdauer für den Sammelposten von fünf Jahre auf drei Jahre bedeutet 
eine echte Entlastung von Bürokratie ohne weitere Dokumentationspflichten zu generieren. 
Die Wirtschaftsgüter, die in einem Sammelposten zusammengefasst werden, müssen nicht 
in einem gesonderten Verzeichnis erfasst werden. Der Zugang dieser Wirtschaftsgüter wird 
lediglich buchmäßig erfasst. Eine Erhöhung der Wertgrenzen für den Sammelposten und 
eine Verkürzung der Auflösungsdauer führen damit insgesamt zu einer klaren, einfachen 
und streitunanfälligen Regelung zur Abschreibung von Wirtschaftsgütern mit Anschaffungs- 
und Herstellungskosten von bis zu 5 000 Euro. 


Mit der Anhebung der unteren Betragsgrenze von 250 Euro auf 800 Euro des Sammelpos-
tens besteht für den Steuerpflichtigen nunmehr die Möglichkeit, für abnutzbare bewegliche 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, die einer selbständigen Nutzung fähig sind und 
deren Anschaffungs- oder Herstellungskosten oder der nach § 6 Absatz 1 Nummer 5 bis 6 
EStG an deren Stelle tretende Wert für das einzelne Wirtschaftsgut 800 Euro nicht über-
steigt, nach § 6 Absatz 2 EStG eine Sofortabschreibung vorzunehmen. Die Aufwendungen 
für Wirtschaftsgüter, deren Anschaffungs- oder Herstellungskosten oder der an deren Stelle 
tretende Wert für das einzelne Wirtschaftsgut 800 Euro aber nicht 5 000 Euro überschrei-
ten, können in einen Sammelposten eingestellt und typisierend über drei Jahre aufgelöst 
werden. 


Die Streichung des Ausschließlichkeitserfordernisses zwischen „GWG-Regelung“ und 
Sammelposten führt zu einer weiteren Vereinfachung, da beide Methoden zukünftig inei-
nander übergehen und sich gegenseitig ergänzen. Zudem führt eine stärkere Nutzung des 
Sammelpostens zu Bürokratieentlastungen, da ohne weitere Aufzeichnungspflichten eine 
lineare Auflösung über drei Jahre erfolgt. Aufgrund dieser Änderung ist die Klarstellung des 
§ 6 Absatz 2a Satz 4 EStG, dass bei der Bildung eines Sammelpostens Wirtschaftsgüter, 
deren Anschaffungs- oder Herstellungskosten oder der an deren Stelle tretende Wert un-
terhalb der Betragsuntergrenze des Sammelposten liegen, in voller Höhe als Betriebsaus-
gaben abgezogen werden können, nicht mehr erforderlich. 


Der mit diesen Änderungen verfolgte Einstieg in eine Pool-Abschreibung für Wirtschaftsgü-
ter mit Anschaffungs- oder Herstellungskosten bis zu 5 000 Euro hat zudem zur Folge, dass 
sowohl auf Seiten der Betriebe als auch auf Seiten der Finanzverwaltung Streitigkeiten über 
die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer der jeweiligen Wirtschaftsgüter verringert werden. 
Die steuerlichen Abschreibungsregelungen beweglicher Wirtschaftsgüter sind gekenn-
zeichnet von großer Komplexität der Vorschriften und einem hohen Grad an Einzelfallbe-
trachtung. Dies widerspricht den Zielen der Vereinfachung und des Bürokratieabbaus. Die 
Abschreibung erfolgt auf der streitanfälligen Basis der individuell zu schätzenden Nutzungs-
dauer eines Wirtschaftsguts. Demgegenüber ist beim Sammelposten über die objektive Be-
zugnahme auf die Anschaffungs- oder Herstellungskosten des Wirtschaftsgutes eine ein-
deutige, rechtssichere Zuordnung möglich und es werden bei diesen Wirtschaftsgütern 
Streitigkeiten über die konkrete Schätzung der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer im 
Rahmen des § 7 Absatz 1 EStG vermieden. 


Mit dem Einstieg in eine Pool-Abschreibung werden steuerliche Investitionsanreize und Li-
quiditätseffekte geschaffen. Zudem werden die Ziele des Bürokratieabbaus, der Rechtssi-
cherheit und der Stärkung des Wirtschaftsstandorts verfolgt. 


Zu Nummer 2 (§ 32 Absatz 6 Satz 4) 


Der Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) hat mit Urteil vom 16. Juni 2022 in der 
Rechtssache C-328/20 entschieden, dass die Kürzung der Familienbeihilfe und der steuer-
lichen Vergünstigungen, die Österreich Arbeitnehmern gewährt, deren Kinder sich in einem 
anderen Mitgliedstaat aufhalten, gegen Unionsrecht verstößt. Vielmehr müssen zur Ver-
meidung einer unionsrechtswidrigen Diskriminierung pauschal gewährte Familienleistun-
gen, die ein Mitgliedstaat Erwerbstätigen gewährt, deren Familienangehörige in diesem 
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Mitgliedstaat wohnen, exakt jenen entsprechen, die er Erwerbstätigen gewährt, deren Fa-
milienangehörige in einem anderen Mitgliedstaat wohnen. Die Entscheidung ist von jedem 
Mitgliedstaat der Europäischen Union im jeweiligen nationalen Recht zu beachten.  


Im deutschen Einkommensteuerrecht werden die folgenden pauschal gewährten Freibe-
träge um ein Viertel, die Hälfte oder um drei Viertel gekürzt, wenn die Person, auf die sich 
die Steuervergünstigung bezieht, in einem Land lebt, das ein niedrigeres Lohn- oder Ein-
kommensniveau hat, als die Bundesrepublik Deutschland: die Freibeträge für Kinder (§ 32 
Absatz 6 Satz 4 EStG) und der sog. „Ausbildungsfreibetrag“ (§33a Absatz 2 Satz 2 EStG). 


Das EuGH-Urteil zeigt, dass Kürzungsregeln zu Familienleistungen dann als unionsrechts-
widrig einstuft werden können, wenn diese Familienleistungen in pauschalierter Höhe nach 
Maßgabe der Zahl und gegebenenfalls des Alters der Kinder oder einer Behinderung der 
Kinder gewährt werden, ohne dass der Begünstigte die tatsächlich gemachten Aufwendun-
gen nachweisen muss. Diesem Gedanken folgend wird das Urteil auf die Regelungen in 
§ 32 Absatz 6 Satz 4 sowie § 33a Absatz 2 Satz 2 EStG übertragen. Bei den Freibeträgen 
für Kinder im Rahmen des steuerlichen Familienleistungsausgleichs handelt sich um für 
jedes Kind gleich hohe Leistungen ohne Bedürftigkeitsprüfung, die unabhängig davon ge-
zahlt werden, ob Aufwendungen tatsächlich entstanden sind. Der sog. „Ausbildungsfreibe-
trag“ knüpft an die Gewährung der Freibeträge für Kinder an und ist eine erweiterte Kom-
ponente des steuerlichen Familienleistungsausgleichs. 


Mit der vorliegenden Änderung wird erreicht, dass für Kinder mit Wohnsitz in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Staat, auf den das Abkommen über 
den Europäischen Wirtschaftsraum Anwendung findet, die ungekürzten Freibeträge für Kin-
der bei der Besteuerung der Eltern gewährt werden. 


Zu Nummer 3 (§ 33a Absatz 2 Satz 2) 


Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 2 (vgl. Begründung zu Nummer 2 - 
§ 32 Absatz 6 Satz 4 EStG), da die Inanspruchnahme des Freibetrags nach § 33a Absatz 2 
Satz 1 EStG (sog. „Ausbildungsfreibetrag“) voraussetzt, dass für das Kind Anspruch auf 
einen Freibetrag nach § 32 Absatz 6 EStG oder Kindergeld besteht. Durch die Änderung 
wird künftig auch der sog. „Ausbildungsfreibetrag“ ungekürzt berücksichtigt, wenn das Kind 
seinen Wohnsitz in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem 
Staat, auf den das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum Anwendung findet, 
hat. 


Zu Nummer 4 (§ 39e Absatz 10 Satz 2 – neu –) 


Die Vorschrift regelt bislang die Zweckbindung der beim Bundeszentralamt für Steuern für 
Zwecke des elektronischen Lohnsteuerabzugs gespeicherten Daten. Diese Zweckbindung 
wird auf den Zweck der Ergänzung und Übermittlung der Daten für Zwecke der Erbschafts-
teuer erweitert. 


Zu Nummer 5 


Zu Buchstabe a (§ 52 Absatz 12 Satz 11 und 12 – neu –) 


§ 6 Absatz 2 Satz 4 und Satz 5 EStG sind letztmalig für Wirtschaftsjahre anzuwenden, die 
vor dem 1. Januar 2025 enden. Die Neufassung des § 6 Absatz 2a EStG ist erstmals bei 
Wirtschaftsgütern anzuwenden, die in nach dem 31. Dezember 2024 beginnenden Wirt-
schaftsjahren angeschafft, hergestellt oder in das Betriebsvermögen eingelegt werden. 
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Zu Buchstabe b und Buchstabe c (§ 52 Absatz 32 Satz 6 – neu – und Absatz 33c) 


Die Änderungen des § 32 Absatz 6 Satz 4 EStG und des § 33a Absatz 2 Satz 2 EStG sind 
in allen offenen Fällen anzuwenden. Der bisherige Absatz 33c ist durch Zeitablauf entbehr-
lich geworden und wird durch die vorliegende Anwendungsregelung überschrieben. 


Zu Buchstabe d (§ 52 Absatz 49a Satz 2 – neu –) 


Durch die Regelung in § 52 Absatz 49a Satz 2 – neu – EStG wird der Zeitpunkt festgelegt, 
ab dem die Änderungen des § 62 Absatz 1a EStG anzuwenden sind. 


§ 62 Absatz 1a EStG wurde durch Artikel 9 Nummer 6 des Gesetzes gegen illegale Be-
schäftigung und Sozialleistungsmissbrauch vom 11. Juli 2019 (BGBl I S. 1066) in das EStG 
eingefügt. 


Nach der Entscheidung des Gerichtshofs der Europäischen Union vom 1. August 2022 in 
der Rechtssache C-411/20 ist die Regelung des § 62 Absatz 1a EStG nicht unionsrechts-
konform, soweit nicht erwerbstätige Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaates der 
Europäischen Union oder eines Staates, auf den das Abkommen über den Europäischen 
Wirtschaftsraum Anwendung findet, in den ersten drei Monaten vom Kindergeldbezug aus-
geschlossen werden. 


Die Neufassung des § 62 Absatz 1a EStG ist in allen Kindergeldfällen anzuwenden, in de-
nen die Kindergeldfestsetzung noch nicht bestandskräftig geworden ist. 


Zu Nummer 6 (§ 62 Absatz 1a) 


Mit der vorliegenden Änderung wird die Regelung des § 62 Absatz 1a EStG unionsrechts-
konform angepasst. 


Durch Artikel 9 Nummer 6 des Gesetzes gegen illegale Beschäftigung und Sozialleistungs-
missbrauch vom 11. Juli 2019 (BGBl I S. 1066) wurde § 62 Absatz 1a EStG in das EStG 
eingefügt. Die Regelung sah eine stärkere Verknüpfung des Kindergeldanspruchs mit dem 
Freizügigkeitsrecht, eine eigene diesbezügliche Prüfungskompetenz der Familienkasse 
und einen Leistungsausschluss für neu zugezogene, wirtschaftlich nicht aktive Unionsbür-
ger in den ersten drei Monaten vor. 


Der EuGH hat mit seinem Urteil vom 1. August 2022 in der Rechtssache C-411/20 jedoch 
entschieden, dass die Regelung des § 62 Absatz 1a EStG nicht unionsrechtskonform ist, 
soweit sie den Kindergeldausschluss von wirtschaftlich nicht aktiven Unionsbürgern in den 
ersten drei Monaten ihres Aufenthalts in Deutschland betrifft. 


Demzufolge ist § 62 Absatz 1a EStG anzupassen. Künftig ist der Kindergeldanspruch von 
Staatsangehörigen eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union, eines Staates, 
auf den das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum Anwendung findet, oder 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft nicht mehr an die Erzielung inländischer Ein-
künfte, sondern nur noch an den rechtmäßigen Aufenthalt in Deutschland aufgrund der 
Freizügigkeitsberechtigung sowie die Voraussetzungen des § 62 Absatz 1 EStG geknüpft. 
Durch die Anknüpfung an den Wohnsitz bzw. gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland wer-
den die Vorgaben des EuGH eingehalten, einen Leistungsanspruch für Familien vorzuse-
hen, die sich hinreichend dauerhaft in Deutschland aufhalten. Die tatsächliche und nachge-
wiesene Verlegung des Wohnsitzes bzw. gewöhnlichen Aufenthalts nach Deutschland im-
pliziert, dass die betreffende Person den Willen zum Ausdruck gebracht hat, hier den ge-
wöhnlichen Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen zu errichten, und, dass ihre Anwesenheit im 
Bundesgebiet hinreichend dauerhaft ist. Ein nur vorübergehender Aufenthalt genügt diesen 
Anforderungen nicht. 
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Daneben soll die im Jahr 2019 eingeführte eigene Prüfungskompetenz der Familienkasse 
hinsichtlich der Freizügigkeitsberechtigung weiter bestehen bleiben. 


Wie sich bereits aus der Begründung zum Gesetz gegen illegale Beschäftigung und Sozi-
alleistungsmissbrauch (BT-Drs. 19/8691 Seite 63) entnehmen lässt, ist die Prüfungskom-
petenz der Familienkassen erforderlich, weil den Familienkassen die Berufung auf die feh-
lende Freizügigkeitsberechtigung im Rahmen der Entscheidung über den Kindergeldan-
spruch nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofes verwehrt war, wenn die fehlende 
Freizügigkeitsberechtigung nicht durch die Ausländerbehörden oder die Verwaltungsge-
richte förmlich festgestellt worden war (vgl. Urteil des Bundesfinanzhofes vom 15. März 
2017, III R 32/15, BStBl. 2017 II, S. 963). Diese Einschränkung bei der Prüfungskompetenz 
der Familienkassen hatte sich als ineffektiv erwiesen. Denn die Familienkassen waren auf 
die Feststellungen der Ausländerbehörde angewiesen, bevor Kindergeldzahlungen in Fäl-
len, in denen kein Freizügigkeitsrecht besteht, eingestellt werden durften. In vielen Fällen 
verfügt die Familienkasse jedoch aufgrund der Erkenntnisse aus der Kindergeldbearbeitung 
früher als die Ausländerbehörden über maßgebliche Sachverhaltsinformationen zur Beur-
teilung des Freizügigkeitsrechts.  


Folglich führt die Familienkasse weiterhin in eigener Zuständigkeit eine Prüfung der Vo-
raussetzungen des Freizügigkeitsgesetzes/EU durch und trifft gegebenenfalls eine ableh-
nende Entscheidung über den Kindergeldanspruch. Dies gilt jedoch nicht allgemein, son-
dern nur in den Fällen, in denen sich aus den Erkenntnissen bei der Kindergeldbearbeitung 
begründete Zweifel an der Freizügigkeitsberechtigung ergeben. Zweifelsfälle können bei-
spielsweise vorliegen, wenn der Berechtigte kein Daueraufenthaltsrecht hat und er seinen 
Lebensunterhalt allein durch Leistungen nach dem SGB II oder dem SGB XII sichert oder 
wenn er bereits zusammenhängend länger als sechs Monate arbeitslos ist. Zur Beurteilung 
der Frage, ob bestimmte Sozialleistungen bezogen werden oder eine Erwerbstätigkeit aus-
geübt wird, berücksichtigt die Familienkasse im Rahmen der gesetzlichen Zulässigkeit auch 
Informationen aus der behördenübergreifenden – auch grenzüberschreitenden – Zusam-
menarbeit (z. B. mit der Deutschen Rentenversicherung, den Jobcentern, der Finanzkon-
trolle Schwarzarbeit, den Trägern der Sozialversicherung in den Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union, des Europäischen Wirtschaftsraums oder der Schweizerischen Eidgenos-
senschaft). 


Durch die Aufrechterhaltung der Prüfungskompetenz der Familienkassen wird sicherge-
stellt, dass Kindergeld nicht unberechtigt festgesetzt wird. 


Die Pflicht der Familienkasse zur unverzüglichen Unterrichtung der zuständigen Ausländer-
behörde in Fällen, in denen das Vorliegen der Anspruchsvoraussetzungen durch die Ver-
wendung gefälschter oder verfälschter Dokumente oder durch Vorspiegelung falscher Tat-
sachen vorgetäuscht wurde, wird ebenfalls unverändert beibehalten. Die genannten An-
spruchsvoraussetzungen beziehen sich unverändert auf den Kindergeldanspruch insge-
samt und beinhalten auch die Freizügigkeitsberechtigung. Die Ausländerbehörde ist in den 
genannten Fällen unabhängig davon, ob z. B. ein Arbeitsverhältnis vorgetäuscht oder ein 
Personaldokument oder eine Schulbescheinigung gefälscht wurde, unverzüglich zu unter-
richten. 


Zu Artikel 2 (Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes) 


Zu Nummer 1 (§ 7 Absatz 2 Satz 1 EStG) 


Die degressive Abschreibung für bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens wurde 
mit dem Zweiten Corona-Steuerhilfegesetz zur Unterstützung der Wirtschaft in Zeiten pan-
demiebedingter wirtschaftlicher Unsicherheiten und sonstiger Erschwernisse zum 1. Ja-
nuar 2020 zeitlich befristet eingeführt und zuletzt mit dem Wachstumschancengesetz für 
bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, die nach dem 31. März 2024 und vor 
dem 1. Januar 2025 angeschafft oder hergestellt worden sind wieder ermöglicht.  







 - 69 -   


 


Aufgrund der anhaltenden Krisensituation soll als konjunkturstützende begleitende Maß-
nahme die Möglichkeit der Inanspruchnahme der degressiven Abschreibung für Anschaf-
fungen in den Jahren 2025 bis 2028 verlängert werden. Die temporäre Begrenzung setzt 
Anreize für zügige Investitionsentscheidungen. 


Die degressive Abschreibung kann somit auch für bewegliche Wirtschaftsgüter des Anla-
gevermögens, die nach dem 31. Dezember 2024 und vor dem 1. Januar 2029 angeschafft 
oder hergestellt worden sind, anstelle der linearen Abschreibung in Anspruch genommen 
werden. Der dabei anzuwendende Prozentsatz darf höchstens das Zweieinhalbfache des 
bei der linearen Abschreibung in Betracht kommenden Prozentsatzes betragen und 25 Pro-
zent nicht übersteigen. 


Zu Nummer 2 (§ 32 Absatz 6 Satz 1) 


Der im Herbst 2024 zu erwartende 15. Existenzminimumbericht wird den für die Freistellung 
des Existenzminimums verfassungsrechtlich notwendigen Erhöhungsbedarf für das Jahr 
2025 beim Kinderfreibetrag aufzeigen. In Höhe der voraussichtlichen Vorgaben dieses Be-
richts wird der Freibetrag für das sächliche Existenzminimum des Kindes (Kinderfreibetrag) 
für jeden Elternteil von 3 306 Euro um 30 Euro auf 3 336 Euro erhöht. Der ab dem Veran-
lagungszeitraum 2025 für ein Kind insgesamt zu berücksichtigende Kinderfreibetrag wird 
somit von 6 612 Euro um 60 Euro auf 6 672 Euro erhöht. Zusammen mit dem Freibetrag 
für den Betreuungs- und Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf (2 928 Euro) ergibt sich eine 
Anhebung des zur steuerlichen Freistellung des Kinderexistenzminimums dienenden Be-
trags von insgesamt 9 540 Euro um 60 Euro auf insgesamt 9 600 Euro. 


Zu Nummer 3 (§ 32a Absatz 1) 


Mit der Neufassung des § 32a Absatz 1 EStG wird der für den Veranlagungszeitraum 2025 
geltende Einkommensteuertarif normiert. Dabei wird der steuerliche Grundfreibetrag über 
die voraussichtlichen Ergebnisse des im Herbst 2024 zu erwartenden 15. Existenzmini-
mumberichts hinaus erhöht, indem er zum Ausgleich der kalten Progression um die voraus-
sichtliche Inflationsrate des Jahres 2024 (lt. Frühjahrsprojektion der Bundesregierung 2,5 
Prozent) erhöht wird. Auch die übrigen Eckwerte des Einkommensteuertarifs - mit Aus-
nahme des Eckwerts der sog. „Reichensteuer“ - werden 2025 entsprechend den voraus-
sichtlichen Ergebnissen des 6. Steuerprogressionsberichts nach rechts verschoben. 
Dadurch wird die Freistellung des Existenzminimums sichergestellt und insbesondere für 
kleinere und mittlere Einkommen trotz steigender Inflation eine lediglich progressionsbe-
dingt höhere Einkommensbesteuerung verhindert. 


Zu Nummer 4 (§ 39b Absatz 2 Satz 7 zweiter Halbsatz) 


Durch die Regelung in § 39b Absatz 2 Satz 7 zweiter Halbsatz EStG wird verhindert, dass 
beim Lohnsteuerabzug nach den Steuerklassen V und VI in einzelnen Teilbereichen eine 
zu niedrige Durchschnittssteuerbelastung bzw. eine zu hohe Grenzsteuerbelastung eintritt. 


Die Zahlenwerte hängen mit den Tarifeckwerten in § 32a EStG unmittelbar zusammen und 
werden für den Lohnsteuerabzug in 2025 angepasst (Folgeänderung zur Tarifänderung). 


Zu Nummer 5 (§ 52 Absatz 1) 


Zu Buchstabe a und Buchstabe b (§ 52 Absatz 1 Satz 1 bis 3) 


Die Änderungen durch Artikel 2 sind nach der allgemeinen Anwendungsregelung in § 52 
Absatz 1 EStG in der am 1. Januar 2025 geltenden Fassung erstmals für den Veranla-
gungszeitraum 2025 und den Lohnsteuerabzug 2025 anzuwenden. § 52 Absatz 1 EStG 
wird entsprechend fortgeschrieben. 
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Zu Nummer 6 (§ 66 Absatz 1) 


Mit dem Inflationsausgleichsgesetz vom 8. Dezember 2022 (BGBl I S. 2230-2233) wurde 
das Kindergeld ab dem 1. Januar 2023 für alle Kinder auf einheitlich 250 Euro pro Monat 
angehoben. Mit der Erhöhung war die vollständige betragsmäßige Angleichung der Kinder-
geldhöhe für alle Kinder und die Abschaffung der bisherigen Kindergeldstaffelung verbun-
den. Das Kindergeld wird nun mit Wirkung zum 1. Januar 2025 um weitere 5 Euro auf ins-
gesamt 255 Euro angehoben. 


Zu Artikel 3 (Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes) 


Zu Nummer 1 (§ 32 Absatz 6 Satz 1) 


Der im Herbst 2024 zu erwartende 15. Existenzminimumbericht wird den für die Freistellung 
des Existenzminimums verfassungsrechtlich notwendigen Erhöhungsbedarf für das Jahr 
2026 beim Kinderfreibetrag aufzeigen. In Höhe der voraussichtlichen Vorgaben dieses Be-
richts wird der Freibetrag für das sächliche Existenzminimum des Kindes (Kinderfreibetrag) 
für jeden Elternteil von 3 336 Euro um 78 Euro auf 3 414 Euro erhöht Der ab dem Veranla-
gungszeitraum 2026 für ein Kind insgesamt zu berücksichtigende Kinderfreibetrag wird so-
mit von 6 672 Euro um 156 Euro auf 6 828 Euro erhöht. Zusammen mit dem Freibetrag für 
den Betreuungs- und Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf (2 928 Euro) ergibt sich eine 
Anhebung des zur steuerlichen Freistellung des Kinderexistenzminimums dienenden Be-
trags von insgesamt 9 600 Euro um 156 Euro auf insgesamt 9 756 Euro. 


Zu Nummer 2 (§ 32a Absatz 1) 


Mit der Neufassung des § 32a Absatz 1 EStG wird der ab dem Veranlagungszeitraum 2026 
geltende Einkommensteuertarif normiert. Dabei wird der steuerliche Grundfreibetrag über 
die voraussichtlichen Ergebnisse des im Herbst 2024 zu erwartenden 15. Existenzmini-
mumberichts hinaus erhöht, indem er zum Ausgleich der kalten Progression um die voraus-
sichtliche Inflationsrate des Jahres 2025 (lt. Frühjahrsprojektion der Bundesregierung 2,0 
Prozent) erhöht wird. Zudem werden die übrigen Eckwerte des Einkommensteuertarifs 
2026 – mit Ausnahme des Eckwerts der sog. „Reichensteuer“ – entsprechend den voraus-
sichtlichen Ergebnissen des 6. Steuerprogressionsberichts nach rechts verschoben. 
Dadurch wird die Freistellung des Existenzminimums sichergestellt und insbesondere für 
kleinere und mittlere Einkommen trotz steigender Inflation eine lediglich progressionsbe-
dingt höhere Einkommensbesteuerung verhindert. 


Zu Nummer 3 (§ 39b Absatz 2 Satz 7 zweiter Halbsatz) 


Durch die Regelung in § 39b Absatz 2 Satz 7 zweiter Halbsatz EStG wird verhindert, dass 
beim Lohnsteuerabzug nach den Steuerklassen V und VI in einzelnen Teilbereichen eine 
zu niedrige Durchschnittssteuerbelastung bzw. eine zu hohe Grenzsteuerbelastung eintritt. 


Die Zahlenwerte hängen mit den Tarifeckwerten in § 32a EStG unmittelbar zusammen und 
werden für den Lohnsteuerabzug ab 2026 angepasst (Folgeänderung zur Tarifänderung). 


Zu Nummer 4 (§ 52 Absatz 1) 


Zu Buchstabe a und Buchstabe b (§ 52 Absatz 1 Satz 1 bis 3) 


Die Änderungen durch Artikel 2 sind nach der allgemeinen Anwendungsregelung in § 52 
Absatz 1 EStG in der am 1. Januar 2026 geltenden Fassung erstmals für den Veranla-
gungszeitraum 2026 und den Lohnsteuerabzug 2026 anzuwenden. § 52 Absatz 1 EStG 
wird entsprechend fortgeschrieben. 
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Zu Nummer 5 (§ 66) 


Zu Buchstabe a (§ 66 Absatz 1) 


Mit Wirkung zum 1  Januar 2026 wird gesetzlich verankert, dass das Kindergeld regelmäßig 
entsprechend der prozentualen Entwicklung der Freibeträge für Kinder nach § 31 Satz 1 in 
Verbindung mit § 32 Absatz 6 Satz 1 EStG angepasst wird (siehe Begründung zu 
Artikel 3 Nummer 5 Buchstabe b). Für den Veranlagungszeitraum 2026 ergibt sich voraus-
sichtlich eine Anhebung der zur steuerlichen Freistellung des Kinderexistenzminimums die-
nenden Freibeträge für Kinder von insgesamt 9 600 Euro um 156 Euro auf insgesamt 
9 756 Euro pro Kind (siehe Begründung zu Artikel 3 Nummer 1). Die Anhebung des gesam-
ten Betrages, bestehend aus Kinderfreibetrag und Freibetrag für den Betreuungs- und Er-
ziehungs- oder Ausbildungsbedarf, wird im selben Verhältnis auf das Kindergeld übertra-
gen, so dass dieses mit Wirkung zum 1. Januar 2026 um weitere 4 Euro von 255 Euro auf 
259 Euro im Monat für jedes Kind angehoben wird. 


Zu Buchstabe b (§ 66 Absatz 3) 


Nach § 31 EStG ist das Einkommen der Eltern in Höhe des Existenzminimums ihres Kindes 
durch die Gewährung der Freibeträge für Kinder oder des Kindergeldes von der Besteue-
rung freizustellen. Entsprechend dem Beschluss des Deutschen Bundestages vom 2. Juni 
1995 legt die Bundesregierung alle zwei Jahre einen Bericht über die Höhe des von der 
Einkommensteuer freizustellenden Existenzminimums von Erwachsenen und Kindern vor. 
Eine gleichzeitige Erhöhung des Kindergeldes nach Anpassung der Freibeträge für Kinder 
ist verfassungsrechtlich zwar nicht erforderlich, jedoch ist sie Gegenstand einer Entschlie-
ßung des Bundestages (Bundestagsdrucksache 13/1558 vom 31. Mai 1995 und Plenarpro-
tokoll 13/42 vom 2. Juni 1995). Dieser Zusammenhang wird nun gesetzlich verankert: Das 
Kindergeld wird regelmäßig entsprechend der prozentualen Entwicklung der Freibeträge für 
Kinder nach § 31 Satz 1 in Verbindung mit § 32 Absatz 6 Satz 1 EStG mit zeitgleicher Wir-
kung angepasst, wobei das Ergebnis der Berechnung auf volle Euro kaufmännisch zu run-
den ist. Die konkrete Höhe des monatlichen Kindergeldes wird weiterhin in § 66 Absatz 1 
EStG betragsmäßig ausgewiesen. 


Allgemein trägt die Regelung zur besseren Planbarkeit der Höhe des Kindergeldes bei. 


Zu Artikel 4 (Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes) 


Artikel 4 beinhaltet die Regelungen zum neuen Faktorverfahren. Das neue Faktorverfahren 
ist einfach und unbürokratisch anwendbar und schafft mehr Fairness. Insbesondere wird 
für jeden Ehegatten, jede Lebenspartnerin oder jeden Lebenspartner die steuermindernde 
Wirkung des Splitting-Verfahrens bereits beim monatlichen Lohnsteuerabzug für den eige-
nen Arbeitslohn berücksichtigt, die höhere Besteuerung in der Steuerklasse V vermieden 
sowie eine gerechtere Verteilung der Lohnsteuerbelastung anhand der in der Ehe/ Leben-
spartnerschaft gemeinsam bezogenen Arbeitslöhne erreicht.  


Durch die weitgehende Digitalisierung und Automatisierung wird das bisherige Verfahren 
deutlich vereinfacht. Die zusätzliche Erweiterung des neuen Faktorverfahrens um die sog. 
Alleinverdiener-Ehen/-Lebenspartnerschaften macht es zudem möglich, künftig alle famili-
ären Konstellationen im Lohnsteuerabzugsverfahren hinreichend abzubilden. 


Das stärkt insbesondere die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die Teilzeitarbeitsver-
hältnisse ausüben. Durch die Anwendung des Faktors kann eine übermäßig hohe Belas-
tung des (Teilzeit-)Arbeitslohns mit Lohnsteuer vermieden werden, wie es oftmals bei der 
Besteuerung in der Steuerklasse V der Fall war. Die Summe der monatlich zu zahlenden 
Lohnsteuerbeträge beider Ehegatten/ Lebenspartner durch Anwendung des Faktors ent-
spricht dann in etwa der nach Veranlagung zu zahlenden Einkommensteuer, wenn die der 
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Bildung des Faktors zugrundeliegenden Arbeitslohnverhältnisse nicht wesentlich vom tat-
sächlich bezogenen Arbeitslohn abweichen. 


Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 


Die Inhaltsübersicht wird redaktionell an die Änderung des § 39f EStG sowie den neu ein-
gefügten § 39g EStG angepasst. 


Zu Nummer 2 (§ 38b) 


Zu Buchstabe a (§ 38b Absatz 1) 


Zu Doppelbuchstabe aa (§ 38b Absatz 1 Satz 2) 


Zu Dreifachbuchstabe aaa (§ 38b Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 Buchstabe a 
Doppelbuchstabe bb) 


Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen infolge der Änderungen in § 38b Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Überführung der Steuerklassen III und 
V in das Faktorverfahren (Steuerklasse IV mit Faktor). 


Zu Dreifachbuchstabe bbb (§ 38b Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5) 


Durch die Überführung der Steuerklassen III und V in das neue Faktorverfahren (Steuer-
klasse IV mit Faktor), bleibt die Nummer 3 unbesetzt und die bisherigen Regelungen wer-
den in die neugefasste Nummer 5 überführt. 


Nummer 4 bestimmt, dass die Steuerklasse IV – wie bisher – der Grundfall für den Lohn-
steuerabzug bei unbeschränkt einkommensteuerpflichtigen Ehegatten/ Lebenspartnerin-
nen und -partnern bleibt, die nicht dauernd getrennt leben. Durch die Änderungen in § 38b 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 und 5 EStG infolge der Überführung der Steuerklassen III und 
V in das Faktorverfahren (Steuerklasse IV mit Faktor) ergeben sich redaktionelle und in-
haltliche Folgeänderungen. 


In Nummer 5 wird das Faktorverfahren (Steuerklasse IV mit Faktor) als Wahlmöglichkeit für 
den Lohnsteuerabzug neben dem Grundfall der Steuerklasse IV mit in § 38b Absatz 1 
Satz 2 Nummer 5 EStG aufgenommen. Zusätzlich werden auch die in der bisherigen Num-
mer 3 Buchstabe b und c sowie § 38b Absatz 1 Satz 2 EStG enthaltenen Fälle der Steuer-
klasse III mit aufgenommen. In die Steuerklasse IV mit Faktor gehören danach: 


1. Ehegatten/ Lebenspartnerinnen und -partner, die das Faktorverfahren beantragt haben 
und für die vom Finanzamt ein Faktor gebildet wurde, oder bei denen vom Bundeszent-
ralamt für Steuern automatisiert ein Faktor gebildet wurde, 


2. auch verwitwete Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, wenn beide Ehegatten/ Leben-
spartnerinnen und -partner im Zeitpunkt des Todes des einen Ehegatten, der einen 
Lebenspartnerin oder des einen Lebenspartners unbeschränkt einkommensteuer-
pflichtig waren und in diesem Zeitpunkt auch nicht dauernd getrennt gelebt haben. Der 
Faktor gilt entsprechend der Regelung des § 32a Absatz 6 Satz 1 Nummer 1 EStG ab 
dem 1. des auf den Todestag folgenden Monats sowie für das darauffolgende Kalen-
derjahr, 


3. auf Antrag auch Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, deren Ehe/ Lebenspartner-
schaft aufgelöst worden ist, wenn im Kalenderjahr der Auflösung beide Ehegatten/ Le-
benspartnerinnen und -partner unbeschränkt einkommensteuerpflichtig waren und 
nicht dauernd getrennt gelebt haben und der andere Ehegatte, die andere Lebenspart-
nerin oder der andere Lebenspartner wieder geheiratet hat, von seinem neuen 
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Ehegatten, seiner Lebenspartnerin oder seinem Lebenspartner nicht dauernd getrennt 
lebt und er und sein neuer Ehegatte, seine oder ihre Lebenspartnerin oder sein oder 
ihr neuer Lebenspartner unbeschränkt einkommensteuerpflichtig sind. Der Faktor wird 
entsprechend zeitlich befristet. 


Zu Doppelbuchstabe bb (§ 38b Absatz 1 Satz 3) 


Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen infolge der Änderungen in § 38b Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Überführung der Steuerklassen III und 
V in das Faktorverfahren (Steuerklasse IV mit Faktor). 


Zu Buchstabe b (§ 38b Absatz 2) 


Zu Doppelbuchstabe aa (§ 38b Absatz 2 Satz 1) 


Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen infolge der Änderungen in § 38b Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Überführung der Steuerklasse III in das 
Faktorverfahren (Steuerklasse IV mit Faktor). 


Zu Doppelbuchstabe bb (§ 38b Absatz 2 Satz 4) 


Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen infolge der Änderungen in § 38b Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Überführung der Steuerklassen III und 
V in das Faktorverfahren (Steuerklasse IV mit Faktor). 


Zu Doppelbuchstabe cc (§ 38b Absatz 2 Satz 5 und 6 – neu –) 


Mit dem neuen Satz 5 wird für die Fälle des § 38b Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 Buchstabe a 
EStG, in denen nur einer der Ehegatten/ Lebenspartnerinnen und -partner Arbeitslohn be-
zieht, festgelegt, dass der Zähler für Kinderfreibeträge für den Ehegatten, die Lebenspart-
nerin oder den Lebenspartner zu verdoppeln ist, der den Arbeitslohn bezieht. Für den an-
deren Ehegatten, die andere Lebenspartnerin oder den anderen Lebenspartner, der/die 
keinen Arbeitslohn bezieht, ist der Zähler für Kinderfreibeträge mit 0 anzusetzen. Damit wird 
eine sachgerechte Berücksichtigung des Kinderfreibetrags erreicht. Entsprechendes gilt für 
den Fall der Steuerklasse IV mit Faktor nach § 38b Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 Buchstabe 
b EStG bei verwitweten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern. Im neuen Satz 6 wird die 
Zuständigkeit für die Berücksichtigung der Zahl der Kinderfreibeträge nach Satz 5 (neu) 
anknüpfend an die Zuständigkeit für die Bildung des Faktors zugewiesen; dies ist im Fall 
der Faktorbildung nach § 39e Absatz 1a EStG das Bundeszentralamt für Steuern und im 
Fall der Faktorbildung nach § 39f Absatz 1, Absatz 1a Satz 2 EStG das Wohnsitzfinanzamt. 


Zu Buchstabe c (§ 38b Absatz 3 Satz 2) 


Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen infolge der Änderungen in § 38b Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Überführung der Steuerklassen III und 
V in das Faktorverfahren (Steuerklasse IV mit Faktor). 


Zu Nummer 3 (§ 39 Absatz 4) 


Zu Buchstabe a (§ 39 Absatz 4 Nummer 1) 


Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen infolge der Änderungen in § 38b Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG und § 39f EStG. 







 - 74 -   


 


Zu Buchstabe b (§ 39 Absatz 4 Nummer 2) 


Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen infolge der Änderungen in § 38b Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Überführung der Steuerklasse III in das 
Faktorverfahren (Steuerklasse IV mit Faktor). 


Zu Nummer 4 (§ 39a Absatz 1 Satz 1) 


Zu Buchstabe a (§ 39a Absatz 1 Satz 1) 


Zu Doppelbuchstabe aa (§ 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 4) 


Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung, da sich die Überschrift des § 33b EStG 
geändert hat. 


Zu Doppelbuchstabe bb (§ 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 Satzteil vor Satz 2) 


Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen infolge der Änderungen in § 38b Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Überführung der Steuerklassen III und 
V in das Faktorverfahren (Steuerklasse IV mit Faktor). 


Zu Buchstabe b (§ 39a Absatz 1 Satz 3) 


Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Neuregelung in § 39f Absatz 1 Satz 3 EStG, 
mit der die antragsgebundene Berücksichtigung von Frei- oder Hinzurechnungsbeträgen 
im Faktorverfahren bis zum 31. März des zweiten Kalenderjahres, welches auf das Jahr der 
erstmaligen Anwendung folgt, verlängert wird. Hierdurch wird sichergestellt, dass sich die 
automatisierte Bildung des Faktors grundsätzlich nahtlos an die antragsgebundene Bildung 
des Faktors anschließen kann. So kann das Faktorverfahren auf möglichst einfache Art und 
Weise in Fällen ohne erneute Berücksichtigung eines Frei- oder Hinzurechnungsbetrags 
bei der Faktorbildung lückenlos weitergeführt werden. 


Zu Nummer 5 (§ 39b Absatz 2) 


Zu Buchstabe a (§ 39b Absatz 2 Satz 5) 


Zu Doppelbuchstabe aa (§ 39b Absatz 2 Satz 5 Nummer 1, 2 und 3 Buchstabe d und 
e) 


Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung infolge der Änderungen in § 38b Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Überführung der Steuerklassen III und 
V in das Faktorverfahren (Steuerklasse IV mit Faktor). 


Zu Doppelbuchstabe bb (§ 39b Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 Buchstabe a, b und c) 


Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen infolge der Änderungen in § 38b Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Überführung der Steuerklassen III und 
V in das Faktorverfahren (Steuerklasse IV mit Faktor). 


Zu Buchstabe b (§ 39b Absatz 2 Satz 6) 


Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen infolge der Änderungen in § 38b Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Überführung der Steuerklassen III und 
V in das Faktorverfahren. 
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Zu Buchstabe c (§ 39b Absatz 2 Satz 7) 


Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen infolge der Änderungen in § 38b Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Überführung der Steuerklasse V in das 
Faktorverfahren. 


Zu Nummer 6 (§ 39e) 


Zu Buchstabe a (§ 39e Absatz 1 Satz 1) 


Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen infolge der Änderungen in § 38b Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Überführung der Steuerklasse III in das 
Faktorverfahren (Steuerklasse IV mit Faktor). 


Zu Buchstabe b (§ 39e Absatz 1a und 1b – neu –) 


Der neu eingefügte Absatz 1a ist die zentrale Vorschrift für die – im Zuge der Überführung 
der Steuerklassen III und V ebenfalls vorgesehene – weitgehende Digitalisierung und Au-
tomatisierung des Faktorverfahrens. 


Er regelt zum einen, dass dem Bundeszentralamt für Steuern die vollständig automatisierte 
Bildung des Faktors zugewiesen wird. Insoweit wird auf die bereits bestehende Regelung 
aufgesetzt, dass das Bundeszentralamt für Steuern für die Bildung automatisiert erstellter 
Lohnsteuerabzugsmerkmale zuständig ist.  


Der neue automatisierte Faktor wird zukünftig jeweils zum 1. April eines Kalenderjahres 
anhand der Daten gebildet, die dem Bundeszentralamt für Steuern von den Landesfinanz-
behörden aus den für das vorangegangene Kalenderjahr übermittelten Lohnsteuerbeschei-
nigungen (§ 41b Absatz 1 EStG) mitgeteilt werden (zum Beispiel: der Jahresarbeitslohn, 
die Sozialversicherungsbeiträge). Die Verpflichtung zur Übermittlung der Lohnsteuerbe-
scheinigungen ergibt sich aus Satz 8. Dabei sind im Jahr der Eheschließung auch Datens-
ätze der Steuerklassen I oder II mit in die Ermittlung des Faktors einzubeziehen. Pausch-
beträge für Menschen mit Behinderung, Hinterbliebene und Pflegepersonen (§ 39a Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 4 EStG), die als elektronisches Lohnsteuerabzugsmerkmal vom 
Wohnsitzfinanzamt gebildet wurden, sind für die jeweilige Geltungsdauer des Pauschbe-
trags bei der Bildung des Faktors ebenfalls mit zu berücksichtigen. Der automatisiert gebil-
dete Faktor wird vom Bundeszentralamt für Steuern als elektronisches Lohnsteuerabzugs-
merkmal zum Abruf durch den Arbeitgeber bereitgestellt. In den Fällen, in denen ein Faktor 
ausgehend davon ermittelt wurde, dass nur ein Ehe-/Lebenspartnerin oder -partner Arbeits-
lohn bezieht, wird ab dem folgenden 1. des Monats, an dem der Arbeitgeber für den zweiten 
Ehegatten/Lebenspartnerin oder -partner ein erstes Dienstverhältnis im Verfahren ELStAM 
angemeldet hat, ein Steuerklassenwechsel zur Steuerklasse IV für jeden Ehegatten, Le-
benspartnerin oder -partner automatisiert durch das Bundeszentralamt für Steuern vorge-
nommen. Der automatisierte Steuerklassenwechsel zu IV/IV unterbleibt, wenn die Ehegat-
ten/Lebenspartnerinnen oder -partner beim Wohnsitzfinanzamt den Faktor entsprechend 
der künftigen Arbeitslöhne angepasst haben. Durch diese Regelung soll eine unverhältnis-
mäßig hohe Nachzahlung in der Einkommensteuerveranlagung vermieden werden.  


Der neu eingefügte Absatz 1b beschreibt die Art und Weise, wie der automatisiert zu bil-
dende Faktor (Absatz 1a – neu –) durch das Bundeszentralamt für Steuern zu bilden ist und 
verweist dazu auf die Grundvorschrift des § 39f Absatz 2 EStG sowie auf die Daten aus 
den elektronischen Lohnsteuerbescheinigungen des Vorjahres, für das der Faktor erstmals 
gelten soll. Pauschbeträge für Menschen mit Behinderungen, Hinterbliebene und Pflege-
personen (§ 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 EStG) werden auch bei der automatisierten 
Bildung des Faktors mitberücksichtigt. 
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Zu Buchstabe c (§ 39e Absatz 10 Satz 2 bis 4 – neu –) 


In dem neuen Satz 2 des Absatzes 10 wird festgelegt, dass die Daten der elektronischen 
Lohnsteuerbescheinigung, die dem Bundeszentralamt für Steuern von den Landesfinanz-
behörden für die automatisierte Bildung des Faktors zur Verfügung gestellt werden, vom 
Bundeszentralamt für Steuern ausschließlich für diese Zwecke verarbeitet und gespeichert 
werden dürfen.  


Satz 3 – neu – regelt, dass die Daten zwölf Monate nach Bildung des Faktors – also zum 
1. April des Folgejahres – zu löschen sind. Die Speicherung ist erforderlich, damit das Bun-
deszentralamt für Steuern eventuelle Rückfragen von den Ehegatten, Lebenspartnerinnen 
oder Lebenspartnern zu dem automatisiert gebildeten Faktor beantworten kann. 


In dem neuen Satz 4 wird bestimmt, dass für Änderungen eines nach § 39e Absatz 1a o-
der 1b EStG automatisiert gebildeten Faktors das Finanzamt zuständig ist. 


Zu Nummer 7 (§ 39f) 


Zu Buchstabe a (§ 39f – Überschrift) 


Die Überschrift des § 39f EStG wird redaktionell an die Änderungen in § 38b Absatz 1 
Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Überführung der Steuerklasse III in das Fak-
torverfahren (Steuerklasse IV mit Faktor) angepasst. 


Zu Buchstabe b (§ 39f Absatz 1, 1a – neu –, 2 und 3) 


Zu Absatz 1 


Ehegatten/Lebenspartnerinnen und -partner, die anstelle der Steuerklasse IV das Faktor-
verfahren (Steuerklasse IV mit Faktor) für den Lohnsteuerabzug nutzen möchten, können 
nach Satz 1 – wie bisher -- dazu einen gemeinsamen Antrag zur Bildung eines Faktors bei 
dem Finanzamt stellen, das für die Besteuerung des Einkommens (Wohnsitzfinanzamt) zu-
ständig ist.  


Neu ist, dass nun auch alleinverdienende Ehegatten/ Lebenspartnerinnen und -partner das 
Faktorverfahren (Steuerklasse IV mit Faktor) nutzen können und die Parameter der bishe-
rigen Steuerklasse III im Faktorverfahren abgebildet werden (Satz 5). 


Unverändert werden Frei- und Hinzurechnungsbeträge (z. B. erhöhte Werbungskosten) 
auch dann im Lohnsteuerabzugsverfahren berücksichtigt, wenn die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer die Steuerklasse IV mit Faktor gewählt haben. § 39a Absatz 1 Satz 3 EStG 
bestimmt allerdings, dass derartige Freibeträge grundsätzlich höchstens für zwei Kalender-
jahre einschließlich des Jahres des Antrages gelten. Die automatisierte Bildung eines 
neuen Faktors nach § 39e Absatz 1a EStG erfolgt aber immer erst zum 1. April eines Ka-
lenderjahres. Um hier einen nahtlosen Anschluss vom antragsgebundenen zum automati-
siert gebildeten Faktor zu ermöglichen, wird in Satz 3 die antragsgebundene Berücksichti-
gung von Frei- oder Hinzurechnungsbeträgen im Faktorverfahren bis zum 31. März des 
zweiten Kalenderjahres, welches auf das Jahr der erstmaligen Anwendung folgt, verlängert. 
So kann das Faktorverfahren auf möglichst einfache Art und Weise - in Fällen ohne erneute 
Berücksichtigung eines Frei- oder Hinzurechnungsbetrages bei der Faktorbildung - lücken-
los weitergeführt werden. 


Da die Finanzverwaltung im laufenden Kalenderjahr ohne Hinweis der Ehegatten/Lebens-
partnerinnen und -partner keine Kenntnisse über mögliche Änderungen der Jahresarbeits-
löhne erhält, erfolgt ein Ausgleich von zu viel oder zu wenig erhobener Lohnsteuer mangels 
Änderung des Faktors regelmäßig erst im Rahmen der verpflichtenden Einkommensteuer-
veranlagung. 
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Wurde für die Ehegatten/Lebenspartnerinnen und -partner aber ein Faktor auf Basis der 
Angabe/Daten gebildet, dass nur ein Ehegatte, eine Lebenspartnerin oder ein Lebens-
partner Arbeitslohn bezieht (Alleinverdienerin oder -verdiener), und wird dann im laufenden 
Kalenderjahr für den anderen Ehegatten, die andere Lebenspartnerin oder den anderen 
Lebenspartner ein erstes Dienstverhältnis angemeldet, ohne dass eine Änderung des Fak-
tors durch die Ehegatten/Lebenspartnerinnen und -partner beantragt wurde, ist in Satz 6 
geregelt, dass in diesem Fall für beide Ehegatten/ Lebenspartnerinnen und -partner ab dem 
Folgemonat der Arbeitsaufnahme automatisch wieder jeweils die Steuerklasse IV (Grund-
fall) hinterlegt wird. Durch diesen gesetzlich vorgesehenen Wechsel zurück in die Steuer-
klasse IV wird verhindert, dass beide Ehegatten/Lebenspartnerinnen und -partner unge-
rechtfertigterweise jeweils den doppelten Splittingvorteil infolge eines unverändert weiter 
geführten „Alleinverdienerin und -verdiener“-Faktors erhalten würden und extrem hohe 
Steuer-Nachzahlungen im Rahmen der Veranlagung festgesetzt würden. Ein neuer Antrag 
für das Faktorverfahren unter Berücksichtigung der voraussichtlichen Arbeitslöhne beider 
Ehegatten/ Lebenspartnerinnen und -partner ist auch schon vor Arbeitsaufnahme möglich. 
In diesem Fall erfolgt keine Einordnung in die Steuerklasse IV, sondern der Faktor wird 
entsprechend an die neuen Verhältnisse geändert/angepasst. 


Zu Absatz 1a – neu – 


Absatz 1a regelt in den Fällen, in denen eine Person verwitwet ist (§ 38b Absatz 1 Satz 2 
Nummer 5 Buchstabe b EStG), dass das Bundeszentralamt für Steuern automatisiert den 
Faktor bildet. Dieser automatisiert gebildete Faktor gilt mit Wirkung ab dem 1. des auf den 
Todestag des anderen Ehegatten, der anderen Lebenspartnerin oder des anderen Leben-
spartners folgenden Monats sowie für das darauffolgende Kalenderjahr, entsprechend der 
Regelung des § 32a Absatz 6 EStG (so lange, wie das Splitting-Verfahren noch anzuwen-
den ist). Zur Bildung des Faktors werden für den Verstorbenen oder die Verstorbene der 
Arbeitslohn und die weiteren maßgeblichen Werte mit 0 Euro angesetzt. 


Bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern im Sinne des § 38b Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 
Buchstabe c EStG bildet das Finanzamt auf Antrag der nicht wiederverheirateten Person 
für das Kalenderjahr einen Faktor als Lohnsteuerabzugsmerkmal, in dem die Ehe/ Leben-
spartnerschaft aufgelöst worden ist. Der Arbeitslohn für den früheren Ehegatten, die frühere 
Lebenspartnerin oder den früheren Lebenspartner und die weiteren zur Ermittlung des Fak-
tors maßgeblichen Werte werden zur Ermittlung des Faktors mit 0 Euro angesetzt. 


Zu Absatz 2 


Absatz 2 beschreibt die Ermittlung des Faktors. Der Faktor wird anhand der aktuell bei Bil-
dung des Faktors geltenden Steuerbeträge berechnet, die sich auf Grundlage der Besteu-
erung in der Steuerklasse IV ergeben würden. Dabei sind bei der antragsgebundenen Bil-
dung des Faktors die voraussichtlichen Jahresarbeitslöhne der Ehegatten/ Lebenspartne-
rinnen und -partner des Jahres maßgeblich, für die das Faktorverfahren erstmalig gelten 
soll. Freibeträge werden nicht neben dem Faktor als Lohnsteuerabzugsmerkmal gebildet, 
sondern bei der Ermittlung des Faktors gemäß § 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 6, 8 
und 9 EStG mitberücksichtigt. Haben Ehegatten/ Lebenspartnerinnen und -partner bei ih-
rem Wohnsitzfinanzamt einen Antrag auf Lohnsteuerermäßigung zur Berücksichtigung von 
persönlichen Freibeträgen im Faktorverfahren gestellt, gilt dieser Faktor solange, wie sich 
die Gültigkeit anhand von § 39a Absatz 1 Satz 3 EStG bestimmt, längstens jedoch bis zum 
31. März des zweiten auf die Antragstellung folgenden Kalenderjahres (vgl. Absatz 1 
Satz 3). Arbeitslöhne aus zweiten und weiteren Dienstverhältnissen, die nach der Steuer-
klasse VI besteuert wurden, sind wie bisher nicht bei der Ermittlung des Faktors mit zu 
berücksichtigen. 
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Zu Absatz 3 


Ändern sich für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer die steuerlichen Verhältnisse zu 
ihren Ungunsten und haben sie hierfür einen Freibetrag beantragt (z. B. geringere Wer-
bungskosten), sind sie verpflichtet, diese Änderungen dem Finanzamt anzuzeigen (§ 39a 
Absatz 1 Satz 5 EStG). Ändern sich die Verhältnisse zu ihren oder seinen Gunsten, kann 
durch Mitteilung eine Änderung beantragt werden. 


Absatz 3 bestimmt, dass mit dieser Anzeige oder diesem Antrag gleichzeitig ein Antrag auf 
Änderung des Faktors ab dem Monat des auf die Antragstellung folgenden Monats für den 
Lohnsteuerabzug gestellt wird und der geänderte Faktor entsprechend anzuwenden ist 
(§ 39 Absatz 6 Satz 5 EStG). Nach § 39 Absatz 6 Satz 6 EStG muss ein Antrag auf Ände-
rung zu Gunsten spätestens bis zum 30. November gestellt werden, wenn er noch für das 
laufende Kalenderjahr gelten soll. Ansonsten gilt der geänderte Faktor erst ab dem folgen-
den Kalenderjahr. 


Zu Nummer 8 (§ 39g – neu –) 


Zu § 39g (Verfahren zur Überführung in die Besteuerung mit der Steuerklasse IV mit 
Faktor) 


§ 39g – neu – EStG enthält die einzelnen Regelungen des automatisierten Verfahrens zur 
Überführung der bestehenden Fälle, mit Steuerklasse III und V in das Faktorverfahren 
(Steuerklasse IV mit Faktor). 


Zu Absatz 1 


Absatz 1 legt fest, dass die Überführung der Steuerklassen III und V in das Faktorverfahren 
(Steuerklassen IV mit Faktor) zu dem gesetzlichen Stichtag 1. Januar 2030 erfolgt.  


Dazu wird das Bundeszentralamt für Steuern in allen Fällen, in denen zum 30. September 
2029 bei Ehegatten/ Lebenspartnerinnen und Lebenspartnern die Steuerklassenkombina-
tion III/V für den Lohnsteuerabzug angewendet wird, automatisiert zum 1. Oktober 2029 
einen Faktor bilden, der sich anhand der Daten ergibt, die spätestens zum 28. Februar 2029 
vom jeweiligen Arbeitgeber mit den elektronischen Lohnsteuerbescheinigungen (§ 41b 
EStG) für das erste Dienstverhältnis an die Finanzverwaltung übermittelt worden sind. Die 
Verpflichtung der Landesfinanzverwaltungen zur Übermittlung der elektronischen Lohn-
steuerbescheinigungen an das Bundeszentralamt für Steuern ergibt sich aus Satz 5. Liegt 
für einen Ehegatten, eine Lebenspartnerin oder einen Lebenspartner kein Datensatz vor, 
wird unterstellt, dass diese Person im vorangegangenen Kalenderjahr keinen Arbeitslohn 
bezogen hat. Der ab dem Umstellungsstichtag 1. Januar 2030 geltende Faktor wird den 
Ehegatten/ Lebenspartnerinnen und -partnern durch das Bundeszentralamt für Steuern o-
der den Finanzbehörden der Länder einmalig elektronisch mitgeteilt. Dieser Faktor in Ver-
bindung mit der Steuerklasse IV wird dann zum 1. Januar 2030 anstelle der Steuerklasse 
III oder V zum Abruf für den jeweiligen Arbeitgeber als elektronisches Lohnsteuerabzugs-
merkmal bereitgestellt. Haben die Ehegatten/ Lebenspartnerinnen und -partner einen An-
trag auf Änderung des Faktors bis zum 31. Dezember 2029 gestellt, wird der geänderte 
Faktor entsprechend für den Lohnsteuerabzug bereitgestellt. Die Steuerklassen III und V 
werden ab dem 1. Januar 2030 für den Lohnsteuerabzug nicht mehr angewendet. 


Zu Absatz 2 


Absatz 2 bestimmt, dass Freibeträge im Sinne des § 39a EStG, die auf Antrag vom Finanz-
amt gebildet werden, für die Überführung der Steuerklassen III und V in das Faktorverfahren 
abweichend von der allgemeinen zweijährigen Geltungsdauer des Freibetrags (§ 39a Ab-
satz 1 Satz 2 und 3 EStG) längstens bis zum 31. Dezember 2029 als elektronisches Lohn-
steuerabzugsmerkmal gelten, da diese bei der automatischen Bildung des Faktors durch 
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das Bundeszentralamt für Steuern, bis auf die Pauschbeträge für Menschen mit Behinde-
rungen, Hinterbliebene und Pflegepersonen (§ 39a Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 EStG), nicht 
berücksichtigt werden können. 


Zu Absatz 3 


Absatz 3 regelt die automatisierte Bildung der Kinderfreibeträge durch das Bundeszentral-
amt für Steuern bei Überführung der Steuerklassen III und V in das Faktorverfahren, da 
diese bei beiden Ehegatten/ Lebenspartnerinnen und Lebenspartnern für die Ermittlung der 
Zuschlagsteuern berücksichtigt werden sollen. Maßgeblich für die Bildung der Kinderfrei-
beträge als Lohnsteuerabzugsmerkmal ist § 39 Absatz 4 Nummer 2 EStG in Verbindung 
mit § 38b Absatz 2 Satz 1 EStG. 


Zu Absatz 4 


Für verwitwete Steuerpflichtige, die zum 31. Oktober 2029 in die Steuerklasse III eingereiht 
sind und für die auch noch im Folgejahr das Splitting-Verfahren anzuwenden ist (entspre-
chend § 32a Absatz 6 EStG), wird nach Absatz 3 automatisiert ein Faktor gebildet. Dabei 
werden für die Ermittlung des Faktors der Arbeitslohn für die Verstorbene oder den Verstor-
benen sowie die weiteren maßgeblichen Werte mit 0 Euro angesetzt. Der Faktor gilt dann 
entsprechend den gesetzlichen Vorgaben bis zu dem Kalenderjahr, das auf das Versterben 
folgt. Damit bedarf es für diese Personen keiner gesonderten Antragsstellung, um in die 
– gegenüber der Steuerklasse I oder II – günstigere Regelung zur Anwendung des Faktor-
verfahrens zu gelangen. 


Zu Absatz 5 


Absatz 5 bestimmt, dass für Änderungen eines nach § 39g EStG automatisiert gebildeten 
Faktors das Finanzamt zuständig ist. Zudem enthält die Vorschrift eine Regelung, dass die 
zur Faktorbildung notwendigen Daten nach einem Jahr zu löschen sind. 


Zu Nummer 9 (§ 41a Absatz 4 Satz 6) 


Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen infolge der Änderungen in § 38b Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Überführung der Steuerklasse V in das 
Faktorverfahren (Steuerklasse IV mit Faktor). 


Zu Nummer 10 (§ 42b Absatz 1 Satz 3) 


Zu Buchstabe a (§ 42b Absatz 1 Satz 3 Nummer 2) 


Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen infolge der Änderungen in § 38b Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Überführung der Steuerklasse V in das 
Faktorverfahren. 


Zu Buchstabe b (§ 42b Absatz 1 Satz 3 Nummer 3) 


Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen infolge der Änderungen in § 38b Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Überführung der Steuerklasse III in das 
Faktorverfahren. 


Zu Buchstabe c (§ 42b Absatz 1 Satz 3 Nummer 3b) 


Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen infolge der Änderungen in § 38b Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Überführung der Steuerklasse III in das 
Faktorverfahren. 
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Zu Nummer 11 (§ 46 Absatz 2 Nummer 3a) 


Zum einen handelt es sich um eine redaktionelle Folgeänderung infolge der Änderungen in 
§ 38b Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Überführung der Steuerklassen 
III und V in das Faktorverfahren (Steuerklasse IV mit Faktor).  


Zum anderen wird mit der Änderung klargestellt, dass eine Pflichtveranlagung nur durch-
geführt werden muss, wenn beide Ehegatten/ Lebenspartnerinnen und -partner Arbeitslohn 
bezogen haben und dieser während des gesamten oder eines Teils des Kalenderjahres 
unter Anwendung der Steuerklasse IV mit Faktor besteuert worden ist.  


In den Fällen, in denen im Kalenderjahr nur einer der Ehegatten, eine Lebenspartnerin oder 
ein Lebenspartner Arbeitslohn bezogen hat, führt allein die Anwendung des Faktorverfah-
rens – wie bisher bei einer Alleinverdienerin oder einem Alleinverdiener mit Steuerklasse 
III – nicht zur Pflicht eine Einkommensteuerveranlagung durchzuführen. 


Zu Nummer 12 (§ 51a Absatz 2a) 


Zu Buchstabe a (§ 51a Absatz 2a Satz 1) 


Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung infolge der Änderungen in § 38b Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 bis 5 EStG auf Grund der Überführung der Steuerklasse III in das 
Faktorverfahren (Steuerklasse IV mit Faktor). 


Zu Buchstabe b (§ 51a Absatz 2a Satz 3) 


Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Neuregelung des Fak-
torverfahrens in § 39f EStG. 


Zu Nummer 13 (§ 52) 


Zu Buchstabe a (§ 52 Absatz 1) 


Mit der Neufassung wird die allgemeine Anwendungsregelung in § 52 Absatz 1 EStG mit 
Inkrafttreten 1. Januar 2029 auf den Veranlagungszeitraum 2029 bzw. auf den Lohnsteu-
erabzug 2029 fortgeschrieben. Die ab dem 1. Januar 2029 in Kraft tretenden Änderungen 
des Einkommensteuergesetzes sind damit grundsätzlich erstmals ab dem Veranlagungs-
zeitraum 2029 bzw. für den Lohnsteuerabzug 2029 anzuwenden. 


Zu Buchstabe b (§ 52 Absatz 35e – neu –) 


Der neue Absatz 35e bestimmt, dass die Bestimmungen zur Neuregelung des Faktorver-
fahrens in Artikel 4 dieses Gesetzes grundsätzlich erstmals ab dem 1. Januar 2030 anzu-
wenden sind. Damit gilt der 1. Januar 2030 als Stichtag für die Überführung der Steuerklas-
sen III und V in das Faktorverfahren. Lediglich § 39g EStG, der regelt, dass das BZSt zum 
1. Oktober 2029 erstmalig automatisiert einen Faktor bildet, ist ab dem 1. Januar 2029 an-
zuwenden. Auf Folgeänderungen in § 3 SolZG 1995 zur Streichung der Steuerklassen III 
und V im Solidaritätszuschlagsgesetz 1995 wird zunächst verzichtet. Die Änderungen wer-
den in den nächsten Jahren nachgeholt, sollte das Solidaritätszuschlagsgesetz 1995 weiter 
bestehen. 
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Zu Artikel 5 (Änderung des Solidaritätszuschlaggesetzes 1995) 


Zu Nummer 1 (§ 3 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und 2, Absatz 4, Absatz 4a Satz 1 
Nummer 1 und 2 und Absatz 5) 


Mit dem Gesetz zur Rückführung des Solidaritätszuschlags 1995 vom 10. Dezember 2019 
(BGBl. I S. 2115) wurden ab dem Jahr 2021 ca. 90 Prozent der zuvor mit Solidaritätszu-
schlag belasteten Steuerpflichtigen bei der Lohnsteuer und der veranlagten Einkommens-
teuer durch eine deutliche Anhebung der bestehenden Freigrenze vollständig von der Er-
gänzungsabgabe entlastet.  


Zur Vermeidung zusätzlicher Belastungen der Einkommensteuerpflichtigen wird die Frei-
grenze für das Jahr 2025 angehoben. Die für die Veranlagung und den Lohnsteuerabzug 
im Einzelnen geregelten Beträge in § 3 Absatz 3 SolzG 1995 werden entsprechend fortge-
schrieben. Die Absätze 4, 4a und 5 wurden auf dynamische Verweise umgestellt. 


Zu Buchstabe b 


Zu Nummer 2 (§ 6 Absatz 26 – neu –) 


§ 6 Absatz 26 – neu – SolzG 1995 regelt die Anwendung der ab 2025 angehobenen Frei-
grenzen. 


Zu Artikel 6 (Weitere Änderung des Solidaritätszuschlaggesetzes 1995) 


Zu Nummer 1 (§ 3 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und 2) 


Zur Vermeidung zusätzlicher Belastungen der Einkommensteuerpflichtigen wird die Frei-
grenze ab dem Jahr 2026 angehoben. Die für die Veranlagung und den Lohnsteuerabzug 
im Einzelnen geregelten Beträge in § 3 Absatz 3 SolzG 1995 werden entsprechend fortge-
schrieben. 


Zu Nummer 2 (§ 6 Absatz 27 – neu –) 


§ 6 Absatz 27 – neu – SolzG 1995 regelt die Anwendung der ab 2026 angehobenen Frei-
grenzen. 


Zu Artikel 7 (Änderung des Forschungszulagengesetzes) 


(§ 3 Absatz 5) 


Die Bemessungsgrundlage umfasst die im Wirtschaftsjahr entstandenen förderfähigen Auf-
wendungen und beträgt grundsätzlich 2 Mio. Euro. Mit dem Zweiten Corona-Steuerhilfege-
setz wurde die maximale Bemessungsgrundlage für den Zeitraum vom 1. Juli 2020 bis 
30. Juni 2026 befristet auf 4 Mio. Euro verdoppelt. Mit dem Wachstumschancengesetz 
wurde die Anhebung der Bemessungsgrundlage entfristet und für nach dem 27. März 2024 
entstandene förderfähige Aufwendungen auf 10 Mio. Euro ausgeweitet. 


Um die Attraktivität der steuerlichen Forschungszulage für Unternehmen aller Größenklas-
sen weiter zu steigern, wird die maximale Bemessungsgrundlage für nach dem 31. Dezem-
ber 2024 entstandene förderfähige Aufwendungen auf 12 Mio. Euro angehoben.  


Durch die weitere Anhebung der maximalen Bemessungsgrundlage um 2 Mio. Euro wird 
sowohl für kleine und mittlere Unternehmen als auch für größere Unternehmen ein Anreiz 
gesetzt, noch intensiver in Forschung und Entwicklung zu investieren. 
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Zu Artikel 8 (Änderung der Abgabenordnung) 


Zu Nummer 1 


Die Inhaltsübersicht wird redaktionell an die geänderten Bezeichnungen der §§ 138j und 
138k AO sowie an die Einfügung der neuen §§ 138l bis 138n AO angepasst. 


Zu Nummer 2 (§ 58) 


Zu Buchstabe a (§ 58 Nummer 10) 


§ 58 Nummer 10 AO wird wegen der neu angefügten Nummer 11 redaktionell angepasst. 


Zu Buchstabe b (§ 58 Nummer 11 – neu –) 


Mit der gesetzlichen Regelung wird klargestellt, dass steuerbegünstigte Körperschaften 
auch zu tagespolitischen Themen Stellung beziehen dürfen, ohne dass sie ihre Gemein-
nützigkeit gefährden. Hierdurch wird wichtiges demokratisches Engagement von gemein-
nützigen Körperschaften unterstützt und gefördert. Eine gesetzliche Kodifizierung ist für den 
Anwender sichtbarer und verlässlicher als die bisherige Verwaltungsregelung. 


Vereinzelte Äußerungen zu tagespolitischen Themen außerhalb des Satzungszweckes ver-
stoßen zwar grundsätzlich gegen das Ausschließlichkeitsgebot, § 56 AO, wonach eine 
steuerbegünstigte Körperschaft nur ihre satzungsmäßigen Zwecke verfolgen darf. Aller-
dings rechtfertigen geringfügige Verstöße unter Berücksichtigung des Verhältnismäßig-
keitsprinzips und dem ihm innewohnenden Bagatellvorbehalt nicht die Aberkennung der 
Gemeinnützigkeit.  


„Gelegentlich“ bedeutet jedoch nicht, sich bei jeder sich bietenden Gelegenheit zu politi-
schen Themen zu äußern. Die Äußerungen müssen aufgrund eines besonderen Anlasses 
erfolgen und der steuerbegünstigten Zweckverfolgung untergeordnet sein. Dabei ist eine 
Gesamtbetrachtung zugrunde zu legen. Unter diesen Voraussetzungen kann es auch noch 
unschädlich sein, wenn es aufgrund eines besonderen Anlasses zu wiederholten Äußerun-
gen über einen Zeitraum von mehreren Wochen kommt.  


Aus § 55 Absatz 1 Nummer 1 Satz 3 AO folgt, dass das Betreiben oder Unterstützen von 
Parteipolitik immer gemeinnützigkeitsschädlich ist, auch wenn es nur gelegentlich erfolgt.  


Die Regelung findet beispielsweise Anwendung auf den Aufruf eines Sportvereins gegen 
„Rassismus“ anlässlich von aktuellen Vorkommnissen z. B. bei einem Fußballspiel. Sie fin-
det auch beispielsweise Anwendung, wenn Karnevals- oder Sportvereine sich vereinzelt für 
Frieden oder gegen Rassismus engagieren und zu Friedens- oder Antirassismus-Demonst-
rationen aufrufen. 


Zu Nummer 3 (§ 102 Absatz 4 Satz 3) 


Intermediäre im Sinne des § 138d Absatz 1 AO sind unter den weiteren Voraussetzungen 
des § 138m Absatz 1 AO dazu verpflichtet, der Finanzverwaltung innerstaatliche Steuerge-
staltungen mitzuteilen. Intermediäre können aber auch solche Personen sein, die einer ge-
setzlichen Verschwiegenheitspflicht unterliegen. Die in § 102 Absatz 1 Nummer 3 Buch-
stabe b AO bezeichneten Personen können Auskunft über das verweigern, was ihnen in 
ihrer Eigenschaft als Rechtsanwalt, Patentanwalt, Notar, Steuerberater, Wirtschaftsprüfer, 
Steuerbevollmächtigter oder vereidigter Buchprüfer (Berufsgeheimnisträger) anvertraut 
worden oder bekannt geworden ist, also mandatsbezogene Geheimnisse (vgl. BFH v. 
27.9.2017 - XI R 15/15, BStBl. II 2018, 155). Die Verletzung der Verschwiegenheitspflicht 
ist nach § 203 StGB strafbewehrt. Soweit die vorgenannten Berufsgeheimnisträger vom 
Nutzer der innerstaatlichen Steuergestaltung – allgemein oder nach entsprechendem 
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Hinweis – von ihrer Verschwiegenheitspflicht entbunden wurden (vgl. § 138m Absatz 3 AO), 
gilt das Auskunftsverweigerungsrecht und damit die Strafbewehrung nach § 203 StGB be-
reits nach geltendem Recht nicht (§ 102 Absatz 3 AO). In diesem Fall muss der Intermediär 
dem Bundeszentralamt für Steuern alle in § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 9 AO be-
zeichneten Angaben mitteilen, also auch Angaben, die personenbezogen sind.  


In Fällen, in denen die Mitteilungspflicht hinsichtlich der in § 138n Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 2, 3 und 9 AO bezeichneten Angaben mangels Entbindung des Berufsgeheimnisträ-
gers von der Verschwiegenheitspflicht auf den Nutzer übergegangen ist, wird durch die 
Ergänzung in § 102 Absatz 4 Satz 3 AO klargestellt, dass die Mitteilungspflichten der Be-
rufsgeheimnisträger hinsichtlich der in § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 4 bis 8 AO 
bezeichneten Angaben auch dann bestehen, wenn mit diesen Angaben betroffene Nutzer 
der innerstaatlichen Steuergestaltung identifizierbar sein sollten. Die Offenbarung solcher 
Daten ist damit nicht unbefugt im Sinne des § 203 StGB. 


Zu Nummer 4 (§ 138i) 


Zu Buchstabe a (§ 138i Absatz 1) 


Bei der Änderung handelt es sich um eine Folgeänderung aus der Anfügung eines neuen 
Absatzes 2. Die bisher in § 138i AO enthaltene Regelung wird ohne inhaltliche Änderungen 
in § 138i Absatz 1 AO überführt. 


Zu Buchstabe b (§ 138i Absatz 2 – neu –) 


Soweit innerstaatliche Steuergestaltungen (auch) Steuern betreffen, die von den Ländern 
oder den Gemeinden verwaltet werden, hat das Bundeszentralamt für Steuern den für die 
Nutzer zuständigen Landesfinanzbehörden im automatisierten Verfahren mitzuteilen, dass 
Angaben zu den nach den §§ 138l bis 138n AO mitgeteilten innerstaatliche Steuergestal-
tungen vorliegen. Dabei sind die DE-Registriernummer und die DE-Offenlegungsnummer 
anzugeben.  


Die Regelung ist identisch zu der für grenzüberschreitende Steuergestaltung getroffenen 
Regelung in § 138i Absatz 1 AO (bisher § 138i AO), da die bereits für grenzüberschreitende 
Steuergestaltungen implementierten Verwaltungsstrukturen auch für mitgeteilte innerstaat-
liche Steuergestaltungen genutzt werden sollen.  


Eine Information über die Auswertung der Mitteilung erfolgt daher auch hier noch nicht (vgl. 
§ 138j Absatz 4 AO). Durch die Mitteilung, dass Informationen über eine innerstaatliche 
Steuergestaltung vorliegen, und die Übersendung der DE-Registriernummer und die DE-
Offenlegungsnummer soll es den Landesfinanzbehörden auch bei innerstaatlichen Steuer-
gestaltungen ermöglicht werden (automationsgestützt oder personell) zu prüfen, ob ein Nut-
zer die von ihm verwirklichte Steuergestaltung auch in seiner Steuererklärung (vgl. § 138k 
Absatz 2 AO) angegeben hat. 


Zu Nummer 5 (§ 138j) 


Zu Buchstabe a (§ 138j – Überschrift) 


Die Neufassung der Überschrift erfolgt auf Grund der Aufnahme von Bestimmungen zum 
Umgang mit Mitteilungen über innerstaatliche Steuergestaltungen in der zuvor nur für 
grenzüberschreitende Steuergestaltungen getroffenen gesetzlichen Regelung. 
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Zu Buchstabe b (§ 138j Absatz 1 Satz 1) 


Das Bundeszentralamt für Steuern ist schon bisher nach § 138j Absatz 1 Satz 1 AO dazu 
verpflichtet, die ihm nach §§ 138f bis 138h AO zugegangenen Mitteilungen über grenzüber-
schreitende Steuergestaltungen auszuwerten. 


Mit der Änderung des Satzes 1 wird dem Bundeszentralamt für Steuern zusätzlich die Aus-
wertung der nach den §§ 138m bis 138n AO zugegangenen Mitteilungen über innerstaatli-
che Steuergestaltungen aufgetragen. 


Die Ergebnisse der Auswertung der mitgeteilten innerstaatlichen Steuergestaltungen teilt 
das Bundeszentralamt für Steuern – wie bei grenzüberschreitenden Steuergestaltungen – 
dem Bundesministerium der Finanzen mit (§ 138j Absatz 1 Satz 4 AO). Dabei sind perso-
nenbezogene Daten der Intermediäre, der Nutzer und ggf. anderer an der Steuergestaltung 
beteiligter Personen nur mitzuteilen, soweit dies zur Erfüllung der in § 3 FVG geregelten 
Aufgaben des Bundesministeriums der Finanzen und ggf. der obersten Finanzbehörden 
der Länder erforderlich ist. Das Bundesministerium der Finanzen prüft dann, ob eine inner-
staatliche Steuergestaltung zum Anlass genommen werden sollte, gesetzgeberische Maß-
nahmen zu ergreifen oder Verwaltungsvorschriften zum Umgang mit der Steuergestaltung 
zu erlassen oder zu ändern. 


Zu Buchstabe c (§ 138j Absatz 2) 


Soweit Steuergestaltungen Steuern betreffen, die ganz oder teilweise den Ländern oder 
Gemeinden zustehen, informiert das Bundesministerium der Finanzen nach § 138j Ab-
satz 2 AO seinerseits die obersten Finanzbehörden der Länder. Diese können dann – 
ebenso wie das Bundesministerium der Finanzen – prüfen, ob die Steuergestaltung Anlass 
dafür bietet, gesetzgeberische Maßnahmen vorzuschlagen, oder ob eine Verwaltungsvor-
schrift zum Umgang mit der Steuergestaltung erlassen werden soll. 


Mit der Aufnahme des Verweises auf die §§ 138m und 138n AO und die Streichung der 
Angabe „grenzüberschreitenden“ wird die bisher nur für grenzüberschreitende Steuerge-
staltungen geltende Bestimmung auch auf innerstaatliche Steuergestaltungen ausgeweitet. 


Zu Buchstabe d (§ 138j Absatz 3) 


Satz 1 


Bei der Änderung handelt es sich um eine Folgeänderung aus der Anfügung eines neuen 
Absatzes 2 in § 138i AO. Die bisherige Regelung des § 138i AO ist ohne Änderungen in 
§ 138i Absatz 1 AO übernommen worden. 


Satz 2 – neu – 


Die schon bisher für die Auswertung von Mitteilungen über grenzüberschreitende Steuer-
gestaltungen geltende Regelung in § 138j Absatz 3 AO wird durch die Anfügung des neuen 
Satzes 2 um eine vergleichbare Bestimmung für mitgeteilte innerstaatliche Steuergestal-
tungen ergänzt. 


Danach stellt das Bundeszentralamt für Steuern auch die die nach §§ 138m und 138n AO 
mitgeteilten innerstaatlichen Steuergestaltungen den für die Nutzer zuständigen Finanzbe-
hörden der Länder Angaben zu den mitgeteilten innerstaatlichen Steuergestaltungen sowie 
eigene Ermittlungsergebnisse und die Ergebnisse der Auswertung zum Abruf bereit. 
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Zu Buchstabe e (§ 138j Absatz 4) 


Mit der Aufnahme des Verweises auf die §§ 138m und 138n AO und die Streichung der 
Angabe „grenzüberschreitenden“ wird die bisher nur für grenzüberschreitende Steuerge-
staltungen geltende Bestimmung des § 138j Absatz 4 AO auch auf innerstaatliche Steuer-
gestaltungen ausgeweitet. 


Die Regelung stellt nun auch im Hinblick auf innerstaatliche Steuergestaltungen klar, dass 
das Unterbleiben einer Reaktion des Bundeszentralamts für Steuern, des Bundesministeri-
ums der Finanzen oder des Gesetzgebers auf die Mitteilung einer Steuergestaltung keine 
Schlüsse auf die steuerrechtliche Zulässigkeit dieser Steuergestaltung zulässt. Die Mittei-
lung einer Steuergestaltung kann außerdem auch im Hinblick auf den Gesetzgeber kein 
schützenswertes Vertrauen des Nutzers oder Intermediärs in die Zulässigkeit seiner Ge-
staltung begründen. Sie kann im Verhältnis zum Gesetzgeber insbesondere nicht dazu füh-
ren, dass Intermediäre oder Nutzer sich nachträglich auf die Zulässigkeit ihrer Gestaltung 
berufen (vgl. insoweit auch BVerfGE 97, 67 [83 f.], zum Schutz der Gewaltenteilung: der 
Gesetzgeber kann durch die Verwaltung nicht gebunden werden). 


Zu Buchstabe f (§ 138j Absatz 5) 


Durch § 138j Absatz 5 AO wird schon bisher bestimmt, dass die Verarbeitung personenbe-
zogener Daten aus Mitteilungen über grenzüberschreitende Steuergestaltungen durch Fi-
nanzbehörden einheitlich ein Verwaltungsverfahren in Steuersachen im Sinne der AO ist, 
also insbesondere im Sinne des § 29c Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und des § 30 Absatz 2 
Nummer 1 Buchstabe a AO.  


Diese Regelung wird durch die Änderung von Absatz 5 auch auf Mitteilungen über inner-
staatliche Steuergestaltungen ausgedehnt. Denn wie auch bei grenzüberschreitenden 
Steuergestaltungen werden Mitteilungen über innerstaatliche Steuergestaltungen nicht nur 
zur unmittelbaren Unterstützung der Veranlagungstätigkeit verwendet, d.h. zur Festsetzung 
und Erhebung von Steuern beim jeweiligen Nutzer, sondern auch zur rechtspolitischen Be-
wertung von Konzepten über innerstaatliche Steuergestaltungen sowie zur Steuerung der 
Tätigkeit der Finanzbehörden, insbesondere durch Erlass von BMF-Schreiben. Die rechts-
politische Bewertung ist ein Verarbeitungszweck im Sinne von § 29c Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 5 AO (Gesetzesfolgenabschätzung), die Steuerung der Tätigkeit der Finanzbehörden 
ist ein Verarbeitungszweck im Sinne von § 29c Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 AO. Für die Ver-
arbeitung personenbezogener Daten für diese drei unterschiedlichen Zwecke gelten in 
§ 29c Absatz 1 Satz 1 AO unterschiedliche Bedingungen. Durch die Regelung in § 138j 
Absatz 5 AO wird damit zugleich Rechtsklarheit hinsichtlich der Befugnis zur Offenbarung 
oder Verwertung entsprechender Daten (§ 30 Absatz 4 AO) geschaffen. 


Zu Nummer 6 (§ 138k) 


Zu Buchstabe a (§ 138k – Überschrift) 


Die Neufassung der Überschrift erfolgt auf Grund der Aufnahme von Bestimmungen über 
innerstaatliche Steuergestaltungen in eine gesetzliche Regelung, die bisher nur Bestim-
mungen für grenzüberschreitende Steuergestaltungen enthielt. 


Zu Buchstabe b (§ 138k Absatz 1) 


Bei der Änderung handelt es sich um eine Folgeänderung aus der Anfügung eines neuen 
Absatzes 2. Die bisher in § 138k AO enthaltene Regelung wird ohne inhaltliche Änderungen 
in § 138k Absatz 1 AO überführt. 
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Zu Buchstabe c (§ 138k Absatz 2 – neu –) 


Durch die Einfügung des Absatzes 2 wird die bereits für grenzüberschreitende Steuerge-
staltungen geltende Bestimmung in § 138k Absatz 1 AO auch auf innerstaatliche Steuerge-
staltungen ausgeweitet.  


Hat ein Nutzer eine innerstaatliche Steuergestaltung verwirklicht, muss er dies in der Steu-
ererklärung für die Steuerart und den Besteuerungszeitraum oder Besteuerungszeitpunkt 
angeben, in der sich der steuerliche Vorteil der innerstaatlichen Steuergestaltung auswirken 
soll. Hierbei genügt es, in der Steuererklärung die vom Bundeszentralamt für Steuern zu-
geteilte DE-Registriernummer und DE-Offenlegungsnummer anzugeben. Die auf die Nen-
nung der DE-Registriernummer und DE-Offenlegungsnummer beschränkte Deklarations-
pflicht entlastet die Steuerpflichtigen, weil sie die verwirklichte Steuergestaltung anderen-
falls in ihrer Steuererklärung oder auf entsprechendes Ersuchen des zuständigen Finanz-
amts ausführlich darlegen müssten. Ferner wird durch diese Regelung sichergestellt, dass 
die veranlagungsunterstützende Auswertung der innerstaatlichen Steuergestaltung auch in 
den Fällen möglich ist, in denen den Finanzämtern keine Informationen über das Vorliegen 
einer innerstaatlichen Steuergestaltung durch das Bundeszentralamt für Steuern übermit-
telt werden konnten (vgl. § 138i Absatz 2 AO). In diesen Fällen ist ein Datenabruf nach 
§ 138j Absatz 3a AO nur möglich, wenn die Steuerpflichtigen ihre DE-Registriernummer 
und DE-Offenlegungsnummer in der Steuererklärung angeben. 


Zu Nummer 7 (§§ 138l – neu – bis 138n – neu –) 


Mit den neuen §§ 138l bis 138n AO wird eine Pflicht zur Mitteilung bestimmter innerstaatli-
cher Steuergestaltungen eingeführt, die sich – soweit möglich – eng an den gesetzlichen 
Bestimmungen zur Mitteilungspflicht über grenzüberschreitende Steuergestaltungen nach 
§§ 138d bis 138h AO orientiert. 


Für das in den neuen §§ 138l bis 138n AO geregelte Verfahren ist die Abgabenordnung, 
insbesondere die §§ 2a, 29b, 29c, 30, 87b, 93 und 97 AO, unmittelbar anwendbar. Die 
Aufgaben der Bundes- und Landesfinanzbehörden im Zusammenhang mit den neuen Mit-
teilungspflichten sind unter den Begriff der Steuerverwaltung im Sinne des § 1 AO zu sub-
sumieren. Zum einen werden sie mit der Eingliederung in die Abgabenordnung und der 
Aufgabenzuweisung zu den Finanzbehörden kraft Gesetzes zu einer Aufgabe der Steuer-
verwaltung und damit zu einer Steuerverwaltungssache. Des Weiteren ist der Begriff der 
Verwaltung ein Oberbegriff, der alle möglichen Aufgaben und Tätigkeiten der Finanzbehör-
den in ihrem Aufgabenbereich einschließt. Darunter fällt auch die Überwachung von Ne-
benpflichten wie Mitteilungspflichten zur Erfassung grenzüberschreitender Steuergestaltun-
gen, die letztlich auch der Erfüllung von Hauptpflichten, hier der Steuerfestsetzung und -
erhebung, dienen. Die Erfassung und rechtspolitische wie auch veranlagungsunterstüt-
zende Auswertung innerstaatlicher Steuergestaltungen durch die Auferlegung von Mittei-
lungspflichten weist zudem eine derart große Sachnähe zum eigentlichen Besteuerungs-
verfahren auf, dass die hier in Rede stehenden Mitteilungspflichten nicht losgelöst hiervon 
beurteilt und damit unter den Oberbegriff der Steuerverwaltung nach § 1 AO subsumiert 
werden müssen. 


Die Regelungen zur Einführung der Mitteilungspflicht innerstaatlicher Steuergestaltungen 
sind mit Artikel 12 des Grundgesetzes (GG) vereinbar. Bei den Mitteilungspflichten handelt 
es sich um Berufsausübungsregelungen, die verhältnismäßig sind. Sie verfolgen einerseits 
das legitime rechtspolitische Ziel, ungewollte oder behauptete Gesetzeslücken früher als 
bisher aufspüren und darauf reagieren zu können und andererseits die örtlich zuständigen 
Finanzbehörden in die Lage zu versetzen, die aus den Mitteilungen gewonnenen Informa-
tionen veranlagungsunterstützend auszuwerten. Damit wird auch die Gleichmäßigkeit der 
Besteuerung gefördert.  
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Hinzu kommt, dass die durch § 138l AO den Intermediären neu auferlegten Mitwirkungs-
pflichten durch die Begrenzung der relevanten Gestaltungen und die Beschränkung des 
Kreises potenziell betroffener Nutzer durch § 138l Absatz 5 AO in deutlich weniger Fällen 
als bei grenzüberschreitenden Steuergestaltungen zur Anwendung kommen. Vor diesem 
Hintergrund und im Hinblick auf die verfassungsrechtlich vor allem gebotene Gleichheit der 
Lastenzuteilung (vgl. BVerfGE 84, 239 [268 ff.]) ist die Belastung der Intermediäre durch 
die Mitteilungspflicht nach § 138l AO zumutbar und verhältnismäßig. 


Zu § 138l (Mitteilungspflicht über innerstaatliche Steuergestaltungen) 


Durch diese Regelung wird die innerstaatliche Steuergestaltung definiert. Die durch die Vor-
schrift zudem eingeführte Mitteilungspflicht wird auf solche innerstaatliche Steuergestaltun-
gen beschränkt, die bestimmte zusätzliche nutzerbezogene oder gestaltungsbezogene Kri-
terien erfüllen. 


Zu Absatz 1 


§ 138l Absatz 1 AO bestimmt, dass innerstaatliche Steuergestaltungen, die in Absatz 2 de-
finiert werden, dem Bundeszentralamt für Steuern mitzuteilen sind. Der zur Mitteilung ver-
pflichtete Personenkreis und die für das Mitteilungsverfahren geltenden Bestimmungen, 
insbesondere die bei der Mitteilung zu beachtende Form und Frist ergeben sich aus den 
§§ 138m und 138n AO. Eine Mitteilungspflicht besteht aber nur, wenn zusätzlich eines der 
in § 138l Absatz 5 AO definierten nutzerbezogenen oder gestaltungsbezogenen Kriterien 
vorliegt. 


Zu Absatz 2 


Satz 1 


§ 138l Absatz 2 Satz 1 AO definiert die mitteilungspflichtige innerstaatliche Steuergestal-
tung. Die einzelnen Tatbestandsvoraussetzungen orientieren sich dabei soweit möglich an 
den Merkmalen der grenzüberschreitenden Steuergestaltung nach § 138d Absatz 2 Satz 1 
AO.  


Eine innerstaatliche Steuergestaltung im Sinne des § 138l Absatz 2 Satz 1 AO ist danach 
jede Gestaltung, die die in den Nummern 1 bis 4 genannten Voraussetzungen kumulativ 
erfüllt. 


Bei einer Steuergestaltung im Sinne des § 138l AO handelt es sich – wie bei der Steuerge-
staltung im Sinne der §§ 138d ff. AO - um einen bewussten, das reale und/oder rechtliche 
Geschehen mit steuerlicher Bedeutung verändernden Schaffensprozess, bei dem durch 
den Nutzer oder für den Nutzer der Steuergestaltung eine bestimmte Struktur, ein bestimm-
ter Prozess oder eine bestimmte Situation bewusst und aktiv herbeigeführt oder verändert 
wird (z. B. durch Transaktionen, Handlungen, Vereinbarungen). Diese Struktur, dieser Pro-
zess oder diese Situation bekommt dadurch eine steuerrechtliche Bedeutung, die ansons-
ten nicht eintreten würde. Eine Steuergestaltung liegt nicht vor, wenn ein Steuerpflichtiger 
lediglich den Ablauf einer gesetzlichen Frist oder eines gesetzlichen Zeitraums abwartet, 
nach welchem er eine Transaktion steuerfrei oder nicht steuerbar realisieren kann. Ferner 
liegt eine Steuergestaltung nicht allein dadurch vor, dass ohne Hinzutreten von weiteren 
Umständen die Voraussetzungen der Steuerbefreiungsvorschriften des Erbschaftsteuer- 
und Schenkungsteuergesetzes erfüllt sind. Unerheblich ist, ob die Gestaltung modellhaft 
angelegt ist. 


Nach § 138l Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 AO darf die Gestaltung keine grenzüberschreitende 
Steuergestaltung im Sinne des § 138d Absatz 2 in Verbindung mit § 138e AO sein. Hier-
durch wird deutlich, dass § 138l AO auf rein innerstaatliche Steuergestaltungen abzielt und 
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als Ergänzung der Regelungen des §§ 138d bis 138k AO anzusehen ist. Doppelmeldungen 
sollen hierdurch vermieden werden. 


Die innerstaatliche Steuergestaltung muss zudem eine der in § 138l Absatz 2 Nummer 2 
AO abschließend aufgezählten Steuern zum Gegenstand haben. In Betracht kommen da-
her nur solche Steuergestaltungen, die sich auf Steuern vom Einkommen oder Vermögen 
(z. B. Einkommensteuer oder Körperschaftsteuer), die Gewerbesteuer, die Erbschaft- oder 
Schenkungsteuer oder die Grunderwerbsteuer auswirken sollen.  


Außerdem muss nach Nummer 3 mindestens ein Kennzeichen im Sinne des § 138l Ab-
satz 3 AO vorliegen.  


Nach der Nummer 4 muss zudem aus Sicht eines verständigen, unvoreingenommenen 
Dritten der zu erwartende Hauptvorteil oder einer der Hauptvorteile der innerstaatlichen 
Steuergestaltung die Erlangung eines steuerlichen Vorteils ist. Bei der Steuergestaltung 
muss demnach die günstige Auswirkung des steuerlichen Vorteils im Vordergrund stehen. 
Der Intermediär oder der Nutzer der Gestaltung kann das Gegenteil nachweisen, indem er 
z. B. zwingende außersteuerliche (insbesondere wirtschaftliche) Gründe für die konkrete 
Strukturierung einer Transaktion darlegt, die deren steuerlichen Vorteil in den Hintergrund 
treten lassen. Ein relevanter steuerlicher Vorteil liegt vor, wenn ein steuerlicher Vorteil im 
Sinne des § 138d Absatz 3 Satz 1 AO im Geltungsbereich der Abgabenordnung entstehen 
soll. Durch den Verweis auf die Definition des steuerlichen Vorteils in § 138d Absatz 3 
Satz 1 AO wird klargestellt, dass der bei grenzüberschreitenden und innerstaatliche Steu-
ergestaltungen zu prüfende Steuervorteil identisch ist. Ein steuerlicher Vorteil liegt daher 
vor, wenn durch die Steuergestaltung Steuern erstattet werden sollen, Steuervergütungen 
gewährt oder erhöht werden sollen, Steueransprüche entfallen oder verringert werden sol-
len, die Entstehung von Steueransprüchen verhindert werden soll, oder die Entstehung von 
Steueransprüchen in andere Besteuerungszeiträume oder auf andere Besteuerungszeit-
punkte verschoben werden soll. Der steuerliche Vorteil ist weder deckungsgleich mit dem 
gesetzlich nicht vorgesehenen Steuervorteil nach § 42 Absatz 2 Satz 1 AO noch mit dem 
nicht gerechtfertigten Steuervorteil gemäß § 370 Absatz 1 AO. Es genügt, dass die Erlan-
gung eines steuerlichen Vorteils beabsichtigt ist, auf dessen tatsächlichen Eintritt kommt es 
nicht an. 


Satz 2 


§ 138l Absatz 2 Satz 2 AO stellt klar, dass eine innerstaatliche Steuergestaltung auch dann 
vorliegt, wenn sie aus einer Reihe von Gestaltungen besteht. Ferner wird bestimmt, dass 
der Mitteilungspflichtige in diesem Fall sämtliche ihm bekannte Informationen zur Steuer-
gestaltung mitzuteilen hat und nicht nur die aus seiner Sicht maßgeblichen Teile. 


Satz 3 


Entsprechend der für grenzüberschreitende Steuergestaltungen in § 138d Absatz 3 Satz 3 
AO enthaltenen Bestimmung kann das Bundesministerium der Finanzen nach § 138l Ab-
satz 2 Satz 3 AO auch bei innerstaatlichen Steuergestaltungen für bestimmte Fallgruppen, 
die den Tatbestand des § 138l Absatz 2 Satz 1 AO grundsätzlich erfüllen, im Einvernehmen 
mit den obersten Finanzbehörden der Länder in einem im Bundessteuerblatt zu veröffentli-
chenden Schreiben bestimmen, dass kein steuerlicher Vorteil im Sinne des Satzes 1 Num-
mer 4 anzunehmen ist, weil der steuerliche Vorteil unter Berücksichtigung aller Umstände 
der Steuergestaltung gesetzlich vorgesehen ist. Hierdurch wird das Bundesministerium der 
Finanzen dazu ermächtigt, durch Verwaltungserlass auf der Grundlage allgemeiner Erfah-
rungswerte oder auf Grund der Ergebnisse der rechtspolitischen Auswertung bestimmte 
Fallgruppen von der Mitteilungspflicht nach § 138l Absatz 1 AO auszunehmen, die als sol-
ches zwar den Tatbestand des § 138l Absatz 2 AO erfüllen, hinsichtlich derer aber kein 
rechtspolitischer oder steuerfachlicher Handlungsbedarf gesehen wird.  
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Zu Absatz 3 


§ 138l Absatz 3 AO enthält eine abschließende Aufzählung der Kennzeichen, die bei Vor-
liegen der übrigen Tatbestandsvoraussetzungen des § 138l Absatz 2 AO eine Mitteilungs-
pflicht der innerstaatlichen Steuergestaltung auslösen, wobei das Vorliegen eines dieser 
Kennzeichen ausreicht. 


Satz 1 


§ 138l Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a AO bestimmt - ebenso wie § 138e Absatz 1 
Nummer 1 Buchstabe a AO - eine vertragliche Vertraulichkeitsklausel als Kennzeichen ei-
ner potenziell mitzuteilenden innerstaatlichen Steuergestaltung. Gesetzliche und standes-
rechtliche Verschwiegenheitspflichten fallen nicht in den Anwendungsbereich dieses Kenn-
zeichens. Erfasst werden dagegen solche Vereinbarungen, die dem Nutzer oder anderen 
an Steuergestaltung Beteiligten eine Offenlegung gegenüber anderen Intermediären oder 
der Finanzverwaltung verbieten. Hingegen erfüllen Vertraulichkeitsklauseln, die die Offen-
legung gegenüber weiteren Intermediären verbieten, die von der potenziellen Mitteilungs-
pflicht der konkreten innerstaatlichen Steuergestaltung nicht erfasst sind, nicht den Tatbe-
stand des § 138l Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a AO. Insoweit sollen – wie auch 
bei der Mitteilungspflicht über grenzüberschreitende Steuergestaltungen - die Geschäfts-
geheimnisse der Intermediäre gegenüber konkurrierenden Intermediären gewahrt bleiben, 
was Sinn und Zweck dieses Kennzeichens, eine effektive Mitteilung des steuerlichen Vor-
teils an die Finanzverwaltung sicherzustellen, entspricht. Vereinbaren zwei Parteien eine 
Klausel, wonach die Gestaltung nicht ohne Zustimmung des Erstellers an Dritte weiterge-
leitet werden darf, erfüllt dies auch die Anforderungen des Kennzeichens, denn Dritte sind 
in diesem Fall auch andere Intermediäre oder die Finanzverwaltung. Sind umgekehrt die 
Finanzverwaltung und andere Intermediäre bezüglich der Einzelheiten des steuerlichen 
Vorteils in der Klausel ausdrücklich ausgenommen, führt die Vertraulichkeitsklausel nicht 
zu einer Mitteilungspflicht. Ein Intermediär, dessen Tätigkeit im Zusammenhang mit der in-
nerstaatlichen Steuergestaltung auf Tätigkeiten im Sinne des § 138d Absatz 1 AO be-
schränkt ist, gilt nach § 138l Absatz 6 AO nicht als an der Gestaltung Beteiligter im Sinne 
des § 138l Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a AO. 


In § 138l Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b AO wird – ebenso wie § 138e Absatz 1 
Nummer 1 Buchstabe b AO – die Vereinbarung einer Vergütung des Intermediärs als Kenn-
zeichen definiert, sofern diese von der Höhe des steuerlichen Vorteils abhängt. Dies kann 
ein Indiz für das Vorliegen rein steuerlich motivierter Gestaltungen sein. Erfasst werden 
Erfolgshonorare, die ohne Verletzung der Bundesrechtsanwaltsordnung vereinbart werden 
können und deren Inhalt es gerade ist, eine (zusätzliche) Vergütung bei Eintritt einer Be-
dingung (§ 158 BGB) auszulösen, sofern sich die Bedingung auf den erwarteten steuerli-
chen Vorteil bezieht. Auf die zivilrechtliche Wirksamkeit der Vergütungsvereinbarung 
kommt es nicht an. Die Bestimmungen in § 4a des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes 
(RVG), § 9a StBerG und § 55a der Wirtschaftsprüferordnung (WPO), nach denen unter be-
stimmten Bedingungen Rechtsanwälte, Steuerberater und Wirtschaftsprüfer Erfolgshono-
rare vereinbaren dürfen, bleiben von dem Kennzeichen unberührt. Die Vergütung dieser 
Berufsgruppen wird nicht im Sinne der Vorschrift „in Bezug auf den steuerlichen Vorteil der 
Steuergestaltung festgesetzt“, wenn sich der Gegenstandswert im Sinne des Rechtsan-
waltsvergütungsgesetzes allein infolge der Berücksichtigung des erwarteten steuerlichen 
Vorteils erhöht, denn in diesem Fall wäre jede steuerliche Beratung unabhängig von ihrem 
konkreten Inhalt mitteilungspflichtig. 


Die in § 138l Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 AO definierten Kennzeichen sollen – wie auch 
§ 138e Absatz 1 Nummer 2 AO - Gestaltungen erfassen, die in einer Vielzahl weiterer Fälle 
in im Wesentlichen gleicher Weise eingesetzt werden können (Standardisierung). Die Stan-
dardisierung kann sich sowohl auf die (äußere) Dokumentation als auch die (innere) Struk-
tur der Gestaltung beziehen. Kleinere Anpassungen an die individuellen Bedürfnisse der 
verschiedenen Steuerpflichtigen sind für die Beurteilung der Standardisierung unbeachtlich.  
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Wie auch nach § 138e Absatz 1 Nummer 2 AO sind unter dem Merkmal der „standardisier-
ten Dokumentation“ im Sinne des § 138l Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 AO Vertragswerke o-
der sonstige mandatsbezogene Dokumente zu verstehen, welche ohne wesentliche Anpas-
sungen an den Einzelfall für die Nutzer musterartig vorbereitet sind. Wesentlich sind An-
passungen in der Form oder der Darstellung, die in der Gesamtbetrachtung die Dokumen-
tation inhaltlich, d. h. die Gestaltung, nicht mehr als gleichartig erscheinen lassen. Das 
Merkmal „standardisierte Dokumentation“ gemäß § 138l Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 AO er-
fasst nur standardisierte Dokumentationen mit Bezug zu einer innerstaatlichen Steuerge-
staltung, standardisierte Dokumentationen zu ausschließlich außersteuerlichen Zwecken 
erfüllen das Kennzeichen hingegen nicht. 


Das Merkmal der „standardisierten Struktur“ bezieht sich dagegen – wie bei § 138e Ab-
satz 1 Nummer 2 AO - nur auf den materiellen Gehalt der Gestaltung, d.h. auf die Idee der 
Gestaltung. Auf das Vorliegen formaler Vertragsmuster für diese Struktur kommt es nicht 
an. Eine „Struktur“ in diesem Sinn liegt vor, wenn mehrere rechtliche oder tatsächliche (Teil-
)Schritte in einer bestimmten (geplanten) Abfolge bewusst getätigt werden, um eine be-
stimmte steuerliche Rechtsfolge zu bewirken. Eine „Struktur“ kann auch dann vorliegen, 
wenn kein eigenständiger wirtschaftlicher Zweck verfolgt wird, sondern allein der Steuer-
vorteil im Vordergrund steht. Eine „Struktur“ ist standardisiert, wenn die Gestaltung inhaltlich 
oder konzeptionell so aufgebaut ist, dass sie in einer Vielzahl weiterer Fälle in im Wesent-
lichen gleicher Weise eingesetzt werden kann. Sie ist nicht bereits deshalb zu verneinen, 
weil der Intermediär die Gestaltung z. B. betragsmäßig an die Bedürfnisse des Einzelfalls 
anpasst. Wesentlich sind vielmehr solche Anpassungen der Struktur, die die betreffende 
Steuergestaltung inhaltlich oder konzeptionell ändern. Ein Indiz hierfür kann sein, dass sich 
die auf die Steuergestaltung anzuwendenden gesetzlichen Regelungen in Folge der An-
passung verändern. 


§ 138l Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe a AO erfasst – ebenso wie § 138e Absatz 1 
Nummer 3 Buchstabe a AO – Fälle des Verlusterwerbs, in denen von einem Beteiligten un-
angemessene rechtliche Schritte planmäßig unternommen werden, um ein laufendes ver-
lustbringendes Unternehmen (auch mittelbar) zu erwerben, die Haupttätigkeit dieses Un-
ternehmens zu beenden und dessen Verluste dafür zu nutzen, die eigene Steuerbelastung 
zu verringern einschließlich der zeitlich näheren Nutzung dieser Verluste. Der Erwerb von 
Unternehmen, deren Betrieb im Zeitpunkt des Erwerbs bereits eingestellt war oder die in-
zwischen Gewinne erwirtschaften, wird von dem Kennzeichen nicht erfasst. Auf die Rechts-
form des zu erwerbenden Unternehmens kommt es nicht an. Der Begriff des verlustbrin-
genden Unternehmens ist weit auszulegen; er erfasst sowohl Unternehmen mit Verlustvor-
trägen oder laufenden Verlusten, als auch mit Verlusten, die zwar bereits angelegt sind, die 
sich allerdings erst zukünftig steuerlich realisieren lassen (stille Lasten).Um die Verluste 
eines erworbenen Unternehmens dafür zu nutzen, die eigene Steuerbelastung zu verrin-
gern, muss der Erwerb des Verlustunternehmens in einem solchen Umfang erfolgen, dass 
der Erwerber allein oder zusammen mit nahestehenden Personen die weiteren Schritte ver-
anlassen oder durchsetzen kann. Dies richtet sich nach den jeweiligen einschlägigen (ge-
sellschaftsrechtlichen) Regelungen. Soweit die Verluste aufgrund von Verlustabzugsbe-
schränkungen nach den §§ 8c und 8d des Körperschaftsteuergesetzes (KStG) nicht genutzt 
werden können, ist das Kennzeichen des § 138l Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe a 
AO nicht erfüllt. Liegen keine wirtschaftlichen Gründe für die jeweiligen Schritte vor, ist da-
von auszugehen, dass die Gestaltung gezielt dafür genutzt werden soll, Steuern zu vermei-
den oder zu umgehen. 


§ 138l Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe b AO umfasst – ebenso wie § 138e Absatz 1 
Nummer 3 Buchstabe b AO – als Kennzeichen solche Fälle, bei denen steuerpflichtige Ein-
künfte in Vermögen, Schenkungen oder andere nicht oder niedriger besteuerte Einnahmen 
oder nicht steuerbare Einkünfte umgewandelt werden und damit eine höhere Besteuerung 
vermieden wird. An der Umwandlung können ein Steuerpflichtiger oder mehrere Steuer-
pflichtige sowie verbundene Unternehmen beteiligt sein. Neben den unmittelbaren sind 
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auch Umwandlungen über mehrere Stufen erfasst. Unter dem Begriff der „Umwandlung“ ist 
die Umqualifizierung von Einkünften zu verstehen. 


§ 138l Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe c AO umfasst – ebenso wie § 138e Absatz 1 
Nummer 3 Buchstabe c AO - die zirkuläre Vermögensverschiebung durch die Einbeziehung 
zwischengeschalteter Unternehmen ohne primäre wirtschaftliche Funktion oder durch an-
dere neutrale Transaktionen. Unter einer Transaktion ist eine gegenseitige - ggf. mehrteilige 
- Übertragung von Gütern oder Rechten zwischen mindestens zwei juristischen oder natür-
lichen Personen, Rechtsträgern oder Vermögensmassen zu verstehen. Eine relevante 
Transaktion im Sinne des Kennzeichens liegt vor, wenn zwischen der Transaktion und der 
„Gestaltung“ der Zweckzusammenhang besteht, die Transaktion - jedenfalls zu einem spä-
teren Zeitpunkt - für die Gestaltung zu nutzen. Bei zirkulären Transaktionen ist grundsätzlich 
davon auszugehen, dass es sich um mindestens zwei Transaktionen handeln muss und 
dass das betroffene Vermögen nach einer Reihe von Transaktionen wieder zum ursprüng-
lichen Nutzer bzw. Steuerpflichtigen zurück gelangt. Für eine solche Transaktion genügt 
bereits der Übergang der wirtschaftlichen Zuordnung für eine juristische Sekunde. Wesent-
lich ist auch, dass die Transaktionen einem Gesamtplan folgen. 


Nach § 138l Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe d AO ist die Zuordnung desselben steu-
ererheblichen Sachverhalts zu mehreren Nutzern oder Steuerpflichtigen oder mehrfach zu 
einem Nutzer oder Steuerpflichtigen ein die Mitteilungspflicht auslösendes Kennzeichen. 
Damit sollen Konstellationen erfasst werden, die zu einer gesetzlich nicht vorgesehenen 
Mehrfachberücksichtigung führen und daher zu einer Verringerung von Steueransprüchen 
beitragen. 


Nach § 138l Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe e AO stellen auch Gestaltungen, die 
zum Gegenstand haben, das durch aufeinander abgestimmte Rechtsgeschäfte zweckge-
richtet steuerwirksame Verluste und ganz oder teilweise steuerfreie Einkünfte erzeugt wer-
den ein die Mitteilungspflicht auslösendes Kennzeichen dar. Das Kennzeichen basiert auf 
dem Gestaltungsmodell der sogenannten Kopplungsgeschäfte. Bei diesem Modell wurden 
gegenläufige Derivategeschäfte dergestalt abgeschlossen, dass garantiert Veräußerungs-
gewinne aus Aktien und in gleicher oder ähnlicher Höhe Verluste aus Termingeschäften 
entstanden sind. Kapitalgesellschaften sollten die Aktienveräußerungsgewinne steuerfrei 
vereinnahmen und gleichzeitig steuerwirksame Verluste aus Termingeschäften geltend ma-
chen können. Eine ausführliche Beschreibung eines Kopplungsgeschäftes befindet sich in 
der Bundesrats-Drucksache 119/16, Seite 125.  


Im Investmentsteuerrecht wurden in § 39 Absatz 3 InvStG und § 48 Absatz 4 Satz 2 InvStG 
gesetzliche Gegenmaßnahmen getroffen. Zudem hat die Rechtsprechung die Steuergestal-
tungsmöglichkeiten in der Direktanlage dadurch eingeschränkt, dass die Verluste aus Ter-
mingeschäften als Veräußerungskosten nach § 8b Absatz 2 Satz 1 KStG eingestuft wurden 
(BFH-Urteil vom 9. April 2014, I R 52/12, BStBl II 2014 S. 861). Durch das die Mitteilungs-
pflicht auslösende Kennzeichen soll überprüft werden, ob die getroffenen Abwehrmaßnah-
men wirksam sind und ob derartige Gestaltungen trotz der ergangenen Rechtsprechung 
weiter betrieben werden. Zudem soll aufgedeckt werden, ob es gänzlich neue Gestaltungs-
modelle mit der gleichen oder einer ähnlichen Zielsetzung wie bei den Kopplungsgeschäf-
ten geben sollte. 


Schließlich erfüllen auch Gestaltungen, die zum Gegenstand haben, dass ein an der Ge-
staltung Beteiligter unangemessene rechtliche Schritte unternimmt, um für sich oder einen 
Dritten einen steuerlichen Vorteil im Bereich des Steuerabzugs vom Kapitalertrag zu erzeu-
gen, ein Kennzeichen nach Absatz 3 (§ 138l Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe f AO). 
Hierunter fallen auch Gestaltungen, die durch aufeinander abgestimmte Rechtsgeschäfte 
das Ziel verfolgen, Steueransprüche zu verringern oder ganz zu vermeiden. Die durch die 
Finanzverwaltung aufgegriffenen Gestaltungen zur Umgehung der Dividendenbesteuerung 
zeigen, dass der Kapitalmarkt ein großes Potential eröffnet, Transaktionen mit Wertpapie-
ren allein deshalb durchzuführen, um einen Steuervorteil aus der auf die Kapitalerträge 
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erhobenen Kapitalertragsteuer zu erzielen. Der Gewinn aus der Transaktion resultiert aus 
dem generierten Steuerbetrag. Transaktionsbedingte Wertänderungsrisiken wurden durch 
Sicherungsgeschäfte ausgeschlossen. Diese Art von Gestaltungsmodellen sollen durch 
das Kennzeichen erfasst werden. 


Satz 2 


§ 138l Absatz 3 Satz 2 AO regelt ergänzend, dass die Grundsätze der Nummer 3 Buch-
stabe b entsprechend für die Gewerbesteuer gelten. 


Zu Absatz 4 


Durch die Regelung des Absatzes 4 wird die Definition des Nutzers nach § 138d Absatz 5 
AO bei grenzüberschreitenden Steuergestaltungen auch auf den Nutzer der innerstaatli-
chen Steuergestaltung übertragen. 


Nutzer einer innerstaatlichen Steuergestaltung ist danach die natürliche oder juristische 
Person, Personenvereinigung oder Vermögensmasse,  


– der die innerstaatliche Steuergestaltung zur Umsetzung bereitgestellt wird (Nummer 1),  


– die bereit ist, die innerstaatliche Steuergestaltung umzusetzen (Nummer 2), oder  


– die den ersten Schritt zur Umsetzung der innerstaatlichen Steuergestaltung vorgenom-
men hat (Nummer 3).  


Eine innerstaatliche Steuergestaltung wird einem Nutzer zur Umsetzung bereitgestellt im 
Sinne der Nummer 1, indem ihm alle erforderlichen Unterlagen und Informationen vorgelegt 
werden, die er zur Umsetzung der konkreten innerstaatlichen Steuergestaltung benötigt. 
Die Umsetzung der Steuergestaltung muss dann allein von der Entscheidung des Nutzers 
abhängen; hierbei ist in Unternehmen auf die für die Entscheidung über die Implementie-
rung der Steuergestaltung zuständigen Personen abzustellen. Es muss eine erkennbare 
Absicht des Nutzers bestehen, die ihm individuell dargelegte innerstaatliche Steuergestal-
tung umsetzen zu wollen, es kommt aber nicht darauf an, dass er sie auch tatsächlich um-
setzt. Unverbindliche und reine Werbemaßnahmen, mit denen ein Intermediär auf eine Be-
auftragung abzielt, fallen nicht in den Anwendungsbereich dieses Tatbestandsmerkmals. 


Die Bereitschaft zur Umsetzung einer innerstaatlichen Steuergestaltung nach Nummer 2 ist 
gegeben, sobald die tatsächliche Umsetzung der Steuergestaltung nur noch von der ab-
schließenden Entscheidung des Nutzers abhängig ist. Die Regelung kommt insbesondere 
zur Anwendung, wenn die Steuergestaltung vom Nutzer selbst, also ohne Beteiligung eines 
Intermediärs, konzipiert worden ist (Inhouse-Gestaltung) und damit keine Unterlagen zur 
Umsetzung bereitgestellt werden müssen. In Unternehmen ist hierbei auf die für die Ent-
scheidung über die Implementierung der Steuergestaltung zuständigen Personen abzustel-
len. 


Wie auch bei grenzüberschreitenden Steuergestaltungen (vgl. § 138d Absatz 5 Nummer 3 
AO) enthält die Definition des Nutzerbegriffs in § 138l Absatz 4 AO in der Nummer 3 einen 
Auffangtatbestand, der Fallgestaltungen erfasst, in denen weder die Voraussetzungen nach 
der Nummer 1 (Bereitstellung zur Umsetzung) noch nach der Nummer 2 (Bereitschaft zur 
Umsetzung) erfüllt sind. Die Regelung kommt z. B. zur Anwendung, wenn ein Vertrag vor-
liegt, dessen Wirkung von einer Bedingung abhängig gemacht wird (aufschiebende Bedin-
gung i. S. d. § 158 BGB). Eine Person ist in diesem Fall erst Nutzer i. S. d. § 138l Absatz 4 
Nummer 3 AO, sobald sie erste Schritte zur Umsetzung der innerstaatlichen Gestaltung 
vornimmt. 
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Zu Absatz 5 


Nicht jede innerstaatliche Steuergestaltung im Sinne des § 138l Absatz 2 AO unterliegt der 
Mitteilungspflicht nach § 138l Absatz 1 AO. Die Mitteilungspflicht wird nach Absatz 5 auf 
Fälle beschränkt, in denen neben den Voraussetzungen des Absatzes 2 mindestens ein 
nutzerbezogenes Kriterium (vgl. § 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 AO) oder ein gestal-
tungsbezogenes Kriterium (vgl. § 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 AO) erfüllt ist.  


Satz 1 


Satz 1 enthält in der Nummer 1 eine abschließende Auflistung nutzerbezogener Kriterien, 
die alternativ erfüllt sein müssen, damit eine innerstaatliche Steuergestaltung im Sinne des 
§ 138l Absatz 2 AO mitteilungspflichtig ist. Eine der in der Nummer 1 genannten Voraus-
setzungen muss dabei in einem der in § 138n Absatz 1 Satz 2 AO genannten Zeitpunkte 
vorliegen, d.h. in dem Zeitpunkt, in dem eine innerstaatliche Steuergestaltung dem Nutzer 
zur Umsetzung bereitgestellt wird, in dem er zur Umsetzung bereit ist oder in dem er den 
ersten Umsetzungsschritt macht. Dabei reicht es aus, wenn der Nutzer der Gestaltung in 
nur einem der drei genannten Zeitpunkte eine Voraussetzung gemäß der Nummer 1 erfüllt. 


Die Regelung des § 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a AO stellt darauf ab, dass 
der Nutzer der innerstaatlichen Steuergestaltung – unabhängig von seiner Rechtsform – 
innerhalb von mindestens zwei der drei Kalender- oder Wirtschaftsjahre, die dem Kalender-
jahr vorausgehen, in dem das die Mitteilungspflicht auslösende Ereignis eingetreten ist 
(maßgebendes Ereignis, vgl. § 138n Absatz 1 Satz 2 AO), nach § 1 Absatz 1 des Umsatz-
steuergesetzes umsatzsteuerbare Umsätze in Höhe von mehr als 50 000 000 Euro pro 
Wirtschaftsjahr oder Kalenderjahr erzielt hat (Umsatzschwelle). 


Die Regelung des § 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b AO stellt ergänzend auf 
die Höhe der Einkünfte bzw. des Einkommens ab: danach kann eine Mitteilungspflicht auch 
bestehen, wenn ein Nutzer der innerstaatlichen Steuergestaltung (als Steuerschuldner) in 
mindestens zwei der drei letzten Veranlagungszeiträume, für die vor dem Ereignis nach 
§ 138n Absatz 1 Satz 2 Einkommen- oder Körperschaftsteuer festgesetzt worden ist,  


– eine Summe der positiven Einkünfte nach § 2 Absatz 1 des Einkommensteuergesetzes 
einschließlich der nach § 32d des Einkommensteuergesetzes dem gesonderten Steu-
ertarif unterliegenden Einkünfte aus Kapitalvermögen von mehr als 2 000 000 Euro im 
Kalenderjahr (Einkünfteschwelle, § 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b Dop-
pelbuchstabe aa AO) erzielt hat; im Fall der Zusammenveranlagung nach § 26b des 
Einkommensteuergesetzes ist für die Feststellung des Überschreitens der Einkünfte-
schwelle auf jeden Ehegatten oder Lebenspartner abzustellen; es genügt daher, wenn 
in der Person eines Ehegatten oder Lebenspartners die Einkünfteschwelle überschrit-
ten ist, die Einkünfte der Ehegatten oder Lebenspartner sind nicht zusammenzurech-
nen; oder 


– ein Einkommen nach § 8 Absatz 1 des Körperschaftsteuergesetzes erzielt und dieses 
erhöht um die nach § 8b des Körperschaftsteuergesetzes außer Ansatz bleibenden 
Bezüge und Gewinne und vermindert um die nach § 8b Absatz 3 und 5 des Körper-
schaftsteuergesetzes nicht abziehbaren Betriebsausgaben mehr als 2 000 000 Euro 
im Wirtschaftsjahr (Einkommensschwelle, § 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 Buch-
stabe b Doppelbuchstabe bb AO) beträgt.  


Um allen Beteiligten mehr Rechtsicherheit zu verschaffen, soll bei der Prüfung der Ein-
künfte- oder Einkommensschwelle nach Satz 1 nicht auf entstandene, sondern erst auf be-
reits festgesetzte Steuern abgestellt werden. 


Die Buchstaben c und d begründen eine Mitteilungspflicht bei Nutzern, die keine natürlichen 
Personen sind, in den in § 4 Absatz 2 der Betriebsprüfungsordnung genannten Fällen. Ge-
hört ein Nutzer der innerstaatlichen Steuergestaltung zu einem Konzern im Sinne des § 18 
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des Aktiengesetzes, kommt eine Mitteilungspflicht nur in Betracht, wenn die Summe der 
Umsätze, Einkünfte oder Einkommen der Konzerngesellschaften einen der in § 138l Ab-
satz 5 Satz 1 Buchstabe a oder b genannten Schwellenwerte überschreitet, wobei nur po-
sitive Beträge der einzelnen Konzerngesellschaften berücksichtigt werden.  


Nach Buchstabe e besteht eine Mitteilungspflicht ferner, wenn der Nutzer der innerstaatli-
chen Steuergestaltung ein Investmentfonds oder ein Spezial-Investmentfonds im Sinne des 
Investmentsteuergesetzes ist. 


Schließlich sieht Buchstabe f auch eine Mitteilungspflicht in Fällen vor, in denen der Anleger  


– eines Investmentfonds im Sinne des Investmentsteuergesetzes Nutzer der innerstaat-
lichen Steuergestaltung ist. Das gilt aber nur, wenn nicht mehr als 100 Anleger an dem 
Investmentfonds beteiligt sind und die Anschaffungskosten der Investmentanteile des 
Anlegers mindestens 100 000 Euro betragen haben (§ 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 
Buchstabe f Doppelbuchstabe aa AO). 


– eines Spezial-Investmentfonds im Sinne des Investmentsteuergesetzes Nutzer der in-
nerstaatlichen Steuergestaltung ist (§ 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe f 
Doppelbuchstabe bb AO). 


Nach § 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 AO besteht eine Mitteilungspflicht einer innerstaat-
lichen Steuergestaltung nach § 138l Absatz 2 AO auch, wenn eines der in der Nummer 2 
abschließend genannten gestaltungsbezogenen Kriterien erfüllt ist. Dies hat den Hinter-
grund, dass die Erbschaft- und Schenkungsteuer und die Grunderwerbsteuer an den Wert 
des übertragenen Vermögens oder Grundbesitzes anknüpfen und relevante innerstaatliche 
Steuergestaltungen in diesem Bereich auch vorliegen können, wenn keines der nutzerbe-
zogenen Kriterien des § 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 AO erfüllt ist. 


§ 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a AO enthält eine Regelung zur sachlichen 
Einschränkung der Mitteilungspflicht im Hinblick auf erbschaft- und schenkungsteuerlich 
relevante innerstaatliche Steuergestaltungen. Eine innerstaatliche Steuergestaltung ist da-
nach nur mitzuteilen, wenn sie zum Gegenstand hat, dass entweder durch Erwerb von To-
des wegen oder durch Schenkung Vermögen übertragen wird, dessen Wert nach § 12 des 
Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes nach Abzug von Nachlassverbindlichkei-
ten im Sinne des § 10 Absatz 5 Nummer 1 des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuerge-
setzes bei Erwerb von Todes wegen oder nach Abzug der mit einer Schenkung in wirt-
schaftlichem Zusammenhang stehenden Schulden und Lasten bei Schenkungen voraus-
sichtlich mindestens 4 000 000 Euro betragen wird. Durch die Minderung wird bei Vermö-
gensgegenständen im Privatvermögen ein Gleichklang mit der Berücksichtigung von be-
trieblich veranlassten Schulden im Betriebsvermögen hergestellt. Eine Doppelberücksichti-
gung von Belastungen, die sich bereits bei der Ermittlung des Werts einer wirtschaftlichen 
Einheit ausgewirkt haben, ist ausgeschlossen. Dieser Schwellenwert bezieht sich nicht nur 
auf den Wert des einzelnen Vermögensanfalls bei einer der beteiligten Personen, sondern 
auf den Wert des gesamten Vermögens, das übertragen wird. Daher ist das gestaltungs-
bezogene Kriterium nach § 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a AO erfüllt, wenn 
ein Erblasser von Todes wegen Vermögen von voraussichtlich mindestens 4 000 000 Euro 
an mehrere Erben überträgt und die einzelnen Erben jeweils Vermögen unterhalb des 
Schwellenwerts von 4 000 000 Euro erhalten. 


Im Hinblick auf grunderwerbsteuerlich relevante innerstaatliche Steuergestaltungen be-
stimmt § 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b AO, dass Gestaltung zum Gegen-
stand haben, dass unmittelbar oder mittelbar Anteile an einer Gesellschaft erworben wer-
den oder übergehen nur mitzuteilen sind, wenn der durch die Anteile vermittelte Grundbe-
sitzwert nach § 8 Absatz 2 des Grunderwerbsteuergesetzes mindestens 5 000 000 Euro 
beträgt. Sogenannte „Share Deal“-Modelle dürften in der Regel den Tatbestand des § 138l 
Absatz 2 AO erfüllen. Aus der Sicht des Gesetzgebers besteht auch ein Interesse daran, 
unbekannte „Share Deal“-Modelle zu erkennen, um diese nach Möglichkeit einer gerechten 
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Besteuerung zuführen zu können. Mit der sachlichen Einschränkung der Mitteilungspflicht 
durch die Bestimmung des § 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b AO wird die Mit-
teilungspflicht insoweit auf haushalterisch relevante Steuergestaltungen in diesem Bereich 
beschränkt. 


Satz 2 


Nach § 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a und b AO ist bei der Prüfung, ob die 
Umsatz-, Einkünfte- oder Einkommensschwelle durch den Nutzer der innerstaatlichen Steu-
ergestaltung überschritten wird, auf die Verhältnisse in den letzten drei Jahren, die dem 
Eintritt des die Mitteilungspflicht auslösenden Ereignisses (maßgebendes Ereignis, vgl. 
§ 138n Absatz 1 Satz 2 AO) vorausgegangen sind, abzustellen. Die Regelung in § 138l Ab-
satz 5 Satz 2 AO ergänzt die vorstehende Bestimmung für Fälle, in denen die Steuerpflicht 
des Nutzers der innerstaatlichen Steuergestaltung erst in den letzten drei Kalenderjahren 
oder Wirtschaftsjahren oder in dem Kalenderjahr oder Wirtschaftsjahr, in dem das Ereignis 
nach § 138n Absatz 1 Satz 2 AO eingetreten ist, entstanden ist. Hierdurch wird sicherge-
stellt, dass eine innerstaatliche Steuergestaltung, die der Gesetzgeber und die Finanzver-
waltung kennen sollten, auch der Mitteilungspflicht unterfällt, wenn die Steuerpflicht erst 
kurze Zeit vor der Bereitstellung oder gar durch die Umsetzung der innerstaatlichen Steu-
ergestaltung entstanden ist.  


Ist die Steuerpflicht des Nutzers erst in den letzten drei Kalenderjahren oder Wirtschafts-
jahren oder in dem Kalenderjahr oder Wirtschaftsjahr, in dem das Ereignis nach § 138n 
Absatz 1 Satz 2 AO eingetreten ist, entstanden, sind  


– die Voraussetzungen des § 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a AO auch 
dann erfüllt, wenn die Umsatzschwelle in dem Kalenderjahr, in dem das Ereignis nach 
§ 138n Absatz 1 Satz 2 AO eintritt, voraussichtlich überschritten wird.  


– Die Voraussetzungen des § 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b AO auch 
dann erfüllt, wenn die Einkünfte- oder Einkommensschwelle nur in einem Besteue-
rungs- oder Veranlagungszeitraum überschritten wird; maßgebend sind dabei nicht nur 
die in einer Steuerfestsetzung, sondern auch die der Festsetzung einer Steuervoraus-
zahlung zu Grunde gelegten Beträge nach Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b.  


Satz 3 


Bei der Prüfung der Umsatz-, Einkünfte- oder Einkommensschwelle im Sinne des Satzes 2 
sind Rumpfwirtschaftsjahre auf volle Wirtschaftsjahre hochzurechnen. Diese Bestimmung 
legt Nutzern, die bereits unmittelbar nach der Unternehmensgründung, der Aufnahme der 
relevanten Tätigkeit oder nach ihrem Entstehen hohe Umsatzerlöse oder Einkünfte erzie-
len, für die ersten Wirtschaftsjahre oder Kalenderjahre ihrer Steuerpflicht zusätzliche Über-
wachungspflichten auf. Dies ist aber aus der Sicht des Gesetzgebers angemessen, um 
insbesondere Fallgestaltungen aufzudecken, in denen Unternehmen nur für wenige Jahre 
und im Wesentlichen zur Umsetzung von gesetzgeberisch unerwünschten Steuergestal-
tungsmodellen existieren, und darauf erforderlichenfalls reagieren zu können. 


Satz 4 


Wird ein Nutzer nicht zur Einkommensteuer veranlagt, sind bei der Prüfung des Überschrei-
tens der Einkünfteschwelle die Einkünfte in mindestens zwei der drei letzten Kalenderjahre 
maßgebend, die dem Kalenderjahr vorausgehen, in dem das Ereignis nach § 138n Ab-
satz 1 Satz 2 eingetreten ist, da hier nicht auf die Ergebnisse einer Veranlagung abgestellt 
werden kann. 


Satz 4 erfasst damit die Fälle, in denen keine Einkommensteuerfestsetzung erfolgt, insbe-
sondere weil der Nutzer der innerstaatlichen Steuergestaltung ausschließlich nach § 32d 
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des Einkommensteuergesetzes dem gesonderten Steuertarif unterliegende Einkünfte aus 
Kapitalvermögen erzielt. 


Satz 5 


Durch Satz 5 in § 138l Absatz 5 AO wird klargestellt, dass die Anleger von Investmentfonds, 
die die Tatbestandsvoraussetzungen des § 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe f 
AO erfüllen, hierdurch nur zur Mitteilung von Steuergestaltungen im Zusammenhang mit 
der Beteiligung an einem Investmentfonds oder Spezial-Investmentfonds verpflichtet sind. 
Mitteilungspflichtig im Hinblick auf andere innerstaatliche Steuergestaltungen sind sie nur, 
wenn sie eines der übrigen nutzerbezogenen oder gestaltungsbezogenen Kriterien des 
§ 138l Absatz 5 AO erfüllen. 


Satz 6 


§ 138l Absatz 5 Satz 6 AO bestimmt, dass bei der Prüfung, ob ein gestaltungsbezogenes 
Kriterium im Sinne des Satzes 1 Nummer 2 Buchstabe a) und b) erfüllt ist, auf die Verhält-
nisse in einem der in § 138n Absatz 1 Satz 2 AO genannten Zeitpunkte abzustellen ist. Es 
reicht dabei aus, wenn die Voraussetzungen in nur einem der in § 138n Absatz 1 Satz 2 
AO genannten Zeitpunkte, d.h. in dem Zeitpunkt, in dem eine innerstaatliche Steuergestal-
tung dem Nutzer zur Umsetzung bereitgestellt wird, in dem der Nutzer zur Umsetzung der 
innerstaatlichen Steuergestaltung bereit oder in dem der Nutzer den ersten Umsetzungs-
schritt gemacht hat, erfüllt sind. 


Satz 7 


Satz 7 stellt klar, dass eine Mitteilungspflicht über eine innerstaatliche Steuergestaltung, die 
ausschließlich die Erbschaft- oder Schenkungssteuer sowie die Grunderwerbsteuer zum 
Gegenstand hat, nach § 138l Absatz 5 AO nur besteht, wenn auch ein gestaltungsbezoge-
nes Kriterium gemäß § 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 AO erfüllt ist. Ob auch ein nutzer-
bezogenes Kriterium nach § 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 AO erfüllt ist, ist für die Frage, 
ob eine ausschließlich die Erbschaft- oder Schenkungssteuer oder die Grunderwerbsteuer 
betreffende innerstaatliche Steuergestaltung dem Bundeszentralamt für Steuern mitzutei-
len ist, unbeachtlich. 


Satz 8 


Nicht in jedem Fall dürfte dem Intermediär bekannt sein, ob ein Nutzer einer innerstattlichen 
Steuergestaltung eines der in § 138l Absatz 5 Satz 1 AO genannten nutzerbezogenen oder 
gestaltungsbezogenen Kriterien erfüllt. Diese zusätzlichen Informationen werden jedoch in 
den Fällen, in denen ein Intermediär existiert, dem die Mitteilungspflicht auch grundsätzlich 
obliegt (vgl. § 138m Absatz 1 AO) von diesem benötigt, um beurteilen zu können, ob eine 
mitteilungspflichtige innerstaatliche Steuergestaltung vorliegt, hinsichtlich derer er mit dem 
Eintritt des maßgebenden Ereignisses nach § 138n Absatz 2 AO auch zur Mitteilung ver-
pflichtet ist. Durch Satz 8 wird daher bestimmt, dass der (potentielle) Nutzer dem Interme-
diär die für die Anwendung von Satz 1 erforderlichen Daten mitzuteilen hat.  


Zu Absatz 6 


Nach § 138l Absatz 6 AO gilt ein Intermediär – wie auch bei grenzüberschreitenden Steu-
ergestaltungen – nicht als „an der Gestaltung Beteiligter“, soweit er im Zusammenhang mit 
der innerstaatlichen Steuergestaltung nur solche Tätigkeiten ausübt, durch die er nach 
§ 138m Absatz 1 Satz 1 AO die Stellung eines Intermediärs innehat. 
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Zu § 138m (Zur Mitteilung innerstaatlicher Steuergestaltungen verpflichtete 
Personen) 


§ 138m AO bestimmt, wer zur Mitteilung einer innerstaatlichen Steuergestaltung im Sinne 
des § 138l Absatz 2 AO verpflichtet ist. Durch die Regelung werden die zur Mitteilungs-
pflicht von Intermediären und Nutzern einer grenzüberschreitenden Steuergestaltung gel-
tenden Bestimmungen (vgl. insbesondere §§ 138f und 138g AO) weitgehend auch auf in-
nerstaatliche Steuergestaltungen übertragen. 


Zu Absatz 1 


§ 138m Absatz 1 AO bestimmt, dass grundsätzlich der Intermediär einer innerstaatlichen 
Steuergestaltung verpflichtet ist, diese dem Bundeszentralamt für Steuern mitzuteilen. 
Durch den Verweis auf die in § 138d Absatz 1 AO genannten Tätigkeiten in § 138m Ab-
satz 1 Satz 1 AO wird klargestellt, dass die Intermediärstätigkeiten bei grenzüberschreiten-
den und innerstaatlichen Steuergestaltungen identisch definiert sind. Die Definition des In-
termediärs knüpft daher auch bei innerstaatlichen Steuergestaltungen an die Mitwirkung bei 
den verschiedenen Stadien einer Steuergestaltung an, von ihrer Entstehung bis hin zur 
Verwaltung ihrer Umsetzung. 


Ein Vermarkten liegt vor, wenn die Steuergestaltung am Markt mit dem Ziel der Anbahnung 
einer Geschäftsbeziehung zwischen dem Vermarkter und einem noch unbestimmten Nut-
zer (Dritten) angeboten wird. Das setzt voraus, dass eine bestimmte Steuergestaltung zu-
nächst ohne konkreten Bezug zu einem bestimmten Nutzer entwickelt wird, wobei die Ent-
wicklung nicht durch den Vermarkter erfolgen muss. Eine Steuergestaltung ist auch dann 
am Markt angeboten, wenn nur ein begrenzter potenzieller Nutzerkreis vorhanden ist. Ein 
Vermarkten liegt hingegen nicht vor, wenn eine maßgeschneiderte innerstaatliche Steuer-
gestaltung für einen bestimmten, bereits von Vornherein feststehenden Nutzerkreis konzi-
piert wird. 


Konzipieren ist das Planen, Entwerfen oder Entwickeln einer konkreten Steuergestaltung, 
in der Regel in Bezug zu einem bestimmten Nutzer oder zu einer Gruppe von Nutzern. Vom 
Konzipieren abzugrenzen ist die bloße steuerliche Beurteilung eines von einem Dritten oder 
dem Nutzer entwickelten steuerlichen Konzepts oder die bloße Wiedergabe des Gesetzes-
wortlauts, der Auffassung der Finanzverwaltung oder der Rechtsprechung zu abstrakten 
einzelnen Rechtsfragen. 


Unter Organisieren ist die umfassende administrative Vorbereitung und Planung einer mög-
lichen Umsetzung der Steuergestaltung sowie die Bereitstellung zur Nutzung und die Zur-
verfügungstellung für eine konkrete Verwendung durch einen Nutzer oder eine Gruppe von 
Nutzern zu verstehen.  


Zur Nutzung bereitstellen bedeutet, dass der Intermediär einem potenziellen Nutzer die für 
die Umsetzung einer Steuergestaltung erforderlichen Informationen oder (Vertrags-)Unter-
lagen ausgehändigt oder anderweitig individuell zugänglich gemacht hat. Eine tatsächliche 
Umsetzung der Steuergestaltung durch den Nutzer ist hierbei noch nicht erforderlich. Die 
bloße Verbreitung allgemeiner Informationen über eine Steuergestaltung, z. B. durch Ver-
öffentlichung unverbindlicher Informationen im Internet oder durch öffentliches Auslegen 
oder Ausgeben allgemein zugänglicher Prospekte, ist dagegen noch kein „zur Nutzung be-
reitstellen“.  


Die Verwaltung der Umsetzung erfasst die verantwortliche Leitung der konkreten Umset-
zung der Steuergestaltung durch einen anderen als den Nutzer der Steuergestaltung. Die 
bloße Abbildung der steuerlichen Konsequenzen aus der Umsetzung einer Steuergestal-
tung im Rahmen der Erstellung der entsprechenden Steuererklärungen fällt regelmäßig 
nicht unter den Begriff der Verwaltung der Umsetzung, sofern die Steuergestaltung hier-
durch nicht insgesamt umgesetzt wird. 
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Der Begriff des Intermediärs setzt auch bei innerstaatlichen Steuergestaltungen keine Zu-
gehörigkeit zu einer bestimmten Berufsgruppe voraus. Intermediäre können beispielsweise 
Angehörige der steuerberatenden Berufe, Rechtsanwälte, Wirtschaftsprüfer, Finanzdienst-
leister oder sonstige Berater sein. Wer lediglich bei der Verwirklichung einzelner Teilschritte 
einer innerstaatlichen Steuergestaltung mitwirkt hat, ist kein Intermediär im Sinne des 
§ 138m Absatz 1 Satz 1 i. V. mit § 138d Absatz 1 AO. 


Ein Intermediär nach Satz 2 ist nur zur Mitteilung einer innerstaatlichen Steuergestaltung 
gegenüber dem Bundeszentralamt für Steuern verpflichtet, wenn er im Geltungsbereich der 
AO 


– seinen Wohnsitz, seinen gewöhnlichen Aufenthalt, seine Geschäftsleitung oder seinen 
Sitz hat (Nummer 1), 


– eine Betriebstätte hat, durch die Dienstleistungen im Zusammenhang mit der inner-
staatlichen Steuergestaltung erbracht werden (Nummer 2), 


– in das Handelsregister oder in ein öffentliches berufsrechtliches Register eingetragen 
ist (Nummer 3) oder 


– bei einem Berufsverband für juristische, steuerliche oder beratende Dienstleistungen 
registriert ist (Nummer 4). 


Mit dieser Einschränkung wird die Mitteilungspflicht (wie in § 138f Absatz 7 AO) auf Inter-
mediäre beschränkt, die im Inland Leistungen im Zusammenhang mit der innerstaatlichen 
Steuergestaltung erbracht haben. Ist keine der vorstehend genannten Voraussetzungen 
erfüllt, obliegt die Verpflichtung zur Mitteilung der innerstaatlichen Steuergestaltung dem 
Nutzer (vgl. § 138m Absatz 2 AO). 


Zu Absatz 2 


Satz 1 


Nach § 138l Absatz 2 Satz 1 AO ist der Nutzer im Sinne des § 138l Absatz 4 AO selbst zur 
Mitteilung der innerstaatlichen Steuergestaltung verpflichtet, wenn  


– er sie für sich selbst konzipiert hat (Inhouse-Gestaltung) oder 


– kein Intermediär die Voraussetzungen des § 138m Absatz 1 Satz 2 AO erfüllt.  


Satz 2 


Ist eine innerstaatliche Steuergestaltung dem Bundeszentralamt für Steuern mitzuteilen, 
weil eines der in § 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 AO bezeichneten nutzerbezogenen Kri-
terien erfüllt ist, obliegt die Mitteilungspflicht in Fällen, in denen kein Intermediär existiert 
oder zur Mitteilung verpflichtet ist, nur demjenigen Nutzer oder der Mehrzahl von Nutzern, 
die eines der nutzerbezogenen Kriterien erfüllen (§ 138m Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 AO).  


Existieren weitere Nutzer, die keines der nutzerbezogenen Kriterien des § 138l Absatz 5 
Satz 1 Nummer 1 AO erfüllen, gelten sie als andere an der Gestaltung beteiligte Personen 
und sind wie Personen zu behandeln, die von der innerstaatlichen Steuergestaltung wahr-
scheinlich unmittelbar betroffen sind (§ 138m Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 AO). Das bedeu-
tet, dass sie selbst nicht zur Mitteilung der innerstaatlichen Steuergestaltung verpflichtet 
sind, aber im Datensatz nach § 138n Absatz 2 AO zu benennen sind (vgl. § 138n Absatz 2 
Satz 1 Nummer 9 AO). Durch diese Einschränkung des zur Mitteilung verpflichteten Nut-
zerkreises soll sichergestellt werden, dass eine Mitteilungspflicht gegenüber dem Bundes-
zentralamt für Steuern nur für solche Nutzer besteht, die auch beurteilen können, ob über-
haupt eine mitteilungspflichtige innerstaatliche Steuergestaltung vorliegt. Eine (vorrangige) 
Mitteilungspflicht des Intermediärs bleibt hiervon unberührt. 
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Zu Absatz 3 


Die Regelung des § 138m Absatz 3 AO übernimmt die für grenzüberschreitende Steuerge-
staltungen in § 138f Absatz 6 AO enthaltenen Bestimmungen zum partiellen Übergang der 
Mitteilungspflicht auf den Nutzer einer Steuergestaltung in Fällen, in denen der Intermediär 
einer gesetzlichen Pflicht zur Verschwiegenheit unterliegt. Hierunter fallen beispielsweise 
Steuerberater, Rechtsanwälte und Wirtschaftsprüfer bei mandatsbezogenen Sachverhal-
ten. 


Satz 1 


Die gesetzliche Mitteilungspflicht des Intermediärs hinsichtlich der in § 138n Absatz 2 
Satz 1 Nummer 2, 3 und 9 AO genannten, nutzerbezogenen Angaben geht nach § 138m 
Absatz 3 Satz 1 AO nur unter den nachstehend genannten, kumulativ vorliegenden Voraus-
setzungen auf den Nutzer über:  


– der Intermediär hat den Nutzer über die Mitteilungspflicht als solche, die Möglichkeit 
der Entbindung des Intermediärs von der Verschwiegenheitspflicht und den anderen-
falls erfolgenden Übergang der Mitteilungspflicht informiert (Nummer 1),  


– der Intermediär hat dem Nutzer die nach § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3 und 9 
AO erforderlichen und dem Nutzer nicht bereits bekannten Angaben sowie die DE-
Registrierungsnummer und die DE-Offenlegungsnummer zur Verfügung gestellt (Num-
mer 2)  


und 


– der Nutzer hat den Intermediär nicht von der Verschwiegenheitsverpflichtung entbun-
den. 


Die Verpflichtung zur Mitteilung der in § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3 und 9 AO ge-
nannten (nutzerbezogenen) Angaben geht in dem Zeitpunkt auf den Nutzer der innerstaat-
lichen Steuergestaltung über, in dem der Intermediär dem Nutzer die in den Nummern 1 
und 2 genannten Informationen und Unterlagen zur Verfügung gestellt hat.  


Satz 2 


Ist die Mitteilungspflicht hinsichtlich der in § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3 und 9 AO 
bezeichneten personenbezogenen Angaben auf den Nutzer übergegangen, so hat dieser 
in seiner Mitteilung die DE-Registriernummer und die DE-Offenlegungsnummer anzuge-
ben, die der Intermediär auf Grund der Übermittlung der (gestaltungsbezogenen) Angaben 
gem. § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 4 bis 8 AO zu derselben innerstaatlichen Steu-
ergestaltung bereits erhalten hat. Satz 2 stellt klar, dass für die Mitteilung bzw. Ergänzung 
der nutzerbezogenen Angaben zur innerstaatlichen Steuergestaltung § 138n Absatz 1 AO 
entsprechend gilt. D.h., dass der Nutzer der innerstaatlichen Steuergestaltung seine Daten 
nach § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3 und 9 AO dem Bundeszentralamt für Steuern 
nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz über die amtlich bestimmte Schnittstelle elekt-
ronisch mitzuteilen hat (Satz 1) und dass er die Nachmeldung unter Berücksichtigung der 
Anlaufhemmung nach § 138m Absatz 3 Satz 4 AO innerhalb von zwei Monaten nach Eintritt 
des maßgebenden Ereignisses (vgl. § 138n Absatz 1 Satz 2 AO) vorzunehmen hat. 


Satz 3 


Der Intermediär hat den Nutzer nach § 138m Absatz 3 Satz 3 AO nach Zugang der Mittei-
lung der DE-Offenlegungsnummer unverzüglich über die nach § 138n Absatz 2 Satz 1 
Nummer 2, 3 und 9 AO erforderlichen nutzerbezogenen Angaben zu informieren. Der In-
termediär ist ferner dazu verpflichtet, dem Bundeszentralamt für Steuern auf dessen Ver-
langen hin mitzuteilen, ob und zu welchem Zeitpunkt er dem Nutzer der innerstaatlichen 
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Steuergestaltung die zur „Nachmeldung“ der nutzerbezogenen Angaben erforderlichen In-
formationen nach § 138m Absatz 3 Satz 3 AO zur Verfügung gestellt hat. In Fällen, in denen 
die personenbezogenen Angaben nach § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3 und 9 AO in-
nerhalb der Mitteilungsfristen nicht übermittelt worden sind, soll das Bundeszentralamt für 
Steuern hierdurch in die Lage versetzt werden nachzuprüfen, ob ein Verstoß gegen die 
Mitteilungspflicht durch den Intermediär oder den Nutzer der innerstaatlichen Steuergestal-
tung vorliegt. 


Satz 4 


§ 138m Absatz 3 Satz 4 AO bestimmt, dass die zweimonatige Frist des Nutzers zur Mittei-
lung der in § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3 und 9 AO Angaben (§ 138n Absatz 1 
Satz 2 AO) – abweichend von der für den Intermediär geltenden Frist – erst mit Ablauf des 
Tages beginnt, an dem der Nutzer vom Intermediär die erforderlichen Angaben zur Nach-
meldung, d.h. insbesondere die der Gestaltung bereits durch die Mitteilung des Intermedi-
ärs zugewiesene DE-Registriernummer und die DE-Offenlegungsnummer erlangt hat. Da-
mit wird sichergestellt, dass dem Nutzer (sofern die Mitteilungspflicht auf ihn übergegangen 
ist) ab Zugang der für die Mitteilung erforderlichen Angaben immer ausreichend Zeit bleibt, 
um seinerseits die Mitteilung an das Bundeszentralamt für Steuern zu übermitteln. 


Satz 5 


Unterliegt der Intermediär einer innerstaatlichen Steuergestaltung einer gesetzlichen Ver-
schwiegenheitspflicht, hat er den Nutzer der grenzüberschreitenden Steuergestaltung nach 
§ 138m Absatz 4 Satz 1 AO hierüber zu belehren. Nach Satz 5 in § 138m Absatz 3 AO kann 
der Nutzer, der seinen Intermediär nicht von der Verschwiegenheitspflicht entbunden hat, - 
zusammen mit den von ihm selbst mitzuteilenden Angaben nach § 138n Absatz 2 Satz 1 
Nummer 2, 3 und 9 AO - im Auftrag des Intermediärs auch die Daten nach § 138n Absatz 2 
Satz 1 Nummer 1 und 4 bis 8 AO an das Bundeszentralamt für Steuern übermitteln; damit 
wird auch die Übermittlungspflicht des Intermediärs erfüllt. Der Nutzer übermittelt in diesem 
Fall in einem Datensatz sämtliche Angaben nach § 138n Absatz 2 Satz 1 AO. 


Zu Absatz 4 


§ 138m Absatz 4 Satz 1 AO stellt klar, dass mehrere Intermediäre oder Nutzer derselben 
innerstaatlichen Steuergestaltung grundsätzlich nebeneinander zu Mitteilung gegenüber 
dem Bundeszentralamt für Steuern verpflichtet sind. 


Mehrere identische Mitteilungen derselben Steuergestaltung sind aber weder aus Sicht der 
Finanzverwaltung noch aus der Sicht der beteiligten Nutzer und Intermediäre sinnvoll, wes-
halb Satz 2 bestimmt, dass ein Intermediär oder Nutzer von der Mitteilungspflicht der inner-
staatlichen Steuergestaltung befreit ist, soweit er nachweisen kann, dass die in § 138n Ab-
satz 2 AO bezeichneten Informationen – einschließlich der Informationen nach § 138n Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 3 AO über die Intermediäre oder Nutzer, die sich auf die Mit-
teilung durch einen anderen Intermediär oder Nutzer berufen - zu derselben innerstaatli-
chen Steuergestaltung bereits durch einen anderen Intermediär oder einen anderen Nutzer 
dem Bundeszentralamt für Steuern mitgeteilt wurden.  


Soweit das Bundeszentralamt für Steuern für die ihr mitgeteilte innerstaatliche Steuerge-
staltung eine DE-Registriernummer und eine DE-Offenlegungsnummer vergeben hat, ge-
nügt deren Nachhalten bei etwaigen Nachfragen seitens der Finanzverwaltung zum Nach-
weis dafür, dass die innerstaatliche Steuergestaltung bereits mitgeteilt worden ist. 


Zu § 138n (Verfahren zur Mitteilung innerstaatlicher Steuergestaltungen) 


§ 138n AO regelt das Verfahren zur Mitteilung einer innerstaatlichen Steuergestaltung im 
Sinne des § 138l Absatz 2 AO. Durch die Regelung werden die Bestimmungen zum 
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Mitteilungsverfahren bei grenzüberschreitenden Steuergestaltungen (vgl. insbesondere 
§§ 138f und § 138h AO) weitgehend auch auf innerstaatliche Steuergestaltungen übertra-
gen. 


Zu Absatz 1 


Satz 1 


§ 138n Absatz 1 Satz 1 AO bestimmt, dass die innerstaatliche Steuergestaltung im Sinne 
des § 138l Absatz 2 AO dem Bundeszentralamt für Steuern nach amtlich vorgeschriebe-
nem Datensatz und über die amtlich bestimmte Schnittstelle mitzuteilen ist. Den Inhalt die-
ses Datensatzes bestimmt Absatz 2 des § 138n AO. Die Mitteilungen haben nach Maßgabe 
der §§ 87a und 87b AO elektronisch zu erfolgen. 


Satz 2 


§ 138n Absatz 1 Satz 2 AO bestimmt die Frist, innerhalb der eine innerstaatliche Steuerge-
staltung an das Bundeszentralamt für Steuern zu übermitteln ist. Die in Absatz 2 genannten 
Informationen sind danach innerhalb von zwei Monaten nach dem Eintritt des ersten in der 
in der Regelung genannten Ereignisses (maßgebendes Ereignis) zu erstatten. Die gegen-
über der Mitteilungsfrist nach § 138f Absatz 2 AO für grenzüberschreitende Steuergestal-
tungen (Anm.: hier beträgt die Frist 30 Tage) etwas längere Frist ist im rein innerstaatlichen 
Kontext auch angemessen. Denn die Informationen über eine mitteilungspflichtige Steuer-
gestaltung gehen bei innerstaatlichen Steuergestaltungen unmittelbar dem Bundeszentral-
amt für Steuern als für die Auswertung der Steuergestaltung zuständigen Behörde zu (vgl. 
§§ 138n Absatz 1 Satz 1 und 138j Absatz 1 AO). Da sich der Mitgliedstaat, in dem eine 
grenzüberschreitende Steuergestaltung mitzuteilen ist, in der Regel an der Ansässigkeit 
des Intermediärs orientiert (vgl. Artikel 8ab Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2018/822 des Rates 
vom 25. Mai 2018 zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU bezüglich des verpflichtenden 
automatischen Informationsaustauschs im Bereich der Besteuerung über meldepflichtige 
grenzüberschreitende Gestaltungen, ABl. L 139 vom 5.6.2018, §§ 138d Absatz 1 und 138f 
Absatz 7 AO), müssen Informationen über relevante grenzüberschreitende Steuergestal-
tungen zunächst im Wege des automatischen Informationsaustausches für Zwecke der 
rechtspolitischen Auswertung den von der grenzüberschreitenden Steuergestaltung wahr-
scheinlich betroffenen Mitgliedstaaten zugänglich gemacht werden (vgl. Artikel 8ab Ab-
satz 18 der Richtlinie (EU) 2018/822, a. a. O.). Die Weiterleitung an das sichere Zentralver-
zeichnis der Europäischen Union sowie der Datenabruf durch die zentralen Verbindungs-
büros der betroffenen Mitgliedstaaten und der damit einhergehende Zeitverlust entfallen bei 
innerstaatlichen Steuergestaltungen. Für die Mitteilung einer innerstaatlichen Steuergestal-
tung wird Intermediären und Nutzern daher eine etwas längere Frist eingeräumt, die jedoch 
gleichermaßen sicherstellt, dass die Informationen über eine innerstaatliche Steuergestal-
tung sehr zeitnah ausgewertet werden können. 


Für den Beginn der Mitteilungsfrist ist der Tag maßgebend, an dem das erste der in Num-
mern 1 bis 3 genannten Ereignisse eintritt. Hierdurch soll sichergestellt werden, dass die 
Finanzverwaltung zum frühestmöglichen Zeitpunkt über innerstaatliche Steuergestaltungen 
informiert wird. Die Tatbestände in den Nummern 1 bis 3 entsprechen der diesbezüglichen 
Bestimmung für grenzüberschreitende Steuergestaltungen in § 138f Absatz 2 AO.  


Nach § 138n Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 AO beginnt die Mitteilungsfrist, sobald die inner-
staatliche Steuergestaltung einem Nutzer zur Umsetzung bereitgestellt wird. Eine tatsäch-
liche Umsetzung der Steuergestaltung durch den Nutzer ist hierbei noch nicht erforderlich. 
Eine Steuergestaltung ist z. B. dadurch zur Umsetzung bereitgestellt, dass der Intermediär 
dem Nutzer die vertraglichen Unterlagen ausgehändigt oder anderweitig zugänglich ge-
macht hat und es damit letztlich nur noch auf eine Entscheidung des Nutzers ankommt, ob 
die Gestaltung tatsächlich umgesetzt wird. Auf die Erläuterungen in der Begründung zu 
§ 138l Absatz 4 und § 138m Absatz 1 AO wird verwiesen. 
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Nach § 138n Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 AO beginnt die Mitteilungsfrist, sobald der Nutzer 
der innerstaatlichen Steuergestaltung zu deren Umsetzung bereit ist. Hierunter fallen ins-
besondere solche Konstellationen, in denen die grenzüberschreitende Steuergestaltung 
durch den Nutzer selbst konzipiert wird. Auf die Erläuterungen in der Begründung zu § 138l 
Absatz 4 und § 138m Absatz 1 AO wird auch hier verwiesen. 


§ 138n Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 AO knüpft als Auffangtatbestand den Fristbeginn an den 
Tag, nachdem mindestens ein Nutzer den ersten Schritt zur Umsetzung der innerstaatli-
chen Steuergestaltung gemacht hat. Auf die Erläuterungen in der Begründung zu § 138l 
Absatz 4 und § 138m Absatz 1 AO wird auch hier verwiesen. 


Zu Absatz 2 


Absatz 2 bestimmt, welche Daten der Intermediär oder der Nutzer der innerstaatlichen 
Steuergestaltung an das Bundeszentralamt für Steuern zu übermitteln haben. Soweit mög-
lich orientiert sich der Inhalt der Meldung dabei an den diesbezüglichen Vorgaben für die 
Mitteilung einer grenzüberschreitenden Steuergestaltung (vgl. § 138f Absatz 3 Satz 1 AO). 


Satz 1 


Nach § 138n Absatz 2 Satz 1 AO hat der Datensatz an das Bundeszentralamt für Steuern 
die nachstehenden Informationen zu enthalten: 


– § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 AO bezeichnet die mitzuteilenden Angaben zu In-
termediären. Ist der Intermediär eine natürliche Person, sind Familienname und Vor-
name sowie Tag und Ort seiner Geburt anzugeben. Ist der Intermediär keine natürliche 
Person, sind seine Firma oder sein Name anzugeben. In beiden Fällen ist darüber hin-
aus seine Anschrift anzugeben. Abweichend von den Bestimmungen bei grenzüber-
schreitenden Steuergestaltungen sind die Angabe des Steueridentifikationsmerkmals 
oder der Steuernummer sowie des Ansässigkeitsstaats bei der Mitteilung von inner-
staatlichen Steuergestaltungen entbehrlich. 


Für die Erhebung und sonstige Verarbeitung dieser personenbezogenen Daten gelten 
die Bestimmungen der Verordnung (EU) 2016/679 vom 27. April 2016 zum Schutz na-
türlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Daten-
verkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) 
(ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72) und der ergänzenden 
datenschutzrechtlichen Bestimmungen der AO (insbesondere die §§ 2a, 29b, 29c, 30 
und 32a bis 32j AO). 


– § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 AO bestimmt die mitzuteilenden Angaben zum Nut-
zer. Ist der Nutzer eine natürliche Person, sind Familienname und Vorname sowie Tag 
und Ort seiner Geburt anzugeben. Ist der Nutzer keine natürliche Person, sind seine 
Firma oder sein Name anzugeben. In beiden Fällen sind darüber hinaus seine An-
schrift, sein Ansässigkeitsstaat sowie sein Steueridentifikationsmerkmal nach §§ 139b 
und 139c AO oder seine Steuernummer anzugeben, soweit dem Nutzer ein Steueri-
dentifikationsmerkmal oder eine Steuernummer zugeteilt worden sind. 


Für die Erhebung und sonstige Verarbeitung dieser personenbezogenen Daten gelten 
die Bestimmungen der Datenschutz-Grundverordnung und der ergänzenden daten-
schutzrechtlichen Bestimmungen der AO (insbesondere die §§ 2a, 29b, 29c, 30 und 
32a bis 32j AO). Die Erhebung der Steueridentifikationsnummern der Nutzer stellt eine 
Maßnahme dar, die angemessen und geeignet ist, um dem Bundeszentralamt für Steu-
ern die Auswertung der innerstaatlichen Steuergestaltung und die zielgenaue Informa-
tion der örtlich zuständigen Finanzbehörden nach § 138i Absatz 2 und § 138j Absatz 4 
AO zu ermöglichen. 
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– § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 AO bestimmt die notwendigen Angaben zu etwai-
gen verbundenen Unternehmen des Nutzers. Das sind neben der Firma oder dem Na-
men auch die Anschrift und der Ansässigkeitsstaat des verbundenen Unternehmens 
des Nutzers sowie, soweit der mitteilungspflichtigen Person nach § 138m Absatz 1 o-
der 2 bekannt, das Steueridentifikationsmerkmal nach §§ 139b und 139c oder die Steu-
ernummer des verbundenen Unternehmens. 


– § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 AO bestimmt, dass der Intermediär Einzelheiten 
über das oder die Kennzeichen im Sinne des § 138l Absatz 3 AO benennen muss, die 
nach § 138l Absatz 1 AO eine konkrete Mitteilungspflicht auslösen. 


– § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 AO bestimmt, dass der Intermediär den Inhalt der 
innerstaatlichen Steuergestaltung zusammenfasst. Diese Zusammenfassung muss es 
einem sachkundigen, objektiven Dritten ohne weiteres ermöglichen nachzuvollziehen, 
wie es im Rahmen der innerstaatlichen Steuergestaltung zu einem gesetzlich möglich-
erweise nicht vorgesehenen steuerlichen Vorteil kommt und was dieser steuerliche 
Vorteil ist. 


Nach § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe a AO ist zudem – soweit bekannt 
– auch die allgemein gebräuchliche Bezeichnung der Steuergestaltung zu benennen. 
In der Vergangenheit erhielten besonders prominente Steuergestaltungen Bezeichnun-
gen wie z. B. „Cum-Cum“ oder „Share-Deals“. 


Ferner soll nach § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe b AO auch eine abstrakt 
gehaltene Beschreibung der im Hinblick auf die konkrete innerstaatliche Steuergestal-
tung relevanten Geschäftstätigkeit oder Gestaltung des Nutzers mitgeteilt werden. Dies 
gilt allerdings nur, soweit dies nicht zur Offenlegung eines Handels-, Gewerbe- oder 
Berufsgeheimnisses oder eines Geschäftsverfahrens oder von Informationen, deren 
Offenlegung die öffentliche Ordnung verletzen würde, führt. 


– Gemäß § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 6 AO ist in der Mitteilung auch das Datum 
des Tages anzugeben, an dem mit der Umsetzung der Steuergestaltung begonnen 
wird; hierunter ist das Datum des ersten Umsetzungsschritts im Sinne von § 138n Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 3 AO zu verstehen, in welchem Besteuerungszeitraum oder -
zeitpunkt der steuerliche Vorteil der Steuergestaltung eintritt ist unbeachtlich. Daher 
sind auch Vorbereitungsschritte umfasst, da der steuerliche Vorteil typischerweise erst 
mit Entstehung der jeweiligen Steuer mit Ablauf des Besteuerungszeitraums entsteht.  


– § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 7 AO bestimmt, dass auch Einzelheiten über die für 
das Gelingen der Steuergestaltung wesentlichen, einschlägigen Vorschriften benannt 
werden. Auch hier genügt es, dass lediglich die Vorschrift selbst möglichst exakt zitiert 
wird. 


– Nach § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 8 AO ist der wirtschaftliche Wert der innerstaat-
lichen Steuergestaltung zu bezeichnen. Der wirtschaftliche Wert einer innerstaatlichen 
Steuergestaltung bemisst sich – wie auch bei grenzüberschreitenden Steuergestaltun-
gen – nicht am erwarteten steuerlichen Vorteil der Steuergestaltung, sondern bezieht 
sich auf die konkrete Transaktion. Maßgebend zur Wertbestimmung kann insbeson-
dere die Höhe der Gegenleistung oder der Investition sein. Da nach der Höhe dieses 
Werts keine Abgabe bemessen wird, sind keine überhöhten Anforderungen an die Wer-
termittlung zu stellen.  


– § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 9 AO legt fest, dass – soweit dies dem Intermediär 
bekannt ist – alle anderen Personen benannt werden, die von der innerstaatlichen 
Steuergestaltung wahrscheinlich betroffen sind. In den Fällen, in denen eine Mittei-
lungspflicht besteht, weil ein nutzerbezogenes Kriterium im Sinne des § 138l Absatz 5 
Satz 1 Nummer 1 AO erfüllt ist, sind weitere Nutzer im Sinne des § 138l Absatz 4 AO, 
die selbst die Voraussetzungen des § 138l Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 AO nicht erfüllen 
und daher wie andere an der Gestaltung beteiligte Personen zu behandeln sind (vgl. 
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§ 138m Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 AO), anzugeben, soweit sie der mitteilungspflichti-
gen Person nach § 138m Absatz 1 oder Absatz 2 Satz 1 AO bekannt sind. 


Satz 2 


Soweit dem Intermediär bekannt ist, dass neben ihm mindestens ein weiterer Intermediär 
zur Mitteilung derselben innerstaatlichen Steuergestaltung verpflichtet ist, so kann er im 
Datensatz nach Satz 1 die Angaben nach § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 AO auch hin-
sichtlich der anderen ihm bekannten Intermediäre machen (§ 138n Absatz 2 Satz 2 AO). 
Diese – freiwillige – Angabe weiterer Intermediäre durch den mitteilenden Intermediär im 
Datensatz nach Satz 1 ist Voraussetzung für die Befreiung weiterer Intermediäre von der 
Mitteilungspflicht der hinsichtlich derselben innerstaatlichen Steuergestaltung. Denn nur 
wenn der Datensatz auch die Informationen nach § 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 AO zu 
den weiteren Intermediären enthält, liegt auch für diese eine vollständige Datenübermittlung 
im Sinne des § 138m Absatz 4 Satz 2 AO vor, die die weiteren Intermediäre von ihrer eige-
nen Mitteilungspflicht befreit. 


Der mitteilende Intermediär darf die (personenbezogenen) Angaben zu weiteren Intermedi-
ären aus datenschutzrechtlichen Gründen nur mit deren Einwilligung übermitteln (vgl. Arti-
kel 6 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO). Widerruft ein Intermediär gegenüber dem mitteilen-
den Intermediär nach der Übermittlung des Datensatzes an das Bundeszentralamt für Steu-
ern seine Einwilligung, so hat das auf die Rechtmäßigkeit der Datenübermittlung keinen 
Einfluss. Die Einwilligung oder deren Widerruf betreffen nicht die Rechtmäßigkeit der Da-
tenverarbeitung durch das Bundeszentralamt für Steuern. Die Datenverarbeitung durch das 
Bundeszentralamt für Steuern erfolgt nicht einwilligungsbasiert sondern auf Basis einer ent-
sprechenden Rechtsgrundlage. 


Satz 3 


Nach § 138n Absatz 2 Satz 3 AO gelten die Bestimmungen des Satzes 2 entsprechend, 
wenn dem Nutzer einer innerstaatlichen Steuergestaltung bekannt ist, dass neben ihm min-
destens ein weiterer Nutzer zur Mitteilung derselben innerstaatlichen Steuergestaltung ver-
pflichtet ist. Übermittelt der mitteilende Nutzer – freiwillig – auch die Angaben gemäß § 138n 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 AO von weiteren Nutzern derselben innerstaatlichen Steuerge-
staltung so kommt auch für die weiteren Nutzer – entsprechend Satz 2 – eine Befreiung 
von der Mitteilungspflicht derselben innerstaatlichen Steuergestaltung nach § 138m Ab-
satz 4 Satz 2 AO in Betracht.  


Zu Absatz 3 


Satz 1 


Nach § 138n Absatz 3 Satz 1 AO hat der mitteilende Intermediär den Nutzer darüber zu 
informieren, welche ihn betreffenden Angaben der Intermediär an das Bundeszentralamt 
für Steuern übermitteln wird.  


Satz 2 


Sind mehrere Intermediäre zur Mitteilung derselben innerstaatlichen Steuergestaltung ver-
pflichtet und hat ein Intermediär von der Möglichkeit, weitere Intermediäre in seiner Meldung 
an das Bundezentralamt für Steuern zu benennen, Gebrauch gemacht, so hat er (der mit-
teilende Intermediär) die anderen Intermediäre nach § 138n Absatz 3 Satz 2 AO unverzüg-
lich darüber zu informieren, dass er die Angaben gemäß § 138n Absatz 2 AO an das Bun-
deszentralamt für Steuern übermittelt hat. Auf diesem Weg wird es den anderen mitteilungs-
pflichtigen Intermediären ermöglicht nachzuweisen, dass ihre Mitteilungspflicht bereits 
durch den mitteilenden Intermediär erfüllt wurde. Zur Verpflichtung des mitteilenden 
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Intermediärs, die ihm mitgeteilte DE-Registriernummer an die weiteren, in seiner Mitteilung 
benannten Intermediäre weiterzugeben wird auf § 138n Absatz 4 Satz 5 AO verwiesen. 


Zu Absatz 4 


Absatz 4 übernimmt vollständig die für grenzüberschreitende Steuergestaltungen gelten-
den Bestimmungen des § 138f Absatz 5 AO auch für innerstaatlichen Steuergestaltungen. 


Satz 1 


Wie auch bei grenzüberschreitenden Steuergestaltungen (vgl. § 138f Absatz 5 AO) weist 
das Bundeszentralamt für Steuern grundsätzlich für jeden bei ihm eingegangenen Daten-
satz im Sinne des § 138n Absatz 2 Satz 1 AO 


– eine DE-Registriernummer für die innerstaatliche Steuergestaltung und 


– eine DE-Offenlegungsnummer für die eingegangene Mitteilung  


zu und teilt diese Nummern dem mitteilenden Intermediär mit. Mit der Vergabe eigener 
Ordnungsmerkmale wird sichergestellt, dass Mitteilungen über grenzüberschreitende und 
innerstaatliche Steuergestaltungen gesondert übermittelt werden. Dies stellt sicher, dass 
ausschließlich Daten über grenzüberschreitende Steuergestaltungen an das sichere Zent-
ralverzeichnis der Europäischen Union übermittelt und mit den betroffenen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union ausgetauscht werden (vgl. § 7 Absatz 13 des EU-Amtshilfegeset-
zes). 


Satz 2 


Hat das Bundeszentralamt für Steuern der innerstaatlichen Steuergestaltung aufgrund der 
Mitteilung eines anderen Intermediärs oder Nutzers der innerstaatlichen Steuergestaltung 
bereits eine DE-Registriernummer zugewiesen und ist diese der mitteilenden Person be-
kannt, so hat sie dem Bundeszentralamt für Steuern im Datensatz nach § 138n Absatz 2 
Satz 1 AO auch die bereits erteilte DE-Registriernummer mitzuteilen (§ 138n Absatz 4 
Satz 4 AO). 


Satz 3 


Nach § 138n Absatz 4 Satz 3 AO hat die Zuweisung einer DE-Registriernummer für die 
innerstaatliche Steuergestaltung durch das Bundeszentralamt für Steuern zu unterbleiben, 
wenn die mitteilende Person im Datensatz an das Bundeszentralamt für Steuern nach 
§ 138n Absatz 2 Satz 1 AO eine für dieselbe innerstaatliche Steuergestaltung bereits er-
teilte DE-Registriernummer angibt. Damit soll vermieden werden, dass für dieselbe Steuer-
gestaltung mehrere DE-Registriernummern vergeben werden. 


Satz 4 


Nach § 138n Absatz 4 Satz 4 AO hat der Intermediär die vom Bundeszentralamt für Steuern 
zugewiesene DE-Registriernummer für die innerstaatliche Steuergestaltung (vgl. § 138n 
Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 AO) und die DE-Offenlegungsnummer für die eingegangene 
Mitteilung (vgl. § 138n Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 AO) unverzüglich dem Nutzer derselben 
innerstaatlichen Steuergestaltung mitzuteilen. Der Nutzer der innerstaatlichen Steuerge-
staltung hat die DE-Registriernummer und die DE-Offenlegungsnummer im Sinne von 
§ 138n Absatz 4 Satz 1 AO in seiner Mitteilung nach § 138m Absatz 3 Satz 2 AO anzuge-
ben, damit die vom Intermediär bereits mitgeteilten abstrakten Angaben nach § 138n Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 1 und 4 bis 8 AO und die nutzerbezogenen Angaben nach § 138n 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3 und 9 AO zusammengeführt werden können. 


Satz 5 
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Hat der mitteilende Intermediär in dem von ihm an das Bundeszentralamt für Steuern über-
mittelten Datensatz auch andere Intermediäre derselben innerstaatlichen Steuergestaltung 
benannt (vgl. § 138n Absatz 2 Satz 2 AO), so hat er diesen nach § 138n Absatz 4 Satz 5 
AO die DE-Registriernummer nach Satz 1 Nummer 1 mitzuteilen.  


Zu Absatz 5 


Grundsätzlich ist zu jeder innerstaatlichen Steuergestaltung ein eigenständiger Datensatz 
zu übermitteln, der alle Angaben des § 138n Absatz 2 Satz 1 AO enthält. Bei marktfähigen 
innerstaatlichen Steuergestaltungen hätte dies allerdings zur Folge, dass dem Bundeszent-
ralamt für Steuern mitunter eine Vielzahl von Mitteilungen über dieselbe innerstaatlichen 
Steuergestaltung mit inhaltlich weitgehend identischen Angaben übermittelt werden müss-
ten. Durch die Regelung des § 138n Absatz 5 AO soll daher – wie bei grenzüberschreiten-
den Steuergestaltungen durch die Regelung in § 138h AO – vermieden werden, dass der 
Intermediär einer marktfähigen Steuergestaltung für jeden neu hinzukommenden Nutzer 
nochmals einen vollständigen Datensatz im Sinne des § 138n Absatz 2 Satz 1 AO an das 
Bundeszentralamt für Steuern übermitteln muss.  


Die insoweit für grenzüberschreitende Steuergestaltungen in § 138h AO enthaltenen Ver-
einfachungsregelungen werden daher in § 138n Absatz 5 AO auch für marktfähige inner-
staatlichen Steuergestaltungen gem. § 138l Absatz 2 AO übernommen. 


Satz 1 


Satz 1 bestimmt, dass die Definition der marktfähigen Steuergestaltung des § 138h Ab-
satz 1 AO auch für innerstaatliche Steuergestaltungen gilt. Eine innerstaatliche Steuerge-
staltung ist daher marktfähig, wenn sie konzipiert oder vermarktet wird, umsetzungsbereit 
ist oder zur Umsetzung bereitgestellt wird, ohne dass sie individuell angepasst (d.h. nicht 
maßgeschneidert) werden muss. 


Satz 2 


§ 138n Absatz 5 Satz 2 AO enthält eine Vereinfachungsregelung für marktfähige inner-
staatlichen Steuergestaltungen, für die dem Bundeszentralamt für Steuern bereits ein voll-
ständiger Datensatz im Sinne des § 138n Absatz 2 Satz 1 AO übermittelt worden ist. Der 
Intermediär ist in diesem Fall nur dazu verpflichtet, Änderungen hinsichtlich folgender An-
gaben zu ergänzen: 


– Angaben zum Intermediär (§ 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 AO), 


– Angaben zu neuen Nutzern derselben innerstaatlichen Steuergestaltung (§ 138n Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 2 AO), 


– Angaben zu verbundenen Unternehmen (§ 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 AO), 


– das Datum des ersten Umsetzungsschrittes (hierzu gehört sowohl das Datum des ers-
ten Umsetzungsschrittes der Gestaltung sowie das ggf. individuelle Datum des ersten 
Umsetzungsschrittes des Nutzers (§ 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 6 AO), und 


– Abgaben zu weiteren betroffenen Personen (§ 138n Absatz 2 Satz 1 Nummer 9 AO). 


Die Mitteilung i. S. d. § 138n Absatz 5 Satz 2 AO ist daher auf solche Fallgestaltungen be-
schränkt, die selbst eine neue Mitteilungspflicht auslösen. Insoweit wird durch § 138n Ab-
satz 5 Satz 2 AO eine Vereinfachung dahingehend geschaffen, dass nur neue Informatio-
nen anstelle sämtlicher Informationen i.S.d. § 138n Absatz 2 AO mitzuteilen sind. Der In-
termediär muss die Angaben nach § 138n Absatz 5 AO ferner nicht binnen zwei Monaten 
nach dem Eintritt des maßgebenden Ereignisses § 138n Absatz 1 Satz 2 AO im Hinblick 
auf die einzelne innerstaatliche Steuergestaltung vornehmen, sondern hat sie gesammelt 
innerhalb von 30 Tagen nach Ablauf des Kalendervierteljahres mitzuteilen, in dem die 
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jeweils mitteilungspflichtigen Umstände eingetreten sind. Auch diese Frist ist etwas länger 
als die Aktualisierungsfrist bei grenzüberschreitenden Steuergestaltungen nach § 138h Ab-
satz 2 AO und ist aus der Sicht des Gesetzgebers angemessen (vgl. auch Begründung zu 
§ 138n Absatz 1 Satz 2 AO). 


Satz 3 


Bei der Übermittlung der Aktualisierung sind die der innerstaatlichen Steuergestaltung zu-
gewiesene DE-Registriernummer und die DE-Offenlegungsnummer anzugeben, damit die 
Datensätze entsprechend zusammengeführt werden können.  


Satz 4 


Die Übermittlung der Aktualisierung an das Bundeszentralamt für Steuern hat elektronisch 
nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz über die amtlich bestimmte Schnittstelle zu er-
folgen (vgl. § 138n Absatz 1 Satz 1 AO). 


Zu Nummer 8 (§ 379) 


Zu Buchstabe a (§ 379 Absatz 2) 


Zu Doppelbuchstabe aa (§ 379 Absatz 2 Nummer 1g) 


Bei der Änderung in der Nummer 1g handelt es sich um eine redaktionelle Folgeänderung 
aus der Änderung des § 138k AO. 


Zu Doppelbuchstabe bb (§ 379 Absatz 2 Nummer 1i) 


Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung aus der Anfügung der neuen Num-
mern 1j und 1k in § 379 Absatz 2 AO. 


Zu Doppelbuchstabe cc (§ 379 Absatz 2 Nummer 1j – neu – und 1k – neu –) 


Nach dem ergänzten § 379 Absatz 2 Nummer 1j und 1k und § 379 Absatz 5 AO kann mit 
einem Bußgeld von bis zu 10 000 Euro belegt werden, wer vorsätzlich oder leichtfertig 


– als Intermediär entgegen § 138l Absatz 1, auch in Verbindung mit § 138m Absatz 1 
Satz 1, § 138n Absatz 1 und 2 Satz 1 Nummer 1 bis 7 und 9 oder § 138n Absatz 5 
Satz 2 und 3 AO eine Mitteilung über eine innerstaatliche Steuergestaltung nicht oder 
nicht rechtzeitig macht oder zur Verfügung stehende Angaben nicht vollständig über-
mittelt, 


– als Nutzer entgegen § 138l Absatz 1, auch in Verbindung mit § 138m Absatz 2 und 
Absatz 3 Satz 1 und 2, § 138n Absatz 1 und 2 Satz 1 Nummer 1 bis 7 und 9 oder 
§ 138n Absatz 5 Satz 2 und 3 AO eine Mitteilung über eine innerstaatliche Steuerge-
staltung nicht oder nicht rechtzeitig macht oder zur Verfügung stehende Angaben nicht 
vollständig mitteilt, 


– als Steuerpflichtiger entgegen § 138k Absatz 2 AO in der hiernach maßgeblichen Steu-
ererklärung die Angabe der von ihm verwirklichten innerstaatlichen Steuergestaltung 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig macht.  


Für die Ahndung von Verstößen gegen die Pflicht zur Mitteilung innerstaatlicher Steuerge-
staltungen gilt – wie auch bei Verstößen gegen die Pflicht zur Mitteilung grenzüberschrei-
tender Steuergestaltungen – das Opportunitätsprinzip. Sofern sich zureichende tatsächli-
che Anhaltspunkte für eine durch den Bevollmächtigten des Nutzers im Sinne des § 80 AO 
als Intermediär begangene Verletzung der Mitteilungspflicht im Sinne des § 379 Absatz 2 
Nummer 1j AO im Besteuerungsverfahren des Nutzers ergeben, deren Ermittlung der Fi-
nanzbehörde obliegt, ist das Bundeszentralamt für Steuern hierüber zu unterrichten. Das 
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Bundeszentralamt für Steuern entscheidet nach pflichtgemäßem Ermessen, ob es die Ord-
nungswidrigkeit des Intermediärs verfolgt. Die ggf. erfolgende Ahndung der durch den Be-
vollmächtigten des Nutzers begangenen Ordnungswidrigkeit findet keine Berücksichtigung 
im Besteuerungsverfahren des Nutzers. 


Die Ahndung von Verstößen gegen die Verpflichtung zur Angabe der innerstaatlichen Steu-
ergestaltung in der Steuererklärung des Nutzers (§ 138k Absatz 2 AO) obliegt den für das 
Besteuerungsverfahren des Nutzers zuständigen Finanzbehörden. 


Zu Buchstabe b (§ 379 Absatz 5) 


Durch die Aufnahme der neuen Nummern 1j und 1k in § 379 Absatz 2 AO und in Absatz 5 
wird bestimmt, dass ein wegen Verstößen gegen die Mitteilungspflichten bei innerstaatli-
chen Steuergestaltungen festgesetztes Bußgeld pro Tat den Betrag von 10 000 Euro nicht 
übersteigen darf. Eine Begrenzung auf einen - im Vergleich zu Verstößen gegen die Mittei-
lungspflicht bei grenzüberschreitenden Steuergestaltungen - deutlich niedrigeren Rahmen 
ist aus der Sicht des Gesetzgebers an dieser Stelle geboten, da die Sachverhaltsaufklärung 
bei grenzüberschreitenden Steuergestaltungen gegenüber rein innerstaatlichen Steuerge-
staltungen deutlich erschwert ist. Ein den Betrag von 10 000 Euro übersteigendes Bußgeld 
zur Ahndung von Verstößen gegen die Mitteilungspflicht über innerstaatliche Steuergestal-
tungen wäre aus der Sicht des Gesetzgebers daher nicht verhältnismäßig. 


Zu Artikel 9 (Weitere Änderung der Abgabenordnung) 


Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 


Die Inhaltsübersicht wird redaktionell an die Aufhebung des § 62 AO angepasst. 


Zu Nummer 2 (§ 55 Absatz 1 Nummer 5 – aufgehoben –) 


Die Pflicht zur zeitnahen Mittelverwendung wird abgeschafft. 


Die Pflicht zur zeitnahen Mittelverwendung beinhaltet die gesetzliche Verpflichtung, Mittel 
(z. B. Spenden, Beiträge, Erträge aus wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben oder der Vermö-
gensverwaltung) nicht dauerhaft im Vermögen der Körperschaft zu belassen, sondern mög-
lichst zügig für steuerbegünstigte Satzungszwecke auszugeben. Steuerbegünstigte Körper-
schaften weisen die zeitnahe Mittelverwendung innerhalb ihrer Rechnungslegung zweck-
mäßigerweise über eine Mittelverwendungsrechnung nach. Die Abschaffung der Zeitvorga-
ben für die Mittelverwendung führt zum Abbau bestehender Bürokratie, da eine Mittelver-
wendungsrechnung nicht mehr erforderlich ist. Ob die Körperschaft tatsächlich gemeinnüt-
zig tätig ist und wie sie ihre Mittel einsetzt, kann die Finanzverwaltung anhand der bereits 
vorhandenen Aufzeichnungen prüfen.  


Die Abschaffung der Mittelverwendungsfrist erleichtert auch Leistungsbeziehungen zwi-
schen gemeinnützigen Körperschaften. Vermietet beispielsweise eine gemeinnützige Kör-
perschaft eine Immobilie, die sie mit zeitnah zu verwendenden Mitteln angeschafft hat, an 
eine andere gemeinnützige Körperschaft, die diese Immobilie für gemeinnützige Zwecke 
verwendet, führt diese Nutzungsänderung vom ideellen Bereich in die Vermögensverwal-
tung bisher zum Wiederaufleben der Pflicht zur zeitnahen Mittelverwendung. Die ursprüng-
lich für die Anschaffung aufgebrachten Mittel müssten für den ideellen Bereich nachträglich 
zeitnah verwendet werden, obwohl sie weiterhin im Objekt „gebunden“ sind.  


Es ist davon auszugehen, dass es im eigenen Interesse der jeweiligen steuerbegünstigten 
Körperschaften liegt, ihre Mittel weiterhin regelmäßig zeitnah für steuerbegünstigte Zwecke 
zu verwenden. So sind die Körperschaften z. B. gehalten, mit Rücksicht auf das Spenden-
aufkommen das Interesse der Spender an einem zügigen Einsatze der eingeworbenen Mit-
tel zur Förderung der steuerbegünstigten Zwecke zu berücksichtigen.  
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Die allgemeinen gemeinnützigkeitsrechtlichen Grundsätze, insbesondere der Grundsatz 
der Ausschließlichkeit nach § 56 AO, bleiben unberührt und stellen sicher, dass es zukünftig 
in Extremfällen nicht zur Entstehung steuerbegünstigten Körperschaften kommt, die Mittel 
ansparen, ohne diese dazu zu verwenden, ihre satzungsmäßigen Zwecke nachhaltig zu 
erfüllen. 


Zu Nummer 3 


Zu Buchstabe a (§ 58 Nummer 3 – aufgehoben –) 


Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Aufhebung des § 55 Absatz 1 Nummer 5 AO. 


Zu Buchstabe b (§ 58 Nummer 10 – aufgehoben –) 


Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Aufhebung des § 55 Absatz 1 Nummer 5 AO. 


Zu Nummer 4 (§ 62 – aufgehoben –) 


Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Aufhebung des § 55 Absatz 1 Nummer 5 AO. 


Zu Nummer 5 (§ 63) 


Zu Buchstabe a (§ 63 Absatz 4 – aufgehoben –) 


Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Aufhebung des § 55 Absatz 1 Nummer 5 AO. 


Zu Buchstabe b (§ 63 Absatz 5  § 63 Absatz 4) 


Der bisherige Absatz 5 wird wegen der Aufhebung des Absatzes 4 inhaltlich unverändert 
der neue Absatz 4. 


Zu Nummer 6 


Zu Buchstabe a (§ 68 Nummer 2 Buchstabe b) 


Angesichts der großen Gefahren, die ein immer weiter voranschreitender Klimawandel etwa 
durch Hitzewellen, Überschwemmungen oder Wirbelstürme mit sich bringt, dient der Aus-
bau der erneuerbaren Energien sowohl dem Schutz von Leben und Gesundheit der heute 
lebenden Menschen als auch künftiger Generationen. Die Installation von Photovoltaikan-
lagen kann zur Beschleunigung der Energiewende und des Ausbaus der erneuerbaren 
Energien einen erheblichen Beitrag leisten. Aus diesem Grund muss der Betrieb von Pho-
tovoltaikanlagen möglichst geringen bürokratischen Hürden begegnen.  


Die Ergänzung des § 68 Nummer 2 Buchstabe b AO stellt klar, dass auch Photovoltaikan-
lagen Selbstversorgungseinrichtungen sein können. Insofern wird der Begriff der Selbstver-
sorgungseinrichtungen erweitert. 


Werden Photovoltaikanlagen betrieben, deren Betrieb nicht in den Anwendungsbereich des 
§ 3 Nummer 72 EStG fällt, können diese – wie andere Selbstversorgungseinrichtungen 
auch – als Zweckbetrieb anerkannt werden, wenn sie überwiegend (zu mindestens 80 Pro-
zent) eigengenutzt werden. Im Ergebnis gelten für diese Photovoltaikanlagen die bereits 
bestehenden Regelungen für Selbstversorgungseinrichtungen gemeinnütziger Körper-
schaften nach § 68 Nummer 2 AO. Insofern besteht auch keine übermäßige Begünstigung 
im Vergleich zu nicht begünstigten Marktteilnehmern. 


Eine Qualifikation des Betriebs von Photovoltaikanlagen als steuerbegünstigter Zweckbe-
trieb hat den Vorteil, dass dieser im Rahmen der vorgesehenen Grenzen nicht als 
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steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb gilt. In der Folge sind die Einnahmen aus 
dem Betrieb dieser Photovoltaikanlagen nicht weiter bei der Berechnung für die Freigrenze 
nach § 64 Absatz 3 AO zu berücksichtigen. Zudem muss zwischen dem originär steuerbe-
freiten Bereich und dem Betrieb dieser Photovoltaikanlagen keine Vermögenstrennung 
mehr stattfinden. Ein Verlustausgleich mit begünstigten Mitteln wird ermöglicht, ohne den 
Gemeinnützigkeitsstatus der Körperschaft zu gefährden. Durch den Wegfall der Vermö-
genstrennung wird zudem die Finanzierung der Anschaffung von Photovoltaikanlagen er-
leichtert, da auf sämtliche vorhandene Mittel, die keiner anderweitigen Bindung unterliegen, 
zurückgegriffen werden kann. Der hiermit einhergehende Bürokratieabbau erleichtert die 
gemeinwohlorientierte Arbeit der steuerbegünstigten Körperschaften.  


Die Photovoltaikanlagen müssen dabei Selbstversorgungseinrichtungen sein. Dies soll si-
cherstellen, dass die Steuerbegünstigung nur dann greift, wenn der Betrieb der Photovol-
taikanlagen nicht Hauptzweck der Körperschaft ist. Andernfalls wäre die Wettbewerbsneut-
ralität zwischen steuerbegünstigten Organisationen und steuerpflichtigen Akteuren, die den 
Betrieb von Photovoltaikanlagen als Gewerbe betreiben, gefährdet.  


Eine Satzungsänderung der jeweiligen steuerbegünstigten Organisation ist nicht zwingend 
notwendig, da die entsprechenden Photovoltaikanlagen der Selbstversorgung dienen und 
damit die bereits bestehenden Satzungszwecke gefördert werden. 


Da es sich bei der Ergänzung in § 68 Nummer 2 Buchstabe b AO um eine beispielsweise 
Aufzählung handelt, sind auch sämtliche andere Anlagen, die erneuerbare Energien nutzen 
und zur Selbstversorgung genutzt werden von der Regelung umfasst. 


Zu Buchstabe b (§ 68 Nummer 2 Teilsatz nach Buchstabe b) 


Durch die Einfügung des neuen Teilsatzes wird bei Photovoltaikanlagen, mit denen aus-
schließlich nach § 3 Nummer 72 EStG steuerfreie Einnahmen und Entnahmen erzielt wer-
den, das Vorliegen einer Selbstversorgungseinrichtung fingiert. Damit ist die Grenze des 
ersten Halbsatzes bei diesen Photovoltaikanlagen nicht zu prüfen; sie gelten auch als 
Zweckbetrieb, wenn der erzeugte Strom beispielsweise nur zu 50 Prozent eigengenutzt 
wird. Die im Ertragssteuerrecht in § 3 Nummer 72 EStG geregelte Steuerbefreiung für be-
stimmte Photovoltaikanlagen soll somit auch im Bereich der Gemeinnützigkeit möglichst 
bürokratiearm und administrierbar nachvollzogen werden.  


Der Betrieb der Photovoltaikanlagen darf im Hinblick auf das Gebot der Selbstlosigkeit nicht 
Hauptzweck der Körperschaft sein.  


Eine Beschränkung auf Photovoltaikanlagen, deren Betrieb nach § 3 Nummer 72 EStG 
steuerfrei ist, stellt sicher, dass gemeinnützigen Organisationen keine Wettbewerbsvorteile 
gegenüber nicht begünstigten Markt-teilnehmern zukommen. 


Zu Artikel 10 (Änderung des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung) 


Artikel 97 § 33 Absatz 7 – neu – 


Artikel 97 § 33 Absatz 7 des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung (EGAO) bestimmt 
den Anwendungszeitpunkt der Regelungen zu den Mitteilungspflichten für innerstaatliche 
Steuergestaltungen im Sinne der neuen §§ 138l bis 138n AO sowie zu den mit diesem Ge-
setz geänderten §§ 138i bis 138k AO.  


Satz 1 


Das Bundesministerium der Finanzen wird durch Satz 1 dazu ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates den erstmaligen Anwendungszeitpunkt der 
neuen Mitteilungspflichten zu bestimmen. Der Mitteilungspflicht über innerstaatliche 
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Steuergestaltungen unterliegen nach Satz 1 ferner nur solche Steuergestaltungen, hinsicht-
lich derer das die Mitteilungspflicht auslösende Ereignis (maßgebendes Ereignis, vgl. 
§ 138n Absatz 1 Satz 2 AO) nach dem durch die Rechtsverordnung zu bestimmenden erst-
maligen Anwendungszeitpunkt eingetreten ist.  


Satz 2 


Der durch die Rechtsverordnung zu bestimmende Stichtag soll nach Satz 2 mindestens ein 
Jahr nach der Veröffentlichung der Rechtsverordnung liegen. Durch diese in Satz 2 vorge-
sehene Zeitspanne von mindestens einem Jahr zwischen dem Tag der Veröffentlichung 
der Rechtsverordnung im Bundesgesetzblatt Teil I und dem erstmaligen Anwendungszeit-
punkt soll allen Beteiligten hinreichend Zeit gegeben werden, die zur Anwendung der Re-
gelungen der §§ 138l bis 138n AO erforderliche IT-Infrastruktur einzurichten.  


Satz 3 


Abschließend bestimmt Satz 3 des neuen Absatzes 7, dass die gesetzlichen Regelungen 
über eine Mitteilungspflicht für innerstaatliche Steuergestaltungen – sofern das Bundesmi-
nisterium der Finanzen von seiner Ermächtigung nach Satz 1 keinen Gebrauch machen 
sollte – spätestens nach Ablauf von vier Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres des In-
krafttretens der Neuregelung anzuwenden sein werden. 


Zu Artikel 11 (Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes) 


Zu Nummer 1 (§ 5 Absatz 1 Satz 1) 


Zu Buchstabe a (§ 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 44) 


Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung aus der Änderung des § 138i AO. 


Zu Buchstabe b (§ 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 44a) 


Es handelt sich um eine Folgeänderung aus der Anfügung der neuen Nummer 1j in § 379 
Absatz 2 AO. Das Bundeszentralamt für Steuern ist danach auch bei Verstößen gegen die 
Mitteilungspflicht über innerstaatliche Steuergestaltungen nach § 379 Absatz 2 Nummer 1j 
AO für die Durchführung des Bußgeldverfahrens zuständig.  


Zu Buchstabe c (§ 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 44b – neu –) 


Durch diese Änderung des FVG obliegt dem Bundeszentralamt für Steuern sowohl die 
Sammlung als auch grundsätzlich die Auswertung der ihm aus dem Inland nach den §§ 138l 
bis 138n AO zugehenden Mitteilungen über innerstaatliche Steuergestaltungen (vgl. auch 
§ 138j AO). Die Auswertung der eingegangenen Mitteilungen erfolgt durch eine Prüfgruppe, 
die aus Vertretern des Bundes und der obersten Finanzbehörden der Länder besteht. Diese 
Prüfgruppe untersteht der Leitung des Bundeszentralamts für Steuern. In Bezug auf das 
genaue Verfahren zur Prüfung und Auswertung der Mitteilungen wird auf die Begründung 
zu § 138j AO verwiesen. 


Zu Nummer 2 (§ 21a Absatz 5) 


Bereits nach bisherigem Recht wirken die Landesfinanzbehörden nach § 21a Absatz 5 FVG 
bei der Auswertung von Mitteilungen über grenzüberschreitende Steuergestaltungen mit, 
soweit von einer dem Bundeszentralamt für Steuern mitgeteilten grenzüberschreitenden 
Steuergestaltung Steuern betroffen sind, die von Landesfinanzbehörden oder Gemeinden 
verwaltet werden. 
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Durch die Änderung des § 21a Absatz 5 AO wird diese Regelung auch auf die Zusammen-
arbeit bei der Auswertung von Mitteilungen über innerstaatliche Steuergestaltungen ausge-
weitet. 


Zu Artikel 12 (Änderung des Generationenkapitalgesetzes) 


(§ 6 Absatz 4 - neu –) 


Die Anzahl der rentenbeziehenden Menschen in Relation zur Bevölkerung im erwerbsfähi-
gen Alter wird in Deutschland in den kommenden Jahren deutlich steigen. Dadurch werden 
sich die Rentenbeiträge mittelfristig erhöhen und auch die regelgebundenen Leistungen 
des Bundes an die gesetzliche Rentenversicherung steigen. Um die Belastungen des um-
lagefinanzierten Rentensystems zu reduzieren, soll mit dem Gesetz zur Errichtung einer 
Stiftung „Generationenkapital“ (Generationenkapitalgesetz – GenKapG) eine Stiftung mit 
der Bezeichnung „Generationenkapital“ errichtet werden. Aus den Überschüssen der Stif-
tung soll ein Finanzierungsbeitrag zur allgemeinen Rentenversicherung geleistet werden, 
wodurch der Anstieg des Rentenbeitragssatzes und damit auch der Anstieg der Leistungen 
des Bundes an die Rentenversicherung mittel- bis langfristig gedämpft werden soll.  


Da eine Besteuerung der Stiftung zu Lasten der Rendite und damit letztlich auch der an die 
Rentenversicherung weitergabefähigen Beträge gehen würde, soll die Stiftung aus Grün-
den des Gemeinwohls wie folgt von der Besteuerung ausgenommen werden: 


– Die Stiftung unterliegt nicht der Körperschaftsteuer oder der Gewerbesteuer. 


– Die Errichtung der Stiftung sowie Zuwendungen an die Stiftung unterliegen nicht der 
Erbschaft- und Schenkungsteuer. 


– Zahlungen und Leistungen der Stiftung unterliegen keinem Kapitalertragsteuerabzug. 


Zudem soll mit Satz 4 die deutsche Sicht klargestellt werden, dass die Stiftung trotz der 
Steuerbefreiung als in Deutschland ansässig gelten soll, um ihr die Reduzierung im Ausland 
anfallender Quellensteuern nach Maßgabe der einschlägigen Doppelbesteuerungsabkom-
men zu ermöglichen. 


Zweck der Stiftung ist einen Beitrag zur langfristigen Stabilisierung der Beitragssatzentwick-
lung in der gesetzlichen Rentenversicherung durch Mitfinanzierung der gesetzlichen Ren-
tenversicherung zu leisten. Damit soll angesichts des demographischen Wandels die Al-
tersversorgung der Bevölkerung abgesichert werden. Es handelt sich dabei um ein Schutz-
gut von erheblichem öffentlichem Interesse. Daher gebietet sich die Befreiung von der Erb-
schaft- und Schenkungsteuer, um etwaige Zuwendungen an die Stiftung nicht zusätzlich 
mit Erbschaft- und Schenkungsteuer zu belasten und die Erreichung des Zwecks der Stif-
tung nicht zu gefährden. Davon umfasst sind insbesondere Zuführungen nach § 5 Absatz 1 
GenKapG. Bei der Erbschaft- und Schenkungsteuer handelt es sich um eine Bereiche-
rungssteuer, die auf die Erhöhung der persönlichen Leistungsfähigkeit zielt. Die Steigerung 
der Leistungsfähigkeit des gesetzlichen Rentenversicherungssystem zur Förderung der Al-
tersversorgung der Bevölkerung stellt keine Bereicherung dar, die mit Sinn und Zweck des 
Besteuerungssystems der Erbschaft- und Schenkungsteuer im Einklang steht. Aufgrund 
der Steuerbefreiung von Zuwendungen bei der Erbschaft- und Schenkungsteuer bedarf es 
keiner ergänzenden Steuerbefreiung bei der Grunderwerbsteuer. Soweit die Stiftung eine 
Zuwendung im Sinne des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes erhält, ist diese 
aufgrund der Steuerbefreiung in § 3 Nummer 2 des Grunderwerbsteuergesetzes von der 
Grunderwerbsteuer befreit. Die übrigen Steuerbefreiungen im Grunderwerbsteuergesetz 
bleiben unberührt. 
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Zu Artikel 13 (Änderung des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes)  


(§ 34) 


Nach § 34 Absatz 1 und 2 Nummer 1 ErbStG i. V. m. § 4 ErbStDV haben die Standesämter 
bisher für jeden Kalendermonat die Sterbefälle jeweils durch Übersendung der Sterbeur-
kunde in zweifacher Ausfertigung binnen zehn Tage nach Ablauf des Monats dem für die 
Verwaltung der Erbschaftsteuer zuständigen Finanzamt, in dessen Bezirk sich der Sitz des 
Standesamtes befindet, anzuzeigen. 


Hierbei kommt es durchaus vor, dass ein Standesamt einen Sterbefall außerhalb des Zu-
ständigkeitsbereichs des Erbschaftsteuerfinanzamtes beurkundet und die Sterbefallmittei-
lung an das für den Standesamtsbezirk zuständige Erbschaftsteuerfinanzamt verschickt. 
Das für die Besteuerung örtlich nicht zuständige Erbschaftsteuerfinanzamt teilt diese Fälle 
dem örtlich zuständigen Erbschaftsteuerfinanzamt durch Versendung der Totenbeiliste mit. 


In der Mehrzahl der Länder versenden die Standesämter die Sterbefallanzeigen aus-
schließlich in Papierform. In einzelnen Ländern erfolgt die Übermittlung der Sterbefallanzei-
gen ganz oder teilweise auf elektronischem Weg durch ein kostenpflichtiges Standesamts-
Fachverfahren.  


Im Bereich der Standesämter ist durch die Novellierung des Personenstandsgesetzes die 
Führung der Bücher in elektronischer Form seit mehreren Jahren bindend vorgeschrieben. 
Zugleich wurde mit XPersonenstand ein verbindlicher Standard für den elektronischen 
Nachrichtenverkehr von Personenstandsdaten geschaffen. Dieser veränderten Ausgangs-
situation in den Standesämtern ist auch auf Seiten der Finanzverwaltung im Austausch mit 
den Standesämtern Rechnung zu tragen.  


Das bisherige papiergebundene Vorgehen zur Übermittlung der Sterbefallanzeigen von den 
Standesämtern an die Erbschaftsteuerfinanzämter ist deshalb durch ein medienbruchfreies 
elektronisches Übermittlungsverfahren abzulösen. Die für die Erbschaftsteuerstellen erfor-
derlichen Daten sollen dabei über die amtlich bestimmte Schnittstelle elektronisch von den 
Standesämtern zusammen mit den Datenübermittlungen nach § 60 der Personenstands-
verordnung und § 9 der Zweiten Bundesmeldedatenübermittlungsverordnung über das 
Bundeszentralamt für Steuern an die zuständigen Landesfinanzbehörden übermittelt wer-
den. 


Mit der elektronischen Übermittlung der Sterbefallanzeigen soll nicht nur der Versand von 
Papier und Totenbeilisten reduziert, sondern auch eine möglichst medienbruchfreie Verar-
beitung der übermittelten Informationen erreicht werden. Dies entlastet die Beschäftigten 
und in den Erbschaftsteuerstellen von Erfassungsaufgaben und entspricht sowohl dem Ziel 
der Wirtschaftlichkeit als auch dem der Prozessoptimierung. Auf Seiten der Standesämter 
kann hierdurch Papier, Porto und Arbeitszeit eingespart werden. In den Finanzämtern ent-
fällt zudem Aufwand für manuelle Sortierung. 


Die für die Verwaltung der Erbschaftsteuer zuständigen Landesfinanzbehörden bedienen 
sich des Bundeszentralamts für Steuern zur Ergänzung der Daten und unverzüglichen 
Übermittlung an die zuständige Landesfinanzbehörde. Es handelt sich um die Verrichtung 
von technischen Hilfstätigkeiten nach § 20 Absatz 3 Finanzverwaltungsgesetz. Das Bun-
deszentralamt für Steuern erbringt unterstützende Dienstleistungen in Form von Entgegen-
nahme von Daten, Ergänzung vorhandener Daten und von elektronischer Übermittlung von 
Daten innerhalb der Finanzverwaltung. Die dem Bundeszentralamt für Steuern und dem 
Informationstechnikzentrum Bund entstehenden Haushaltsausgaben sind daher von den 
Ländern zu übernehmen und dem Bund zu erstatten. Das Nähere wird durch eine Verwal-
tungsvereinbarung zwischen Bund und Ländern geregelt. 







 - 114 -   


 


Die künftige elektronische Übermittlung ist ein Beitrag zur Modernisierung der öffentlichen 
Verwaltung. 


Im Bereich des Melderechts ist eine Änderung der Zweiten Bundesmeldedatenübermitt-
lungsverordnung notwendig. Es werden zusätzliche Daten in die Mitteilung der Meldebe-
hörden an das Bundeszentralamt für Steuern einbezogen. So kann darauf verzichtet wer-
den, dass die Standesämter bei der Sterbefallanzeige für die Erbschaftsteuer Daten mehr-
fach übermitteln müssen. 


Zu Nummer 1 (§ 34 Absatz 2 Nummer 2) 


Es handelt sich um eine Anpassung an die aktuellen Regeln der deutschen Rechtschrei-
bung. 


Zu Nummer 2 (§ 34 Absatz 3 – neu –) 


Durch den neuen Absatz 3 wird der Weg der für die Erbschaftsteuer bedeutsamen Daten 
zu Sterbefällen vom Standesamt zusammen mit den Datenübermittlungen nach § 60 der 
Personenstandsverordnung und § 9 der Zweiten Bundesmeldedatenübermittlungsverord-
nung über das Bundeszentralamt für Steuern und vom Bundeszentralamt für Steuern an 
die zuständige Landesfinanzbehörde festgelegt. Dabei wird berücksichtigt, dass bereits 
technische Verfahren und Datensatzbeschreibungen für Datenübermittlungen zwischen 
den genannten Behörden existieren. Die für die Verwaltung der Erbschaftsteuer zuständi-
gen Landesfinanzbehörden bedienen sich des Bundeszentralamts für Steuern zur Ergän-
zung der Daten und unverzüglichen Übermittlung an die zuständige Landesfinanzbehörde. 
Es handelt sich um die Verrichtung von technischen Hilfstätigkeiten nach § 20 Absatz 3 
Finanzverwaltungsgesetz. Das Bundeszentralamt für Steuern erbringt unterstützende 
Dienstleistungen in Form von Entgegennahme von Daten, Ergänzung vorhandener Daten 
und von elektronischer Übermittlung von Daten innerhalb der Finanzverwaltung. 


Die zu übermittelnden Daten sind für die Festsetzung der Erbschaftsteuer von Bedeutung. 
Ihr Umfang wird durch § 4 der Erbschaftsteuer-Durchführungsverordnung bestimmt. Diese 
Anforderung ist erforderlich, um dem Standesamt vorliegende Erkenntnisse in die Einschät-
zung der steuerlichen Auswirkung und für die Entscheidung über die Einleitung eines Be-
steuerungsverfahrens einfließen zu lassen. 


Für die elektronische Übermittlung der Sterbefallanzeigen ist eine Anpassung und Erweite-
rung der benötigten Datensatzbeschreibungen und der komplexen Datenverarbeitungspro-
gramme erforderlich. Dabei ist zu berücksichtigen, dass es für Teile der anzupassenden 
Software festgelegte Release-Termine gibt, die für die beteiligten Behörden verbindlich 
sind. 


Der Beginn ist abhängig von der Schaffung der Voraussetzungen für die Absendung, Ent-
gegennahme und Weiterleitung der elektronisch zu übermittelnden Daten. Dies spricht ge-
gen einen gesetzlich festgelegten Umsetzungszeitpunkt. Die Verpflichtung zur elektroni-
schen Übermittlung soll daher an dem Tag in Kraft treten, an dem die technischen Voraus-
setzungen für die elektronische Anzeige von Sterbefällen nach dem Erbschaftsteuer- und 
Schenkungsteuergesetz und nach der Erbschaftsteuer-Durchführungsverordnung gegeben 
sind. Das Bundesministerium der Finanzen gibt den Tag im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium des Innern und für Heimat sowie den obersten Finanzbehörden der Länder 
im Bundesgesetzblatt bekannt. 


Zu Artikel 14 (Änderung der Erbschaftsteuer- Durchführungsverordnung)  


(Muster 3 (§ 4)) 
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Auf die in Muster 3 (§ 4 ErbStDV) in Spalte 6 seitens der Standesämter aufzuführenden 
Angaben zu Vermögenswerten des Erblassers wird künftig verzichtet, da die Informationen 
den Standesämtern selten bekannt sind und daher gegenüber den Finanzämtern in der 
Vergangenheit überwiegend keine Angaben zu Vermögenswerten erfolgen. 


Zu Artikel 15 (Weitere Änderung der Erbschaftsteuer- Durchführungsverordnung)  


(§ 4) 


Die Vorschrift regelte bislang das papiergebundene Verfahren zur Übersendung der Ster-
befallanzeigen von den Standesämtern an das zuständige Erbschaftsteuerfinanzamt im je-
weiligen Standesamtsbezirk.  


Für die erste Einschätzung der steuerlichen Auswirkung (z. B. Höhe der zu berücksichti-
genden Freibeträge, Anzahl der Erben) und für die Entscheidung zur Eröffnung eines Be-
steuerungsverfahrens sind auf Seiten des Finanzamts bislang hauptsächlich die Daten des 
Erblassers, zu möglichen Erben und deren Verwandtschaftsverhältnis zum Erblasser sowie 
Angaben zum Auskunftgeber in den Erbschaftsteuerstellen von äußerst großer Bedeutung. 
Insbesondere die nicht vom Standesamt beurkundeten Daten sind bislang häufig die ein-
zige Informationsquelle für die Bearbeitung in den Erbschaftsteuerstellen. Die für diese Be-
arbeitung benötigten Daten ergeben sich aus den in Papierform vom Standesamt über-
sandten Dokumenten. Die Angaben, die die Standesämter bislang schon gegenüber dem 
Finanzamt anzeigen und die für die Besteuerung von Bedeutung sein können, sollen wei-
terhin nur enthalten sein, soweit sie nicht bereits aufgrund bestehender Rechtslage durch 
das Bundeszentralamt für Steuern gespeichert werden und ergänzt werden können. 


In Absatz 1 wird die Übermittlung der Anzeigen der Sterbefälle mittels Datensatzes auf 
elektronischem Weg zusammen mit den Datenübermittlungen nach § 60 der Personen-
standsverordnung und § 9 der Zweiten Bundesmeldedatenübermittlungsverordnung von 
den Standesämtern über das Bundeszentralamt für Steuern geregelt. Der Datensatz ist 
zwischen Personenstandswesen, Meldewesen, Bundeszentralamt für Steuern und Landes-
finanzverwaltung abzustimmen. 


In Absatz 2 wird festgelegt, dass Angaben zu Auskunftgebern enthalten sein müssen, damit 
dem Finanzamt für die Besteuerung Erkenntnisse dazu vorliegen, an wen es sich für die 
Ermittlung des Sachverhalts wenden kann. Auskunftgeber sind die nach den §§ 29, 30 Per-
sonenstandsgesetz gegenüber den Standesämtern zur Anzeige des Todes eines Men-
schen verpflichteten Personen, Behörden oder Einrichtungen. 


In Absatz 3 wird geregelt, dass Angaben zu den persönlichen Verwandtschaftsverhältnis-
sen des Erblassers, zu Kindern oder weiteren Abkömmlingen, Eltern sowie Geschwistern, 
die dem Standesamt bekannt sind oder von denen, die den Todesfall anzuzeigen haben, 
mitgeteilt wurden, ergänzend aufzunehmen sind. Diese Angaben sind für die Festsetzung 
der Erbschaftsteuer von Bedeutung, wenn sie dem Standesamt vorliegen.  


In Absatz 4 wird geregelt, dass das Bundeszentralamt für Steuern den vom Standesamt 
zusammen mit den Datenübermittlungen nach § 60 der Personenstandsverordnung und 
§ 9 der Zweiten Bundesmeldedatenübermittlungsverordnung übermittelten Datensatz um 
bei ihm gespeicherte Angaben zum Erblasser und die Identifikationsnummer des Ehegatten 
oder Lebenspartners sowie die Identifikationsnummer von minderjährigen Kindern ergänzt. 
Im Anschluss übermittelt das Bundeszentralamt für Steuern den von ihm ergänzten Daten-
satz unverzüglich an die zuständige Landesfinanzbehörde. Die für die Verwaltung der Erb-
schaftsteuer zuständigen Landesfinanzbehörden bedienen sich des Bundeszentralamts für 
Steuern zur Ergänzung der Daten und Übermittlung an die zuständige Landesfinanzbe-
hörde. Es handelt sich um die Verrichtung von technischen Hilfstätigkeiten nach § 20 Ab-
satz 3 Finanzverwaltungsgesetz. Das Bundeszentralamt für Steuern erbringt unterstüt-
zende Dienstleistungen in Form von Entgegennahme von Daten, Ergänzung vorhandener 
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Daten und von elektronischer Übermittlung von Daten innerhalb der Finanzverwaltung. Der 
Datensatz ist zwischen Personenstandswesen, Meldewesen, Bundeszentralamt für Steu-
ern und Landesfinanzverwaltung abzustimmen. 


Die Regelung in Absatz 5 gewährleistet einerseits, dass die Standesämter bei der Sterbe-
fallanzeige für die Erbschaftsteuer Daten nicht mehrfach übermitteln müssen und anderer-
seits, dass die auf Grundlage des Melderechts übermittelten Daten zur Ergänzung des Da-
tensatzes nach Absatz 4 durch das Bundeszentralamt für Steuern verwendet werden kön-
nen. 


In Absatz 6 wird geregelt, dass in Fällen ohne inländischen Wohnsitz des Erblassers, in 
denen der Datensatz nicht von der Meldebehörde an das Bundeszentralamt für Steuern 
übermittelt werden kann, das bisherige papiergebundene Verfahren zur Übersendung der 
Sterbefallanzeigen anzuwenden ist. 


Zu Artikel 16 (Änderung der Zweiten Bundesmeldedatenübermittlungsverordnung)  


(§ 9 Absatz 1 Nummer 10) 


Die Ergänzung der Daten bei der Übermittlung der Meldebehörden an das Bundeszentral-
amt für Steuern aufgrund des Melderechts führt dazu, dass die Standesämter keine mehr-
fache Übermittlung dieser Daten im Rahmen der Sterbefallanzeige an die Finanzämter 
durchführen müssen. Den Meldebehörden liegen diese Daten bereits vor. 


Die Speicherbefugnis des Bundeszentralamts für Steuern ergibt sich aus § 139b Absatz 3 
der Abgabenordnung. Dadurch kann das Bundeszentralamt für Steuern für den Fall, dass 
bei der Datenübermittlung Fehler auftreten, den jeweiligen Sterbefall zuordnen. 


Zu Artikel 17 (Änderung des Bundeskindergeldgesetzes) 


Zu Nummer 1 (§ 6 Absatz 1) 


Die Änderung vollzieht die Änderung des § 66 Absatz 1 EStG nach (siehe Begründung zu 
Artikel 2 Nummer 6) 


Zu Nummer 2 (§ 6a Absatz 2 Satz 4) 


Der Sofortzuschlag wird zum 1. Januar 2025 auch beim Kinderzuschlag um 5 Euro auf 
25 Euro erhöht. 


Der Sofortzuschlag wurde eingeführt, um Kinder im Bezug von Leistungen nach dem SGB 
II, SGB XII, SGB XIV, AsylbLG oder des Kinderzuschlags (BKGG) ergänzend zu unterstüt-
zen mit dem Ziel, bessere Chancen für diese Kinder und Jugendliche zu schaffen. Hierzu 
wurde der Höchstbetrag des Kinderzuschlags, wie er sich nach § 6a Absatz 2 Satz 3 BKGG 
ergibt, nach § 6a Absatz 2 Satz 4 zum 1. Juli 2022 um 20 Euro erhöht. Mit der Erhöhung 
des Sofortzuschlags um fünf Euro erhalten Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene zu-
sätzliche finanzielle Spielräume. Dies verbessert die Lebensumstände und Chancen der 
Kinder und Jugendlichen zur gesellschaftlichen Teilhabe, zur Teilnahme an Bildung und am 
Ausbildungs- und Arbeitsmarkt. Gleichzeitig wird mit der Erhöhung auch die Entwicklung 
der Regelbedarfe seit Einführung des Sofortzuschlags zum 1. Juni 2022 berücksichtigt.  


Zu Artikel 18 (Weitere Änderung des Bundeskindergeldgesetzes) 


Zu Nummer 1 (§ 6 Absatz 1) 


Die Änderung vollzieht die Änderung des § 66 Absatz 1 EStG nach (siehe Begründung zu 
Artikel 3 Nummer 5 Buchstabe a). 
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Zu Nummer 2 (§ 6 Absatz 2) 


Das Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz ist stets genauso hoch wie das Kinder-
geld nach dem Einkommensteuergesetz. So wird ein Gleichlauf der Zahlungshöhe in den 
existenzsichernden Leistungssystemen für Kinder gewährleistet. 


Die Änderung vollzieht die Änderung des § 66 Absatz 3 – neu – EStG nach (siehe Begrün-
dung zu Artikel 3 Nummer 5 Buchstabe b). 


Zu Artikel 19 (Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch) 


(§ 72 Absatz 1 Satz 1) 


Der Sofortzuschlag wurde als eine Leistung eingeführt, der die erforderlichen Leistungen 
zur Sicherung des Lebensunterhalts um einen zusätzlichen Betrag ergänzt und unabhängig 
von der geltenden Höhe der Regelbedarfe und anderer Bedarfe erbracht wird. Bis zur 
nächsten gesetzlichen Neuermittlung der Regelbedarfe auf Grundlage der Ergebnisse der 
Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 2023 wird der Sofortzuschlag um fünf Euro er-
höht. Damit erhalten Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene, die mit ihren leistungsbe-
rechtigten Eltern in einem Haushalt leben und Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozial-
gesetzbuch beziehen, zusätzliche finanzielle Spielräume. Dies verbessert die Lebensum-
stände und Chancen der Kinder und Jugendlichen zur gesellschaftlichen Teilhabe, zur Teil-
nahme an Bildung und am Ausbildungs- und Arbeitsmarkt. Gleichzeitig wird mit der Erhö-
hung auch die Entwicklung der Regelbedarfe seit Einführung des Sofortzuschlags zum 
1. Juni 2022 berücksichtigt. Der bisherige Adressatenkreis bleibt unverändert. Liegen die 
Voraussetzungen für die Gewährung des Sofortzuschlags nicht mehr vor, ist die Bewilligung 
wie bisher nur mit Wirkung für die Zukunft aufzuheben. Abtretung und Übertragung sind 
weiterhin nur nach § 53 Absatz 2 Erstes Buch Sozialgesetzbuch möglich. 


Zu Artikel 20 (Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch) 


Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 


Die Inhaltsübersicht wird an den neu angefügten § 461 SGB III angepasst. 


Zu Nummer 2 (§ 461 – neu -) 


Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Artikel 4.  


Die Übergangsregelung stellt für bereits entstandene Ansprüche auf Arbeitslosengeld bei 
Arbeitslosigkeit und bei beruflicher Weiterbildung sicher, dass Arbeitslose, die zuletzt Ar-
beitslosengeld nach der Lohnsteuerklasse III bezogen haben, ab Inkrafttreten der gesetzli-
chen Änderung die Entgeltersatzleistung weiterhin in unveränderter Höhe erhalten. Gleich-
zeitig wird klargestellt, dass bei denjenigen, die zuletzt Arbeitslosengeld unter Berücksich-
tigung der Lohnsteuerklasse V erhalten haben, die neu gebildete Steuerklasse IV mit Faktor 
bei der Berechnung des Arbeitslosengeldes berücksichtigt wird, so dass sich in der Folge 
ein höherer Leistungsanspruch ergibt.  


Die Anwendung der Regelung endet, wenn für die Arbeitslose oder den Arbeitslosen die 
Steuerklasse I, II oder IV als Lohnsteuerabzugsmerkmal gebildet wird. Dies ist sachgerecht, 
weil sich bei der Änderung von Lohnsteuerklasse IV mit Faktor der zugrundeliegende Le-
benssachverhalt geändert hat oder die Ehegatten die Lohnsteuerklassenkombination IV/IV 
gewählt haben. 


Für Ansprüche, die vor dem 1. Januar 2030 entstanden sind und nicht von der Übergangs-
regelung erfasst werden, ergibt sich die Berücksichtigung der automatisiert als 







 - 118 -   


 


Lohnsteuerabzugsmerkmal gebildeten Steuerklasse IV mit Faktor bereits aus dem gelten-
den Recht, so dass es keiner Übergangsregelung bedarf. 


Zu Artikel 21 (Folgeänderungen) 


Zu Absatz 1 (§ 145 Absatz 1 Satz 1 SGB XII) 


Es handelt sich um eine Folgeänderung wegen der Erhöhung des Sofortzuschlags im 
SGB II (vgl. Artikel 19). 


Zu Absatz 2 (§ 93 Absatz 1 Satz 3 SGB XIV) 


Für das mit Ablauf des 31. Dezember 2024 außer Kraft getretene Bundesversorgungsge-
setz (BVG) war der Sofortzuschlag bei den Übergangsvorschriften in § 88f BVG geregelt 
und hat die ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt nach § 27a BVG für Minderjährige er-
gänzt. Im zum 1. Januar 2024 in Kraft getretenen Vierzehnten Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB XIV) sind die Leistungen zum Lebensunterhalt als Besondere Leistung im Einzelfall 
in § 93 SGB XIV geregelt. § 93 Absatz 1 Satz 3 SGB XIV bestimmt die entsprechende An-
wendung des Dritten und Vierten Kapitels des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
(SGB XII). Da der Sofortzuschlag im Sechzehnten Kapitel des SGB XII (§ 145 SGB XII) 
geregelt und daher von dem Verweis in § 93 Absatz 1 Satz 3 SGB XIV nicht erfasst ist, wird 
die unbeabsichtigte Regelungslücke durch die Ergänzung des Verweises um die Regelung 
des § 145 Absatz 1 und 2 SGB XII geschlossen. Dabei wird der Verweis auf § 145 Absatz 1 
und 2 des SGB XII beschränkt. Denn einer Verweisung auf § 145 Absatz 3 SGB XII bedarf 
es wegen der Regelung in § 93 Absatz 4 SGB XIV nicht. Da die Bestimmung der zuständi-
gen Träger der Sozialen Entschädigung im SGB XIV geregelt ist, erfolgt keine Verweisung 
auf § 145 Absatz 4 SGB XII. 


Zu Absatz 3 (§ 16 Satz 1 AsylbLG) 


Es handelt sich um eine Folgeänderung wegen der Erhöhung des Sofortzuschlags im 
SGB II (vgl. Artikel 19). 


Zu Artikel 22 (Inkrafttreten) 


Zu Absatz 1 


Das vorliegende Gesetz tritt grundsätzlich am Tag nach der Verkündung in Kraft. 


Die Einfügung des § 6 Absatz 4 – neu – des Generationenkapitalgesetzes (Artikel 12) tritt 
am Tag nach der Verkündung in Kraft, um eine Steuerbefreiung der Stiftung bereits ab 
Errichtung dieser sicherzustellen. 


Zu Absatz 2 


Die Artikel 2, 5, 7, 9, 17, 19 und 21 treten am 1. Januar 2025 in Kraft. 


Zu Absatz 3 


Die Artikel 3, 6 und 18 treten am 1. Januar 2026 in Kraft. 


Zu Absatz 4 


Artikel 4 tritt am 1. Januar 2029 in Kraft. 
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Zu Absatz 5 


Für die elektronische Übermittlung der Sterbefallanzeigen ist eine Anpassung und Erweite-
rung der benötigten Datensatzbeschreibungen und der komplexen Datenverarbeitungspro-
gramme erforderlich. Dabei ist zu berücksichtigen, dass es für Teile der anzupassenden 
Software festgelegte Release-Termine gibt, die für die beteiligten Behörden verbindlich 
sind. 


Der Beginn ist abhängig von der Schaffung der Voraussetzungen für die Absendung, Ent-
gegennahme und Weiterleitung der elektronisch zu übermittelnden Daten. Dies spricht ge-
gen einen gesetzlich festgelegten Umsetzungszeitpunkt. Die Änderungen des Erbschafts-
teuer- und Schenkungsteuergesetzes, der Erbschaftsteuer-Durchführungsverordnung so-
wie der Zweiten Bundesmeldedatenübermittlungsverordnung (Artikel 13, 15 und 16) sollen 
daher an dem Tag in Kraft treten, an dem die technischen Voraussetzungen für die elekt-
ronische Anzeige von Sterbefällen nach dem Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz 
und nach der Erbschaftsteuer-Durchführungsverordnung gegeben sind. Das Bundesminis-
terium der Finanzen gibt den Tag im Einvernehmen mit dem Bundesministerium des Innern 
und für Heimat sowie den obersten Finanzbehörden der Länder im Bundesgesetzblatt be-
kannt. 


  








 


Urteil vom 05. Juni 2024, IV R 22/22
Rückstellung für Altersfreizeit


ECLI:DE:BFH:2024:U.050624.IVR22.22.0


BFH IV. Senat


EStG § 5 Abs 1 S 1, EStG § 6 Abs 1 Nr 3a, HGB § 249 Abs 1 S 1, EStG VZ 2016


vorgehend FG Köln, 10. November 2021, Az: 12 K 2486/20


Leitsätze
Für die Verpflichtung des Arbeitgebers zur Gewährung von Altersfreizeit (von zwei Tagen pro Jahr der
Betriebszugehörigkeit), die unter den Bedingungen einer mindestens zehnjährigen Betriebszugehörigkeit des
Arbeitsnehmers sowie der Vollendung dessen 60. Lebensjahres steht, ist eine Rückstellung für ungewisse Verbindlichkeiten
zu bilden.


Tenor
Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des Finanzgerichts Köln vom 10.11.2021 - 12 K 2486/20 wird als unbegründet
zurückgewiesen.


Die Kosten des Revisionsverfahrens hat der Beklagte zu tragen.


Tatbestand


I.


1. Streitig ist die steuerliche Berücksichtigungsfähigkeit einer Rückstellung für Altersfreizeit.


2. Die Klägerin und Revisionsbeklagte (Klägerin), eine Personengesellschaft in der Rechtsform der OHG, betreibt eine …


3. Nach dem einheitlichen Manteltarifvertrag für … vom xx.xx.1995 (EMTV) mit Zusatzvereinbarung vom xx.xx.2004 (zu
§ 3 Nr. 7 EMTV) stand den Arbeitnehmern der Klägerin zusätzliche bezahlte Freizeit von zwei Arbeitstagen je vollem
Jahr ihrer Betriebszugehörigkeit zu, soweit sie dem Betrieb mindestens zehn Jahre ununterbrochen zugehörig waren
und das 60. Lebensjahr vollendet hatten. Die Regelung hatte verkürzt folgenden Wortlaut:


"Arbeitnehmer, die nach einer mindestens 10-jährigen ununterbrochenen Betriebszugehörigkeit das
60. Lebensjahr vollendet haben, erhalten eine zusätzliche bezahlte Freizeit von 2 Arbeitstagen je vollem
Jahr ihrer Betriebszugehörigkeit. Bei Berechnung der Dauer der Betriebszugehörigkeit werden Zeiten, die
vor Vollendung des 25. Lebensjahres des Arbeitnehmers liegen, nicht berücksichtigt.
Berücksichtigungsfähig sind nur die tatsächlich zusammenhängenden Jahre der Betriebszugehörigkeit des
Arbeitnehmers bis zum Bezug der gesetzlichen Altersrente. Die dem Arbeitnehmer zustehenden
Freizeittage sind am Ende des laufenden Arbeitsverhältnisses und nur vor Eintritt in die gesetzliche
Altersrente zu gewähren. Das gilt auch, wenn die Inanspruchnahme der gesetzlichen Altersrente nach
Arbeitslosigkeit im Anschluss an das bisherige Arbeitsverhältnis erfolgt. Die dem Arbeitnehmer
zustehenden Freizeittage sind in natura zu gewähren und zu nehmen. Nicht genommene Freizeittage
verfallen, ein Abgeltungsanspruch besteht nicht."


4. Vor diesem Hintergrund passivierte die Klägerin in der Steuerbilanz zum 31.12.2016 eine Rückstellung für
Altersfreizeit in Höhe von 337.900 €.


5. Hingegen vertrat das Finanzamt A im Rahmen einer steuerlichen Außenprüfung für die Jahre 2013 bis 2016 unter
Hinweis auf das Urteil des Niedersächsischen Finanzgerichts (FG) vom 15.10.1987 - VI 59/85 sowie das Schreiben
des Bundesministeriums der Finanzen vom 11.11.1999 (BStBl I 1999, 959, Rz 5) die Auffassung, dass die
Voraussetzungen für die Bildung einer Rückstellung für ungewisse Verbindlichkeiten nicht erfüllt seien. Insbesondere
liege kein Erfüllungsrückstand seitens der Klägerin gegenüber ihren Arbeitnehmern vor, da diese keine
Mehrleistungen erbracht hätten, wie beispielsweise in der Ansparphase im Rahmen einer Altersteilzeitvereinbarung.


6. Auf der Grundlage der Prüfungsfeststellungen erließ das Finanzamt B am 03.09.2019 einen gemäß § 164 Abs. 2 der
Abgabenordnung (AO) geänderten Bescheid für 2016 über die gesonderte und einheitliche Feststellung von
Besteuerungsgrundlagen (Gewinnfeststellungsbescheid). Darin erhöhte es den laufenden Gesamthandsgewinn der
Klägerin um 337.900 €. Der Vorbehalt der Nachprüfung wurde aufgehoben.
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7. Den dagegen gerichteten Einspruch der Klägerin wies das Finanzamt C mit Einspruchsentscheidung vom 02.10.2020
als unbegründet zurück. Zur Begründung führte es aus, es fehle an der Verursachung der ungewissen Verbindlichkeit
in der Vergangenheit (vor dem Bilanzstichtag). Die zwischen den Vertragsparteien getroffene Vereinbarung gelte nicht
Vergangenes ab, sondern knüpfe nur an Vergangenes an. Dies reiche für die Rückstellungsbildung nicht aus. Die
wesentliche wirtschaftliche Verursachung liege in der Zukunft (Vollendung des 60. Lebensjahres des Arbeitnehmers).


8. Während des nachfolgenden Klageverfahrens kam es zu einem Zuständigkeitswechsel vom Finanzamt C zum
Finanzamt D. Der (neue) Beklagte und Revisionskläger (Finanzamt ‑‑FA‑‑) erließ am 27.07.2021 einen aus nicht
streitgegenständlichen Gründen nach § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO geänderten Gewinnfeststellungsbescheid für
2016.


9. Mit Urteil vom 10.11.2021 - 12 K 2486/20 änderte das FG Köln den Gewinnfeststellungsbescheid für 2016
antragsgemäß dahin, dass der laufende Gesamthandsgewinn der Klägerin um 349.000 € reduziert wurde. Dies
begründete es wie folgt:


10. Die Klage sei zulässig. Die Erweiterung des Klageantrags (von 337.900 € auf 349.000 €) stelle keine von den
Voraussetzungen des § 67 der Finanzgerichtsordnung (FGO) abhängige Klageänderung dar. Ein Erfüllungsrückstand
liege vor. Zwar sei einzuräumen, dass der Anspruch auf Altersfreizeit noch von sich künftig realisierenden
Bedingungen abhängig sei. Erst eine Betriebszugehörigkeit von mehr als zehn Jahren und das Überschreiten der
Altersgrenze von 60 Jahren lösten die Verpflichtung zur Gewährung der Altersfreizeit aus. Habe der Arbeitgeber aber
schon Jahre zuvor Leistungen für den zeitlich nachfolgenden Eintritt dieser Voraussetzungen rechtsverbindlich
zugesagt und sei die Zusage an die vergangene Dienstzeit und an die Betriebstreue des einzelnen Arbeitnehmers
gebunden, lägen die Dinge anders. Unter solchen Umständen unterscheide sich eine derartige Zusage nicht von einer
sonstigen dienstzeitabhängigen Jubiläumsverpflichtung. Hier wie dort orientiere sich die Zuwendung an der bisherigen
Betriebszugehörigkeit und verknüpfe das zukünftige Ereignis mit den anteilig in der Vergangenheit erbrachten
Diensten des einzelnen Arbeitnehmers (so zum Firmenjubiläum Urteil des Bundesfinanzhofs ‑‑BFH‑‑ vom
29.11.2000 - I R 31/00, BFHE 194, 76, BStBl II 2004, 41). Infolgedessen werde ein entsprechender
Erfüllungsrückstand aufgebaut, der die Bildung einer Verbindlichkeitsrückstellung rechtfertige. § 5 Abs. 4a und § 6a
des Einkommensteuergesetzes (EStG) seien nicht einschlägig.


11. Mit der Revision rügt das FA (sinngemäß) die Verletzung von (materiellem) Bundesrecht (§ 5 Abs. 1 EStG i.V.m. § 249
Abs. 1 Satz 1 des Handelsgesetzbuchs ‑‑HGB‑‑). Ein Erfüllungsrückstand liege nicht vor, so dass keine Rückstellung
für ungewisse Verbindlichkeiten gebildet werden könne. Es fehle an der erforderlichen Verursachung in der
Vergangenheit. Ein Erfüllungsrückstand sei etwa gegeben, wenn der Arbeitnehmer wöchentlich eine Stunde mehr
arbeite und im Gegenzug früher in den Ruhestand gehen könne. So liege der Streitfall aber nicht. Nach dem BFH-
Urteil vom 02.10.1997 - IV R 82/96 (BFHE 184, 422, BStBl II 1998, 205) gelte für Arbeitsverhältnisse die Vermutung,
dass Leistung und Gegenleistung ausgeglichen seien und ein Verpflichtungsüberhang auch nicht durch verpflichtende
Sozialleistungen entstehe.


12. Mit der tarifvertraglichen Regelung, nach der dem Arbeitnehmer für jedes volle Jahr der Betriebszugehörigkeit zwei
Tage Altersfreizeit ab dem Zeitpunkt der Erfüllung der Voraussetzungen (mindestens zehnjährige ununterbrochene
Betriebszugehörigkeit, Vollendung des 60. Lebensjahres) zustünden, werde nichts Vergangenes abgegolten. Die
Gewährung von Altersfreizeit knüpfe nur an Vergangenes an, was für eine Rückstellungsbildung nicht ausreiche. Es
liege kein Aufwand der Vergangenheit vor, der zum Bilanzstichtag als Rückstellung zu passivieren sei. Die
Arbeitnehmer müssten für zusätzliche Freizeittage keine Mehrarbeit leisten. Die zusätzliche Altersfreizeit stelle sich
dementsprechend nicht als Entgelt für in der Vergangenheit erbrachte Arbeitsleistung dar. Ein solches Entgelt liege
nur vor, wenn der Arbeitgeber die zusätzliche Freistellung im Alter in Aussicht stelle, um bereits in früheren Jahren
eine zusätzliche Leistung des Arbeitnehmers zu erhalten. Demgegenüber sei es nicht möglich, aus dem vorliegenden
Vertrag eine Abgeltung von in der Vergangenheit erbrachter Arbeitsleistung abzuleiten. So profitiere etwa ein 58-
jähriger Arbeitnehmer, der seit 30 Jahren im Betrieb arbeite, nicht von der Altersfreizeit, wenn der Betrieb eingestellt
und das Arbeitsverhältnis beendet werde. Von einer Abgeltung von Vergangenem könne nur ausgegangen werden,
wenn der Arbeitnehmer zumindest einen anteiligen Anspruch auf Freizeit habe.


13. Wie das Niedersächsische FG im Urteil vom 15.10.1987 - VI 59/85 zutreffend ausführe, könne aufgrund der
Ausgeglichenheit von Leistung und Gegenleistung im Hinblick auf die Vergangenheit nicht von einer Leistung des
Arbeitnehmers ausgegangen werden. An dieser Argumentation ändere sich ‑‑entgegen der Ansicht der Vorinstanz‑‑
nichts dadurch, dass die Vereinbarung nicht auf die Branchen-, sondern auf die Betriebszugehörigkeit der
Arbeitnehmer abstelle. Dies werde insbesondere anhand des historischen Kontexts der Regelung des
Manteltarifvertrags deutlich. Diese sei von der Arbeitsmarktlage motiviert gewesen und habe dazu gedient, den
Arbeitsmarkt zu entlasten und die Jugendarbeitslosigkeit zu verringern. Arbeitsmarktpolitisch verhindere die Zehn-
Jahres-Frist eine ungerechtfertigte Nutzung durch Branchenfremde. Diese Beweggründe dürften noch immer
ausschlaggebend sein, so dass der Entgeltcharakter der zusätzlichen Altersfreizeit abzulehnen sei.


14. Der Streitfall sei auch nicht mit Rückstellungen wegen Jubiläumsverpflichtungen zu vergleichen. Bei
Jubiläumszuwendungen gehe es um eine eigenständig neben dem Arbeitslohn geleistete Zahlung des Arbeitgebers
an den Arbeitnehmer. Die Verpflichtung betreffe gerade nicht die Bewertung von Leistung und Gegenleistung aus dem
Arbeitsverhältnis, sondern resultiere aus der Betriebszugehörigkeit und damit aus der Vergangenheit. Im Gegensatz
dazu würden im Fall der Freizeitleistung nur zukünftige Leistungen berührt, da die Klägerin im Jahr der
Freizeitgewährung keine zusätzliche Leistung zu erbringen habe. Die Auswirkungen auf Seiten der Klägerin lägen
ausschließlich in einer gegebenenfalls geringeren Produktivität im Zeitpunkt der Inanspruchnahme der Freizeit, so
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dass sie wirtschaftlich in der Zukunft lägen. Das Niedersächsische FG führe zu Recht aus, dass es an der
wirtschaftlichen Verursachung in der Vergangenheit fehle, wenn dem Arbeitnehmer nichts vorenthalten worden sei,
worauf er unter Berücksichtigung der arbeitsvertraglichen Leistungsbewertung in der Vergangenheit einen
individuellen Anspruch gehabt habe. Dadurch unterscheide sich der Streitfall zudem wesentlich von der Rückstellung
wegen rückständigen Urlaubs (BFH-Urteil vom 26.06.1980 - IV R 35/74, BFHE 130, 533, BStBl II 1980, 506). Diese
Würdigung nehme die Vorinstanz gerade nicht vor, indem sie die Altersfreizeitzusage mit der Jubiläumsverpflichtung
gleichsetze. Dabei übersehe das FG, dass es sich bei Jubiläumszuwendungen um zusätzliche, neben dem Arbeitslohn
stehende Zahlungen handele. Anders als bei Jubiläumsrückstellungen lägen im Streitfall keine konkretisierenden
Vorleistungen vor. Dafür reiche die Nichtausübung des Kündigungsrechts ‑‑mangels vertraglicher Grundlage‑‑ nicht
aus. Eine Abgeltung von Vergangenem impliziere, dass bei vorzeitiger Beendigung zumindest ein anteiliger Anspruch
entstehe.


15. Im Urteil vom 02.10.1997 - IV R 82/96 (BFHE 184, 422, BStBl II 1998, 205) zur Rückstellung für den Zuschuss zum
Mutterschaftsgeld knüpfe auch der BFH an diese Grundsätze an. Die Beurteilung der arbeits- und sozialrechtlichen
Folgelasten eines Arbeitsverhältnisses, zu denen der Zuschuss zum Mutterschaftsgeld ebenso wie die
Altersfreizeitverpflichtung gehörten, könne einheitlichen Erwägungen folgen, da jeweils die Frage nach der
Ausgeglichenheit der Leistung und des nicht vorliegenden Verpflichtungsüberhangs zentral für die Annahme eines
Erfüllungsrückstands sei. Nach diesen Erwägungen entstehe in den Fällen mangelnder Mehrarbeit zur Gewährung
zusätzlicher Leistungen kein Erfüllungsrückstand.


16. Schließlich lägen die Voraussetzungen für eine Rückstellung für drohende Verluste nicht vor; es fehle an einem
Verpflichtungsüberschuss.


17. Das FA beantragt,
das Urteil des FG Köln vom 10.11.2021 - 12 K 2486/20 aufzuheben und die Klage als unbegründet abzuweisen.


18. Die Klägerin beantragt,
die Revision als unbegründet zurückzuweisen.


19. Entgegen der Ansicht des FA liege ein in der Vergangenheit verursachter Erfüllungsrückstand des Arbeitgebers vor.
Der Arbeitnehmer erdiene den Freizeitanspruch ratierlich durch seine Arbeitsleistung und Betriebstreue auf Basis
eines in der Zusatzvereinbarung zum Manteltarifvertrag klar definierten zeitlichen Abhängigkeitsverhältnisses. Die
Inanspruchnahme der Freizeittage sei erst zum Ende der Tätigkeit möglich, so dass in der Zwischenzeit ein
Erfüllungsrückstand bestehe.


20. Zu Unrecht gehe das FA davon aus, dass kein Erfüllungsrückstand vorliege, da der Arbeitnehmer keine Mehrleistung
erbringe. Im Fall der Altersfreizeitrückstellung verpflichte sich der Arbeitgeber ex ante zu einer höheren Gegenleistung,
die er aufgrund der getroffenen Fälligkeitsabrede ‑‑Inanspruchnahme unmittelbar vor Renteneintritt‑‑ erst zu einem
späteren Zeitpunkt erbringe (Minderleistung des Arbeitgebers). Aufgrund der Zusatzvereinbarung erhöhe sich der
Vergütungsanspruch des Arbeitnehmers. Durch die laufende Arbeitsleistung werde der Schwebezustand insoweit
beendet und der Arbeitgeber gerate in Erfüllungsrückstand.


21. Die Altersfreizeitrückstellung sei mit der Jubiläumsrückstellung vergleichbar. Zu Unrecht argumentiere das FA, dass
die zehnjährige Betriebszugehörigkeit sowie das Erreichen der Altersgrenze wesentliche Tatbestandsmerkmale für das
Entstehen der Verpflichtung seien. Nach der BFH-Rechtsprechung zu Jubiläumsrückstellungen sei eine solche
Unterscheidung nicht erforderlich, vielmehr werde die Passivierungsfähigkeit (bereits vor Erreichen der erforderlichen
Betriebszugehörigkeit) insgesamt bejaht, obwohl die zugrunde liegenden Verpflichtungen ebenfalls nur dann zu
erfüllen seien, wenn der jeweilige Arbeitnehmer zum Jubiläum noch für das Unternehmen tätig sei (BFH-Urteil vom
05.02.1987 - IV R 81/84, BFHE 149, 55, BStBl II 1987, 845). Auch bei der Jubiläumsverpflichtung habe der
Arbeitnehmer bei Ausscheiden unmittelbar vor dem Stichtag keinerlei Ansprüche.


22. Wenn nach Ansicht der Betriebsprüfung nur an Vergangenes angeknüpft werde, stelle sich die Frage, welche
(zukünftige) Leistung des Arbeitnehmers abgegolten werde. Als abzugeltende (vergangene) Leistung komme sowohl
die erbrachte Arbeitsleistung als auch die Betriebstreue im Erdienenszeitraum in Betracht. Warum gerade bei einer
Altersfreizeitrückstellung ein Kündigungsverzicht erforderlich sein solle, bei der Jubiläumsrückstellung hingegen nicht,
sei nicht ersichtlich.


23. Das Urteil des Niedersächsischen FG vom 15.10.1987 - VI 59/85 betreffe einen anderen Sachverhalt. Eine Bindung an
ein einzelnes Unternehmen und eine Abhängigkeit der Freizeittage von der konkreten Dauer der Unternehmens- oder
Branchenzugehörigkeit habe nicht bestanden. Das Niedersächsische FG habe die Passivierungsfähigkeit im
Wesentlichen mit der Begründung verneint, dass kein Entgelt für eine vom Arbeitnehmer in der Vergangenheit
erbrachte Leistung vorliege, da die zusätzliche Leistung nicht von der Dauer der Betriebszugehörigkeit abhängig sei,
wodurch der Konnex zur Arbeitsleistung fehle und auch eine Betriebstreue als Arbeitnehmerleistung ausscheide. Im
Streitfall sei dies jedoch gerade der Fall, da die Anzahl der Freizeittage von der Betriebszugehörigkeit abhänge und
damit ein eindeutiger Bezug zu vergangenen Leistungen des Arbeitnehmers für den Arbeitgeber bestehe. Ebenso
wenig könne die Argumentation, die zusätzliche Freizeit werde zum Erhalt der Leistungsfähigkeit älterer Arbeitnehmer
gewährt und habe deshalb einen Bezug allein zur künftigen Arbeitsleistung, auf die vorliegende Regelung übertragen
werden, denn die Freizeit werde erst unmittelbar vor Renteneintritt gewährt. Es handele sich um eine Fälligkeitsabrede
für die noch ausstehende Gegenleistung des Arbeitgebers.
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24. Schließlich stehe die sogenannte Ausgeglichenheitsvermutung für Arbeitsverhältnisse der Entstehung eines zu
passivierenden Erfüllungsrückstands nicht entgegen. Sie betreffe die Ausgeglichenheit von Leistung und
Gegenleistung aus dem Arbeitsverhältnis insgesamt. Im Fall der Unausgeglichenheit zu Lasten des Arbeitgebers wäre
nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung eine Drohverlustrückstellung zu bilden. Die
Altersfreizeitregelung führe jedoch nicht zu einer Unausgeglichenheit von Leistung und Gegenleistung, sondern
lediglich zu einem temporären Auseinanderfallen. Ein Erfüllungsrückstand unterscheide sich gerade dadurch von
einem Drohverlust, dass Ersterer durch eine künftige Mehrleistung der rückständigen Partei ausgeglichen werde, was
vorliegend durch die spätere Freizeitgewährung der Fall sei. Hierin liege der zentrale Unterschied zur Rückstellung für
den Zuschuss zum Mutterschaftsgeld, denn beim Eintritt in den Mutterschutz hätten Arbeitnehmerin und Arbeitgeber
ihre Leistungspflichten in gleichem Umfang erfüllt.


Entscheidungsgründe


II.


1. Die Revision ist unbegründet und daher zurückzuweisen (§ 126 Abs. 2 FGO). Zu Recht hat das FG entschieden, dass
für die Verpflichtung der Klägerin zur Gewährung von Altersfreizeit in der Steuerbilanz auf den 31.12.2016 eine ‑‑der
Höhe nach unstreitige‑‑ Rückstellung für ungewisse Verbindlichkeiten zu passivieren ist.


2. 1. Bedenken gegen die Zulässigkeit der Klage bestehen nicht. Insbesondere hat das FG in der Erweiterung des
Klageantrags zutreffend keine Klageänderung im Sinne des § 67 FGO gesehen (z.B. BFH-Urteil vom 29.09.2022 -
IV R 20/19, BFHE 278, 301, BStBl II 2023, 435, Rz 26 f.).


3. 2. Gemäß § 249 Abs. 1 Satz 1 HGB sind in der Handelsbilanz Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten zu
bilden. Das handelsrechtliche Passivierungsgebot für Rückstellungen für Verbindlichkeiten gehört zu den Grundsätzen
ordnungsmäßiger Buchführung und gilt nach § 5 Abs. 1 Satz 1 EStG auch für die Steuerbilanz.


4. a) Voraussetzung für die Bildung einer Rückstellung für ungewisse Verbindlichkeiten ist das Bestehen einer nur ihrer
Höhe nach ungewissen Verbindlichkeit oder die hinreichende Wahrscheinlichkeit des künftigen Entstehens einer
Verbindlichkeit dem Grunde nach ‑‑deren Höhe zudem ungewiss sein kann‑‑ sowie ihre wirtschaftliche Verursachung
in der Zeit vor dem Bilanzstichtag. Als weitere Voraussetzung muss der Schuldner ernsthaft mit seiner
Inanspruchnahme rechnen (z.B. BFH-Urteile vom 09.03.2023 - IV R 24/19, BFHE 280, 118, BStBl II 2023, 698, Rz 19,
m.w.N.; vom 26.07.2023 - IV R 22/20, BFHE 281, 32, BStBl II 2023, 1091, Rz 35).


5. b) Ansprüche und Verbindlichkeiten aus einem schwebenden Geschäft dürfen in der Bilanz grundsätzlich nicht
berücksichtigt werden, weil während des Schwebezustands die (widerlegbare) Vermutung besteht, dass sich die
wechselseitigen Rechte und Pflichten aus dem Vertrag wertmäßig ausgleichen. Ein Bilanzausweis ist nur geboten,
wenn und soweit das Gleichgewicht solcher Vertragsbeziehungen durch Vorleistungen oder Erfüllungsrückstände
eines Vertragspartners gestört ist (Beschluss des Großen Senats des BFH vom 23.06.1997 - GrS 2/93, BFHE 183,
199, BStBl II 1997, 735, unter B.I.3. [Rz 37], m.w.N.; ferner BFH-Urteil vom 14.04.2022 - IV R 32/19, BFHE 275, 543,
BStBl II 2022, 832, Rz 27). Diese Bilanzierungsgrundsätze gelten nicht nur für gegenseitige Verträge, die auf einen
einmaligen Leistungsaustausch gerichtet sind, sondern auch für Dauerschuldverhältnisse (z.B. Beschluss des Großen
Senats des BFH vom 23.06.1997 - GrS 2/93, BFHE 183, 199, BStBl II 1997, 735, unter B.I.3. [Rz 38], m.w.N.; BFH-
Urteil vom 26.07.2023 - IV R 22/20, BFHE 281, 32, BStBl II 2023, 1091, Rz 36) und damit auch für Arbeitsverhältnisse.


6. Der ‑‑gesetzlich nicht definierte‑‑ Begriff des Erfüllungsrückstands bildet Verpflichtungen zur Erbringung von ‑‑seitens
des Vertragspartners durch dessen erbrachte Vorleistung erdienten und am Bilanzstichtag rückständigen‑‑
Gegenleistungen im synallagmatischen und zeitlichen Rahmen eines Dauerschuldverhältnisses ab (BFH-Urteil vom
30.11.2005 - I R 110/04, BFHE 212, 83, BStBl II 2007, 251, unter II.3.d [Rz 43]; Tiedchen in Anzinger/Oser/Schlotter,
Rechnungslegung und Prüfung der Unternehmen, 7. Aufl., HGB § 249 Rz 143). Der Verpflichtete muss sich mit seinen
Leistungen gegenüber dem Vertragspartner im Rückstand befinden, also weniger geleistet haben, als er nach dem
Vertrag für die bis dahin vom Vertragspartner erbrachte Leistung insgesamt zu leisten hätte (BFH-Urteile vom
05.04.2006 - I R 43/05, BFHE 213, 332, BStBl II 2006, 593, unter II.3. [Rz 16]; vom 25.05.2016 - I R 17/15, BFHE 254,
228, BStBl II 2016, 930, Rz 14).


7. Die Frage nach dem Vorliegen eines Erfüllungsrückstands ist nicht ausschließlich nach bürgerlichem Recht zu
beurteilen. Ausreichend ist vielmehr eine an den wirtschaftlichen Gegebenheiten orientierte Betrachtung. Auch davon
ausgehend setzt das Vorliegen eines Erfüllungsrückstands jedoch voraus, dass mit der nach dem Vertrag
geschuldeten zukünftigen Leistung nicht nur an Vergangenes angeknüpft, sondern Vergangenes abgegolten wird. Da
die Erfüllung sich im Sinne einer "Abgeltung" als zusätzliches, lediglich wegen der besonderen Umstände des
Einzelfalls noch nicht entrichtetes Entgelt für eine bereits früher erbrachte Vorleistung darstellen muss, ist eine
Verknüpfung in dem Sinne zu fordern, dass die rückständige Gegenleistung der erbrachten Vorleistung
synallagmatisch zweckgerichtet und bei zeitbezogenen Leistungen auch zeitlich zuordenbar ist. Die Beurteilung des
Vorliegens dieser Voraussetzungen obliegt im jeweiligen Einzelfall dem FG als Tatsacheninstanz (BFH-Urteile vom
05.04.2006 - I R 43/05, BFHE 213, 332, BStBl II 2006, 593, unter II.4. [Rz 18]; vom 25.05.2016 - I R 17/15, BFHE 254,
228, BStBl II 2016, 930, Rz 15 f.).


8. Besteht ein Erfüllungsrückstand und ist dessen Höhe sicher, ist dem durch Ausweis einer Verbindlichkeit Rechnung zu
tragen. Ist die noch zu erfüllende Leistung der Höhe nach ungewiss, ist eine Rückstellung zu bilden (BFH-Urteil vom
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25.05.2016 - I R 17/15, BFHE 254, 228, BStBl II 2016, 930, Rz 17; Tiedchen in Anzinger/Oser/Schlotter,
Rechnungslegung und Prüfung der Unternehmen, 7. Aufl., HGB § 249 Rz 142).


9. c) Der Höhe nach sind Rückstellungen für Sachleistungsverpflichtungen wie für einen Erfüllungsrückstand nach § 5
Abs. 6, § 6 Abs. 1 Nr. 3a Buchst. b EStG mit den Einzelkosten und den angemessenen Teilen der notwendigen
Gemeinkosten zu bewerten, sofern die handelsrechtliche Bewertung nicht zu einem niedrigeren Wert führt (BFH-Urteil
vom 11.10.2012 - I R 66/11, BFHE 239, 315, BStBl II 2013, 676, Rz 14; zur Rechtslage nach Inkrafttreten des
Bilanzrechtsmodernisierungsgesetzes vom 25.05.2009 ‑‑BGBl I 2009, 1102‑‑ im Jahr 2009 s. BFH-Urteil vom
09.03.2023 - IV R 24/19, BFHE 280, 118, BStBl II 2023, 698, Rz 23 f.). Handelsrechtlicher Bewertungsmaßstab ist
nach § 253 Abs. 1 Satz 2 HGB der nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendige Erfüllungsbetrag (vgl.
BFH-Urteile vom 11.10.2012 - I R 66/11, BFHE 239, 315, BStBl II 2013, 676, Rz 15 ff.; vom 26.07.2023 - IV R 22/20,
BFHE 281, 32, BStBl II 2023, 1091, Rz 38).


10. 3. In Anwendung dieser Grundsätze hat das FG die Rückstellung wegen Altersfreizeit dem Grunde und der Höhe nach
zu Recht anerkannt. Die Revision des FA hat daher keinen Erfolg.


11. a) Im Streitfall besteht eine ‑‑nur der Höhe nach ungewisse‑‑ Verbindlichkeit der Klägerin auf Gewährung von
Altersfreizeit, soweit die betroffenen Arbeitnehmer bereits das Merkmal der mindestens zehnjährigen
Betriebszugehörigkeit erfüllt und das 60. Lebensjahr vollendet haben. Die Verbindlichkeit beruht auf der (bindenden)
Regelung des Manteltarifvertrags (§ 3 Nr. 7 EMTV). Auch für eine erst in der Zukunft entstehende Verbindlichkeit
muss eine Rückstellung gebildet werden (BFH-Urteile vom 05.02.1987 - IV R 81/84, BFHE 149, 55, BStBl II 1987, 845,
unter 1.b [Rz 17], zur Rückstellung für Zuwendungen aus Anlass eines Arbeitnehmerjubiläums; vom 29.11.2000 -
I R 31/00, BFHE 194, 76, BStBl II 2004, 41, unter II.2.a [Rz 13], zur Rückstellung für Zuwendungen aus Anlass eines
Firmenjubiläums).


12. Soweit die beiden vorgenannten Bedingungen noch nicht erfüllt sind, ist das künftige Entstehen einer Verbindlichkeit
auf Gewährung von Altersfreizeit dem Grunde nach hinreichend wahrscheinlich. Denn es sprechen mehr Gründe für
als gegen das Entstehen der Verbindlichkeit (vgl. BFH-Urteil vom 30.11.2005 - I R 110/04, BFHE 212, 83, BStBl II
2007, 251, unter II.2.a [Rz 30], zu Rückstellungen für Lohnfortzahlungen bei Altersteilzeit). Davon ist das FG in
revisionsrechtlich nicht zu beanstandender Weise ausgegangen. Der Fluktuation der Belegschaft wird bei der
Bestimmung der Rückstellungshöhe Rechnung getragen. Dies ist zwischen den Beteiligten letztlich nicht streitig.


13. b) Entgegen der Ansicht des FA ist die wirtschaftliche Verursachung der zurückgestellten (ungewissen) Verbindlichkeit
in der Zeit vor dem Bilanzstichtag (31.12.2016) gegeben. Ein Erfüllungsrückstand liegt nach der revisionsrechtlich
nicht zu beanstandenden Würdigung des FG vor (zustimmend Weppler in Stöckler/Karst, Steuerrecht der betrieblichen
Altersversorgung, Aktuelles I/2023, Rz 10).


14. aa) Der Anspruch der Arbeitnehmer (als Sachleistungsverpflichtete) ist durch ihre Arbeitsleistung ‑‑zum Teil
aufschiebend bedingt durch eine mindestens zehnjährige Betriebszugehörigkeit und die Vollendung des
60. Lebensjahres‑‑ entstanden und damit erdient beziehungsweise "realisiert" (vgl. Tiedchen in
Anzinger/Oser/Schlotter, Rechnungslegung und Prüfung der Unternehmen, 7. Aufl., HGB § 249 Rz 144). Die
Altersfreizeit gilt vergangene Arbeitsleistung ab und ist dieser synallagmatisch zweckgerichtet und zeitlich zuordenbar
(vgl. dazu BFH-Urteile vom 05.04.2006 - I R 43/05, BFHE 213, 332, BStBl II 2006, 593, unter II.4. [Rz 18]; vom
25.05.2016 - I R 17/15, BFHE 254, 228, BStBl II 2016, 930, Rz 16). Dies gilt jedenfalls bei der gebotenen
wirtschaftlichen Betrachtungsweise (dazu BFH-Urteil vom 25.05.2016 - I R 17/15, BFHE 254, 228, BStBl II 2016, 930,
Rz 23; Sievert in Prinz/Kanzler, Handbuch Bilanzsteuerrecht, 4. Aufl., Rz 6203). Durch die Anknüpfung an die Dauer
der Betriebszugehörigkeit handelt sich bei der Altersfreizeit um ein Entgelt für während dieser Zeit erbrachte
Arbeitsleistungen sowie für die Nichtausübung des Kündigungsrechts (BFH-Urteil vom 05.02.1987 - IV R 81/84, BFHE
149, 55, BStBl II 1987, 845, unter 1.c [Rz 19], zur Rückstellung für Zuwendungen aus Anlass eines
Arbeitnehmerjubiläums). Die Arbeitnehmer haben dadurch eine Vorleistung erbracht. Hingegen muss die Klägerin ihre
Gegenleistung in Gestalt der Altersfreizeit noch erbringen. Sie hat am Bilanzstichtag weniger geleistet, als sie nach
dem Arbeitsvertrag und den Bestimmungen des Manteltarifvertrags zu leisten verpflichtet ist. Insofern befindet sie sich
in einem Erfüllungsrückstand. Die entsprechende Würdigung des FG ist revisionsrechtlich nicht zu beanstanden und
bindet den BFH (§ 118 Abs. 2 FGO). Ein Verstoß gegen Denkgesetze oder allgemeine Erfahrungssätze (vgl. BFH-
Urteil vom 05.09.2023 - IV R 24/20, BFHE 281, 374, Rz 34) ist nicht ersichtlich.


15. bb) Der auf diese Weise entstandene Erfüllungsrückstand wird sukzessive mit jedem abgelaufenen Jahr der
Betriebszugehörigkeit der Arbeitnehmer aufgebaut (vgl. Lieb, Betriebs-Berater 2022, 2994; Prinz, Unternehmensteuern
und Bilanzen ‑‑StuB‑‑ 2022, 11, 13; Oser/Wirtz, StuB 2023, 105, 106). Denn die Arbeitnehmer erhalten zwei
Arbeitstage Altersfreizeit für jedes volle Jahr ihrer Betriebszugehörigkeit (nach Vollendung des 25. Lebensjahres).
Werden die Voraussetzungen für die Verpflichtung kontinuierlich aufgebaut, kommt es für die Rückstellungsbildung
nicht darauf an, ob der die Verpflichtung auslösende Tatbestand im Wesentlichen bereits vor dem Bilanzstichtag erfüllt
ist. Vielmehr muss die Rückstellung kontinuierlich gebildet werden (vgl. BFH-Urteil vom 05.02.1987 - IV R 81/84,
BFHE 149, 55, BStBl II 1987, 845, unter 1.c [Rz 20], zur Rückstellung für Zuwendungen aus Anlass eines
Arbeitnehmerjubiläums; Oser/Wirtz, StuB 2023, 105, 106). Dementsprechend steht es der Rückstellungsbildung hier
nicht entgegen, wenn die Mindestbetriebszugehörigkeit und/oder die Altersgrenze im Hinblick auf einzelne
Arbeitnehmer noch nicht erreicht sind.


16. Vor diesem Hintergrund führt auch der Einwand des FA, ein Arbeitnehmer, der seit 30 Jahren im Betrieb der Klägerin
arbeite, profitiere vor Vollendung des 60. Lebensjahres nicht von der Altersfreizeit, wenn der Betrieb eingestellt und


Seite 5 von 6







das Arbeitsverhältnis beendet werde, nicht zu einer anderen Beurteilung. Auf die zivilrechtliche Beurteilung kommt es
im Rahmen der anzustellenden wirtschaftlichen Betrachtung nicht an. Im Übrigen hat die Klägerin in diesem
Zusammenhang zu Recht auf den Grundsatz der Unternehmensfortführung (§ 252 Abs. 1 Nr. 2 HGB) hingewiesen.
Dieser gilt auch für die steuerliche Gewinnermittlung (§ 5 Abs. 1 Satz 1 EStG), und zwar sowohl für die Bewertung als
auch für die Bilanzierung dem Grunde nach (BFH-Urteil vom 27.06.2001 - I R 45/97, BFHE 196, 216, BStBl II 2003,
121, unter II.3.c [Rz 24], zur Rückstellung für sogenannte Anpassungsverpflichtung; Tiedchen in
Herrmann/Heuer/Raupach, § 5 EStG Rz 366; wohl anders ‑‑ohne weitere Begründung‑‑ BFH-Urteil vom 05.04.2017 -
X R 30/15, BFHE 257, 403, BStBl II 2017, 900, Rz 32, zur Rückstellung für Zusatzbeiträge zur Handwerkskammer;
zustimmend BeckOK EStG/Meinert, 18. Ed. [15.03.2024], EStG § 5 Rz 626; Meyering/Gröne in
Anzinger/Oser/Schlotter, Rechnungslegung und Prüfung der Unternehmen, 7. Aufl., HGB § 252 Rz 78).
Dementsprechend sind alle Verpflichtungen, die bei der zum maßgebenden Stichtag unterstellten unveränderten
Fortführung des Betriebs mit hinreichender Wahrscheinlichkeit zu erfüllen sein werden, bilanziell zu berücksichtigen,
wenn der Erfüllung keine tatsächlichen oder rechtlichen Gegebenheiten entgegenstehen (BFH-Urteil vom 27.06.2001 -
I R 45/97, BFHE 196, 216, BStBl II 2003, 121, unter II.3.c [Rz 24]). Das ist hier nicht der Fall.


17. cc) Das FG hat zu Recht darauf hingewiesen, dass die Zusage einer Altersfreizeit mit der Zusage von Zuwendungen
aus Anlass eines Arbeitnehmer- oder Firmenjubiläums (BFH-Urteile vom 05.02.1987 - IV R 81/84, BFHE 149, 55,
BStBl II 1987, 845; vom 29.11.2000 - I R 31/00, BFHE 194, 76, BStBl II 2004, 41) vergleichbar ist. In beiden Fällen
kommt es maßgebend auf die Dauer der Betriebszugehörigkeit des Arbeitnehmers an, so dass die zukünftige Leistung
des Arbeitgebers mit den in der Vergangenheit erbrachten Diensten des Arbeitnehmers verknüpft und auf Seiten des
Arbeitgebers ein Erfüllungsrückstand aufgebaut wird, der die Bildung einer Rückstellung gebietet.


18. dd) Insofern unterscheidet sich der Streitfall von dem Sachverhalt, der dem Urteil des Niedersächsischen FG vom
15.10.1987 - VI 59/85 zugrunde lag. Dort gewährte das Unternehmen Arbeitnehmern nach Vollendung des
60. Lebensjahres und unter der Voraussetzung einer mindestens zehnjährigen Branchenzugehörigkeit eine
"Altersfreizeit" (in Gestalt von 28 zusätzlichen Urlaubstagen pro Jahr). Das Niedersächsische FG ging davon aus, dass
eine Rückstellung weder unter dem Gesichtspunkt eines drohenden Verlusts aus schwebenden Geschäften noch
unter dem der ungewissen Verbindlichkeit gebildet werden könne. Einen Erfüllungsrückstand verneinte es mit dem
Argument, die zusätzliche Altersfreizeit stelle kein Entgelt für eine in der Vergangenheit erbrachte Arbeitsleistung des
Arbeitnehmers dar. Dabei verwies es insbesondere auf die fehlende Abhängigkeit der Dauer des zusätzlichen Urlaubs
von der Dauer des Beschäftigungsverhältnisses und die Anknüpfung an die Branchenzugehörigkeit der Arbeitnehmer.


19. In beiden Gesichtspunkten unterscheidet sich der dem Urteil des Niedersächsischen FG zugrunde liegende
Sachverhalt vom Streitfall. Vorliegend hing die Anzahl der Altersfreizeittage von der Dauer der Betriebszugehörigkeit
ab. Zudem stand die Altersfreizeit unter der Bedingung einer mindestens zehnjährigen Zugehörigkeit zum Betrieb der
Klägerin. Damit bestand der erforderliche Konnex zwischen der Arbeitsleistung des Arbeitnehmers und der
Leistungspflicht des Arbeitsgebers (Oser/Wirtz, StuB 2023, 105, 106). Bei der Altersfreizeit handelt es sich um Entgelt
für erbrachte Arbeitsleistung.


20. Vor diesem Hintergrund ist der Hinweis des FA auf das Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 07.11.1995 -
9 AZR 799/94, wonach der Anspruch auf Altersfreizeit im Jahr der Vollendung des 60. Lebensjahres für ein Jahr in
voller Höhe und nicht lediglich anteilig entsteht, nicht zielführend. Diese Entscheidung betrifft den einheitlichen
Manteltarifvertrag für die Brauereien im Lande Nordrhein-Westfalen vom 08./09.10.1990 und damit wiederum eine nur
an die Branchenzugehörigkeit gekoppelte Altersfreizeit.


21. 4. Die Rückstellung wegen ungewisser Verbindlichkeiten in Gestalt eines Erfüllungsrückstands wegen Altersfreizeit ist
der Höhe nach unstreitig. Insbesondere hat die Klägerin die gebotene Abzinsung der Rückstellung (§ 6 Abs. 1 Nr. 3a
Buchst. e EStG) und den nach der Rechtsprechung erforderlichen Fluktuationsabschlag (BFH-Urteil vom 05.02.1987 -
IV R 81/84, BFHE 149, 55, BStBl II 1987, 845, unter 3.b [Rz 26]) berücksichtigt. Der Senat sieht daher von weiteren
Ausführungen zur Bewertung der Rückstellung ab.


22. 5. Die Entscheidung ergeht nach § 121 Satz 1 i.V.m. § 90 Abs. 2 FGO mit Einverständnis der Beteiligten ohne
mündliche Verhandlung. Die Kostenentscheidung folgt aus § 135 Abs. 2 FGO.


Quelle: www.bundesfinanzhof.de
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